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Gert-Joachim Glaeßner 
Auf der Suche nach einem humanen Sozialismus. 
Zum Tod von Robert Havemann 


Wenn die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« den Tod des deutschen Kommunisten Robert 
Havemann in einem längeren Nachruf unter der Überschrift »Er glaubte an das Gute und 
Humane im Kommunismus« bedenkt, das »Neue Deutschland« dazu aber keine Zeile 
schreibt, so zeigt sich hierin die ganze Problematik und Widersprüchlichkeit des Lebens ei- 
nes Mannes, der seit seiner Jugend Kommunist war, der wegen seiner Überzeugungen und 
seines Widerstandes von den Nazis zum Tode verurteilt wurde, mit vielen Antifaschisten, 
unter ihnen Erich Honecker, im Zuchthaus Brandenburg eingekerkert war und überlebte, 
der in seinem Leben dreimal vom Berufsverbot betroffen war - 1933 als ihn die Nationalso- 
zialisten aus dem Kaiser-Wilhelm-Institut für Physikalische Chemie entließen, 1950 als ihn 
die Amerikaner wegen seines Engagements gegen den Bau der Wasserstoffbombe als Ab- 
teilungsleiter des gleichen Instituts absetzten und 1964 als er seine Professur an der Hum- 
boldt-Universität in (Ost)Berlin verlor, weil er in einer Vorlesungsreihe zentrale Axiome 
des poststalinistischen Marxismus-Leninismus in Frage gestellt hatte. 

Seitdem galt er den einen als »Dissident«, als Kronzeuge gegen den staatlich etablierten So- 
zialismus sowjetischen Typs, den anderen als Verräter an der großen Sache der Befreiung 
der Menschheit durch die marxistisch-leninistische Avantgardepartei. Havemann war kein 
Dissident, er war nicht aus der »Glaubensgemeinschaft« der Marxisten-Leninisten ausgetre- 
ten, sie hat sich vielmehr eines Kritikers entledigt, der sie von innen kritisierte, er war 
schon gar nicht ein Konvertit, der vom »wahren Glauben« abgewichen ist und die weltan- 
schaulichen Fronten gewechselt hat wie viele vor ihm, noch war er ein Häretiker, der sich 
einer »Irrlehre« verschrieben hatte. Er bestand vielmehr darauf, daß der Marxismus mehr 
sei als eine neue Theologie, mehr als eine pure Rechtfertigungsideologie der herrschenden 
Partei, mehr als ein Instrument zur Disziplinierung der vorgeblichen Subjekte der Ge- 
schichte, der arbeitenden Massen und mehr als der platte Pragmatismus der NÖS-Genera- 
tion in der DDR. Er wandte sich gegen einen mechanischen Materialismus, der keinen 
Raum läßt für aktives, selbstverantwortliches Handeln. Demgegenüber betonte er die Not- 
wendigkeit einer neuen Moral, nahm die ethischen Imperative des frühen Marxismus wie- 
der auf: 

»Die Grundelemente der alten Moral waren: Demut, Ergebenheit in das Schicksal, Hoff- 
nung auf eine höhere Gerechtigkeit. Einordnung des Menschen in die gesellschaftliche 
Hierarchie. In der sozialistischen Moral sind andere Begriffe wesentlich: Die Solidarität, 
der Widerstand, der Zweifel an allem Hergekommenen, das Selbstvertrauen, die Ent- 
schlossenheit, die Verhältnisse zu ändern.«. 


Havemann und die DDR 
Havemann hat immer darauf bestanden, daß die DDR »auf dem Weg in die Zukunft, die 
Sozialismus heißt, der westdeutschen Bundesrepublik und den anderen westeuropäischen 


Industriestaaten weit voraus« sei. Er hoffte, daß die DDR gemeinsam mit den anderen so- 
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fung der Repression in den Ländern des »realen Sozialismus« zu interpretieren, kann sich 
nicht auf Robert Havemann berufen, der die Bedeutung der friedlichen Koexistenz immer 
wieder betont hat und dessen Engagement in der Friedensbewegung ganz wesentlich aus 
der Furcht vor den Folgen eines neuen kalten Krieges erwuchs. 

Ein pauschalisierendes Freund-Feind-Denken, das die DDR nur als Negativfolie für die in- 
nenpolitische und innerlinke Auseinandersetzung benutzt, kann Havemanns Positionen 
nicht für sich vereinnahmen: Von hier bis zu einem neuen (»linken«) Antikommunismus 
ist nur ein kleiner Schritt. Havemann hat immer wieder den Antikommunismus als schlim- 
me Krankheit bezeichnet, »die in vielen Ländern die Kraft der Arbeiterbewegung lähmt 
und die Spaltung der Progressiven aller Schattierungen fördert. Er dient dazu, das äußere 
und innere Feindbild zu schärfen. Wie schmal der Grat zwischen der scharfen Kritik an 
den Deformationen des »realen Sozialismus« und der Vereinnahmung dieser Kritik für an- 
tikommunistische Positionen ist, hat bisher noch jeder linke Kritiker dieser Länder erfah- 
ren. Havemann war nicht zu vereinnahmen, weil er trotz alledem die DDR als historische 
Möglichkeit und Chance begriff, aus den bisherigen Fehlern zu lernen, und weil seine Kri- 
tik fundiert war, auf einer subtilen Kenntnis und Binnenerfahrung des Systems und seiner 
Apparate beruhte. 

Die Schwierigkeiten der Linken mit Robert Havemann liegen vor allem darin, daß sie über 
diese Erfahrungen nicht verfügt und verfügen kann, deswegen aber auch Schwierigkeiten 
hat, die Widersprüche und Brüche zu verstehen, die im Denken und Handeln eines deut- 
schen Kommunisten entstanden sind, der von seinem Traum eines humanen Sozialismus in 
der DDR nicht lassen wollte, obwohl alle Erfahrung ihn hätte davon lehren müssen, daß 
dieser Traum am 21. August 1968 in Prag zerstört wurde. 


Anmerkungen 
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Editorial 


Gegenüber den Anfängen der staatstheoretischen Bemühungen, bekanntgeworden vor al- 
lem als »Ableitungsdiskussion«, stehen wir heute vor einer grundlegend gewandelten Si- 
tuation. Galt es zu Ende der 60er Jahre die Grenzen staatlicher Tätigkeit herauszuarbeiten, 
so ist am Anfang der 80er Jahre das Bewußtsein über Systemgrenzen staatlichen Handelns 
allgemein geworden. Von neo-konservativer Seite ist es längst in eine politische Program- 
matik umgesetzt und politisch relevant geworden. Verändert hat sich auch die Gleichläu- 
figkeit der Vorstellungen in Bezug auf die Inhalte staatlicher Reformprogramme und die 
Handlungsetfordernisse unter den Linken. Engpässe der Kapitalreproduktion lassen sich 
aun offensichtlich nicht mehr im Gleichlauf mit Reformbewegungen angehen, wie es bei- 
spielsweise in der Bildungspolitik der 60er Jahre und auch in anderen Bereichen noch der 
Fall war. Kapitalinteressen lassen sich zunehmend weniger mit Reformprogrammen verbin- 
den, das Problem anderer Formen der Interessenorganisation und -repräsentation tritt auf 
die Tagesordnung. Diese historische Notwendigkeit, deren Einlösung noch beträchtliche 
und praktische Anstrengungen etfordert, wird gegenwärtig zum Einfallstor sowohl spon- 
tan-utopischer Vorstellungen - sich vom Staat freimachen, ihn einfach »wegschicken« zu 
können - als auch von allen möglichen reaktionären und sonstig rückwärtsgewandten zivi- 
lisationstheoretischen Interventionen. 

Insgesamt führen diese hier nur angerissenen Veränderungen - wenn man die politologi- 
sche Unterscheidung zwischen policy und politics heranzieht, also der Möglichkeiten und 
Grenzen staatlicher Handlungen auf einzelnen Politikfeldern - zu Fragen der Formen poli- 
tischer Auseinandersetzungen, der Organisation und Repräsentation von Prozessen, der 
Veränderung politischer Kräfteverhältnisse in der Gesellschaft. Theoretisch und analytisch 
wird diese Verschiebung unterstützt durch die Rezeption der staatstheoretischen Ansätze 
Gramscis und Poulantzas’, die beide die Politikaspekte, die Aspekte politischer Auseinan- 
dersetzungen, Bündnisse, Kräfteverhältnisse viel stärker in den Mittelpunkt ihrer Analysen 
gestellt hatten, als dies in der deutschen Diskussion anfangs der 70er Jahre der Fall war. 
Die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung der Staatsdiskussion, die vor uns liegt, kann 
auch die PROKLA nicht mit einem großen Wurf, aus einem Stück einlösen. Wir haben es 
daher vorgezogen, den Faden an unterschiedlichen Stellen des theoretischen Netzes aufzu- 
greifen, das die theoretische Arbeit der marxistischen Linken in den letzten Jahren (weiter-) 
gewoben hat. Daß uns dabei im ersten Zugriff einiges nicht möglich gewesen ist, was wir 
für wünschenswert gehalten haben, sei dabei nicht verschwiegen. Aber die Debatte be- 
ginnt eben erst wieder (und wir werden uns bemühen, in den nächsten Heften die Diskus- 
sion fortzusetzen). 

Christine Buci-Glucksman konstatiert in ihrem Beitrag unter Verweis auf die Situation 
in Großbritannien, Schweden und der Bundesrepublik das Ende des »keynesianischen Poli- 
tikmodells« und damit das Ende der Sozialdemokratie, die sich in ihrem Handlungsmodus 
nach dem 2. Weltkrieg gänzlich diesen Politikreformen verschrieben habe. Der Artikel ist 
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vor dem Hintergrund des gerade errungenen Wahlsiegs der Linken in Frankreich und der 
noch nicht von den Militärs unterdrückten Veränderungshoffnungen in Polen geschrieben 
und sieht jenseits des sozialdemokratischen Keynesianismus die Perspektiven zu einem 
dritten Weg. Der Beitrag von Angelo Bolaffi und Giacomo Maramao über die deutsche So- 
zialdemokratie stellt die Analyse Buci-Glucksmans im Hinblick auf die italienische Situa- 
tion und die dortigen Erfahrungen in Frage. Im Gegensatz zu Buci-Glucksman wird von 
ihnen der Aspekt der Veränderbarkeit politischer Kräfteverhältnisse in den Vordergrund 
gestellt. Die Überlegungen richten sich darauf, der italienischen KP den endgültigen Ab- 
schied vom Klassenreduktionismus, also von der Klassenpartei, zugunsten eines italieni- 
schen »Bad Godesberg« als politische Strategie nahezulegen, um zur Regierungsfähigkeit 
zu gelangen. Der Artikel von Wolfgang Fach bezieht sich auf den deutschen Kontext. Er 
geht (in einem historischen Vergleich mit der Weimarer Republik) der Frage nach, welche 
politischen Durchsetzungsformen dem Kapitalinteresse an der Kernenergie angesichts der 
gegebenen Formen der Interessenorganisation und -repräsentation in der Bundesrepublik 
gegeben sind. Es wird dabei gefragt, ob die Strukturen des Korporatismus, des »Sicher- 
heitsstaates«, für das Kapital dieselbe Funktionalität besitzen könnten wie der Faschismus 
als spezifische Organisationsform bürgerlicher Interessen. 

In dem Beitrag von Gerd Rudel wird auf die Staatsdiskussion Anfang der 70er Jahre zu- 
rückgegangen. Dabei entwickelt er als zentralen Kritikpunkt, daß diese Diskussion ihren 
strategischen Stellenwert für sozialistische Strategie weder hinreichend mitreflektiert hat 
noch daher einen wesentlichen Beitrag für eine sozialistische Strategie leisten konnte. 
Brandt und Minnerup schließlich bringen in ihrem Beitrag eine Problemstellung in die 
Analyse über die Organisierbarkeit linker Politikinteressen ein, die Anfang der 70er Jahre 
ebenfalls durch die Maschenstruktur analytischer Betrachtung gefallen wäre: Die Frage, in- 
wieweit die nationale Frage in Deutschland Staatsverständnis und Staatseinschätzung der 
Linken beeinflußt. 

Heide Gerstenberger stellt in ihrem Beitrag vom Ursprung des bürgerlichen Staates in 
selbstkritischer Absetzung von ihrem früheren staatstheoretischen Ansatz die Frage der ge- 
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse und die Bedeutung politischer Bewegungen und Klas- 
senkämpfe gegenüber strukturanalytischen Faktoren in den Vordergrund. 

Den Abschluß des Heftes bildet schließlich der Beitrag von Erast-Pörksen und Rudolf 
Hickel, in dem diese die Position der Memorandumsgruppe gegenüber Kritiken, die auch 
von Seiten der Prokla hervorgebracht worden sind, verteidigen. 


Die Redaktion 


Peter Brückner 


Nach jahrelangem Widerstand ist Peter Brückner der Niedertracht seiner Gegner physisch 
erlegen. Zornig betrauern wir ein weiteres Opfer der deutschen Verhältnisse, den Genos- 
sen aus fast zwei Jahrzehnten gemeinsamer Arbeit für eine sozialistische, menschenwürdi- 


ge Gesellschaft. 
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Frieder O. Wolf 
Abschied vom Wohlfahrtsstaat? 


War der Sozialstaat denn doch keine Illusion? Vieles spricht jetzt dafür, wo sich ein neuer 
Rechtsblock zu seinem Abbau rüstet. Sozialabbau verändert wirklich etwas - und ruft auch 
Gegenwehr hervor. Und - haben wir Marxisten nicht immer wieder die Sozialdemokratie 
"unterschätzt? Einiges spricht wiederum dafür, daß wir überhaupt nicht begriffen haben, 
über welche Interessenvertretungsptozesse sie bis heute so breit in der Arbeiterklasse veran- 
kert ist. Das zeigt sich nicht nur daran, daß die »Stabilitätsreserven« dieser Partei es ihr über 
Jahre ermöglicht haben, nach der Politik der »inneren Reformen« eine Politik des gewisser- 
maßen sozial-neoliberalen Sozialabbaus zu betreiben. Nicht zuletzt wird es auch daran 
deutlich, daß eıst jetzt - und noch erst für eine kleine Zahl von aktiven Sozialdemokraten 
und Gewerkschaftern - das »Ende der Fahnenstange« erreicht ist und wirklich etwas ab- 
bröckelt, nach links von dieser Partei. 

Christine Buci-Glucksmann stellt sich mit ihren Thesen vom Ende des »Keynesianismus« 
als Ende einer historischen Epoche der europäischen Sozialdemokratie in die westeuropäi- 
sche Debatte über die Bildung eines neuen Linksblocks, der in der Lage ist, einen Weg aus 
der kapitalistischen Krise zu finden, der nicht von den neoliberalen Momenten von 
Real(und Sozial-Jlohnsenkung, Aufrüstung und außenpolitischer Aggressivität geprägt ist. 
Sie stellt sich dieser Debatte selbst aus dem historischen Kontext der französischen Erfah- 
rung der Linksregierung, in der sie die Möglichkeit eines neuen historischen Blocks aus 
linkskeynesianischen, gewissermaßen radikal-sozialdemokratischen und selbstverwaltungs- 
sozialistischen Kräften angelegt sieht. Dieser neue soziale und politische Block könnte, in 
dem Maße wie er sich auf der Ebene gesellschaftlicher Bewegungen herausbildet, nach Bu- 
ci-Glucksmanns Analyse einen Weg aus der staatsfixierten Blockierung des Sozialismus seit 
den dreißiger Jahren finden, die sowohl in seiner kommunistischen wie in seiner sozialde- 
moktratischen Tradition nachhaltigen Schaden angerichtet hat. 

Eine derartige politische Perspektive erfordert auch theoretisch ein Umdenken. Buci- 
Glucksmann schlägt vor, sowohl den “Wohlfahrtsstaat’ keynesianischer Prägung als mate- 
rielle Konfiguration eines bestimmten Akkumulationstyps mit einem bestimmten Typ von 
Klassenkompromiß und bestimmten Formen politischer Vermittlung von Interessenkon- 
flikten ernstzunehmen - und ihn vor allem von seinem spezifischen Durchdringungsver- 
hältnis mit der beherrschten Klasse her zu begreifen, als auch die moderne Sozialdemokra- 
tie grundlegend anders zu begreifen, als dies in der marxistischen Reformismus- und So- 
zialdemokratie geläufig ist: Nicht mehr unter dem Gesichtspunkt von notwendigem Schei- 
tern und Illusionen bzw. Massenbetrug, sondern unter dem Gesichtspunkt ihres relativen 
historischen Erfolges und der spezifischen Angemessenheit ihrer Politik an die Bedürfnisse 
und Forderungen ihrer sozialen Basis in der breiten Mehrheit der Arbeiterklasse der »key- 
nesianischen« (nord- und mittel-Jeuropäischen Länder. Diese Herausforderung wird auch 
der als nützlich anerkennen müssen, der die theoretischen Ausgangspositionen - einen 
stark unter dem Eindruck der politisch-theoretischen Initiativen Nikos’ Poulantzas rezi- 
pierten Gramsci - nicht teilen sollte. Auch wenn mensch insbesondere die historische Neu- 
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heit der von Buci-Glucksmann herausgestellten Elemente für relativierungsbedürftig hält 
bzw. auch die gegenwärtigen politisch-ökonomischen Entwicklungen unter unmittelbarem 
Rückgriff auf klassische marxistische Krisenanalysen für erklärbar hält, wird er dieser Pro- 
blematik nicht ausweichen können. Es sei denn, er zieht es vor, um der Reinheit seiner Pro- 
blemstellungen willen sich auf den Rückzug aus der realen Welt zu begeben. 

Gewiß gibt es viele offene Fragen in Buci-Gluckmanns Darstellung - und nicht nur, was 
die Analyse der Krise der westdeutschen Sozialdemokratie angeht, die wir, die unmittelbar 
mit ihr umgehen, präziser leisten können müßten! Vor allem zwei Punkte bedürfen offen- 
bar dringend der weiteren Ausarbeitung: Eıstens die konktete, inhaltliche Verknüpfung 
von linkskeynesianischer Expansionspolitik plus Umverteilung mit einer stofflichen Um- 
strukturierung der Produktion, die eine Überwindung der ökologischen Krise und eine Be- 
friedigung der neuen Bedürfnisse ermöglicht, die auf eine Veränderung der herrschenden 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung - nach Geschlechtern, nach Hierarschien, nach Lebens- 
räumen usw. - ausgehen. Hier ist vermutlich in Frankreich gegenwärtig der schlichte links- 
keynesianische Nachholbedarf so groß, daß die selbständige Bedeutung - und die Schwie- 
tigkeit - der anderen Seite dieser Aufgabe noch nicht deutlich genug in die politische De- 
batte eingegangen ist. Zweitens die Herstellung eines wirklichen Zusammenhangs von 
Massenbewegungen und staatlicher Politik, die Buci-Glucksmann als leistbar postuliert, 
aber nicht weiter konktetisiert. Alle Erfahrungen der »alternativen Wahlbewegung«, die 
sich in der Bundesrepublik entwickelt hat, zeigen doch zumindest eines: daß es notwendig 
ist, eine enge Verknüpfung von autonomen gesellschaftlichen Initiativen und Bewegungen 
und instrumentellen Formen institutioneller, staatlicher Politik zu erreichen - und daß es 
sehr schwierig ist, dies in neuen, »1cAr-sozialdemokratischen Formen zu tun! 


Christine Buci-Glucksman 
Sozialdemokratie und Keynesianischer Staat 
Krise eines keynesianischen Modells und sozialistische Alternative‘ 


1. Eine strategische Krise 


Unbestreitbar sind heute die großen europäischen Sozialdemokratien - die schwedische, 
die englische oder die deutsche - gerade in dem Bereich in eine Krise geraten, auf den sie 
zur Entfaltung ihrer eigenen Strategie gesetzt hatten: im Bereich des keynesianischen 
Wohlfahrtsstaates und der Zielvorstellungen des kollektiven Wohlstands bzw. einer Ver- 
tingerung der sozialen Ungleichheit durch Umverteilung der Erträge des wirtschaftlichen 
Wachstums; dem Bereich der dreiseitigen Kompromisse zwischen Unternehmetschaft, Ge- 
werkschaft und Staat in Gesetzgebungs- und Aushandelungsptozessen; und schließlich in 
bezug auf das andauernde legitimatorische Gleichgewicht von kapitalistischer Akkumula- 
tion und politischer Legitimation bei den Massen. 

Seit fünf Jahren haben sich die konjunkturellen Symptome dieser Krise unter dem Druck 
der neokonservativen und neoliberalen imperialistischen Gegenoffensive vervielfältigt: 
Verlust der Macht in Schweden (nach 44 Regierungsjahren) und in England (nach det ein- 
schneidendsten Niederlage in der gesamten Geschichte von Labour), Brüchigwerden der 
politischen Strategie und der Wählerbasis der SPD - einer SPD, die sich mehr und mehr in 
ihre verschiedenen Tendenzen aufspaltet und von einer gestärkten Linken und einer bei- 
spiellosen Friedensbewegung unter Druck gesetzt wird. Von allen Seiten steht sie im 
Kreuzfeuer der Kritik. 

Die weltweite Krise des Kapitalismus hat die innere Krise der keynesianischen Strategien 
der Sozialdemokratie verstärkt; die inneren Grenzen und Schwächen der sozialdemokrati- 
schen Praxis der letzten 30 Jahre und die ihres sozio-ökonomischen und politischen Modells 
sind zum Vorschein gekommen. 

Gewiß halten die Verfechter der anti-keynesianischen und neoliberalen Strömungen nicht 
zurück mit ihrer Denunziation der sozialdemokratischen »Bürokratisierung«, ihres »Totali- 
tarismus«, der Infantilisierung der Gesellschaft, des Preises, den ihre Gigantomanie veı- 
langt, der Maßlosigkeit ihres Steuersystems und der negativen Auswirkungen einer Verwal- 
tung der »Nachfrage«, die unmodern oder unmöglich sei. Ralf Dahrendorf ruft bereits die 
Zeit der »Nach-Sozialdemokratie« aus, indem er feststellt, daß »die sozialdemoktatische 
Herangehensweise an die augenblicklichen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Pro- 
bleme außer Atem gekommen ist« und daß sie nicht mehr in der Lage sei, zur Lösung die- 
ser Probleme beizutragen. Und daß »die Sozialdemokratie aufgehört hat, eine Stätte der 
politischen Reflexion zu sein«.!. 

Hinter diesen Kritiken zeichnet sich eine von Rechts hervorgebrachte liberal-konservative 
Analyse der Krise als einer »Krise der Regierbarkeit« ab, als Krise im Sinne einer »Überla- 


* Ein Teil des vorliegenden Textes ist einem Referat entnommen, das ich auf dem von der UNAM 


(Abteilung für Politische Wissenschaften) im Juli 1981 veranstalteten Colloguium von Mexico mit 
dem Thema Die sozialistische Internationale gehalten habe. 
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stung« der Regierung und des Staates und eines Übermaßes an Demokratie, an Politisie- 
rung und eines Ausuferns von an den Staat gestellten Forderungen.” Entsprechend dieser 
Analyse wäre die Krise der sozialdemokratischen Strategien nichts anderes als der Ausdruck 
einer Krise des Wohlfahrtsstaates, der sich geradezu in einen »bürokratischen« und »autori- 
tären« Leviathan verwandelt habe. Auf dieser Grundlage werden dann liberal-konservati- 
ve, eindeutig antireformistische bzw. antikeynesianistische Heilmittel propagiert: Abbau 
des Sozialstaats (Verringerung der öffentlichen Ausgaben, der Sozialleistungen; Reprivati- 
sierung verstaatlichter Wirtschaftssektoren, etc.); Erhöhung des Militärhaushalts; Ausbau 
eines »starken« Staates, der seine Bürger nur noch von oben verwaltet; wirtschaftspolitische 
Methoden, die auf eine Wiederherstellung des freien Marktes und staatliche Förderung der 
wichtigsten Bereiche der kapitalistischen Akkumulation abzielen - sowie Sparprogramme, 
in denen es darum geht, die Arbeiterklasse und die lohnabhängige Bevölkerung zu diszi- 
plinieren bzw. zu spalten. 
Diese Kritiken am Keynesianismus, die eine »Rückkehr zur freien Marktwirtschaft«, eine 
»Minimalregierung«, entpolitisierende Legitimitätsverfahren auf ihre Fahnen schreiben, 
können sich in der Tat auf eine objektive Tendenz stützen: auf die Krise des keynesiani- 
schen Staates und auf den beginnenden Übergang zu einem post-keynesianischen Staat - 
Entwicklungen, die seit 10 Jahren im Gange sind. Diese Krise geht anscheinend mit einer 
strukturellen Modifikation der Beziehungen zwischen politischem System und Gesellschaft 
einher, wie sie an der sich gegenwärtig vollziehenden Umgestaltung des Staates deutlich 
wird. Der keynesianische Staat hat in seiner Krise nachgerade zu einer Verschiebung der 
Formen der Machtausübung geführt: zwischen dem, was man die Politik der Konsensver- 
mittlung bezeichnen kann (des parlamentarischen Systems, das Parteiensysteme als Träger 
der politischen Vermittlungs- und Repräsentationsprozesse gegenüber der bürgerlichen 
Gesellschaft begreift) und dem, was die Politik als Entscheidungsinstanz darstellt, die im- 
mer weniger sichtbar und zugleich immer mächtiger wird (die staatlichen Technokraten; 
die politische Macht der großen Verbände der Gesellschaft, die ihre Verwaltung und Re- 
produktion besorgen; die beispiellose Konzentration wirtschaftlicher Macht in den Händen 
der vom Nationalstaat immer unabhängiger werdenden multinationalen Konzerne). 
Diese ‚Verlagerung der Politikformen hat geradezu einen Prozeß der »Entformalisierung 
des Staates und der Politik« in Gang gesetzt, und zwar sowohl hinsichtlich der Machtver- 
hältnisse als auch hinsichtlich der Beziehungen zwischen bürgerlicher Gesellschaft und 
Staat. Aus diesem Prozeß erklärt sich, daß das keynesianische Gleichgewicht auf allen Ebe- 
nen in Frage gestellt wird: Wirtschaftspolitik, Klassenkompromisse, ausgehandelte Kom- 
promisse... Dementsprechend hat diese Krise die Sozialdemokratie auch von innen her er- 
reicht, so daß sich verstärkt unterschiedliche Richtungen im Inneren der sozialdemokrati- 
schen Parteien herausgebildet haben. In der »sozialdemokratischen Linken« kam es so zu 
einer richtiggehenden Infragestellung des keynesianischen Modells zugunsten einer Wie- 
derbelebung der Ideen des Sozialismus. 
Das erste und sichtbarste Anzeichen dieser Entwicklung ist ein seit 10 Jahren eindeutig sich 
vollziehender Verfall der sozialdemokratischen Hegemonie, also der Fähigkeit der sozialde- 
mokratischen Parzezen, ihre eigene Basis und die Gesellschaft wirklich noch zu repräsen- 
tiern. Ein einfacher quantitativer Vergleich zwischen der Wähler- und Mitgliederbasis der 
SAP, der Labour-Party und der SPD läßt parallele, wenn auch in den einzelnen Ländern 
“unterschiedliche Tendenzen hervortreten: im Rückgang des Einflusses unter der Arbeiter- 
schaft; eine an den sozialen Pluralismus der Wählerschaft und der Partei gebundene Ten- 
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denz zu einer über den Klassen stehenden Technokratie; die Unfähigkeit, ein wirklich he- 
gemoniales Verhältnis zur Gesamtheit der post-keynesianischen sozialen Bewegungen zu 
entwickeln, die sich außerhalb des Produktionsbereiches gebildet haben (Umweltschutz-, 
Frauen- und Jugendbewegung).? Gewiß unterscheidet die verschiedenen Parteien mehr als 
nur eine bloße Nuance. Die SAP hat sich zum großen Teil ihre Arbeiterbasis erhalten, 
während die Labour-Partei ihre Mehrheit unter den Schichten der un- und angelernten Ar- 
beiter (42%) verloren hat. Aber die zunehmende soziale Differenziertheit der entwickel- 
ten kapitalistischen Gesellschaften, die Auswirkungen einer ökonomischen Krise mit Mas- 
senarbeitslosigkeit und der Inflation, einer Aufspaltung der Arbeiterklasse und ihrer Inter- 
essen sowie die Grenzen, die einer weiteren Ausweitung des Staates und der staatlichen 
Verwaltung der »bürgerlichen Gesellschaft« gesetzt sind, führen zu einer Schwächung der 
programmatischen und hegemonialen Kraft der sozialdemokratischen Parteien. Eine Krise 
ihrer politischen Repräsentativität setzt sie der Kritik von zwei Seiten aus, von seiten der 
konservativen Rechten ebenso wie von seiten der sozialen Bewegungen. Zugleich findet ei- 
ne innere Zersetzung der verschiedenen Elemente statt, aus denen ihr politisches Modell 
besteht (Verselbständigung der gewerkschaftlichen Kämpfe, Krise der Funktionen des so- 
zialen Ausgleichs und der Systemintegration). 
Von hier aus betrachtet, verweist die innerparteiliche Krise auf eine Krise des z»stitwtionel- 
len Dreiecks, das die Grundlage des keynesianischen Staates bildete und das den traditio- 
nellen Ort der Politik seit der historischen Herausbildung der Arbeiterklasse bestimmte: 
Produktion (Unternehmetschaft, Gewerkschaften), Parzeier und Siaat. Eine solche Direier- 
konstellation hatte gewiß von den 30er Jahren an (Regierungsübernahme der schwedischen 
Sozialdemokratie, New Deal in den USA) und vor allem in den Jahren von 1950 bis 1968 
eine Stabilisierung bzw. Institutionalisierung der Massenbewegungen sowie eine Reduzie- 
rung des politischen Bereiches auf seine traditionellen Teile ermöglicht: auf einen ökono- 
mischen Teilbereich (Gewerkschaften) sowie auf einen politischen (Parteien). Aber das 
Eindringen des keynesianischen Staates selbst noch in den Bereich der Steuerung des öko- 
nomischen Zyklus und die Politisierung der wirtschaftlichen und sozialen Sphären, die er 
damit auslöste, sowie die Frustrations- und Entfremdungserscheinungen in der Gesell- 
schaft, die diesen Prozeß begleiteten, führten zum Auftreten einer Politik außerhalb des 
Staates (and der Parteien), zum historischen Auftreten der neuen, derrokratischen Hand- 
Jungsträger einer neuen, »transversalen« Konfliktstruktur, die das Herzstück der sozialde- 
“ moktatischen Praxis in Frage stellte: die Überwindung von sozialen Konflikten und die Re- 
duzierung der gesellschaftlichen Komplexität durch den Staat. 
Unter diesen Umständen konnte man auch innerhalb der Sozialdemokratien durchaus eine - 
sozialistische Kritik am keynesianischen Modell zu hören bekommen, das seine Grenzen 
deutlich gezeigt hatte. Dies gilt sowohl für die Kritik des linken Flügels der Labour Party 
um Tony Benn oder für die schwedische Gewerkschaftlinke um Meidner als auch für die 
marzistische Linke in der SPD (von den Jusos bis hin zu anderen Strömungen). Der sozial- 
demokratischen Ideologie einer ärearen und kontinuierlichen Demokratisierung, die es eı- 
möglichen sollte, innerhalb des evolutionären Rahmens eines »demokratischen Sozialis- 
mus« den Übergang von der politischen Demokratie zur sozialen und schließlich zur wirt- 
schaftlichen und industriellen Demokratie zu vollziehen, haben die Linken die folgenden 
gewichtigen Tatsachen entgegengehalten: das Fehlen jedweder Form von ökonomischer 
und industrieller Demokratie, die beispiellose Konzentration der wirtschaftlichen Macht 
sowie die Entstehung der multinationalen Konzerne, durch die die Arbeiter jeder realen 
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Macht beraubt wurden, und die etatistische und bürokratische Deformation des Staates. 
So erklärte Gunnar Nielson (LO) in einem Interview mit Paterna, daß wir zu Zeugen »einer 
beispiellosen Konzentration der wirtschaftlichen Macht in Schweden« geworden sind. Und 
er schloß sich ausdrücklich der Auffassung derjenigen an, die »glauben, daß die Sozialde- 
mokratie sich 44 Jahre lang darauf beschränkt hat, eine kapitalistische Gesellschaft zu ver- 
walten«°. Eine zutreffende Feststellung, wenn man bedenkt, daß zwei Großbanken und et- 
wa 20 multinationale Großkonzerne das schwedische Wirtschaftsleben beherrschen ° 

In die gleiche Richtung geht eine Äußerung Tony Benns, der in »Arguments for Socialism« 
eine höchst kritische Bilanz des keynesianischen Wirtschaftsmanagements und des institu- 
tionalisierten Dreiecks von Gewerkschaften, Kapital und Staat zieht: »Wir finden, daß die 
gemischte Wirtschaft, so wie sie entwickelt worden ist, unserem Volk nicht die erwarteten 
Resultate gebracht hat.«’ Und er zeigt die negativen Auswirkungen der Konzentration der 
wirtschaftlichen Macht auf die Demokratie auf: Während 1950 die 100 größten Unterneh- 
men 20% des Nationalprodukts erzeugten, so lag deren Anteil 1973 bei 46% und 1980 
bei 66%. Diese Art von Kritik und derartige Feststellungen beschränken sich dabei nicht 
nur auf den wittschaftlichen Bereich. Sie beziehen oft das Feld gewerkschaftlicher und po- 
litischer Praxis mit ein. So bemerkte Stuart Holland in seiner Kritik an den vorhetrschen- 
den Pluralismuskonzeptionen der Labour Party, daß man die Tarifverhandlungen alle 
schon deshalb auf die Fragen der Gehälter und der Arbeitsbedingungen eingeschränkt ha- 
be, weil Staat, Unternehmer und Gewerkschaft auf die gleiche »Verhandlungsebene« ge- 
stellt worden seien. Dadurch wurde eine richtiggehende »Verdrängung der Gewerkschafts- 
machts herbeigeführt und eine beispiellose Herrschaft des Staatsapparats - d.h. von Partei 
und Regierung (bzw. der Parlamentsfraktion über die Labour Party) -- hervorgebracht.* 
Diese Äußerungen kommen bereits der sehr viel radikaleren Kritik an dem in den letzten 
Jahren vollzogenen Prozeß einer korporatistischen und autoritären E/gtisierung nahe, wie 
sie von Stuart Hall, Chas Critcher, Tony Jefferson, John Clarke und Brian Roberts in »Poli- 
cing the crises« entwickelt worden ist. Diesen Kritikern zufolge handelt es sich bei der bis- 
herigen Politik geradezu um eine »Neuzusammensetzung der Arbeiterklasse von oben. 
Eine wirtschaftliche Konzentration, die jede wirkliche industrielle Demokratie ausschließt 
und jegliche Gleichheit einschränkt, sowie ein Etatismus bzw. Staatssozialismus, in dem 
der soziale Konsens versagt und die Hegemonie schwindet - dies sind die »Übel« und 
»Schwächen« des keynesianischen Modells, die von seinen Kritikern angeprangert werden. 
Natürlich setzen diese Kritiker jeweils ihrerseits eine ganz bestimmte Analyse der Krise 
und ihrer möglichen Lösungswege voraus, nämlich eine Herangehensweise, die den Posi- 
tionen der liberal-konservativen Kritiker genau entgegengesetzt ist: Zur Krise des keynesia- 
nischen Modells kommt es nach ihrer Auffassung nicht aufgrund eines Übermaßes an 
Staat, sondern ganz im Gegenteil aufgrund der Grenzen, auf die der Staat hinsichtlich der 
demokratischen Regierung der Gesellschaft stößt. Die externen Grenzen liegen dabei auf 
dem Gebiet der Internationalisierung des Kapitals, die internen Grenzen bestehen in dem 
Gewicht des monopolistischen Wirtschaftssektors und in den allzu inkohärenten und büro- 
kratischen Strukturen staatlicher Entscheidungsprozesse. Daher kommt es schließlich zum 
Wiederaufleben einer sozialistischen Alternative zur Sozialdemokratie, die die folgenden 
Schwerpunkte aufweist: eine Politik der Verstaatlichungen, eine demokratische Wirt- 
schaftsplanung, eine Kontrolle der Investitionen durch die Gewerkschaften und sogar (wie 
im englischen Fall) ein Rückgriff auf protektionistische Politik. Insgesamt greift man also 
nicht weniger auf Keynes zurück, sondern cher »zehr und mit einer anderen Konzeption 
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und Verteilung, um Formulierungen aus dem Plan der dänischen Gewerkschaft »Keynes 
plus« zu übernehmen!. Im Grunde wird damit der Übergang von einem für die »soziale 
Marktwirtschaft« charakteristischen »liberalen« Keynesianismus zu etwas anderem vollzo- 
gen, was man als »Links-Keynesiamismaus« bezeichnen könnte und was seinetseits zwei Ver- 
sionen aufweist: eine rationalisierungsorientiert-korporatistische und eine andere, eindeu- 
tig demokratisch orientierte Variante. In der ersten Version (wie etwa dem wirtschaftspoli- 
tischen Projekt der europäischen Gewerkschaften) geht es darum, an die Stelle des »keynes- 
ianischen Paktes« der Wachstumsphase geeignete neue Verfahren zur Erreichung eines 
Konsens und entsprechender politischer Regelungen zu setzen, die es ermöglichen sollen, 
die »Regierbarkeit« des Staates zu verbessern und damit zugleich die Basis des sozialen Kon- 
senses zu verbreitern. Von daher ergeben sich dann Bemühungen um eine Institutionali- 
sierung det Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaft, Staat und Unternehmerschaft, die 
darauf abzielen, das System der Interessenvettretung durch eine »para-institutionalisierte 
Konzertierung« zu erweitern!!. Eine Lösung, die bereits in den verschiedenen Formen eines 
liberalen - und mehr oder minder staatlichen - Korporatismus der sozialdemoktratischen 
Regierungen in den letzten Jahren ausprobiert wurde (vgl. die Arbeitsmarktpolitik in 
Schweden, die konzertierte Aktion in Deutschland und die Sozialpartnerschaft in Öster- 
teich). In der zweiten Version wird davon ausgegangen, daß die Krise der »Regierbarkeit« 
nicht allein auf dem Wege einer »para-institutionellen« Erweiterung der politischen Ver- 
mittlungsinstanzen gelöst werden kann, da sie ja an Wirtschaftsstrukturen (monopolisti- 
sche Konzentration) gebunden ist, die eine wirkliche unmittelbare Einwirkung des Staates 
auf die Führungs- und Entscheidungsmechanismen des Wirtschaftsprozesses ausschließen. 
Mit Nachdruck werden deshalb auch die folgenden Forderungen erhoben: eine dezentrali- 
sierte Planung, eine direkte Investitionskontrolle (Verstaatlichung der Banken und der 
führenden Branchen der Industrie), sogat auch schon ein »Selbstverwaltungs-Sozialismus« 
(vgl. den gegenwärtigen »Fall Frankreich«). In dieser Perspektive radikalisiert sich dann 
auch die Kritik am keynesianischen Modell in entsprechender Weise. So findet man in dem 
Sammelband der schwedischen sozialdemoktatischen Linken »Der notwendige 
Aufbruch«!?, den Bo Berhardsson und Jan Kolt herausgegeben haben, eine klare Orientie- 
rung auf das Selbstverwaltungsmodell und eine heftige Kritik an der Ideologie des Wohl- 
fahrtsstaates und seiner strukturellen Grundlagen - an der tayloristischen Arbeitsorganisa- 
tion und an ihren Auswirkungen auf die gewerkschaftliche Praxis. Eine Entbürokratisie- 
rung der sozialen Einrichtungen soll den Benutzern ein Mitspracherecht einräumen, neue 
basisdemokratische Einrichtungen sollen in den Wohnvierteln und Fabriken geschaffen 
werden; dies sind einige der Elemente dieses Projektes des Selbstverwaltungssozialismus, 
die man etwa im Sozialismus französischer Prägung wiedererkennen kann. Dieses Projekt 
umfaßt aber auch die Konzeption einer »Demokratie der Masssen«, wie sie bestimmte ita- 
lienische Strömungen und Versuche kennzeichnet. 

Damit bleibt aber der Kern des Problems offen. Macht die Krise des keynesianischen Staa- 
tes - der gewissermaßen das Rückgrat der europäischen Sozialdemokratien bildete - es 
nicht erforderlich, noch einen Schritt weiter zu gehen, d. h. also auch noch die Probleme 
des Post-Keynesianismus, eines Dost-keynesianischen Sozialismus in Angriff zu nehmen? 
Hinsichtlich einer solchen Perspektive möchte ich hier zwei strategische Fragen aufwerfen: 
(a) Wie können wir die Krise des keynesianischen Modells erklären? Wird die Krise nicht 
durch das spezifische Verhältnis verursacht, das die Sozialdemokratien zum Wohlfahrts- 
staat und zum Keynesianismus hatten? Dieses Verhältnis möchte ich als eine Art von 
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Staats-Reformismus begreifen oder - um einen Begriff von Gramsci zu übernehmen - als 
eine spezifische Form von Dassiver Revolution mit zutiefst widersprüchlichen Auswirkun- 
gen. 

(b)Macht die Krise eines solchen über 30 Jahre alten historischen Modells nicht auch eine 
radikale Neuformulierung der sozialistischen Alternativen zur Sozialdemokratie erforder- 
lich, um sie in die Lage zu versetzen, die historische Krise des Keynesianismus auf natio- 
naler ebenso wie auf weltweiter Ebene (Nord-Süd-Beziehungen) in den Blick zu bekom- 
men? Nehmen wir einmal eine konjunkturbedingte Anwendung eines Linkskeynesianis- 
mus (vgl. den »Fall Frankreich«) - impliziert dann nicht sein Erfolg auch die Notwendig- 
keit, weiter zu gehen zum Aufbau eines post-keynesianischen Sozialismus, um von vornher- 
ein ein Auftreten bestimmter »toter Punktes in den Beziehungen zwischen Arbeiterklasse 
und Staat zu vermeiden? 


2. Sozialdemokraten und keynesianischer Staat: ein Staatsreformismus in der Krise 


In der gesamten Geschichte der Sozialdemokratien, d. h. seit ihrem Ursprung im Jahre 
1869, hat die Frage des Staates - seiner Ideologie und Praxis - immer eine zentrale und ge- 
staltende Rolle gespielt. Und dies allein schon aufgrund der Art und Weise, in der die Her- 
ausbildung der großen sozialdemokratischen Parteien vor 1914 vor sich gegangen ist: Über- 
wiegend im Rahmen eines Kampfes für den liberalen Staat, für das allgemeine Wahlrecht 
und die veıschiedenen politischen und bürgerlichen Freiheitstechte. Sowohl ihre gesamte 
spätere Praxis als auch die großen Debatten innerhalb der Sozialdemokratie (z. B. die über 
den Revisionismus und die über die Oktoberrevolution) waren dadurch gekennzeichnet. 
Bereits zu dieser Zeit legte Bernstein in seiner Kritik an den Grundlagen der Marsschen 
Theorie die ersten klassenneutralen und evolutionären Konzeptionen über Staat und Demo- 
kratie vor. »Dank des Stimmzettels, aufgrund von Demonstrationen und anderen ähnli- 
chen Druckmitteln erreichen wir heute Reformen, deren Verwirklichung noch vor hundert 
Jahren blutige Revolutionen erfordert hätte«'?. 

Ebenfalls seit dieser Zeit - und im Rahmen der Sozialdemokratien, die sich noch auf den 
Marxismus beriefen - tritt die strukturelle Ambiguität der Sozialdemokratie als historische 
Erscheinung zutage: 

Eine Sozialdemokratie gibt es nur dort, wo eine kapitalistische Produktionsweise besteht; 
sie schließt demgemäß eine zunehmende Hinnahme der hertschenden politischen und 
ökonomischen Spielregeln ein. 

Entgegen allen »instrumentalistischen« Staatsauffassungen, die den Staat allein auf seine 
Klassenbasis - unabhängig von den Regierungsformen - reduzieren, bedeutet das aber 
nicht zwangsläufig, daß alles, was in diesem Staat institutionalisiert ist (individuelle oder 
politische Freiheitsrechte, soziale Rechte auf Erziehung, auf Arbeit, auf Gesundheit usw.) 
unbedingt seinem Wesen nach bürgerlich-kapitalistisch sein muß. Denn diese Rechte sind 
der kondensierte Ausdruck für das Kräfteverhältnis zwischen den Klassen, um eine Formu- 
lierung von Nicos Poulantzas zu verwenden!*. Deshalb haben die Politikformen der Sozial- 
demokratie durchaus Forderungen der Arbeiterklasse und der Volksmassen an den Staat 
aufgreifen können, auch wenn dies auf eine passive, bürokratische und korporatistische Art 
- durch die Institutionalisierung aller Interessen - geschehen ist. 

Dieser historische Doppelcharakter, der zum Teil die Herausbildung und den Fortbestand 
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der großen europäischen sozialdemoktratischen Parteien erklärt, hat sein volles Ausmaß erst 
mit der keynesianischen Revolution in der bürgerlichen Politik entfalten können. Und 
nach dem zweiten Weltkrieg wurde er dann ein wesentliches Element sozialdemokratischer 
Regierungspolitik!°. Zum ersten Male wurde es möglich, in ihrem ganzen Umfang (Wirt- 
schafts- und Staatspolitik, Klassenbündnisse) die Stabilisierung des kapitalistischen Sy- 
stems mit einem Programm sozialer Umgestaltungen zu verknüpfen und damit die Sozial- 
demokratie aus den strategischen Sackgassen der Vorkriegszeit herauszuführen. Wie G. 
Vobruba zu Recht bemerkt hat: »Der Keynesianismus eröffnete der Sozialdemokratie die 
Möglichkeit, ihr eigenes Konzept von Macht, das auf der Interessenvertretung der Lohnab- 
hängigen beruhte, bewahren zu können und gleichzeitig funktionell im Sinne der Repro- 
duktion des gesellschaftlichen Status quo zu intervenieren«'®. Das bedeutete ein neues Re- 
formkonzept, das vom Weimarer neo-marzistischen Reformismus ebenso wie vom Austro- 
Marxismus ziemlich weit entfernt war. Und davon ausgehend bedeutete es eine neue Form 
von »Reformismus«, den man als Staatsreformismus, Strukturreformismus bezeichnen 
kann, der einer ganzen Phase der kapitalistischen Akkumulation angehört und nicht bloß 
konjunkturell bedingt ist. 

Deshalb hat der Aufstieg des Staates zu einem ökonomischen, politischen und sozialen 
Subjekt, zu einem Organisator von Interessen und Ansprüchen, dem kritischen Paradigma 
der Dritten Internationale (aber auch dem neo-marxistischen Modell der Sozialdemokra- 
tien von vor 1939) einen schweren Schlag versetzt. Die meisten Kategorien, die entwickelt 
wurden, u die Sozialdemokratie von außen anzuprangern (Instrument des Großkapitals, 
des Imperialismus, Klassenkollaboration, parlamentarischer Reformismus oder Abwei- 
chung von einer idealtypischen Vorstellung der Revolution) haben sich als ungeeignet und 
als von geringer analytischer Kraft erwiesen. 

Die massenhafte historische Herausbildung bestimmter Formen von Arbeiterbewegung 
vollzieht sich auf drei Ebenen: Massengewerkschaft, Partei und korporative Vereinigungen 
in der bürgerlichen Gesellschaft. Das heißt eine spezifische Form von Politik, die den Rah- 
men von Wahlen überschreitet und eine bestimmte Anzahl von Konstanten aufweist: 
Gliederung Partei-Gewerkschaft, vom Ursprung herrührender Arbeiterklassencharakter, 
'Etatismus (Staatssozialismus) in parlamentarischer Form, Praxis des Verhandelns mit Staat 
und Kapital. Eine solche »Massenpolitik« erweist sich als allen essentialistischen und in- 
strumentalistischen Ansätzen gegenüber der Sozialdemokratie überlegen, die aus den öko- 
nomischen und »Klassenreduktionistischen«’ Auffassungen des Marxismus hervorgehen 
und die die Sozialdemokratie als ihrem Wesen nach reformistisch darstellen, ohne nach 
den Gründen für ihr Fortbestehen, nach ihren Widersprüchen und nach ihren inneren 
Entwicklungsprozessen zu fragen. 

Mit der Entwicklung eines Keynesianismus, der sich gerade in der kapitalistischen Wachs- 
tums- und Expansionsphase auf eine Ausweitung der Arbeiterklasse und der lohnabhängi- 
gen Bevölkerung bezog und auf ihre Herausbildung zu einem eigenständigen ökonomisch- 
sozialen Subjekt durch den Wohlfahrtsstaat stützt, macht die Analyse der sozialdemokrati- 
schen Regierungspraxis mehr denn je eine richtiggehende zethodologische Umwälzung 
erforderlich. Man darf nicht mehr allein von den Beziehungen zwischen Staat und herr- 
schender Klasse ausgehen, um daraus die Formen sozialdemokratischer Politik abzuleiten, 
sondern man muß in der Art Gramscis die politische, hegemoniale, durchaus nicht evolu- 
tionäre Geschichte der Beziehungen zwischen Arbeiterklasse und/oder Volksmassen in ih- 
rem Staat-Werden, in ihrem »Regierungsklasse«-Werden hinterfragen. Von diesem Ge- 
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sichtspunkt aus betrachtet, stellt dann der Übergang der reformistisch-marxistischen So- 
zialdemokratien von vor 1939, deren Ziel es war, allmählich das kapitalistische System zu 
überwinden, zu den keynesianischen Sozialdemokratien der letzten 30 Jahre, die jeden 
marxistischen Anspruch auf ihren auf Bad Godesberg folgenden Kongressen aufgegeben 
haben, einen ziemlich bemerkenswerten Bruch dar, aufgrund dessen die für die Erfahrun- 
gen von Weimar oder des Austro-Marxismus charakteristischen Zielvorstellungen und 
Praktiken mit Bezug auf Wirtschaft und Staat als vollständig überholt worden sind. Gewiß 
griff der Staat damals, gemäß der für Weimar charakteristischen Praxis der »sausgehandel- 
ten Demokratie« (Rusconi), durchaus in »die bewußte Organisierung der Gesellschaft« als 
ein sozialtechnokratisches, auf das Parteiensystem ausgerichtetes Subjekt ein - er modifi- 
zierte dabei jedoch in keiner Weise die Regulierung des wirtschaftlichen Zyklus noch drang 
er etwa in die Verwaltung des Lohnverhältnisses ein: Er blieb im Rahmen eines neoklassisch 
definierten ökonomischen Raumes’. 

Aufgrund einer eigenartig paradox verlaufenen Entwicklung scheint der Kapitalismus den 
folgenden Prozeß ausgelöst zu haben: Eine Erhöhung der Komplexität der sozialen Spähre 
und eine mit dem Wohlfahrtsstaat einhergehende Verflechtung der Politikformen, die ih- 
rerseits die Durchsetzungsformen des Reformismus vervielfältigt hat, aber zugleich - in 
Krisenzeiten - den Staat brüchig werden läßt. Deshalb hat sich strukturelle Affinität zwi- 
schen Sozialdemokratien und Keynesianismus am Staat festgemacht, d. h. an den wider- 
sprüchlichen Auswirkungen eines »Staatsteformismus« auf allen Ebenen der Gesellschaft. 
Daraus ergeben sich die wesentlichsten Züge des keynesianischen »Modells«, wie es von 
den frühen 50er bis in die 60er Jahre hinein (und vor allem in den Jahren des Keynesianis- 
mus der Wachstumsperiode) vorhertschte: 


-  Keynesianischer Staat und »Staatsreformismus« 


Die historische Entwicklung des Wohlfahrtsstaates brachte eine qualititative Umgestaltung 
des Staates mit sich, den Übergang zu einem erweiterten Staat, in welchem das politische 
System zum Rahmen und zum leitenden Mechanismus der Wirtschaft wird. Indem der 
Staat in die Verwaltung des Lohnverhältnisses selbst und in die »soziale« Verwaltung der 
Beziehungen zwischen Lohnabhängigen und Nicht-Lohnabhängigen eindringt, wirkt er 
nicht mehr nur auf ökonomischem Gebiet »interventionistisch«. 

Der Keynesianismus bringt eine Art staatlicher Vergesellschaftung auf dem Weg über die 
Übernahme der Kosten für die Erhaltung der Arbeitskraft in Form von Geldleistungen 
(Renten, Krankenversicherung, Arbeitslosenunterstützung) oder Sachleistungen (beispiel- 
lose Entwicklung des Schul- und Gesundheitswesens und der kollektiven Einrichtungen) 
hervor. Von diesem Moment an steht die Arbeiterklasse nicht mehr außerhalb der Institu- 
tionen, sondern wird mehr und mehr zum ökonomischen und sozialen Subjekt, zur Träge- 
tin von Forderungen und Bedürfnissen, ja eines Anspruchs auf den (sozialen und umver- 
teilenden) S7aa7, der über ihre eigenen gewerkschaftlichen und politischen Organisationen 
vermittelt wird. 

Deshalb ist der keynesianische Staat nicht nur ein Staat, der keynesianische Witschafts- 
und Finanztechniken benutzt. Sondern in erster Linie ein Staat, der bestimmte Arten von 
historischen Klassenkompromissen - d. h. von zwischen Staat, Gewerkschaften und Unter- 
nehmerschaft ausgehandelten Kompromissen - institutionalisiert. Das bedeutet »eze 
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strukturelle Formen der Politik, die an die doppelte Rolle des Staates als Entwicklungsmo- 
dell (für kapitalistische Akkumulation und Systemstabilisierung) und als Hegemonie-Mo- 
dell (im Sinne eines Reformprogramms) gebunden sind. Ein derartiger historischer Prozeß 
kann mit Gramscis Begriff der Dassiven Revolution‘ analysiert werden: Es handelt sich 
durchaus um eine »Revo/ution«. Der Keynesianismus wurzelt in einer beispiellosen Moder- 
nisierung der Produktivkräfte und der Produktivität des Kapitals und - auf dieser Basis - in 
einem »tayloristisch-fordistischen« Industrialisierungsmodell, das zwar die Ungleichmäßig- 
keit der Nord-Süd-Entwicklung verschärft, aber innerhalb der gesamten Expansionsphase 
eine Umverteilung der Wachstumserträge und eine Erweiterung sozialer Rechte ermöglicht 
hat. Aber sie blieb durchaus Dassıv, das heißt, sie wurde vom Staat als Organisator der Mas- 
sen mittels des Parteiensystems durchgeführt. Auch hinsichtlich seiner institutionellen 
Ausgestaltung zeichnet sich der Staatsteformismus durch neue strukturelle Züge aus: 
durch Führungstechnokratie, durch die Entwicklung großer Reformbürokratien und durch 
die Stabiliserung der drei- oder zweiseitigen Verhandlungen zwischen Kapitaleignern, 
Staat und Gewerkschaften, die vom Staat ausgeht. 

Indem die zunehmende institutionelle Einbindung der Massen und der Lohnabhängigen, 
die um sich greifende Identifizierung des Politischen mit dem Staatlichen und die bestän- 
dig erneuerte Entwicklung von Formen eines »historischen Kompromisses« zwischen den 
Klassen es möglich machte, bestimmte Forderungen der Volksmassen nach einer Verbesse- 
rung ihre Lebensstandards, nach sozialen Garantien aufzugreifen oder sogar zu befriedi- 
gen, hat sie zugleich zu einer Form von ausgehandelter korporatistischer Demokratie 
geführt- d. h. einem liberalen oder sozialen Korporatismus -, die schließlich der sozialen 
Spähre jegliche Autonomie raubte und die Demokratie auf eine »Demokratie durch den 
Staat«, auf eine das kapitalistische System festigende Demokratie reduziert hat. 


-  Staatsreformismus und Sozial- und Wirtschaftspolitik 


Die ideologisch-praktische Affinität zwischen den Sozialdemokratien und dem Keynesia- 
nismus beschränkt sich nicht auf das Gebiet des Staates. Oder vielmehr hat der Aufstieg 
des Staates zum »Staat als ökonomisches Subjekt« es nicht nur ermöglicht, die kapitalisti- 
schen Konjunkturkrisen zu meistern, sondern auch die Nachfrage und den Konsum gegen- 
über dem Angebot und der Produktion zu privilegieren. Mit anderen Worten konnte auf- 
grund der Doppelrolle des Lohns in der keynesianischen Theorie (als Kostenfaktor und als 
Faktor einer Wiederbelebung der Industrie und des Profits) eine das klassische Dilemma 
überwindende Wirtschaftspolitik entwickelt werden, durch die sowohl die Lebensbedin- 
gungen der Lohnabhängigen verbessert als auch zugleich durch »Rationalisierungen« die 
kapitalistische Wirtschaft und der Profit gefördert wurde. Wiederum anders ausgedrückt: 
Da die Umverteilung der Einkommen nicht mehr mit den Erfordernissen des Systems in 
Widerspruch steht, ist es von nun an möglich, die Gesamtinteressen mit den Interessen der 
Arbeiterklasse und den Interessen aller Lohnabhängigen zu »versöhnen«, das heißt in 
Übereinstimmung bringen. 

Die unterschiedlichen Gleichgewichtszustände des keynesianischen Modells hatten aller- 
dings das Vorliegen einer begrenzten Anzahl von Umständen zur Voraussetzung - eine 
wachsende kapitalistische Wirtschaft, eine wirksame Institutionalisierung und Kanalisie- 
rung der Politik im Rahmen des Staates (und der ausgehandelten Kompromisse) sowie in- 
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ternationale Bedingungen, die die Entwicklung des Kapitalismus in den Mutterländern 
und insbesondere die Rolle des Nationalstaates als Bezugsrahmen keynesianischer Politiken 
begünstigten. Durch die Entwicklung seit Beginn der 70er Jahre wurden jedoch alle diese 
Voraussetzungen in Frage gestellt. Die veränderten Verhältnisse führten zu einer Krise des 
»keynesianischen Modells« und sogar zu einem Auseinanderfallen in seine verschiedenen 
Bestandteile. 

Die Ursachen einer derartigen Krise, in der eine weltweite Wirtschaftskrise und eine politi- 
sche Krise des Staates und der Arbeiterklasse zusammentreffen, sind bereits analysiert wor- 
den. 

Aber genauso wichtig wie die Ursachen der Krise sind ihre Formen, in denen sie vor allem 
in der Übergangsperiode von einem keynesianischen zu einem post-keynesianischen Staat 
verläuft. Ganz im Gegensatz zu der von etlichen Anhängern des keynesianischen Politik- 
modells vertretenen Theorie, daß der Wohlfahrtsstaat sich dem Sozialısmus annähere, 
stellte die Krise des keynesianischen Staates die sozialdemokratische, lineare Vorstellung 
von der Demokratie in Frage. Denn den keynesianischen Techniken geling es jetzt weder 
die Probleme der Massenarbeitslosigkeit zu lösen noch die Inflation einzudämmen. Im Ge- 
genteil, ihre lineare Vorstellung über den Ablauf des sozio-ökonomischen Zyklus - in Ge- 
stalt von Profit/ Wirtschaftswachstum /Beschäftigung/ Verteilungspolitik - stößt sich jetzt 
zunehmend an den politischen Verhältnissen, innerhalb derer sowohl die »Reaktion der 
Unternehmers als auch »die der Lohnabhängigen« erfolgte. Die instrumentalistische und 
»technizistische« Auffassung der Wirtschaftspolitik traf auf einen Prozeß der Entlegiti- 
mierung und der Entformahsierung des Staates, der außerhalb des »institutionalistischen« 
politischen Gesichtsfeldes des Keynesianismus lag. Daher geriet er in eine dreifache, spezi- 
fisch politische Krise: 

(a) Krise der strukturellen Kompromisse an der Basis der keynesianischen Staaten, in dem 
Maße, wie die dreiseitigen Verhandlungen ihrerseits Bedingungen des Wachstums und der 
Umverteilung voraussetzten, die nicht mehr existierten. 

(b) Krise des institutionellen, den keynesianischen Staat stützenden Dreiecks und damit 
des traditionellen Ortes der Politik seit Beginn der westlichen Arbeiterbewegung: des Ver- 
hältnisses von Produktion (Unternehmer z»d Gewerkschaften), Partei und Staat. 

(c) Krise der politischen Repräsentativität der sozialdemokratischen Parteien in ihrem Ver- 
hältnis zu einer gesellschaftlich pluralistischen Wählerbasis, deren Arbeiteranteil ständig 
abnimmt und die immer weniger auf ein »Programm« zu vereinheitlichen ist, das vielmehr 
ohne verwirklicht zu werden, zum »Orientierungstahmen« für Wahl- und Regierungsab- 
sprachen degenetiert. 


3. Probleme und Risiken eines post-keynesianischen Sozialismus: Pohtik und Staat als 
Gegenstände einer demokratischen Transformation 


Die großen keynesianischen Sozialdemokratien hatten ihre Massenbasis, ihre politische Le- 
gitimation, auf ihrer Fähigkeit aufgebaut, beständig »Konflikte in Kompromisse zu ver- 
wandeln« - durch deren Eingliederung in den institutionellen und staatlichen Rahmen. 
Die Krise des keynesianischen Staates hat jedoch in den letzten 10 Jahren neue soziale Be- 
wegungen hervorgebracht, die zum Angriff auf transversale, nicht allein auf ökonomische 
Ausbeutungsverhältnisse zurückführbare Unierdrückungsformen übeıgingen (sexuelle 
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Unterdrückung, staatliche Repression, produktivistische und atomare Produktivkraftent- 
wicklung). Diese aufgrund einer Po/itisierung des Sozialen entstandenen Bewegungen or- 
ganisierten sich nicht im Produktionsbereich, sondern auf einer erheblich umfassenderen 
Ebene, die die Gesellschaft, den Lebensstil und das herrschende Zivilisationsmodell um- 
faßt. In ihrer Ablehnung der traditionellen politischen Formen - wie Delegierung von Ver- 
tretungsmacht, hierarchische Verfahren, phallokratischen und patriarchalischen Praktiken 
- stellen sie eine neue demokratische Entwicklung dar, die außerhalb und oft gegen die so- 
zialdemokratischen Schemata und Praktiken verläuft. Das bedeutet, daß - entgegen allen 
linearen und evolutionistischen Prognosen - die Entwicklung der Lohnarbeit, der Verstäd- 
terung und eines kulturell bedingt homogenen Konsums sowie die Entstehung neuer Mit- 
telschichten sich nicht unmittelbar im System der Parteien niedergeschlagen haben, wie es 
nach dem klassischen Politisierungsmodell (Verhältnis von Klasse - Staat, ökonomische 
Produktion - Überbau) zu erwarten gewesen wäre. Vielmehr wurden wir Zeugen einer spe- 
zifischen Produktivität des politischen Raumes, einer Ausbreitung von Basisbewegungen, 
deren politisches Interesse auf konkrete Ziele gerichtet ist: Kampf für das Recht auf freie 
Abtreibung, gegen Vergewaltigungen, Kampf gegen das Atomprogramm. Um ein wesent- 
liches Beispiel herauszugreifen: Die Frauenbewegung hat durch ihre Kritik an den patriat- 
chalischen Herrschaftsformen den politischen und demokratischen Kampf nicht nur auf 
neue Gebiete getragen, sondern sie stellte auch (ausgehend von einer spezifischen und all- 
täglichen Unterdrückung - der der Frauen -) zugleich die gesamte herrschende Strukturie- 
rung des politischen Bereichs und der politischen Praktiken in Frage. Diese Strukturierung 
beruhte seit dem Aufkommen des Kapitalismus auf einer zweifachen Trennung: der zwi- 
schen dem Privaten (als nicht politisch und der Familie zugehörig betrachtet) und dem Öf- 
Fentlichen (mit dem Staat identifizierten) Bereich einerseits und der zwischen Produktion 
(Ausbeutungs- und Tauschwertsphäre) und Reproduktion (Hausarbeit, die als »natürlich« 
angesehene Rolle der Frau als Mutter und ihr doppelter Arbeitstag) andererseits. 

Die Erweiterung des Staates hat somit eine Erweiterung derPolitik hervorgebracht, die sich 
an den strukturellen Grenzen der politischen Ausdrucksformen stieß - nach dem Staatsmo- 
dell aufgebaute Parteien, Hierarchien, Vermittlungsinstanzen, Kultur des Konsenses auf 
vorrangig parlamentarischer Ebene. Sie hat damit zu einem Aufschwung eines Verselbstän- 
digungsprozesses der bürgerlichen Gesellschaft beigetragen, wie sie bereits die neueren 
Gewerkschaftskämpfe kennzeichnet (Kampf für die 35-Stunden-Woche in der deutschen 
Metallindustrie, die großen englischen Streiks im Winter 1978). 

Angesichts dieser Krise der etatistischen Formen der Politik der 70er Jahre und angesichts 
des Aufschwungs des Moments der Selbstverwaltung innerhalb des sozialen Bereichs rea- 
gierte die englische und die deutsche Sozialdemokratie gemäß ihrer traditionellen Logik 
(paradoxerweise) mit einer Verstärkung des Staates - ob es sich dabei um den rationalisier- 
ten »Ordnungs- und Verwaltungsstaat« wie den deutschen handelt oder um die Institutio- 
nalisierung von Sozialverträgen im Staat und durch den Staat, d. h. um den Dreieckskor- 
poratismus, wie in England. Im einen wie im anderen Fall hat sich die Politik der Ein- 
schränkung des demokratischen Pluralismus auf eine größere Verselbständigung der staat- 
lichen Stabilisierungspolitik gestützt. Im einen wie im anderen Fall wurde die »klassische« 
sozialdemokratische Hegemonie dadurch entweder sehr geschwächt (englische Niederlage) 
oder jedenfalls brüchig (die SPD wird sowohl von außen als auch von innen angegriffen - 
seitens der Umweltschutzbewegung, der »alternativen Listen« und der Friedensbewegung 
gegen die Stationierung amerikanischer Raketen in Europa). 
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Der Übergang vom keynesianischen Staat zum post-keynesianischen Staat erfordert somit 
eine vollkommen andere Richtung der Krisenlösung: eine Erweiterung der Demokratie #2- 
ßerhalb des Staates, die Entwicklung einer sich - selbst - verwaltenden Dimension unter 
Berücksichtigung eines Pluralismus alternativer politischer Projekte sowie die Entwicklung 
eines neuen pluralistisch demokratischen Blocks, der sowohl den klassischen Träger der so- 
zialistischen Umwälzung (die Arbeiterklasse) umfaßt als auch die in der Krise der histori- 
schen kapitalistischen Strukturierungsformen entstandenen Träger einer neuen Demoktra- 
tie: die Jugendlichen, die Frauen, die rassischen und regionalen Minderheiten, die sozialen 
Bewegungen. 

Aber die Formierung eines derartigen hegemonialen, pluralistischen »linken« Blocks ist 
nicht allein auf der Basis des linearen ökonomischen Modells keynesianischer Politik zu 
verwirklichen - und auch nicht auf der Basis eines einfachen Staatsreformismus, der durch 
die Krise, die Entlegitimierung und Entformalisierung des Staates aus dem Gleis geraten 
ist. Mehr noch, die verschiedenen sozialen Ansprüche an Lebensstandard und Lebensquali- 
tät erweisen sich als immer schwieriger miteinander im Rahmen eines von oben beschlosse- 
nen ganzheitlichen »Programms« vereinbar. Wenn derartige Grenzziehungen auch eine 
gefährliche Dialektik zwischen den neuen, aus der bürgerlichen Gesellschaft entstehenden 
autoritären Haltungen und der Demokratie auslösen, so eröffnen sie doch zugleich neue 
Perspektiven für den Sozialismus, der fähig ist, sich az den neuen Dimensionen der Demo- 
kratie auf einer neuen Basis 2 zesser, die die traditionellen »Modelle« der Arbeiterbewe- 
gung ausschließt. In diesem Sinne (und mehr als je zuvor) wird der Sozialismus demokra- 
tisch -- oder er wird überhaupt nicht sein. 


4. Demokratie und post-keynesianischer Soziahsmus 


Im Gegensatz zum traditionellen Schema, das in der Entwicklung des Wohlfahrtsstaates 
einen sich dem Sozialismus annähernden Prozeß sah, haben die sozialdemokratischen Lin- 
ken und andere sozialistische Kräfte die Unwirksamkeit einer bloßen indirekten Kontrolle 
des Staates über die Wirtschaft hervorgehoben und damit die strukturellen Grenzen der 
keynesianischen Sozialdemokratien am Verhältnis zwischen Wirtschaft und Politik festge- 
macht, das dem keynesianischen Politikmodell unterliegt. Das macht es erforderlich, in die 
Perspektive für die Zeit nach der Krise (insbesondere aber bereits auch für die vorrangige 
Lösung des Arbeitslosenproblems) unbedingt eine direkte Kontrolle des Staates über den 
privat-monopolistischen Sektor (durch Verstaatlichungen) vorzusehen, die Schaffung eines 
öffentlichen Sektors in das sozialistische Projekt miteinzubeziehen, der ein Gegengewicht 
zur Macht des privaten Sektors bildet, und eine demokratische Planung der Entscheidun- 
gen und der wichtigsten ökonomischen Richtwerte ins Auge zu fassen. 

Eine solche Position mündet entweder in einen »verstärkten linken Keynesianismus« oder 
in einen Post-Keynesianismus, wie er durch die Inangriffnahme der entscheidenden Pro- 
bleme staatlicher Verwaltung entwickelt werden kann und der nicht mehr nur auf einen 
einfachen »Staatsreformismus« und eine Modifizierung des industriellen Modells und der 
Nord-Süd-Beziehungen hinausliefe. Jedenfalls sind beide Perspektiven weit entfernt vom 
Typ einer Krisenregulierung, wie sie der deutschen sozialliberalen Koalition zugrunde- 
liegt, die schr weitgehend von der neo-liberalen Kritik am Keynesianismus beeinflußt ist. 
Denn wenn man (entsprechend dieser liberalen Kritik) die staatliche »Finanzkrise« als eine 
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bloße »Krise des Sozialstaats« interpretiert, wird deutlich, daß jede Antikrisenpolitik ledig- 
lich auf eine »veränderte Ausrichtung der staatlichen Aktivitäten« mit folgenden Zielset- 
zungen hinausläuft: 

- Übernahme der »Risiken für Innovationen und private Investitionen« durch den Staat 
zur Entlastung der Unternehmen. Das heißt im Klartext: Umorientierung der öffentlichen 
Ausgaben in Richtung auf den Privatsektor und auf Branchen mit überducchschnittlicher 
technisch. oder ökonomisch bedingter Wettbewerbsfähigkeit. 

- Reduzierung der Staatsausgaben für soziale Dienstleistungen und für öffentliche Inve- 
stitionen mit Umverteilungscharakter. 

- Anstrengungen zur Beteiligung der Gewerkschaften an einer Spar-Politik, welche ein- 
erseits auf einer »Disziplin der Arbeiterklasse« beruht und andererseits auf einer Unterstüt- 
zung durch den modernisierungsbereiten korporatistischen Block der privilegiertesten 
Schichten auf Kosten der verletzbatsten Schichten der Gesellschaft. 

Eine solche Struktur der »Ökonomisierung« des Staates kompensiert den in der Krise zuta- 
ge getretenen Mangel an sozialdemokratischer Hegemonie durch die Durchsetzung eines 
»rationalisierten« Staates, dessen Furktıon immer mehr verwaltend und immer weniger po- 
hitisch wird‘. Mangels einer expansiven und demokratischen Antwort auf die aus der Krise 
entstandenen neuen, pluralistischen Widersprüche werden die von der Krise hervorgerufe- 
nen Schäden nur noch mittels des Staates beschränkt, wie es der neo-liberalen Praxis und 
Herangehensweise an die Krise als einer Krise entspricht, die auf einer »Überbeanspru- 
chung« des Staates beruht. Daher die für dieses dualistische Modell charakteristischen Zau- 
berformeln: den Staat von sozio-ökonomischen Aufgaben entlasten, Privatisierung, Ratio- 
nalisierung der Verwaltung usw.! 

Wenn jedoch die Krise nicht nur eine politische, den Staat betreffende Krise ist, noch auch 
eine auf einem Überfluß an Demokratie beruhende Krise, sondern eben eine kapitalisti- 
sche Struktur-Krise, die gleichermaßen an die Bedingungen der Lohnarbeit und der Pro- 
duktionsverhältnisse rührt, und die allenfalls an einem durch staatliche Starrheit und bei- 
spiellose Konzentration der Weltwirtschaftsmacht bedingten Marge/ an Demokratie fest- 
zumachen ist, so muß die sozialistische Alternative auf einer ganz anderen Grundlage auf- 
gebaut werden, auf dem Linkskeynesianismus und auf dem Post-Keynesianismus. In die- 
sem Zusammenhang betont Offe zu Recht den Einfluß der konservativen und neo-libera- 
len Theorien gerade hinsichtlich der kapitalistischen »Trennung von Ökonomie und Poli- 
tik«. »Die neo-konservativen Krisentheorien betrachten als Ursache der Krise - und als dis- 
kussionswürdig - allein die instituionelle Basis der Demokratie und des Wohlfahrtsstaates 
und nicht das der Lohnarbeit eigene kapitalistische Verhältnis«?. Dieser Einfluß ist nicht 
nur auf die neo-konservative Politik einer Thatcher oder eines Reagan beschränkt. Er ist 
auch in die Ideologie und Praxis gewisser sozialdemokratischer Strömungen eingedrungen. 
Jede Neurralisierung der Arbeitssphäre - der Art und Weise ihrer Organisation und der 
Methoden der Profiterzielung - klammert dagegen die »strukturellen Voraussetzungen« 
der oft beschworenen »Unregierbarkeit« aus?. 

Aber wo liegen im Verhältnis zu den aktuellen Entwicklungen die Risiken einer Machtü- 
bernahme der Linken zum gegenwärtigen Zeitpunkt: Keynesianismus in Krisenzeiten, li- 
berale Ent-Keynesianisierung oder Linkskeynesianismus? Wo ist hier der »Fall Frankreich« 
und das Experiment - sowie die Risiken - der Machtübernahme der französischen Linken 
einzuordnen? 
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5. Widersprüchlichkeiten und Risiken des französischen »dritten« Weges 


In vieler Hinsicht bedeutet der beispiellose Sieg der französischen Linken - und vor allem 
der sozialistischen Partei - eine klare Absage an die Rechtsentwicklung der letzten Jahre. 
Zum ersten Mal wird die politische Rechte - ihre aufgrund widersprüchlicher Interessen 
zersplitterte Regierungsfraktion - auf eben dem Gebiet geschlagen, das sie für ihre welt- 
. weite Gegenoffensive gewählt hatte: auf dem der konservativen, neoliberalen »Restaura- 
tion«. Handelt es sich hierbei um eine Ausnahme, um einen untypischen, nur auf französi- 
sche Verhältnisse anwendbaten Fall? Oder um eine allgemeinere Tendenz, die zu Überle- 
gungen über die widersprüchlichen politischen Auswirkungen der Krise und die Pluralität 
möglicher Lösungswege herausfordert? Denn wenn die an der Macht befindlichen keyne- 
sianischen Sozialdemokratien, mit Ausnahme der Österreichs, einen Verlust an hegemo- 
nialer Kraft erfahren haben, so kann man dagegen in den südeuropäischen Ländern, die 
sich dutch einen früher gar nicht existierenden bzw. autoritären und alte Einkommens- 
strukturen sowie soziale Ungleichheiten eher bewahrenden »Wohlfahrtsstaat« auszeichnen, 
zum Zeugen eines Vormarsches der sozialistischen Partei werden, sei es der französischen 
PS, der spanischen PSOE oder der griechischen PASOK. Der Versuch, eine Antwort auf ei- 
ne derartige Fragestellung zu geben, beinhaltet jedenfalls die Notwendigkeit, gewisse Risi- 
ken und Widersprüchlichkeiten des französischen sozialistischen Experiments aufzuzeigen: 
Risiken, die durch die Kräfteverhältnisse, aber auch durch den eingeschlagenen Kurs be- 
dingt sind - sowie auch dutch ein Verhältnis, das entscheidend werden kann und das si- 
chetlich auf dem Gebiet der wirtschaftspolitischen Maßnahmen im Kampf gegen die Ar- 
beitslosigkeit eine zentrale Rolle spielen wird: nämlich das Verhältnis eines »Linkskeynesia- 
nismus«, der Strukturreformen (Nationalisierungen, Regionalisierung ...) durchsetzt, zu ei- 
nem post-keynesianischen Sozialismus, der fähig ist, dem bürgerlichen »Post-Keynesianis- 
mus« Jangfristig entgegenzutreten. Das ist ein schmaler Pfad. 
Erster Widerspruch: Aufgrund der spezifischen Herausbildung der Klassen und der Arbei- 
terbewegung gibt es in Frankreich keine Sozialdemokratie im klassischen Sinne - und es 
wird sie wahrscheinlich auch nie geben. Und zwar eine Sozialdemokratie im klassischen 
Sinne, als Ausdruck einer historischen Strukturierung der Arbeiterbewegung - in der spe- 
zifischen politischen Form einer Mehrheitspartei, welche über eine Massengewerkschaft als 
Transmissionsriemen in der Arbeiterschaft verwurzelt ist“. 
Aufgrund des starken Einflusses des Staates als Organisator der bürgerlichen Gesellschaft, 
aufgrund der bedeutenden Rolle der neuen lohnabhängigen Schichten und des kleinen 
und mittleren Unternehmertums (als Folge der verspäteten kapitalistischen Konzentration) 
arbeiten die politischen Kräfte - mit Ausnahme der kommunistischen Partei - in nur schr 
geringem Maße in den Betrieben, also dort, wo sich Lohnarbeit und Kapital direkt gegenü- 
berstehen. Analysiert man die politischen Ausdrucksformen, so kann man feststellen, daß 
drei der großen historischen Mehrheitsparteien - die radikale Partei der 30et Jahre, die aus 
der V. Republik hervorgegangene gaullistische Partei und teilweise die sozialistische Partei 
seit Epinay - sich auf der Basis eines »erweiterten« Staates, einer spezifischen Produktivität 
des institutionellen Raumes und seiner hegemonialen Macht, strukturiert haben. Bereits 
Marx hatte in seinen klassischen Analysen des Bonapartismus auf diese zentralisierte und 
personalisierte Struktur des französischen Staatsapparates eindringlich hingewiesen, auf 
seinen Unabhängigkeitsanspruch gegenüber den gesellschaftlichen Kräften und die daraus 
resultierende Professionalisierung der Politik. Der Höhepunkt wurde in dieser Hinsicht mit 
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dem mächtigen gaullistischen Präsidentschaftsstaat und seinen weitreichenden Auswirkun- 
gen erreicht: Eine Bipolarisierung des politischen Lebens und eine für rechte wie linke poli- 
tische Kräfte gleichermaßen geltende Notwendigkeit von Wahlbündnissen. Die schrittwei- 
se Anpassung der Linken an diesen institutionellen Rahmen einerseits und die soziale Dy- 
namik, die zugunsten einer Veränderung entstanden war, sowie der Erfolg der Einheitsli- 
nie der sozialistischen Partei und F. Mitterands (die auch in der Phase der Spaltung verfolgt 
wurde) andererseits erklären ihre Machtübernahme”. 

Diese Nicht-Existenz einer »traditionellen Sozialdemokraties und umgekehrt die Existenz 
zweier großer Linksparteien - der sozialistischen und der kommunistischen - hat, auch 
wenn sich inzwischen das politische Kräfteverhältnis zwischen den beiden umgekehrt 
hat?°, immer eine Art »Wahlfront« um die »Partei des Präsidenten« erforderlich gemacht. 
Aber dieses Wahlbündnis darf nicht die Heterogenität des siegreichen sozialen Blocks ver- 
decken; es läßt sich weder auf ein »/ezinistisches« Klassenbündnis zur Durchsetzung ge- 
meinsamer Interessen reduzieren noch - und zwar in noch geringerem Maße - auf einen 
»antimonopolistischen Block«, wie er von der KPF in ihrer vorhergehenenden Analyse und 
Strategie angestrebt worden war. 

Denn dieses derzeitige Nichtvorhandensein einer »klassischen Sozialdemokratie« erhellt ge- 
rade durch ihr negatives Beispiel den tatsächlich vorhandenen Spielraum der politischen 
und gewerkschaftlichen Kräfte. 

Zweiter Widerspruch: Im Unterschied zu den angelsächsischen und nordischen Ländern ist 
nur eine Minderheit der Arbeiterklasse und der lohnabhängigen Bevölkerung gewerk- 
schaftlich organisiert (25%). Die CFDT sowie die CGT verstehen sich beide als Kampfge- 
werkschaften mit sehr geringer »verwaltender« Funktion und sie berufen sich (vor allem die 
CFDT) auf eine lange Tradition gewerkschaftlicher Unabhängigkeit. Die Dichotomie von 
Partei und Gewerkschaft, die einer sozialistischen Partei eine Vermittlerinstanz in Form ei- 
ner organisierten Gewerkschaftsbasis versagt hat (wie sie teilweise in Gestalt der engen Be- 
ziehungen zwischen CGT und kommunistischer Partei besteht), verweist in der Tat auf die 
gesamte Geschichte der französischen Arbeiterbewegung seit Anfang des Jahrhunderts zu- 
rück. Zum Zeitpunkt der Konstituierung und Vereinigung der sozialistischen Partei erfor- 
derte die Gewerkschaftsbewegung, die eine zerstreute und wirtschaftlich wenig konzen- 
trierte Arbeiterklasse vertrat, eine Praxis des »revolütionären Gewerkschaftertums« (Sorel), 
die jede parlamentarische Politik ablehnte und die allein den »Generalstreik« sowie die Ge- 
werkschaft der »Produzenten« zur wahren alternativen Kraft erklärt. Diese damit von An- 
fang an vorhandene Spaltung zwischen Gewerkschaftsbewegung und politischer Organisie- 
rung, wobei letztere nach dem Vorbild des parlamentarischen Staates (der Republik) als 
»Krönung der französischen Revolution« aufgebaut ist, kennzeichnet die gesamte Ge- 
schichte der sozialistischen Partei. Im Unterschied zur kommunistischen Partei, die in den 
Kämpfen der Volksfront und der Widerstandsbewegung eine Verwurzelung der Arbeiter- 
schaft findet, gelingt es der sozialistischen Partei trotz vielfältiger alter und neuerer Versu- 
che niemals, mit Hilfe einer ausgedehnten Gewerkschaftsbasis in den Betrieben Fuß zu fas- 
sen. Während der Einfluß der sozialistischen Partei in den Gewerkschaften vereinzelt und 
gering bleibt, ist sie dagegen in den städtischen Verwaltungen fest verankert und stößt sie 
auf nationaler Ebene auf einen beispiellosen Widerhall auf seiten der Wähler. 

Gehen wir noch weiter: Im Unterschied zu einem Land wie England, wo die industrielle 
Revolution der politischen Organisierung der Arbeiterbewegung vorausging (die Labour 
Party konstituierte sich als Partei der Arbeit Ende des 19. Jahrhunderts, als politischer Aus- 
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druck der Gewerkschaften), spielte in Frankreich dagegen die politische Strukturierung der 
aus der französischen Revolution hervorgegangenen Kräfte, für die ein in sämtlichen Stıö- 
‚mungen der Arbeiterschaft vorhandener Jakobinismus (von Jaures bis zu den Kommuni- 
sten) kennzeichnend ist, der sich am Staat orientiert, die vorrangige Rolle. Dieser Primat 
der Politik bezieht sich auf die Funktion einer Vereinheitlichung einer heterogenen, relativ 
gespaltenen und von starken sozialen Ungleichheiten gekennzeichneten Gesellschaft”, zu- 
gleich aber auch auf die Rolle des Staates als Motor einer industriellen Entwicklung und ei- 
ner auf staatlicher Planung beruhenden kapitalistischen Konzentration (vgl. den Gaullis- 
mus). So betrachtet weist der »französische Keynesianismus« mindestens zwei verschiede- 
ne, sich manchmal überschneidende, geschichtliche Utsprungs- und Entwicklungsformen 
auf. Die eine geht von einer die staatliche Planung befürwortende Fraktion der SFIO zur 
Zeit der Volksfront aus, die ihren Ausdruck im »Mendesismus«”? findet und im Aufbau ei- 
ner modernen sozialistischen Linken in den Jahren 1958 - 1965, von der staatliche Planung 
und wirtschaftliche Präzision als bevorzugte Tätigkeitsfelder des konkreten Sozialismus 
propagiert werden. Die andere »bürgerliche« Form durchzieht den Gaullismus der Nach- 
kriegsperiode und legte die Grundlagen dessen, was man in Frankreich »Staat« nennt: ver- 
staatlichte Betriebe, öffentlicher Dienst, ein ausgedehnter Funktionärskörper, die Basis der 
französischen Technokratie. 

Dritter Widerspruch: Zu diesen beiden Fraktionen kommt nun noch ein dritter: das fran- 
zösische Kapital verhält sich von Natur aus relativ ablehnend gegenüber einer Politik der 
»Konzertierung«, die ihm gegenüber stets nur durch ein aufgrund einer größeren Krise ver- 
ändertes Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeit durchgesetzt werden konnte. Die 
wesentlichsten sozialen Errungenschaften der Arbeiter fallen zeitlich mit drei großen Ereig- 
nissen zusammen, in denen die Arbeiterklasse und andere Volksschichten auf die ge- 
schichtliche Bühnen traten und in das politische Leben eingriffen: die Perioden der Volks- 
front, der französischen Widerstandsbewegung und des Mai 1968. Darauf beruhten dann 
auch die bekannten Schwierigkeiten, die bei der Durchführung dieser sogenannten »histo- 
tischen Kompromisse« auftraten, in denen eine wirtschaftliche Öffnung (hohe Löhne, so- 
ziale Rechte, Anerkennung der »Lohnarbeiter«) um den Preis einer garantierten politischen 
Stabilität erreicht werden sollte. Trotz einer richtiggehenden Machtergreifung der Finanz- 
bourgeoisie und einer multinationalen Konzentration des französischen Kapitalismus wer- 
den immer noch die Machtstrukturen der ökonomisch herrschenden Klasse zumindest in- 
direkt weiterhin von den »großen Familien« kontrolliert; dies gilt z. B. für die Hälfte der 
200 größten Unternehmen?” 

Die französische Unternehmerschaft, der es niemals gelungen ist, die Arbeiterklasse zu »in- 
tegrieren«, steht weiterhin den Verstaatlichungen und überhaupt jedweder Modifizierung 
der Machtverhältnisse in den Unternehmen volkommen feindlich gegenüber. Außer in 
Krisensituationen wie 1936, 1945 und 1968, durch die die gesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nisse verschoben wurden, wird die Konzertierung von oben durchgeführt und die dabei als 
historische Kraft auerkannte Arbeiterklasse nur sehr geringfügig einbezogen. 

Unter diesen allgemeinen und strukturellen Bedingungen wird verständlich, daß der sozia- 
le Block, der den Sieg der Linken ermöglichte, weit davon entfernt ist, in seinen Interessen 
und politischen Zielsetzungen homogen zu sein. Zu diesem Block gehören einmal die neu- 
en lohnabhängigen Schichten und die Beamten (die ebenso för die Veränderung stimmten 
wie gegen den von der neoliberalen Politik Giscards geplanten und zum Teil durchgeführ- 
ten Abbau des öffentlichen Dienstes und der Freiheitsrechte). Zum anderen eine in sich 
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gespaltene Arbeiterklasse, von der ein Teil wirtschaftlich relativ abgesichert ist, während 
ein zweiter Teil sich in unsicheren Beschäftigungsverhältnissen befindet und ein dritter 
Teil schließlich von den Arbeitslosen gebildet wird (1,8 Mio.), darunter vor allem Frauen 
und Jugendliche. Und innerhalb dieses sozialen Blocks finden sich auch die neuen sozialen 
(etwa feministischen und ökologischen) Bewegungen, die entschiedene Freiheitsforderun- 
gen vertreten, die das gesamte Modell der destruktiven und unterdrücketischen kapitalisti- 
schen Gesellschaft in Frage stellen. Die Unterschiede zwischen allen diesen Schichten und 
Gruppierungen sind gewiß nicht gering. Bei diesem Sieg der Linken, der weder einer star- 
ken sozialen Bewegung entsprang (1981 war ein Jahr der niedrigsten Rate gewerkschaftli- 
cher Konflikte) noch einer unmittelbaren politischen Dynamik, übernahm das sozialisti- 
sche Programm die Funktion eines Katalysators, eines gemeinsamen Nennets einer »rosa 
Revolution«, die sich aufgrund seiner bzstorischen Glaubwürdigkeit in diesem Programm 
wiedererkannte. Zudem könnte ein gewisser Differenzierungsprozeß der Interessen und 
der Erwartungen (nach der »Schonfrist« der ersten Monate) mangels einer hegemonialen 
Bündnisstrategie langfristig zu Konflikten (oder, auf dem Gebiet einer korporatistischen 
und etatistischen Verteidigung einzelner Interessen) zum Zerbröckeln des »Linksblocks« 
führen. Im Mittelpunkt des sich abzeichnenden Feldes einer historischen Einigung - wie 
sie vorgeschlagen und durch die Krisensituation teilweise unabdingbar geworden ist, steht 
der Vorrang des Kampfes gegen die Arbeitslosigkeit und in Verbindung mit einer Arkskey- 
nesianischen Reform- bzw. Umgestaltungspolitik, die wie bisher noch keine keynesianische 
oder sozialdemokratische Politik, zugleich alle Aspekte des sozialen Lebens berührende 
Strukturreformen durchführt: Auf der Ebene des Staates (politische Dezentralisierung und 
zukünftige Regionalisierung der Macht, wirtschafts- und kulturpolitische Alternativange- 
bote), auf dem Gebiet der Freiheitsrechte (politische Amnestie, Abschaffung der Todes- 
strafe und des Staatssicherheitsgerichtshofes, Aufhebung der diskriminierenden Behand- 
lung ausländischer Arbeiter und von Giscard’s autoritätem Projekt »Sicherheit und Frei- 
heit«, Anerkennung des Rechts auf Abtreibung und deren Kostenübernahme durch die 
Krankenkassen, Kampf gegen den Sexismus ...) und auf dem der ökonomischen Struktu- 
ten (Verstaatlichung der Banken und der größten französischen Unternehmensgruppen, 
Maßnahmen zur Ankurbelung der Wirtschaft und gegen Arbeitslosigkeit). 

Es ist gar keine Frage, daß im Unterschied zu anderen europäischen Ländern in Frankreich 
Raum für eine solche Politik besteht: aufgrund der offenkundigen Ungleichheit der Ein- 
kommen und der Löhne, die eine reale Umverteilungspolitik erforderlich macht; aufgrund 
der mächtigen staatlichen Strukturen; aufgrund der nationalen Bedeutung der Arbeitslo- 
sigkeit, die zwar vorrangig die Jugendlichen betıifft, aber die Ingenieure und die mittleren 
und höheren Angestellten durchaus nicht verschont. Aber dieser Spielraum ist wahrschein- 
lich historisch begrenzt - aufgrund internationaler Zwänge (Export der amerikanischen 
Zinsraten, amerikanische Aufrüstung in Europa) sowie nationaler Beschränkungen. Die 
Rechte organisiert sich bereits wieder politisch und wirtschaftlich (gegen die Verstaatli- 
chungen) und auf der Linken fordern einige eine klarere, deutlicher interventionistische 
Politik (Preisstopp oder direkte Beschäftigungspolitik durch Verbot von Entlassungen). 
In diesem Sinne stellt uns der französische Weg zum einen aufgrund seiner Originalität 
(Beteiligung aller linken Kräfte an der Macht, die Machtzentren antastende Strukturrefor- 
men) und zum anderen, weil er vielleicht die erste Materialisierung dieses berühmten 
»dritten Weges« ist (sozusagen die Feuerprobe des linken Eurokommunismus), vor ein schr 
konkretes Dilemma, das die gesamte europäische Linke betrifft: Wie soll man sich den 
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Übergang von einem reale Strukturreformen verwirklichenden Linkskeynesianismus zu ei- 
nem postkeynesianischen und selbstverwaltungsorientierten Sozialismus vorstellen? Wird 
sich die große sozialistische Herausforderung und Alternative nicht gerade im Bereich des 
Post-Keynesianismus herausbilden und bewähren müssen - auf dem Feld der Auswirkun- 
gen der zukünftigen Arbeitsteilung (z. B. der »telematischen Revolution«)? Also im Modell 
einer neuen Gesellschaft, im Raum, den man den Bestrebungen und Wünschen der Ju- 
gend, der Frauen, der pazifistischen Bewegungen gewährt? In der realen Dialektik zwi- 
schen einer Erweiterung der repräsentativen Demokratie und neuen Formen von Basisde- 
mokratie? Im Übergang von einem bloßen Wahlblock zu etwas, was man einen histori- 
schen und pluralistischen Block nennen könnte? 
Unter diesem Gesichtspunkt liefert die in Frankreich beginnende soziale Umgestaltung ein 
besonders wichtiges, konkretes Tätigkeitsfeld, auf dem sich Erfolg und Lebensfähigkeit ei- 
nes linken, alternativen Ausweges aus der Krise des Kapitalismus und die wirklichen Risi- 
ken dieses demokratischen und selbstverwaltungsorientierten Sozialismus bewähren kön- 
nen, eines Sozialismus, der die historischen Klippen, an denen die westliche Arbeiterbe- 
wegung in der Staatsfrage gescheitert ist, vermeiden kann: nämlich sowohl den autoritär- 
bürokratischen Staat des Ostens als auch den »Staatsreformismus« des Westens, die sich 
beide in der Krise befinden. Sollte heute ein neuer Wind von Ost nach West, von Gdansk 
nach Paris wehen? 


Christine Buci-Glucksman, September 1981 
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Otto Kallscheuer 

Identitätsverlust und 'Komplexität’ - 

Stolpersteine auf dem ‘Dritten Weg’ der italienischen 
Kommunisten (Vorbemerkung zum Artikel von Bolaffi/Marramao) 


Der nachfolgende Artikel von Angelo Bolaffi und Giacomo Marramao zur SPD erschien in 
der Nr. 3 der neuen, von einer Reihe zumeist der KPI angehörigen Sozialwissenschaftler 
und Philosophen herausgegebenen, aber parteiunabhängigen Zeitschrift /aboratorzo politi- 
co, die das Schwerpunktthema »Regierung oder Nicht-Regierung der Linken« hatte, und in 
der sich auch ein weiterer Artikel von Volker Gransow und Claus Offe mit der »Politischen 
Kultur und Regierungspolitik« der SPD beschäftigt (dessen deutsche Version inzwischen 
im Argument, Nr. 128 erschienen ist). Die Übersetzung ist nur um die einleitenden Be- 
merkungen - mit einigen für den deutschen Leser unverständlichen indirekten Polemiken 
im italienischen Diskussionszusammenhang - und ein Postskrptum gekürzt, in dem die 
Autoren unter dem Eindruck des Wahlsiegs Francois Mitterands und des Einzugs der 'Al- 
ternativen Liste’ ins Westberliner Abgeordnetenhaus noch einmal zwei implizite Grund- 
annahmen ihres Artikels zuspitzen: 

(a) daß der Entwicklungstrend der westeuropäischen politischen Systeme nicht mehr mit 
dem alten ‘links/rechts’-Schema alleine beurteilt und verstanden werden kann; 

(b) daß das - durch das Entwicklungsmuster des Wohlfahrtsstaats sozialdemokratischer 
Prägung produzierte - Auftauchen ‘neuer sozialer Subjekte’ keinesfalls automatisch zu ei- 
ner Stärkung des ‘neokonservativen Blocks’, der die Errungenschaften des Sozialstaats zu- 
rückschrauben will, führt. Vielmehr sei die Linke - gemeint sind hier natürlich vor allem 
die italienischen Kommunisten - dazu aufgerufen, einen »kulturellen Sprung« zu tun, um 
sich den beiden Seiten der Krise des Sozialstaats - dem Verlust an politischer Entschei- 
dungsfähigkeit im politisch-administrativen Bereich und dem Verlust an politischer Inte- 
grationskraft der Arbeiterbewegung gegenüber den neuen 'kritisch-kulturellen Faktoren’ 
und Sozialbewegungen - gewachsen zu sein, statt sich immer nur in dialektischen Formeln 
zu trösten. : 

Ursprünglich hatten wir die Autoren, die wir Prokla-Lesern nicht mehr vorzustellen brau- 
chen, noch darum gebeten, ihren Artikel mit einem kritischen Bericht über die Diskussio- 
nen in der italienischen Linken über die Frage des »Dritten Weges« zum Sozialismus jen- 
seits der Traditionen von Stalinismus und Sozialdemokratie zu aktualisieren, da diese De- 
batten - vor allem im Zeichen der Auseinandersetzung zwischen KPDSU und KPI über die 
Polen-Krise und die europäische Sicherheits- und Friedenspolitik - auch für die westdeut- 
sche Linke und Friedensbewegung wichtig geworden sind. Da ihnen dies zeitlich nicht 
möglich war, folgen hier als magerer Ersatz dafür einige ‘spotlights’, die den politischen 
und kulturellen Hintergrund aufhellen sollen, der für italienische Kommunisten bei ihren 
Versuchen, einen neuen analytischen Zugang zur SPD zu gewinnen, immer mitschwingt. 
Denn ein Verständnis der unterschiedlichen kulturellen Traditionen innerhalb der euro- 
päischen Linken gehört mit zu den Voraussetzungen einer rationalen Diskussion über na- 
tionale Grenzen hinweg, ein Dialog, den die Pro&%/a mit ihren bescheidenen Mitteln auch 
weiterhin unterstützen wird. 
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Wenn die westeuropäische Linke über die deutsche Sozialdemokratie redet, dann redet sie 
zunächst einmal über sich selbst: Dies war ein Ergebnis der in der Pro&£Ja Nr. 41 vesöffent- 
lichten “Umfrage” unter französischen und italienischen Genossen zum ‘Modell Deutsch- 
land’. 

Dies gilt heute fast noch mehr als vor einem Jahr. Denn mit der Einführung des Kriegs- 
rechts in Polen und den Versuchen der Reagan-Administration, die europäischen Verbün- 
deten an die kurze Leine zu nehmen, ist die außenpolitische Schlüsselrolle der deutschen 
Sozialdemokratie in Fragen europäischer Entspannungs-, Sicherheits- und ‘Nachrüstungs’- 
Politik noch gestiegen - wenn auch die SPD innenpolitisch so geschwächt und »außer sich« 
(Eppler) dasteht wie noch nie seit Beginn der sozialliberalen Koalition. Dazu sind die eige- 
nen Probleme der Linken in Italien und Frankreich noch gewachsen: Die Präsidialverfas- 
sung und die solide absolute Mehrheit im Parlament garantiert den französischen Soziali- 
sten sicher noch keine Problembewältigungskapazität, die auf der Höhe aller Erwartungen 
ihrer Wähler stünde; dazu kommen noch die Unbekannten, die in der 'Doppelstrategie’ 
der französischen Kommunisten stecken (ein innerpatteiliches stalinistisches Regime mit 
dem ‘Bonus’ der Respektabilität ihrer vier Minister in der Öffentlichkeit zu verbinden, ihre 
eigentliche “Veto-Macht’ aber aus einer verstärkten Kontrolle über die CGT-Gewerkschaft 
zu beziehen); die italienischen Kommunisten haben nach dem Scheitern des historischen 
Kompromisses noch keine neue Strategie gefunden, aber eine alte Kontinuität verloren... 
Es sind nicht nur nostalgische alte Stalinisten, die heute in der KPI den »szrappo«, den Riß 
mit der Nabelschnur des sozialistischen Vaterlandes, und den Riß in der eigenen Identität, 
die die Moskauer Exkommunikation bedeutet, wieder rückgängig machen wollen. Neben 
Armando Cossuta - dem KPI-Verantwortlichen für Regionalpolitik - hat sich die ‘graue 
Eminenz’ des historischen Kompromisses, einer der im Ausland unbekanntesten, aber bis 
vor kurzem in der KPi einflußreichsten Theoretiker, Franco Rodano, in unerwarteter Härte 
auf die Seite der Kritiker Berlinguers gestellt: Rodano, der in der unmittelbaren Nach- 
kriegszeit die Bewegung der »Katbholischen Kommunisien« in die KPI geführt hatte, war ei- 
ner der wesentlichen Inspiratoren des »Prrraats der Politik«, die die Zusammenarbeit der 
beiden Massenparteien KPI und DC in der Periode der nationalen Einheit bis zur Ausar- 
beitung der italienischen Verfassung ermöglichte, Berater Togliattis und dann später Ber- 
linguers und der eigentliche Erfinder des historischen Kompromisses. Jetzt wirft er Berlin- 
guer vor, dessen Erklärungen über das Ende der fortschrittlichen Rolle der Länder des rea- 
len Sozialismus kappe die kommunistische Partei von ihrer Kontinuität ab und entzweie 
sie mit sich selbst; die Suche nach einem ‘Dritten Weg’ jenseits von Stalinismus und So- 
zialdemokratie sei nichts als eine ‘rationalistische’ Spielerei am grünen Tisch, die zu nichts 
anderem führen könne als zur Sozialdemokratie: 

»Um ihre revolutionäre Legitimität wiederzufinden, die vorher in gewisser Weise durch ihren Bezug 
zur Tradition und zur kommunistischen Weltbewegung garantiert war, riskiert die KPI nunmehr, ei- 
nen wortreichen Verbalradikalismus mit einer platt sozialdemokratischen Praxis zu verbinden« (zit. 
nach ‘il manifesto’, 28.2.82) 

Diese Kritik am »Dritten Weg« drückt ein reales Problem aus, das nichts mit den alten 
Kontroversen von Reform und Revolution zu tun hat: denn die ‘revolutionäre Legitimität’ 
der Treue zum sozialistischen Vaterland hat in Italien - vor allem in der ‘roten Region’ des 
italienischen ‘realen Sozialismus’, der Emilia Romagna - allenfalls als ideologische Stütze 
für eine solide sozialreformistische Politik gedient. Sie verkörperte aber eine kollektive Iden- 
tität des italienischen Kommunismus und das Volksbewußtsein seiner historischen Konti- 
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nuität, die gerade darum, wez/ die Sowjetunion weit weg und »Baffone« Stalin nur noch als 
Heiligenbild brauchbar war, die KPI bei all ihren Kompromissen und Niederlagen, bei all 
ihren diffizilen (eh nur Eingeweihten der ‘politischen Klasse’ verständlichen) taktischen 
Zick-Zacks das Bewußtsein, »eine andere Partei als die anderen« zu sein, gewissermaßen 
metaphysisch stabilisierte. Die durch das Band mit der kommunistischen Weltbewegung 
gesicherte ‘revolutionäre Legitimität’ ähnelt somit der alleinseligmachenden Institution 
der katholischen Kirche, bei der die Verwaltung des Seelenheils duch den Klerus der Kri- 
tik des einfachen Gemeindemitglieds (dutch Gewissen, Erfahrung oder Verstand) per defi- 
nitionem entzogen ist: Credo quia absurdum! 

Und genau jene Begegnung von katholischer und kommunistischer Kritik der 'individuali- 
stisch-bürgerlichen’ Gesellschaft, jene Liberalismusktitik im Zusammengehen von Heilsin- 
stitution Kitche und weltlicher Institution Partei bildete bei Franco Rodano - wie sein frü- 
herer Mitstreiter, der katholische Philosoph Augusto Del Noce eindrucksvoll nachgewiesen 
hat - schon seit 1939 die Leitidee eines historischen Kompromisses zwischen Leninismus 
und Katholizismus. 

Wie aber kann die KPI jetzt mit der Freiheit des Christenmenschen umgehen, nachdem 
die ‘sinnstiftende Rolle’ der Sowjetunion verloren gegangen ist, die eigene Mitgliedschaft 
aber - vor allem die Träger der Massenarbeit, nämlich die Sektionssekretäre, wie aus einer 
empirischen Studie der Bologneser Politikwissenschaftler Barbagli/Corbetta hervorgeht - 
durch die ‘realpolitischen’ Versuche mit dem Historischen Kompromiß eher desorientiert 
als motiviert wurden? 

Diese Frage war implizites Thema auf dem vom Gramsci-Institut unter Beteiliyuäg der ge- 
samten Führungsprominenz der Partei im Februar des Jahres veranstalteten Seminar über 
»Probleme der Demokratie heute« (über das Elmar Altvater in der TAZ am 4.3.1982 be- 
tichtet hat). Die Schwierigkeiten einer Zielbestimmung sozialistischer Politik ohne die me- 
taphysische Rückendeckung sei es eines sozialistischen Vaterlands, sei es einer Geschichts- 
philosophie des linearen Fortschritts wurden hier nicht zufällig auch als Gezeratiorspro- 
blem kommunistischer Intellektueller deutlich: 

-  Eineıseits versuchten die einflußreichen Parteiphilosophen der alten Garde, Umberto 
Cerroni und Nicola Badaloni, der (schon auf dem letzten Parteitag der KPI vollzogenen) 
Deklarierung der ‘formalen’ politischen Demokratie als “Wert an sich’, also als unverzicht- 
barer normativer Richtschnur eurokommunistischer Politik gewissermaßen nachträglich ei- 
ne Art 'materialistischer Weihe’ zu verleihen, sie also von einem bloßen Einschwenken auf 
die aufklärerisch-liberale Naturrechtstradition abzugrenzen. Theoretisch ist diese Haltung 
eher fragwürdig: Was hindert Marzisten daran, die (sieht man von Marxens Frühschriften 
ab) unzureichende Auseinandersetzung Marxens und der meisten seiner Nachfolger mit 
dem Problem der politischen Demokratie und der individuellen Freiheitsgarantien offen 
und offensiv einzugestehen und sich mit diesem Bruch in der Einheitlichkeit des Theorien- 
gebäudes ‘historischer Materialismus’ zugleich einen neuen ‘Kontinent’ - den einer politi- 
schen Ethik - zu eröffnen? Meiner Adısicht nach waren für diese materialistischen Kontinui- 
tätsbemühungen eher die ‘historistischen’ Traditionen des italienischen Marxismus verant- 
wortlich bzw. ihre politische Funktion: auch diesen - in der Tat prinzipiellen - Bruch des 
italienischen Eurokommunismus mit der leninistischen Tradition der ‘Diktatur des Proleta- 
tiats’ noch dem Parteivolk als "Erneuerung in der Kontinuität’ zu verkaufen... Ein einziger 
der alten Garde der kommunistischen Philosophen machte dieses Rechtfertigungsspiel 
nicht mit, der ‘alte Wolf’ Cesare Lupotrini: 
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»Seit 1945 redeten wir von einer ‘neuen Partei’. Und sicher waren und fühlten wir uns seit dieser Zeit 
als vom sowjetischen Modell verschieden; die gesamte Hypothese Togliattis, die 25 Jahre lang getra- 
gen hat, gründete sich auf die Voraussetzung dieser Verschiedenheit. Diese aber beruhte auf einer an- 
deren Voraussetzung, daß nämlich das sowjetische System positiv und vorwärtstreibend sei. Diese 
Vorstellung ist gestern kaputtgegangen... Wenn sie aber untergegangen ist, dann müssen wir es sagen: 
das ist für die zukünftige Identität der Kommunisten und für unsere zukünftige politische Initiative 
entscheidend.« 


- Leonardo Paggi, einer der wichtigsten Theoretiker der jüngeren Generation der italie- 
nischen Kommunisten, machte sich daran - jenseits demokratischer “Grundwerte’ - an die 
realen politisch-operativen Schwierigkeiten zu erinnern, vor denen die Suche nach dem fa- 
mosen ‘Dritten Weg’ für die sozialistische Arbeiterbewegung im Westen steht. Selbst 
wenn die Formel neu ist, wurde diese Suche ja nicht erst heute begonnen, sondern stand 
nicht zuletzt hinter Toglattis Versuch einer strategischen Integration von 'formaler' hibera- 
ler Demokratie und Massendemokratie, dem Versuch, sozialstaatliche und wirtschaftspoli- 
tische Intervention auf ein dicht gestricktes Netzwerk von organisierter Massenbewegung 
zu stützen, ohne den institutionellen Rahmen der parlamentarischen Demokratie und ih- 
ter Freiheitsgarantien zu verlassen (eine politische Philosophie vom Sozialismus als organi- 
sierter Demokratie, die ihren theoretischen Ausdruck vor allem in den Schriften von Galva- 
no della Volpe gefunden hat). Daß diese Perspektive nicht ralisiert werden konnte, liegt 
aber nicht »zr daran, daß die italienischen Kommunisten seit dem Kalten Krieg niemals 
wieder Regierungspartei geworden sind, daß der spezifisch italienische Ausbau des 
“Wohlfahrtsstaats’ [der Ausdruck 'stato assistenziale’, wörtlich 'Sozialhilfe-Staat’, impli- 
ziert immer auch eine Anspielung auf das christdemokratische Machtsystem, in dem die 
Unterstützung bestimmter Bevölkerungsgruppen in individualisierter Form im Austausch 
gegen das Monopol politischer Vermittlung durch die Staatspartei gewährt wurde] zu ei- 
nem immer undurchsichtigeren Wildwuchs an Bürokratien, Spezialgesetzen, Sonderpo- 
sten, Stipendien und Zentren ‘verborgener Macht’ (Bobbio) führte, das von niemand 
mehr durchschaut werden konnte... Nach Paggi liegt es in der vereinfachten Grundannah- 
me einer Zinearen wechselseitigen Entwicklung von ökonomischem Wachstum und Wachs- 
tum der Demokratie, der die Arbeiterpartei, wenn sie an die »Hebel der Macht« (Hilfer- 
‘ding) gekommen ist, nur noch die politische Steuerung, das »Primat der Politik« geben 
müsse: 


»... eine Vorstelllung der Ökonomie als einziger Determinante der gesellschaftlichen Entwicklung, ei- 
ne Vorstellung der alles durchdringenden Politik als einzigem Kommandozentrum des Systems. Wir 
können heute auf der Grundlage weitgefächerter historischer Erfahrung sagen, daß der größte Fehler 
gewisser Interpretationen des Marxismus gerade als Theorie des sozialen Wandels in der Vorstellung 
bestanden hat, daß der Übergang von einer rückständigen zu einer fortgeschrittenen Gesellschaft - 
kurz: die Entwicklung - darstellbar, aber vor allem positisch handhabbar sei als Übergang vom Kom- 
plexen zum Einfachen, als Erreichen einer Durchsichtigkeit (der sozialen Beziehungen), als Verwirkli- 
chung einer unmittelbaren Lesbarkeit des Gesellschaftlichen - und damit auch als seine rationale Lei- 
tung und Planung von einem bevorzugten Zentrum aus.« 


Der Hauptfilter der ‘Reduktion von Komplexität’ sollte in der kommunistischen Strategie 
natürlich die Partei sein, die im demokratischen Erneuerungsprozeß gleichzeitig die Inter- 
essen der Arbeiterklasse politisch aggregieren und das "hegemoniale’ Element der Synthese 
mit anderen gesellschaftlichen Gruppen vor allem in den (nationalen und regionalen) par- 
/amentarischen Institutionen zur Geltung bringen sollte. Weder das Parlament noch die 
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Partei haben diese Hoffnungen erfüllt. Im Gegenteil, in der Periode des ‘triennio’, der 
drei Jahre der Politik der nationalen Einheit 1976-1979 (s. Prokla, Nr. 41, 8.67 ff.) versagte das 
Parlament sowohl als effektives Organ der Entscheidungsfindung wie auch als »Hauptorga- 
nismus der Selektion« gesellschaftlicher Interessen; und dies lag - wie der Bologneser Poli- 
tologe Pasquino gezeigt hat - nicht zuletzt daran, daß die Repräsentativität der das italie- 
nische politische Leben dominierenden beiden Massenpatteien DC und PCI in die Krise 
geraten ist - nicht primär vom Wählerverhalten her [wo sich die ‘Revolutionen’ auf 2-3% 
Wechselwähler det ‘Mitte’ zwischen Christdemokraten, Republikanern und Sozialisten so- 
wie einem Teil der in der ‘hegemonialen Periode’ 1974-1976 von den Kommunisten ge- 
wonnenen Stimmenzuwächse und auf Protestwahlverhalten am linken Rande des parteipo- 
litischen Spektrums - Radikale, Pdup - beschränken; besorgniserregend ist eher die wach- 
sende Anzahl der Niehtwähler oder Enthaltungen] - sondern in Bezug auf den abnehmen- 
den Grad an Identifikation der Anhänger mit der eigenen politischen Familie, auf eine 
‘unterirdisch’ wachsende Parzeienverdrossenheit. 


Ein Aspekt dieser Krise der Massenparteien ist die ‘Entzauberung’ der kommunistischen 
Partei für ‘die’ - d.h. vor allem ihre eigenen - Intellektuellen, die zunehmend weniger Be- 
teitschaft zeigen, ihre alte Funktion der Konsensbeschaffung, der Kulturpolitik des 'orga- 
nischen Intellekruellen’ (Gramsci) zu übernehmen. Diese Entwicklung - die von der Partei 
. nolens volens inzwischen auf der vorletzten ZK-Sitzung anerkannt und gewissermaßen als 
Erneuerung in der Kontinuität ‘legitimiert’ worden ist (s. das Referat Tortorellas, 
‘L’Unitä’, 2.12.1981) - findet ihren vielleicht deutlichsten Ausdruck im publizistischen Er- 
folg der Zeitschrift /4adoratorio politico (zu deren Redaktion auch Angelo Bolaffi und Gia- 
como Marramao gehören), von der bereits 6 Ausgaben erschienen sind. Das Verhältnis von 
Spezialistentum und Politik wird hier gewissermaßen gegenüber dem bisher für die KPI 
gültigen Modell umgekehrt: (Sozial)wissenschaftliche Erkenntnis soll nicht mehr politische 
Konzepte (ex post) legitimieren, sondern - jenseits der ‘historischen’ Kontinuität der Par- 
teiideologie - erst einmal die "Knackpunkte’, also die materiellen Interessen und die insti- 
tutionellen Mechanismen innerhalb Zeztiger entwickelter kapitalistischer Industriegesell- 
schaften so weit auf den Begriff bringen, daß politische Intervention entscheidungsrelevant 
diskutiert werden kann, Der Titel ‘politisches Labor’ oder ‘workshop’ legt schon nahe, daß 
hier viel mit sehr unterschiedlichen Theorien experimentiert werden soll - vom Struktur- 
funktionalismus der amerikanischen Politikwissenschaft, über die (wie der frühere Chef- 
denker des italienischen ‘Operaismo’, Mario Tronti, der auch der Redaktion von /aborato- 
rio bolitico vorsteht, immer sagt) ‘große’ bürgerliche politische Theorie, bis hin zur mittel- 
europäischen Tradition des ‘negativen Denkens’ von Nietzsche bis Heidegger... Man 
kann nun über die bisher vorgelegten verschiedenen Experimente und ihre Ergebnisse 
wahrlich verschiedener Meinung sein. Ich persönlich vermute hier manchmal die Gefahr, 
den - richtigen - Abschied von der geschichtsphilosophischen Tradition des italienischen 
Idealismus und Marxismus selbst wieder in umgekehrten, ‘negativen’ geschichtsphiloso- 
phischen Mustern zu vollziehen, also im Bruch mit der Tradition eine Kontinuität det ita- 
lienischen Linken indirekt dennoch zu bewahren: den wie immer entzauberten ‘Primat der 
Philosophie’... Das Verdienst und der Erfolg dieser Initiative liegt aber darin, daß hier mit 
dem Leninismus in der Intellektuellenfrage radikal gebrochen wird: Die Funktion der In- 
tellektuellen liegt hier nicht mehr darin, sozzalıstisches Bewußtsein in die Arbeiterklasse 
einzubringen, sondern darin, speziahistische Kompetenzen für gesellschaftliche Auseinan- 
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dersetzung erst einmal aufzubereiten, vielleicht auch fruchtbar zu machen. Daß dieser 
Niedergang ‘des ‘organischen Intellektuellen’ für die kommunistische Massenpartei auch 
mit dem Auftauchen neuer gesellschaftlicher- Konfliktfelder und Wertmuster jenseits der 
Schiene von Klasse-Partei-Staat zu tun hat, hat der Politologe Pasquino in der Diskussion 
über die Intellektuellenfrage in der “Unitä’ (24.12.1981) schr schön zum Ausdruck ge- 
bracht: 


»Sicher darf eine 'neue’ KPI ihre Bindung an die bereits organisierten Gruppen - vor allem zur Ge- 
weıkschaft - nicht aufgeben, sie muß aber die Flexibilität dieser Verbindungen und einen beidseiti- 
gen Informations- und Kommunikationsfluß akzeptieren, den sie immer auch für die neuen gesell- 
schaftlichen Subjekte öffnen und offen halten muß. (...) In der Tat bedeutet die weltanschauliche 
Neutralität (laicitä) der Partei, daß die Kompetenz und die spezialistischen Kenntnisse ihrer Führer 
nicht nur beständig an der Realität überprüft werden, sondern auch an den Spezialismen und Kom- 
petenzen anderer Gruppen, insbesondere der Träger jener neuen Kulturen, die zur Regierung/Steu- 
erung komplexer Gesellschaften absolut notwendig sind. Dies ist die für eine Partei wie die kommuni- 
stische Partei am schwersten zu akzeptierende Herausfordening, da die kommunistischen Parteiführer 
immer ihre Entscheidungskompetenz auch als-höchsten Punkt der politisch-theoretischen Synthese 
beansprucht haben.« 
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Angelo Bolaffi / Giacomo Marramao 
Die deutsche Sozialdemokratie heute - oder die Paradoxa einer 
Geschäftsführung der Arbeiterklasse 


ee) 
1. 


Wenn die Erfahrungen der sozialdemokratischen Parteien Bestandteil des »Erbes der ge- 
samten europäischen Linken« sind - um die gebräuchlichen rhetorischen Formeln zu ver- 
wenden -, dann folgt daraus, daß auch ihre Krise die Grundpostulate der gesamten politi- 
schen Kultur der europäischen Linken betrifft und in Frage stellt. 

Vor allem aber ist es notwendig, von vorneherein Abschied zu nehmen von übertrieben 
synthetischen Formulierungen (wie »Krise des Sozialstaates«, »Krise des Wohlfahrtsstaates« 
usw.), die schon allzu lange ihre geringe analytische Fruchtbarkeit unter Beweis gestellt 
haben - abgesehen von ihrer ideologischen Funktion, fehlende Analysen der Wirklichkeit 
zu überdecken - und stattdessen zu vetsuchen, präzise die Konturen dessen zu erfassen, 
das vor und i» der Regierungspraxis der deutschen Sozaldemokratie in die Krise geraten 
ist. 


2. 


Diese Konturen zu skizzieren, bedeutet vor allem, sich Klarheit über die beiden klassi- 
schen theoretischen Pardigmata zu verschaffen, die zur Stützung der Interpretation heran- 
gezogen werden, wonach die aktuelle Sackgasse der sozialdemokratischen Politik die un- 
ausweichliche Folge der Krise des Wohlfahrtsstaates sei. Das erste, vertrauteste und in ge- 
wisser Weise bereits kanonische Erklärungsmuster sieht die Wurzeln der Krise im Über- 
gang der SPD von der Klassenpartei zur Volkspartei und damit zur Staatspartei. Als neue- 
res Beispiel dieser in klassischer Weise von W. Abendtroth (1978) formulierten These mag 
folgende Behauptung ausreichen: 


»Sie droht allen programmatischen Formeln zum Trotz zur Staatspartei insofern zu werden, als sie von 
ihrer Repräsentanz her Teil einer abgehobenen und letztlich exekutivistischen oder exekutivistisch be- 
zogenen Elite wird, ohne das Ziel und die Möglichkeit der breiten Mobilisierung und der tatsächli- 
chen demoktatischen Legitimation über die Wahltage hinaus.« 

(Natt/Scheer/Spöri 1976; 12) 


Die Irrwege der »Staatspartei« (und damit die Wurzeln ihrer Verstrickung in den Maschen 
der gegenwärtigen Krise) beständen also in der Entpolitisierung und Passivierung der Mas- 
sen: in erster Linie, versteht sich, der Arbeiterklasse. 

Das zweite Eıklärungsmuster unterstreicht hingegen den von der SPD in der Nachktriegs- 
zeit vollzogenen Bruch gegenüber der - allerdings bereits ausdrücklich revisionistischen 
und institutionalistischen - Sozialdemokratie der 20er Jahre als eine positive Wende. Der 
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entscheidende Einschnitt müsse in der Schwerpunktverlagerung der Parteipolitik hin zu 
den institutionellen Funktionen der Sozialpolitik gesehen werden - unter der Vorausset- 
zung der Anerkennung der ökonomischen Grundregeln des kapitalistischen Systems (ver- 
standen als »Marktwirtschaft«): In diesem (geglückten) Salto mortale liege der Schlüssel für 
die schnelle Verwandlung der SPD von einer Arbeiterpartei, die noch bestimmt war duch 
eine Subkultur der Opposition mit dem deutlichen Stempel der »negativen Integration« 
(Gıoh, 1973) in die Tradition des preußischen Odrigkertsstaats (als Prototyp des autoritär 
beschützenden Wohlfahrtsstaats), zu einer Regierungspartei, die offen ist für eine Vielzahl 
organisierter gesellschaftlicher Interessen. Gian Enrico Rusconi bemerkt in diesem Zusam- 
menhang: 

»Die SPD ist zu einer Art ‘politischen Vermittlungsagentur’ für die Klasse der abhängig Beschäftigten 
in ihrer Gesamtheit geworden. Damit wandelte sich auch die Bedeutung des Begriffs ‘Sozialismus’: 
Nunmehr wird darunter vetstanden eine Kombination aus rechtlich garantierter sozialer Sicherheit 
und der Kompetenz (der SPD) in der Regierung und Verwaltung einer komplexen Industriegesell- 
schaft.« 

(Rusconi, 1980 (a); 46) 

Jenseits der gegensätzlichen Bewertung werden in beiden Schemata die nach der Wende 
von 1959 eingetretenen Veränderungen in der sozialdemoktratischen Partei auf gleiche Wei- 
se beschrieben: nämlich als Institutionalisierung, die auf dem definitiven Abschied von der 
marxistischen Typologie der »Klassenpartei« beruht. 

Man könnte hier noch anmerken, daß der theoretische Interpretationsrahmen der beiden 
Schemata, den wir skizziert haben, von einem begrifflichen Gegensatzpaar (Klassenpartei 
- Regierungspartei) beherrscht wird, das sich inzwischen bereits in die politische Alltagsspra- 
che übertragen hat: Der Gegenpol zur »Klassenpartei« wird mit »Regierungspartei« ange- 
geben, verstanden als Weiter- (oder Zurück-) Entwicklung der Massenpartei zur »Allerwelts- 
partei« (wogegen, wenn man die Definition auf der Ebene des politischen Diskurses hält, 
streng logisch das Gegensatzpaar Regierungspartei - Oppositionspartei sein müßte). Aber 
nicht hier liegt der entscheidende Punkt, sondern in den allgemeinen Implikationen dieses 
Interptetationsmusters: Wenn das beiden Thesen gemeinsame diagnostische Schema kor- 
rekt wäre, dann wäre es nämlich legitim, in den aktuellen Schwierigkeiten bei der Aufrecht- 
erhaltung des sozialdemokratischen »Kompromissess (als besonderer Ausprägung, aber 
auch als Sinnbild der politisch-institutionellen Strukturen des Sozial-Staates) den Aus- 
druck einer historischen Strukturkrise zu erblicken, die gekennzeichnet wäre durch die 
Rückkehr der harten Gesetze der Ökonomie - vom Wiederauftauchen also jener undurch- 
schauten Mechanismen, von denen der Sozialstaat sich eingebildet hatte, sie in den Rang 
eines reinen Subsystems verbannen zu können. Es wäre also wieder einmal die ökonomi- 
sche Krise, der »alte Maulwurf« der letzten Instanz, der an den Wurzeln der Krise wühlte. 
Dieser theoretischen Aporie entgehen nicht einmal die differenziertesten Versionen des 
Theorems der »Legitimationskrise«, die eine direkte logisch-historische Abhängigkeit zwi- 
schen Krise des Marktes, Krise des keynesianischen Staates und gesellschaftlicher Krise (die 
sich nunmehr auf die Ebene der »Motivationskrises verlagert habe) postulieren. Auch hier 
werden die neuen staatlichen Funktionen stilisiert zum bloßen Reaktionsmechanismus auf 
die Disfunktionen des ökonomischen Bereichs - über eine »kompensative Planung«, die 
eingreift, um die vom Marktautomatismus offengelassenen Lücken zu füllen: 

»Der in den Reproduktionsprozeß einbezogene Staat hat die Determinanten des Verwertungsptozes- 
ses selbst verändert. Auf der Grundlage eines Klassenkompromisses gewinnt das administrative Sy- 
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stem eine begrenzte Planungskapazität, die im Rahmen der formaldemokratischen Beschaffung von 
Legitimation für Zwecke reaktiver Krisenvermeidung genutzt werden kann.« 
(Habermas, 1973; 87) 


Es verwundert darum nicht, daß in der Entwicklung dieses Ansatzes dann auch die alten 
Umtisse der 'Endkrise’ des Kapitalismus wieder auftauchen: 


»Die eigentliche, und vielleicht einzig interessante Frage ist die, ob die ökonomischen Probleme einen 
solchen Umfang annehmen, daß dieses Modell, das von ‘kleinen Krisen’ lebt, nicht mehr funktionie- 
ren kann und somit eine Krise von klassischen Dimensionen eintreten wird.« 

(Habermas, 1981; 500) 


Ohne wesentliche Veränderungen taucht dieses Schema in eurokommunistisch inspirierten 
Versuchen wieder auf, ein wechselseitiges Abhängigkeitsverhältnis zwischen Niedergang 
des welfare-state und Krise der Sozialdemokratie theoretisch zu systematisieren. Hierbei 
wird vor allem der Akzent auf den »kompromittierenden« Charakter des politischen Ab- 
kommens zwischen »Bourgeoisie« und »Arbeiterklasse« gelegt, das die Grundlage des so- 
zialdemokratischen Modells bilden soll: Dieses wiederum wird in direkten Zusammenhang 
mit der Entstehung und Entwicklung des »keynesianischen Staates« gebracht. Der keyne- 
sianische Sozialstaat wird dann wiederum verstanden als der weitestgehende Horizont der 
Vereinbarkeit von gleichzeitigem Wachstum des Massenkonsums einerseits und Aufrecht- 
erhaltung der vom kapitalistischen System gesetzten strukturellen Grenzen (nämlich: pri- 
vater Charakter der Aneignung) andererseits: 


»In diesem Sinne stellt der keynesianische Staat eine ‘große Antwort’ auf die Krise dar, da er das Maxi- 
mum an Vergesellschaftung der Probleme von Produktion und Konsum verwirklicht, das mit dem 
Privateigentum an Produktionsmitteln (oder besser dem grundlegend privaten Charakter der Produk- 
tion) vereinbar ist. (...) Der keynesianische Kompromiß bildet die Grundlage des politischen Abkom- 
mens, das das Kräftegleichgewicht zwischen Bourgeoisie und Proletariat in der Sozialdemokratie ge- 
steuert hat.« 

(Barcellona, 1980; 181) 


Analoge Überlegungen finden sich - mit besonderer Bezugnahme auf die schwedische So- 
zialdemokratie - im neuesten Buch von Christine Buci-Glucksmann und Göran Therborn, 
»Le defi social-democrate«: 


»In ihren 44 Jahren an der Macht entwickelt die schwedische Sozialdemokratie eine kohärente Ge- 
samtstrategie einer Umverteilungspolitik durch den Welfare-state, in der der öffentliche Sektor und 
der beständig steigende Anteil des staatlichen Budgets am Bruttosozialprodukt als “"Widerpart’ zu ei- 
nem monopolistischen Privatsektor mit beständig steigender Konzentration dient. Ohne Antastung 
der Produktions- oder Machtverhältnisse konstruiert sie einen Sozialstaat der gesellschaftlichen Um- 
verteilung, der als Ort politischer Kompromißbildung funktioniert - als sistorischer Kompromiß im 
Dreiecksverhältnis von Staat, Unternehmertum und Gewerkschaft.« 

(Buci-Glucksmann/’Therborn, 1981; 36) 


Auf der Grundlage einer in vieler Hinsicht verwandten Argumentation kommt ein linker 
amerikanischer Forscher zur drastischen Schlußfolgerung, 


»daß die Widersprüche der Sozialdemokratie aus ihrem imrmanent verfehlten Versuch entspringen, 
das Unlösbare zu lösen: also ein politisches Programm zustandezubringen, das gleichzeitig für die Ka- 
pitalisten und für die Arbeiterklasse akzeptierbar sei. Das Unterfangen war mutig und hat einen über- 
taschenden Erfolg gehabt, aber dieser war besonderen Bedingungen geschuldet.« 

(Wolfe, 1979; 138. Hervorhebung von uns, A.B./G.M.) 
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Wahrscheinlich wären alle diese Autoren ziemlich überrascht, wenn sie feststellen müßten, 
daß dieses ihr Interpretationsschema der Krisenfaktoren des wohlfahrtsstaatlichen Kom- 
promisses sich heute in fast allen programmatischen Erklärungen der sozialdemokratischen 
Parteien selbst wiederfindet. Der von der österreichischen sozialdemokratischen Partei für 
ihren Kongreß von 1978 erarbeitete Programmentwurf (der das Programm von 1958 erset- 
zen sollte) enthält gerade ein Kapitel mit dem Titel Kapitalismus in der Krise, in dem es - 
nach der einleitenden Bekräftigung des alten marxistischen Prinzips »Probleme entstehen 
vor allem aus den wirtschaftlichen Verhältnissen« - heißt: 


»In der Krise des Kapitalismus werden die Grenzen des Wohlfahrtsstaates sichtbar: Einerseits stehen 
nur bei Wirtschaftswachstum ausreichend Mittel zur Verfügung, um die nötigen öffentlichen Investi- 
tionen zu finanzieren und sozialpolitische Fortschritte zu erzielen; andererseits verfügt der Staat ge- 
genwärtig nicht über jene Eingriffsmöglichkeiren, die erforderlich wären, um krisenfreies Wachstum 
dauerhaft gewährleisten zu können. In einem System vorwiegend gewinnorientierter unternehmeri- 
scher Entscheidungen sind die Grenzen staatlicher Steuerungsmöglichkeiten bald erreicht.« 
(Programmentwurf der SPÖ, in: Matzner, 1978; 182) 


Aber es kommt natürlich darauf an, das ideologische Selbstverständnis der Sozialdemokra- 
tie nicht mit der Wirklichkeit ihrer praktischen Politik zu verwechseln, und die in Partei- 
programmen geäußerten Schwierigkeiten nicht für die tatsächlichen Schwierigkeiten zu 
halten, denen sich heute ihr Modell gegenübersieht. Wie wir schen werden, bestehen diese 
Schwierigkeiten nicht in einer Rückkehr der - gezügelten oder verdrängten - Vorausset- 
zungen des »wildwüchsigen« Funktionierens der kapitalistischen »Marktwirtschaft«, son- 
dern sind eher das Produkt der sozialdemokratischen Eingriffe in eine ganze historische 
Phase des »politischen Zyklus«. Die Ergebnisse dieser Eingriffe haben zu einer komplexen 
ökonomisch-institutionellen Struktur geführt, deren Entwicklungsprobleme weder (wie 
dies Christine Glucksmann tut) mit einer neuerlichen Ausweitung des gramscianischen Be- 
griffs der »passisven Revolution begriffen werden können noch mit der Projektion eines 
Aspektes der Krise der Demokratie, der für die 20er Jahre eigentümlich war, auf die heuti- 
ge Phase, nämlich des Widerspruchs zwischen staatlicher Politik und privater Aneignung. 
Die »halbierte Souveränität« - aufgeteilt zwischen demokratischem Staat (charakterisiert 
durch die Achse Parlament - Regierung) einerseits und Zentralbank und Unternehmertum 
(und den ihnen angeschlossenen sozialen Kräften) andererseits - stellt jedoch eine Eigen- 
tümlichkeit der Krise dar, die der Entstehung des Welfare-state vorausging, wie dies (mit 
größerer argumentativer und Quellenbasis) Karl Polanyi (1977) und Otto Kirchheimer 
(1941) nachgewiesen haben. 


3. 


Die ‘neuen’ Paradigmata, die bisher von der Kultur der Linken angeboten wurden, um die 
Krise des Sozialstaats zu erklären, überwinden also in Wirklichkeit die ökonomistischen 
Grenzen der traditionellen marxistischen Interpretationen der allgemeinen Krise keines- 
wegs; sondern dehnen sogar noch die ursprünglichen Erklärungselemente des ökonomisti- 
schen Paradigmas unzulässig aus, um damit - gemäß einem kumulativen Modell zuneh- 
mender Erklärungskraft - nunmehr sowohl die politisch-institutionelle Ebene als auch die 
subjektiv-motivationsbezogene Ebene der »Legitimation« erreichen zu können. Pierre Ro- 
senvallon hat hier völlig recht, wenn er darauf hinweist, daß der »klassische marxistische 
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Diskurs über die Krisen und Widersprüche des Kapitalismus« alle traditionellen liberalen 
Spekulationen über die quasi-natürlichen odjektiven Grenzen des Wohlfahrtsstaats repro- 
duziert: von L&on Say im 19. Jahrhundert bis zu Colin Clark im 20. Jahrhundert sind die 
Grenzen der Staatsintervention schon häufiger behauptet als tatsächlich erreicht worden, 
während sie sich in Wirklichkeit immer weiter verschoben haben (vgl. Rosenvallon, 1981; 
52). Ändert sich das Bild sehr, wenn nunmehr die neuen »Lesarten« uns versichern, daß wir 
heute an die »wahren« Grenzen des Staatsinterventionismus stoßen? Es wäre wahrhaft ein 
Trauerpiel, wenn zu diesem Thema die Diskussion der Linken noch hinter das Niveau zu- 
rückfallen sollte, das Ende des vergangenen Jahrhunderts sogar dem »Kathedersozialisten« 
Adolpf Wagner bereits klar war, der nämlich begriffen hatte, daß die ökonomischen Fes- 
seln und die finanziellen Hindernisse immer überwindbar sind, da sie nichts anderes zum 
Ausdruck bringen als bestimmte historische Gleichgewichtsstrukturen im »Prozeß der Zivi- 
lisation«, und daß die wahren Grenzen (und effektiven Scheidelinien) vielmehr sozialer 
und kultureller Natur sind. 

Auch hier stimmen wir Rosenvallon zu, wenn er feststellt, daß der »eigentliche Gegenstand 
der Frage nach der Zukunft des Sozialstaats die Gesellschaft selbst« sein muß, bzw. »der 
Grad an Gestaltbarkeit der gesellschaftlichen Beziehungen«. Und vor allem sind wir mit 
seiner Schlußfolgerung einverstanden, »daß die aktuellen Probleme des Wohlfahrtsstaates 
als soziologische und politische Probleme angegangen werden müssen, und zwar über eine 
Analyse der Art und Weise, in der der Staat das gesellschaftliche Feld auseinandernimmt 
und neu zusammensetzt und damit die Verhältnisse zwischen den Individuen formt« (eb- 
da). Wir fügen hinzu, daß der ‘Grad an Gestaltbarkeit’ der sozialen Beziehungen nur be- 
stimmt werden kann, wenn man jene Interaktion zwischen politischem System und Gesell- 
schaft untersucht, die im Verlaufe der Entwicklung des Welfare-state die sozio-kulturellen 
Identitäten der Subjekte ebenso umgestaltet hat wie das Gesamtsystem ihrer Wechselbe- 
ziehungen. 

Dieser Gesichtspunkt hat für unseren Untersuchungsgegenstand präzise Folgen. Das 
»Herz« des sozialdemokratischen Kompromisses besteht weder in einem einfachen Akzeptie- 
ten der Marktmechanismen als einem System vorab feststehender Regeln noch in einer - 
durch Erneuerung und Rationalisierung von Vermittlungs- und Integrationsfunktionen 
bewährten - Stützung einer »neuen bürgerlichen Form der Politik<. Wir wollen damit kei- 
nesfalls die Existenz von Krisenelementen und -faktoren im sozialdemokratischen Modell 
leugnen, sondern vielmehr die Notendigkeit betonen, diese Krisenmomente aus einer an- 
deren Auffassung sowohl seiner Prämissen als auch seiner Konsequenzen zu begreifen. 
Diese Notwendigkeit wird heute auch von jenen Politikern/Intellektuellen bemerkt, die 
wie Peter Glotz (1980) damit begonnen haben, die Sackgasse der SPD-Politik jenseits der 
klassischen topologischen Schemata des Verhältnisses zwischen Ökonomie und Staat, zwi- 
schen struktureller Krise und institutioneller Unregierbarkeit anzugehen. 


4. 

Aus dem Gesagten müßte bereits deutlich hervorgehen, in welche Richtung die zentralen 
Thesen dieser Arbeit gehen: 

Erstens, wir gehen von der allgemeinen Annahme aus, daß sich die Sozialdemokratie nicht 


darauf beschränkt hat, den ökonomischen Mechanismus des Kapitalismus abzustützen, 
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sondern daß sie seine Bewegungsgesetze und seine Funktionsweise tiefgreifend verändert 
hat, indem sie neue Regeln und neue Sachzwänge eingeführt hat, die sich von den »Refor- 
mismen« der Vergangenheit grundlegend unterscheiden. 

Zweitens behaupten wir, daß diese Umgestaltung zur Konstruktion eines gegliederten Sy- 
stems industrieller Beziehungen geführt hat, für das man die Definition »Neokorporatis- 
mus« übernehmen kann, aber nur unter der Bedingung, diesen Ausdruck von jedem wer- 
tenden Unterton zu befreien. 

Drittens behaupten wir - und das ist der zentrale Punkt unserer Argumentation! -, daß 
diese tiefgreifenden Veränderungen des Marktmechanismus und des Systems der indu- 
striellen Beziehungen nur aufgrund der engen Bindung verwirklicht werden konnten, die 
die SPD (aber dies gilt auch für die anderen Erfahrungen mit sozialdemokratischen Regie- 
rungen in der Nachkriegszeit) mit dem zentralen Kern der industriellen Arbeiterklasse auf- 
rechterhalten hat. Der Kernpunkt der hier aufgestellten These besteht demnach in der Be- 
hauptung, daß die Wirksamkeit der sozialdemokratischen Praxis als »Regierungsparteis 
(oder gar als »vStaatspartei«) zur Beständigkeit ihrer Verankerung in der industriellen Arbei- 
terklasse nicht in einem umgekehrt proportionalen Verhältnis steht, sondern sich als direkt 
‚proportional dazu erweist. Und dies gilt nicht allein von einem rein organisationssoziologi- 
schen Gesichtspunkt aus (obwohl die Organisationssoziologie detailliert die überdurch- 
schnittliche Präsenz der Arbeiterklasse unter den Mitgliedern und der Wählerschaft der 
SPD verzeichnet), sondern von einem politischen und gesellschaftlichen Gesichtspunkt 
aus: Indem die Sozialdemokratie den Kern der industriellen Arbeiterklasse in den Mecha- 
nismus institutionalisierter Verhandlungen eingefügt hat, hat sie gleichzeitig seine »kultu- 
relle« Identität völlig umgebildet und ihn von einem bloßen Forderungs- und konfliktuel- 
len Subjekt zu einem Subjekt des politischen Tausches umgestaltet. 

Dies bedeutet gegenüber der Sozialdemokratie der Zwischenktiegszeit drei wichtige Neue- 
rungen: 

a) Die Entwicklung von Begriff und Praxis der »Sozialpolitik« von der alten Idee der Sozza4- 
reform - im Sinne einer Utopie der Umverteilung und der rein quantitativen Zunahme der 
Schutz- und Hilfsfunktionen des Gesetzgebers - hin zu einer Selektion spezifischer Felder 
staatlicher Intervention nicht nur auf dem Gebiete der organisatorischen Ausprägung des 
Sozialstaates, sondern auch der Intervention in die Funktionsdynamik der Gesellschaft und 
der Ökonomie. 

b) Der Staat stellt nicht mehr nur, wie in den Theorien von Hilferding oder Renner, den 
Stützpfeiler und rechtlichen Rahmen für die Sozialisierung dar - die verstanden wurde als 
fortschreitende Demokratisierung von Wirtschaft und Gesellschaft -, sondern wird selbst 
zum Bestandteil und dynamischen Faktor des Systems der industriellen Beziehungen. 
(Hier ist die Aufnahme des Keynesianismus durch die SPD anzusiedeln, eines Keynesianis- 
mus, der auch gegenüber anderen sozialdemokratischen Regierungserfahrungen, v.a. in 
Großbritannien und Schweden, eine spezifische - deutlich anti-inflationistische und auf 
ökonomische Sachzwänge bedachte - Ausprägung hat.) Bemerkenswert in diesem Zusam- 
menhang ist, daß die SPD in der Nachkriegszeit vor allem die fortgeschrittensten Themen 
ihrer eigenen Weimarer Tradition wiederaufnimmt, vor allem, was die arbeitsrechtlichen 
Analysen (Sinzheimer, Kahn-Freund) und die auf »Beteiligung« ausgerichteten Überle- 
gungen zur Desmokratisierung der Wirtschaft betrifft. 

c) Die Vorrangstellung der Idee der Sozzalpoitik erhält ihre Bedeutung vornehmlich im 
Kontrast zur traditionellen Auffassung der Strukturreformen, die verstanden wurden als 
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externes Eingreifen der [demokratisch delegierten und insofern gegenüber der Pri- 
vatwirtschaft] sunabhängigen« Funktion von öffentlicher Hand und Gesetzgeber in die 
Wiktschaft. Wenn nun die Ideologie der heutigen Sozialdemokratie auch ein abgedrosche- 
nes und banales Mischmasch aus ökonomistischen Allgemeinplätzen und Schlagwöttern ei- 
ner universalistischen Ethik datstellt, so ist doch ihre Praxis von außerordentlicher, überpo- 
litischer Präzision. Sie zielt zunächst auf eine Modernisierung des politischen Systems, die 
sich letztendlich als »Kolonialisierung der Lebenswelt« (Habermas) gegenüber anderen ge- 
sellschaftlichen [Sub-]Systemen durchsetzt: Als Kolonialisierung erweist sich die Form der 
sozialdemokratischen Modernisierung gegenüber all jenen Systemen gesellschaftlicher Ver- 
hältnisse und gesellschaftlichen Verhaltens, die der SPD als Auswüchse, Fehlverhalten oder 
rückständige Reste gelten, und die daher auf die Sprache der industriellen Arbeiterschaft 
vom »Wert der Arbeit« und vom »Gemeinwohl« reduziert werden müssen: unter diesem 
Gesichtswinkel kann man durchaus einige Schlußfolgerungen wiederaufnehmen, zu denen 
- allerdings, wie wir sahen, über einen anderen theoretischen Zugang - die Interpretatio- 
nen der sozialdemokratischen Krise als »Legitimationskrise« gelangen (vgl. Habermas, 
1979, 13, 28ff.). Wie wir unten noch sehen werden, entwickelt sich diese abstrakte Vorstel- 
lung von Modernisierung, die der sozialdemokratischen »Staatsfixierung« zugrundeliegt, 
unter dem Vorzeichen des Primats der Verwaltung gegenüber dem Moment der politischen 
Entscheidung. Im Gegensatz also zu den Annahmen einiger italienischer Theoretiker zum 
Modell Deutschland ist auch in der Nachkriegszeit der geistige Mentor für den mitteleuro- 
päischen Neo-Etatismus der Sozialdemokratie nicht Carl Schmitt, sondern Karl Renner. 
Im engen Zusammenhang mit diesen Veränderungen hat nun ein tiefgreifender Wandel 
in der SPD als Partei eingesetzt. Dieser betrifft nicht so sehr ihre innere Struktur (Gliede- 
rung in drei Arbeitsgemeinschaften: Jugend, Frauen, Arbeitnehmer); und auch nicht vor- 
tangig ihre Beziehungen zur Sozialstruktur der Bevölkerung (denn die SPD bleibt, trotz 
ihrer um die Mitte der 60er Jahre von den deutschen Wortführern der Ideologie vom Ver- 
schwinden der Arbeiterklasse geprägten und verbreiteten offiziellen Ideologie, eine in ho- 
hem Maße »operaistische« Partei »der Arbeitnehmer«), der Wandel der Rolle der sozialde- 
mokratischen Partei betrifft vielmehr ihre Schlüsselfunktion, die sie heute innerhalb des 
politischen Systems ausübt: als Schiedsrichter und als Garant des Austausches zwischen 
Staat und Gesellschaft. 

Gian Enrico Rusconi hat sehr gut beobachtet, in welch engem Maße die Regierungfähigkeit 
der SPD gebunden bleibt an ihre Funktion der aktiven (also nicht alleine durch Wahlen 
vermittelten) Repräsentation der Arbeiterklasse auf dem Felde der politischen Verhand- 
lung. Aber genau aus diesem Grunde scheint es uns falsch, als den Schlüssel der sozialde- 
mokratischen Strategie den »Abschied von jeglichem Projekt der Umwandlung des kapita- 
listischen Systems« anzuschen - so daß wir das »Programm einer typischen fortschtittlichen 
Volkspartei« vor uns hätten, das sich zusammensetze »aus einer Summe von Initiativen, die 
die herkömmlichen Klassenschichtungen durchqueten«, wobei gleichzeitig jedoch all diese 
Initiativen beschränkt seien auf den Bereich der Sozialpolitik, »verortet auf der Seite des 
‘Sozialen’, wobei genau jede Initiative ausgeschlossen bleibt, die darauf zielt, die Struktu- 
ren und Funktionsweisen des ökonomischen Systems infrage zu stellen« (Rusconi, 1980 (a); 
46, 64f.). 

Wie weit aber kann man das Schlußaxiom des deutschen sozialdemokratischen Modells an 
der Formel festmachen, daß sie das gegebene System (und seine Gesetze: Produktionswei- 
se, Zirkulation, Reproduktion der gesellschaftlichen Verhältnisse) #0x# cowr? akzeptiert ha- 
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be? Sicher tendiert innerhalb der industriellen Beziehungen des Sozialstaates die Ökono- 
mie dahin, sich als ein Subsystem mit eigenen Regeln und eigener Funktionsweise zu eta- 
blieren. Dieser Aspekt findet sich auch im deutschen Typ der Verwirklichung des Welfare- 
state wieder, wie dies die sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Grundsatzdoku- 
mente selbst anerkennen. Dennoch ist es falsch, daraus den Schluß zu ziehen, die Sozial- 
demokratie habe faktisch die Gesetze des »Marktsystems« als eine Art von Apriori oder un- 
antastaberer Voraussetzung akzeptiert. Diese Regeln werden nämlich umgekehrt durch das 
politische Eingreifen grundlegend modifiziert. Wenn daher die SPD heute die Autonomie 
des Funktionierens der Marktwirtschaft nicht nur akzeptieren, sondern sogar garantieren 
kann, so deshalb, weil die Marktwirtschaft schon seit langem aufgehört hat, für das Ge- 
samtsystem die behertschende Rolle der Totalität zu spielen, sondern in der umfassenden 
Dynamik des Gesellschaftssystems eben als SzÖsystem funktioniert. Hier muß auch der 
Grund dafür gesucht werden, daß das sozialdemokratische Modell von allen Kritiken or- 
thodox-marxistischer Prägung nicht durchdrungen werden kann. 

Auf eine ähnliche Grenze stößt auch ein interessanter französischer Beitrag, der gleichwohl 
das Verdienst hat, einen an historischen Bezugspunkten reichen und von den üblichen 
Vorurteilen freien Schlüssel zum Verständnis der Sozialdemokratien an die Hand zu geben 
(mit besonderer Aufmerksamkeit auf die politisch-organisatorischen Entwicklungen der 
SPD). Die Autoren erfassen sehr gut, daß die Sozialdemokratie heute eine gleichzeitig ge- 
gliederte und einheitliche Struktur darstellt, die große Organisationen mit vielfältigen Ver- 
zweigungen zusammen führt - deren wichtigste offenkundig die Gewerkschaftsorganisa- 
tion ist. Dieses dichte Netz von Verbänden und Vereinen erlaubt es ihr, 


»über ein ganzes Spektrum lokaler Organisationen den Kontakt mit den Arbeitern aufrechtzuerhalten 
und auf diese Weise die Rolle eines Vermittlungsagenten für Informationen und gesellschaftliche Be- 
dürfnisse zu spielen. Als Instrument der gesellschaftlichen Integration ist diese verzweigte Struktur 
heute gleichzeitig eine Machtstruktur. (...) Die sozialdemokratischen Parteien sind also nicht nur, wie 
man sie sich meistens in Frankreich vorstellt, bloße Wahlmaschinen, die auf die Eroberung der Macht 
ausgerichtet sind. Grundlegend stellen sie eine beständige Verbindung zwischen dem Staat, der Welt 
der Politik, und der Gesellschaft her (...). Auf der einen Seite stellen die Massenorganisationen den 
Träger und die lebendige Kraft der Bewegung dar, während am entgegengesetzten Pol Parlament und 
Regierung in engster Verbindung mit den Gewerkschaftsführern die Ausrichtung und Führung der 
Bewegung sichern.« 

(Bergounioux/Manin, 1979; 157f.) 


Die Analyse der beiden Autoren arbeitet prägnant die hervorstechenden Etappen des 
Wegs heraus, den die politische Kultur der Sozialdemokratie seit dem ersten Weltkrieg zu- 
rückgelegt hat und den wir in der Formel »von Hilferding bis Keynes« zusammenfassen 
können: vor allem machen sie den Beitrag deutlich, den die Arbeiten von Myrdal für die 
schwedische Sozialdemokratie bedeutet haben, und der sich in den Jahren der Emigration 
auch auf die SPD übertragen sollte. 

Die Auseinandersetzung mit dieser tiefgreifenden kulturellen Erneuernung der Sozialde- 
mokratie ist eine unverzichtbare Voraussetzung für eine Gesamteinschätzung ihrer Hand- 
lungsweise, vor allem um zu begreifen, wie die in den 20er Jahren eingeführte Thema- 
tik der Sozialisierung sich schließlich - über die Vermittlung von Myrdal und Beveridge - 
freimachte vom Axiom der Nationalisierung der Produktionsmittel als Vorzug und unver- 
wechselbares Markenzeichen einer Strategie des Übergangs zum Sozialismus. 

»Was wir wollen«, schrieb Myrdal um die Mitte der 30er Jahre, »ist, ohne eine Dokttin, die 
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uns blind macht, aber auch ohne falsche Vorurteile, all das zu unternehmen, was wir ver- 
nünftigerweise tun können, um zu höherer Stabilität der Wirecheit zu gelangen. Und das 
ist es, was wir unter Sozialisierung verstehen.« 

Nicht anders lautet die Schlußfolgerung von Beveridge dort, wo er die zukünftige Philo- 
sohpie der Labour Party des Fz// Emp/oyment in a Free Society formuliert und eine zentrale 
Überlegung aus Keynes’ General Theory aufgreift: 


»Ich bin deshalb der Auffassung, daß eine Sozialisierung einer gewissen Mindestmenge der Investitio- 
nen sich als das einzige Mittel erweisen wird, um der Vollbeschäftigung näher zu kommen; wenn- 
gleich damit noch keineswegs jede Art von Notbehelf und von Kompromissen ausgeschlossen werden 
kann, deren sich die öffentliche Autorität bei ihrer Zusammenarbeit mit der privaten Unternehmer- 
initiative bedienen muß. Über jenes Mindestmaß hinaus aber sehe ich keine weitere Notwendigkeit für 
ein System des Staatssozialismus, daß den größten Teil des Wirtschaftslebens der Gemeinschaft um- 
faßt, Es kommt nicht darauf an, daß der Staat das Eigentum der Produktionsinsttumente selbst über- 
nimmt.« 

(Keynes, 1971; 521£.) 

An diese Lektion hält sich Beveridge, wenn er die Möglichkeit »einer Sozialisierung der 
Nachfrage ohne Sozialisierung der Produktion« behauptet. 

Wir haben oben von einem aporetischen Element in der Analyse der beiden französischen 
Autoren gesprochen. Dies wird offenbar in der Schlußfolgerung, zu der sie gelangen: 


Das »Herz des Kompromisses« des sozialdemoktatischen Wohlfahrtsstaats, das Prinzip »dieses Gleich- 

gewichts lag’ im Vorrang, den die Sozialdemokraten den sozialpolitischen als Instrumenten der Gesell- 

schaftsveränderung gegenüber den ökonomischen Strukturreformen einräumten: Dies implizierte das 
' Akzeptieren der Logik des Kapitalismus, aber auch eine Teilung der Machte. 

(Bergounioux/Manin, 1979; 79, Hervorhebung von uns, A.B./.G.M.) 


Die Aporie dieser Position ebenso wie andere Positionen, die das orthodoxe Erklärungsmu- 
ster der gekoppelten »Krise des Wohlfahttsstaates/Krise der Sozialdemokratie« mit umge- 
kehtten Vorzeichen übernehmen, liegt unserer Ansicht nach in dem irrigen Glauben, man 
könne nach den großen Transformationen, die der Kapitalismus in diesem Jahrhundert er- 
lebt hat, noch eine homogene und synthetische Definition der »Logik des Kapitalismus« 
vorbringen. Gerade wenn man die Marxsche Analyse der kapitalistischen Produktionsweise 
und ihrer inneren »Gesetzmäßigkeit« zum grundlegenden Bezugstahmen nimmt, werden 
die tiefgreifenden Modifikationen der Formbestimmtheit deutlich, die der Kapitalismus in 
den letzten hundert Jahren erfahren hat: angefangen von den großen technologischen Re- 
volutionen, über den Funktionswandel der Figur des kapitalistischen Unternehmers - die 
sich mit der Institutionalisierung des Prozesses der Trennung zwischen Eigentum und Kon- 
trolle der Produktionsmittel trifft - bis hin zur (auf die Krise von 1929 folgenden) durch- 
gängigen Politisierung von Bereichen, die zuvor von den Automatismen des selbstregulati- 
ven Marktes »neuttalisiert«e worden waren. Im Verlaufe dieser Transformationen qualifi- 
ziert sich die Funktion des Staates zu weit mehr als einem bloßen Bindemittel für »Gegen- 
tendenzen« [zum Fall der Profitrate] (wie dies alle »fundamentalistischen« Interpretationen 
der kapitalistischen Entwicklung postulieren) oder einer kompensativen Planung, die nur 
ex post zur Ausfüllung der Lücken des Marktes in Aktion tritt: Die Funktion des Staates 
hat sich vielmehr erwiesen als eigenständiger Orz der Produktion und der Umformung der 
»gesellschaftlichen Komplexität«, dabei bestimmt der Staat das Diagramm seiner eigenen 
Funktionen beständig neu innerhalb eines konfliktuellen Beziehungs- und Austauschsy- 
sterns, das eine intern gegliederte und differenzierte Vielfalt politischer Subjekte umfaßt. 
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Gegenüber diesem spezifischen und komplexen Rahmen verlieren Globalformeln wie die 
»linke Kritik am Sozialstaat« (oder ähnliche) unausweichlich jenen Zug von Selbstverständ- 
lichkeit, den sie innerhalb einer rein politisch verstandenen Auseinandersetzung zwischen 
‘Links’ und ‘Rechts’ noch gehabt haben mögen. Und die Berufung auf eine »postkeynesia- 
nischen Sozialismus« dient heute nurmehr als Feigenblatt für die Schwierigkeiten, denen 
sich eine in klassisch-marxistischen Begriffen durchgeführte Analyse gegenübersieht, wenn 
sie mit der heutigen Wirklichkeit eines postkeynesianischen Kapitalismus fertig werden 
will. 


5. 


Worin bestehen nun die Charakteristika des sozialdemokratischen Modells der industriel- 
len Beziehungen? Zur Beantwortung dieser Frage müssen wir uns auf die kontroverse Frage 
des Neokorporatismus als Schlüssel für eine vergleichende Analyse zeitgenössischer politi- 
scher Systeme einlassen. Einverstanden sind wir hier mit den Bemerkungen von Gino Gi- 
ugni (1981; 33), darauf zu achten, das hermeneutische Schema vom Neokorporatismus 
nicht über ein erträgliches Maß an analytischer Brauchbarkeit hinaus zu strapazieren: In 
der Tat wäre es sowohl theoretisch wie politisch abwegig, wollte man in einem Über- 
schwang an 'vergleichender Lehre’ die beträchtlichen Unterschiede in (demokratischer 
oder autoritärer) Regierungsform und institutioneller Ausprägung der verschiedenen Va- 
tianten des »Wohlfahrtsstaats« über einen Kamm scheren. Gleichwohl mag es insofern von 
Nutzen sein, die gemeinsamen Nenner jener strukturellen Gleichförmigkeit herauszustel- 
len, die die verschiedenen Erfahrungen von Modernisierung/Säkularisierung über den 
wachsenden - zunächst beschützenden, dann sozial unterstützenden - Eingriff des Staates 
verbinden, als dadurch vor allem diejenigen Faktoren deutlich werden, die die heutigen 
Formen von »Sozialpakt« in die Krise versetzen oder sie in die Richtung einer »autoritären 
Demoktatie« vehärten. In einem ähnlichen Argumentationszusammenhang hat Antonio 
Pedone (1981; 60) treffend bemerkt, wie vereinfachend das Schema ist, 


»daß die neuere Ausweitung der überwiegenden Charakteristika des Wohlfahrtsstaats auf das demo- 
ktatische System zurückführt. (...) Abgesehen von det Schwierigkeit den Grad an Demokratie in ei- 
nem gegebenen Lande zu definieren und zu erklären, warım Regimes, die sich gleichermaßen als de- 
mokratische definieren, sehr unterschiedliche Niveaus an öffentlichen Ausgaben für sehr untetschied- 
liche Zwecke aufweisen, und warum auch als undemokratisch angesehene Regimes sowohl eine be- 
schleunigte Ausweitung des Wohlfahrtsstaats versucht als auch eine noch schleunigere Unzuftieden- 
heit mit seinen Resultaten erfahren haben«. 


Von außerordentlichem Interesse sind unter diesem Gesichtswinkel die von Gino Germani 
vorgenommenen Paralleluntersuchungen über die Modernisierungstrends der heutigen 
Massengesellschaften (wobei er vor allem in einigen lateinamerikanischen Ländern eine au- 
toritäre Form von Sozialstaat feststellt). Der perspektivische Punkt, von dem aus er die ver- 
schiedenen Äußerungsformen des besonderen Typus von Säkularisierung untersucht, den 
der Wohlfahrtsstaat darstellt, besteht genau in jenem neokorporatistischen Muster, dessen 
unterscheidende Merkmale vor allem im Bedeutungszuwachs der institutionellen Rolle der 
Gewerkschaft und in der Ausbreitung von Formen der Beteiligung liegen (vgl. Germani, 
1980). 

Die Überlegungen zum neokorporativen Modell verweisen natürlich auf die Diskussion 
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über den »korporativ-pluralistischen« Staat, wovon die sozialemokratische Kompro- 
mißpolitik eine besondere Ausprägung darstellt. Der durch dieses Muster repräsentierte 
Form- und Funktionswandel des Staates entzieht sich den Kategorien der klassischen libe- 
talen Kritik an der Klassengesellschaft, die heute - mit anarchistisch-libertären Verästelun- 
gen - von einer gewissen »ouvelle vague in der Kultur der Linken wieder aufgefischt wer- 
den. Die Charakteristika dieser Transformation des Staates wurden prägnant zusammenge- 
faßt in einem wichtigen Aufsatz von Ernst-Hasso Ritter, der den bezeichnenden Titel Der 
kooperative Staat - Bemerkungen zum Verhältnis von Staat und Wirtschaft trägt: 


»War die pluralistische Gesellschaft in ihrer ersten Phase dadurch charakterisiert, daß sie bei gleich- 
bleibenden ökonomischen Selbstregulierungsmechanismen nur das Subjekt des laissez-faire wechsel- 
te, so muß mit dem Übergang zur kooperativen Planung von einer neuen Phase der pluralistischen 
Gesellschaft gesprochen werden. Es ist die Phase des 'kooperativen Pluralismus’ (...). Der Gesellschaft 
des kooperativen Pluralismus entspricht der kooperative Staat. Das ist ein Staat, der sich mit den 
Gruppen in Zusammenarbeit verbindet, den Großunternehmen, Oligopolen und organisierten 
Gruppen Zugang in seinen Entscheidungsvorgängen gewährt und der demgemäß die Gruppenmei- 
nungen und Gruppeninteressen als bewegende Kraft der Gemeinwohlprozesse in der pluralistischen 
Demokratie anerkennt. (...) Reflektiert der Begriff ‘'kooperativer Staat’ zunächst nichts weiter als.das 
pointierte Ergebnis einer Realanalyse, so ist doch unschwer zu erkennen, daß die tatsächlichen Vor- 
gänge der Kooperation zwischen Staat und wirtschaftender Gesellschaft einen Systemwandel in Gang 
gesetzt haben (...). Der kooperative Staat modifiziert die traditionelle Vorstellungswelt von parla- 
mentatisch-tepräsentativer Demoktatie. Die Verschränkungen zwischen Staat und Gesellschaft verfe- 
stigen sich zusehens zu einem Subsystem politisch relevanter Willensbildung. (...) Das Subsystem be- 
zieht seine politische Kraft aus dem Zwang zum Kompromiß, dem eine auf Kooperation zwischen- 
Staat und Wirtschaft gegründete Planung nun einmal unterworfen ist. (...) Das kooperative Subsystem 
teitt somit in Konkurrenz zu den traditionellen Institutionen parlamentarisch-repräsentativer Willens- 
bildung. Verfassungstheoretisch bedeutet dies, daß neben die individuelle Wahlentscheidung glei- 
cher Aktiv-Bürger als allgemeiner Quelle verfassungsrechtlicher Legitimation eine besondere Quelle 
sozio-ökonomischer ‘Legitimation’ tritt, die auf der Mitgliedschaft in planungsbedeutsamen Organi- 
sationen oder auf dem Besitz planungsgewichtiger Vetopositionen beruht.« 

(Ritter, 1979; 408 - 411) 


Wie aber können wir - wenn wir über die notwendige, aber nicht hinreichende Allgemein- 
heit dieses Schemas hinausgehen - die sozialdemokratische Variante des neokorporatisti- 
schen Kompromisses definieren? 

Der sozialdemoktratische Typ des Neokorporatismus könnte definiert werden als eine Form 
des zentrierten Pluralismus. Dies scheint uns eine treffendere und prägnantere Definition 
zu sein als die des »degrenzten Pluralismus«, die jüngst vom Politologen Klaus von Beyme 
(1979) vorgeschlagen wurde. Was ist nun unter diesem Ausdruck genau zu verstehen? Vor 
allem soll er anzeigen, daß das treibende politische Zentrum der gesamten politischen Dy- 
namik in der Achse Partei-Klasse liegt, weswegen es keine Übertreibung darstellt, die Logik 
der sozialdemokratischen Regierungspraxis als ein Stück realen Sozialismus zu beschreiben. 
Sicher sind die Unterschiede gegenüber dem auf »operaistischer« Grundlage funktionieren- 
den politischen System (vgl. Rita di Leo, 1981), das sich in der Sowjetunion und den mei- 
sten Ostblockländern Geltung verschafft hat, beträchtlich: und zwar nicht nur, was den of- 
fenkundig politischen Aspekt der Respektierung der pluralistischen Spielregeln und des 
demokratischen Wechsels und den auf die juristische und Eigentumsordnung bezogenen 
strukturellen Aspekt angeht, sondern vor allem mit Bezug auf ein relevantes Element der 
organisatorischen Steuerung der sozialen Beziehungen: Im sozialdemokratischen Modell 
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stellt die Partei nicht den einzigen Katalysator und die einzige Schaltstelle des Prozesses 
politischer Entscheidungsfindung dar, sondern agiert immer über einen Prozeß fortlaufen- 
der Verhandlungen mit institutionellen Subjekten außerhalb der Partei selbst. 


»Anders als im kommunistischen System kommen die Entscheidungsprozesse nicht ausschließlich der 
Partei zu. Wenn auch die sozialdemoktatische Partei offenkundig eine Verbindung zwischen Massen- 
organisationen und politischer Macht herstellt, so resultieren die politischen Entscheidungen doch 
aus fortlaufenden Verhandlungen zwischen den Führungsspitzen der Gewerkschaften, der Partei und 
der Parlamentsfraktion, die manchmal im Gegensatz zum Gewerkschaftsapparat, manchmal zum 
Parteiapparat steht.« 

(Bergounioux/Manin, 1979; 158£.) 


Trotz dieser tiefgreifenden Unterschiedende zeichnet sich auch das sozialdemokratische 
Modell wesentlich dadurch aus, daß die Arbeiterklasse in einen Tauschmechanismus einge- 
baut wird, der nicht nur ökonomischer Lohn-Tausch ist, sondern sozialer und politischer 
Tausch, innerhalb dessen sie sich als einer der konstitutiven Bestandteile der Funktionsdy- 
namik des gesamten institutionalisierten Systems der industriellen Beziehungen erweist. 
Hier sehen wir den Kern dessen, was wir »zentrierten Pluralismus« nennen, dessen tragen- 
de Achse das Verhältnis Partei-Gewerkschaft darstellt. 

Aus diesem Grund gibt es im sozialdemokratischen Modell des »korporatistischen Drei- 
ecks« (Staat - Unternehmen - Gewerkschaft) keine Formen der Autonomie der Gewerk- 
schaftsbewegung in italienischen Sinne. Die Bindungen zwischen Partei und Gewerkschaft 
sind im Gegenteil förmlich institutionalisiert. Aber eine noch weit entscheidendere Rolle 
spielen die persönlichen Beziehungen in der Zusammenarbeit sowie die Doppelmitglied- 
schaft, die für sozialdemokratische Spitzenpolitiiker nicht die Ausnahme, sondern die Re- 
gel darstellt. In der Bundesrepublik Deutschland sind die Vorsitzenden von 15 Einzelge- 
werkschaften (von insgesamt 16, aus denen der DGB sich zusammensetzt) Mitglieder der 
sozialdemokratischen Partei. Umgekehrt waren allein 12 Minister der ersten Regierung 
Schmidt ehemalige Gewerkschaftsführer. Weiter: Von den 242 Mitgliedern der in den 
Wahlen von 1972 (auf dem Gipfel des sozialdemokratischen Wachstumsprozesses) gewähl- 
ten Bundestagsfraktion waren gute 222 Mitglied in einer der DGB-Gewerkschaftten. Den 
entscheidenden Schlüssel zur Regierungsfunktion der SPD bilden also die Verbindungen, 
die sie auf allen Ebenen - von den persönlichen Beziehungen zu den Schaltstellen der Ver- 
waltung bis zu den gemeinsamen Finanzierungsquellen - mit dem Gewerkschaftsapparat 
unterhält, der als Vermittlungsglied zwischen der Partei und dem weiteren Feld gesell- 
schaftlicher Konflikte und Forderungen fungiert. Diese Verquickung von Kompetenzen 
und Verantwortlichkeiten hat seine extreme Ausprägung im österreichischen Modell der 
Konkordanzdemokratie ethalten, wo nicht nur Regierungsmitglieder mit direkter Verant- 
wortung gewerkschaftlicher Funktionen betraut sind, sondern sogar der Vorsitzende des 
Gewerkschaftsdachverbands Parlamentspräsident ist (vgl. Kreisky, 1979; 25). Die Wirk- 
lichkeit dieser Modelle beweist zur Genüge, daß die »partizipatorische« Verschränkung von 
funktionaler oder Basisdemokratie mit der parlamentatisch-repräsentativen Demoktatie - 
weit davon entfernt ist, automatisch Wirkungen im Sinne von Demokratisierung des Ent- 
scheidungsprozesses zu produzieren (wie dies in den 20er Jahren die theoretischen Model- 
le Otto Bauers und der austromarzistischen Linken annahmen) - sich perfekt mit der Bil- 
dung gewerkschaftlicher und politischer Oligarchien verträgt (vgl. Bergmann/Jacobi/ Mül- 
ler-Jentsch, 1975; Rusconi, 1980 (a), 55 - 62; Bergounioux/Manin, 1979, 156 - 160; 
Schmidt, 1977, 79 - 94; Matzner, 1978, 36 - 55). 
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Das Funktionieren des »zentrierten Pluralismus« stellt damit - gerade aufgrund seiner be- 
herrschenden Ausrichtung an der Industriearbeiterschaft - eine praktische Kritik jener 
Selbstdarstellung der SPD als »Volkspartei« dar, die sowohl von den Kritikern als auch von 
den Apologeten der Wende von Bad Godesberg für bare Münze genommen wurde. Die 
gesamte Politik der SPD ist gezeichnet - im doppelten Sinne: begünstigt und eingeengt - 
von der Spannung zwischen den beiden Polen des grundlegenden Arbeitercharakters ihrer 
Basis und ihrer Regierungs- und »System«-Funktion. Fast ein Jahrzehnt nach Bad Godes- 
berg antwortete Willy Brandt auf dem Nürnberger SPD-Parteitag auf den Vorschlag zur 
Bildung der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) (vgl. dazu Kastendiek, 
1978): 


»Ein Arbeitnehmerflügel in der SPD ist undenkbar. Arbeitnehmer sind der Körper dieser Partei und 
kein Flügel. Arbeitnehmer sind bei uns die Masse und keine Randerscheinung.« (Brandt, 1968; 107) 


Diese Worte repräsentieren zweifellos ein reales Faktum der deutschen Sozialdemokratie. 
Aber dieses Faktum stellt selbst wiederum nur einen der beiden Pole des Spannungsfelds 
der Partei dar. Als politisches Subjekt muß sie sich gleichzeitig sowohl als Arbeiterpartei als 
auch als Regierungspartei legitimieren, also die doppelte Funktion ausüben, einerseits auf 
der Ebene des kooperativen (oder neokorporatistischen) Systems zu agieren, andererseits 
als »Volkspartei« über die Konkurrenz um Wählerstimmen Legitimation zu suchen. 

In Momenten politischer Spannung oder politischer Krise machen sich die Strukturen [der 
‘funktionalen’ Repräsentation] des neokorporatistischen Dreiecksverhältnisses tendenziell 
von den Strukturen der parlamentarischen Repräsentation auf territorialer Basis unabhän- 
gig. Aber der Hauptfaktor, der das Gleichgewicht des »zentrierten Pluralismus« selbst be- 
droht, besteht vor allem in jenen gesellschaftlichen Konflikten, die er selbst hervorbringt - 
und zwar durch seine rigide Funktionsweise. In dem Maße, wie sie feststellen muß, daß es 
unmöglich ist, den Prozeß politischer und institutioneller Entscheidungen nach dem Mu- 
ster einer homogenen Rationalität gesamtgesellschaftlicher Planung durchzuführen, wird 
auch die Sozialdemokratie selbst zunehmend dazu gezwungen, dieses Dilemma zum The- 
ma ihrer eigenen Reflexion zu machen. Und in dieser Hinsicht hat sie - seit dem Godesber- 
gex Parteitag - ihre 'Staatsfixiertheit’ [d.h. die Orientierung an der unbefragten Rationali- 
tät staatlicher Steuerung] infrage stellen müssen: Die Thematik von Pluralismus und Kom- 
promiß werden nunmehr als feststehende und konstitutive Gegebenheiten sozialdemokra- 
tischer Politik aufgefaßt (und nicht als bloßer Ausdruck eines vorübergehenden Gleichge- 
wichts, das den Übergang in die »soziale Demoktatie« vorbereitet, wie in den Theorien der 
20er Jahre). Aber diese Revision übersetzt sich in eine Relativierung der Führungsaufgaben 
der Partei im Rahmen der demokratischen Institutionen: Die Partei fungiert nurmehr als 
Schiedrichter und Garant für eine Vielzahl von Interessen, mit dem Ziel, dort, wo es mög- 
lich ist, Kompromisse herbeizuführen. In dieser Transformation liegt die strukturelle Un- 
möglichkeit für die Linksparteien begründet, die eigene politische Praxis tatsächlich an 
umfassenden Programmen mittel- oder langfristiger Reichweite auszurichten (und es ist hier 
interessant zu bemerken, wie der Programmentwurf der im »Orientierungstahmen 1975- 
85« zusammengefaßt war, ein genauso klägliches Ende gefunden hat wie jenes, das Alberto 
Asor Rosa in der letzten Nummer von /aboratorio politico für den »Mittelfristigen Pro- 
grammvorschlag« der KPI und für das auf dem Turiner Parteitag der PSI verabschiedete 
»Progretto socialiste« festgestellt hat (s. Asor Rosa, 1981)). 

Insofern haben Gransow und Offe (1981) recht, wenn sie in der geringen Flexibilität des 
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sozialdemoktatischen Modells der Sozza/posstik die Wurzeln dafür erblicken, daß die SPD 
gegenüber den neuen Bewegungen und Konfliktformen völlig im Abseits steht: Indem sie 
den sicherlich fruchtbarsten Aspekt des Habermas’schen Erklärungsmodells der »Legitima- 
tionskrise« aufgreifen, stellen sie eine Verbindung her zwischen dem Immobilismus der 
SPD einerseits und ihrer Strategie »abstrakter« Modernisierung andererseits, verstanden als 
»Verstaatlichung der Lebensverhältnisses, die unter dem Vorzeichen von Verwaltungsein- 
griffen und »Verrechtlichung« vor sich geht, d.h. der Vermehrung gesetzgeberischer Maß- 
nahmen zur Rationalisierung »traditioneller Lebensbereiche«. Aber man darf die Ursache 
dafür - wie wir meinen - nicht einfach darin suchen, daß die Verbindungen der SPD zur 
Arbeiterklasse - wie Gransow und Offe meinen - nachgelassen hätten und durch bloß 
»formale« »Dialogbereitschaft« mit allen gesellschaftlichen Interessen ersetzt worden seien 
(was diese These betrifft, ist die Kritik von Rusconi (1980 (b), 1981) zutreffend). Man muß 
die Gründe vielmehr in den paradoxen Konsequenzen aufsuchen, die der auf die Schlüs- 
selrolle des Interesses der industriellen Arbeiterschaft gestützte und auf die Vermittlungs- 
tolle der Gewerkschaften zentrierte Pluralismus hervorbringt - und zwar nicht aufgrund 
seines Versagens, sondern im Gegenteil aufgrund seiner Erfolge für die Arbeiterklasse! 

Zur Erkenntnis der Widersprüche, die in der Steuerung des »zentrierten« Pluralismus 
durch die Interessen der Arbeiterklasse auftreten, trägt das von Rosa Luxemburg entliehene 
Schema des Gegensatzes von Basis und Führung herzlich wenig bei: Der Arbeiterkon- 
sens mit der SPD kann weder auf Manipulation noch auf ständische Privilegien einer ver- 
meintlichen »Arbeiteraristokratie« zurückgeführt werden (wie dies in einzigartigem pole- 
mischem Gleichklang die linksradikalistischen Kritiken behaupten, sei es von neoleninisti- 
schen, sei es von ‘Frankfurter’ Positionen aus) - will man nicht den gesamten Kern der 
westdeutschen industriellen Arbeiterklasse als »Aristokratie« verstehen, demgegenüber die 
ausländischen Arbeiter und die auf dem Arbeitsmarkt schwachen Subjekte (Frauen, Alte, 
Unqualifizierte, Randgruppen) eine subalterne Position innehaben (vgl. Streeck, 1980). 
Der kritische Punkt des Problems liegt in der Tatsache, daß die »privilegierte« Position des 
Industriearbeiter-Interesses keinesfalls eine objektive Gegebenheit darstellt, sondern cher 
das Ergebnis einer präzisen politischen Entscheidung. Unter diesem Gesichtswinkel darf 
die im neokorporatistischen System der SPD zur Geltung kommende »Zentralität der Ar- 
beiterklasse«* nicht sozio-ökonomisch, sondern muß als politische verstanden werden: Es 
handelt sich also um eine vom sozialdemokratischen Projekt einer Umgestaltung des Sy- 
stems und der institutionellen Verhältnisse Zorstruierte Zentralität. Und aus eben dieser 
politischen Option folgt dann auch die - von Habermas und Offe angezeigte - Tendenz 
zur »Kolonialisierung« anderer sozialer Beziehungen und Subjekte. Aber das Aufdecken 
dieses Trends erhält im Rahmen unserer Argumentation nur dann eine prägnante Bedeu- 
tung, wenn gleichzeitig klar gemacht wird, daß diejenigen, die die SPD abschätzig als 
Randgrut;pen definiert (und die einige Soziologen unter dem Terminus zweite Kultur zu- 
sammenfassen), keineswegs rückständige oder Randphänomene, sondern das ureigenste 
Produkt der Funktionsweise des »zentrierten Pluralismus« sind. Das Paradox sozialdemo- 
kratischer Regierungspolitik liegt also darin, daß sie gesellschaftliche Kräfte, Interessenkong- 
lomerate, kritisch-kulturelle Phänomene ‘produzieren’, die sich den Regeln und organı- 
satorischen Schranken, wie sie im »korporatistischen Dreieck« institutionalisiert sind, ent- 
ziehen. Als Beleg dafür mag der Hinweis ausreichen, daß die intellektuelle Tendenz der 
SPD eher dahin geht, der Radikalisierung der Opposition in der Arbeiterschaft und den 
Gewerkschaften nachzufolgen als dahin, einige Grundvoraussetzungen ihres eigenen Mo- 
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dells zur Diskussion zu stellen und sich damit für Probleme und Zielsetzungen zu öffnen, 
die von den neuen Formen politischer Aggragation gestellt werden (von denen die »grüne« 
Bewegung und die Bürgerinitiativen nur die sichtbarsten Ausdrucksformen sind). 

Man kann daher die sozialdemokratische Sozia/po/itik nicht nur unter dem negativ-repres- 
siven Aspekt der »sozialen Kontrolle« abweichenden Verhaltens sehen (vgl. Rödel/Guldi- 
mann, 1978) - auch wenn dieser Aspekt der »sektoralen« Diskriminierung [zwischen den 
Beschäftigten im monopolistischen, Wettbewerbs- und staatlichen »Sektor«] nicht unter- 
schätzt werden darf (vgl. dazu die umfassende Diskussion bei O’Connor 1974). Wie wir sa- 
hen, werden durch die Sozialpolitik auch neue soziale Subjekte und neue Rollen des Sy- 
stems der industriellen Beziehungen produziert: Als Folge davon wird auch das Spiel der 
Konflikte zwischen den verschiedenen Gruppen von denselben Variablen konstituiert, die 
den Prozeß der politischen Entscheidungsfindung bestimmen. Darum bleibt jeder Ver- 
such, die alte ‘Frankfurter’ Vorstellung vom Welfare-state als »totaler Staat«, gegründet 
auf den manipulierten Konsens und die »Massenloyalität«, zur chronischen Unfähigkeit 
verurteilt, den Wandel der Sozialdemokratie zu begreifen. 


6. 


Die neuen Konfliktformen, die heute an der Oberfläche des sozialdemokratischen »Sozial- 
pakts« aufblühen, sind also provoziert durch die Rigidität der »normativen Strukturen«, 
auf denen dieser Kompromiß beruht (vgl. Giugni, 1981; 34). Will man die Implikationen 
dieser Annahme bis zur letzten Konsequenz treiben, so wird man behaupten können, daß 
die Überkomplexität, die die Stabilität des sozialdemokratischen Kompromisses nunmehr 


* Wir haben hier ‘certralita operaia’ nicht flott eingedeutscht: etwa als »zentrale Rolle der Arbeiter- 
klasse«. Denn der Ausdruck ‘centralita operaia’ steht in der italienischen Linken für zwei politisch-po- 
lemische Wendungen: 

a) Die Arbeiter gegen die Nation. 

Die Kritik der ‘Operaisten’ der 60er Jahre an der gramscianisch-togliattischen Linie der Arbeiterklasse 
als »nationaler« Führungsgruppe berief sich auf die »Zentralität« der Arbeitererfahrung im unmittel- 
baren Produktionsprozeß (R. Panzieri), auf die Klassenidentität des »Massenarbeiters« gegen den (da- 
mals noch nicht so genannten) »Historischen Kompromiß« zwischen Klasseninteresse und nationaler 
Perspektive. 

b) Politische Macht gegen gesellschaftliche Ohnmacht. 

In den 70er Jahren haben - angesichts der »Dezentralisierung der Produktion« und der Umstellung 
des italienischen Privatunternehmertums auf die (gewerkschaftlich schlecht kontrollierbare) kapitali- 
stische Flexibilität von Zulieferproduktion in Klein- und Mittelbetrieben und Heimarbeit - gerade die 
früheren ‘Operaisten’ [vgl. Accornero/ Cacciari/Tronti, »Operaismo e centralita operaia«, Rom 1978] 
in der Veto- oder Verhandlungsmacht der Gewerkschaften im 'poditischer Tausch’ mit Regierung und 
Unternehmerverbänden ein Gegengewicht gegen die gesellschaftlich bereits schwindende »Füh- 
rungsrolle der Arbeiterklasses, sei es im Betrieb, sei es in Tarifverhandlungen geschen. 

In beiden Hinsichten erscheint heute die deutsche sozialdemokratische Arbeiterklasse der italieni- 
schen Linken als solid interessenbewußt. So antworteten im Januar 1980, also noch vor der gewerk- 
schaftlichen Niederlage (s. Prokla 41) diejenigen von den Arbeitern des FIAT-Werks, die auf die Fra- 
ge nach einem Land, in dem die Arbeiter »mehr Macht als in Italien« haben, eine bejahende Antwort 
gaben, 31,3% mit dem Hinweis auf die BRD (im Vergleich: 17,2% für Italien; 10,2% für Schweden; 
6,9% für die Sowjetunion); Untersuchung der CESPE. (Anmerkung des Übersetzers) 
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bedroht, kein Ergebnis spontaner Entwicklung ist, sondern eine Folge der postischen 
Entscheidung für eine administrative Form der Reduzierung der gesellschaftlichen Kom- 
plexität, die zur Ausbildung des »zentrierten Pluralismus« geführt hat (vgl. Naschold, 
1981; Strasser, 1979). Dies hat eine doppelte Konsequenz: 


Erstens ist damit durch die Tatsachen die Hypothese widerlegt, die in den auf die Auswei- 
tung von Bürokratisierungsprozessen gegründeten 'deflationistischen’ Formen von Stabil:- 
tätspolitik die Tendenz zur Absorbierung und Integration des Konfliktes sah (im Gegen- 
teil: gerade die beständige Schaffung neuer Beteiligungsinstanzen und bürokratischer 
Strukturen führte zur Einführung jenes Reaktionsmechanismus aus Impulsen und Gegen- 
impulsen, aufgrund dessen jede auf Reduzierung der Komplexität gerichtete Aktion zu 
ihrer eigenen Unterstützung institutionelle Selektionsfilter schaffen muß, die ihrerseits ei- 
ne Steigerung des Komplexitäts-Koeffizienten herbeiführen); 

Zweitens wird durch die intensive wechselseitige Abhängigkeit zwischen modernisierenden 
Formen der Sozialpolitik und der mehrdimensionalen Artikulation des Konflikts der 
Schwerpunkt der Diskussion über die Formen der aktuellen Krise verschoben - von der Su- 
che nach vermeintlichen »objektiven Grenzen« des Sozialstaats hin zur Analyse der sozio- 
kulturellen Widersprüche, die die Gleichgewichte des Welfare-state als Ausdruck einer hi- 
storisch bestimmten Phase des Säkularisierungsprozesses der westlichen Gesellschaften be- 
treffen. Wenn man die strukturelle Eigentümlichkeit dieser Phase durch die Keynesiani- 
sche Gleichung von Wachstum und sozialem Fortschritt zusammenfassen und gleichsam 
versinnbildlichen kann, so ist die Formel, die die Gleichgewichtsmechanismen dieser Phase 
auf politisch-institutioneller Ebene zum Ausdruck bringt, nicht weniger relevant: nämlich 
das Axiom der Vorhersehbarkeit ex arte aller Variablen des Konflikts. Dieses Axiom war 
und ist bis heute konstitutiy für die sozialdemokratische Variante des Neokorporatismus. 
Aber eben dieses Axiom ist es auch, das durch die im Netzwerk der neuen Komplexität 
auftauchenden Subjekte und Konflikte in die Krise versetzt wird. Wenn diese Vorstellung 
der wechselseitigen Abhängigkeit von gesellschaftlicher Dimension und »politischem Zy- 
klus« in ihren allgemeinen Linien zutrifft, folgt daraus, daß es unmöglich ist, die aktuelle 
Krise des politischen Gleichgewichts im Sozialstaat ausschließlich als Steuerkrise und duich 
das Auftauchen von »Anti-Steuer«-Bewegungen erklären zu wollen. 

Unter diesem Gesichtspunkt erhält die Interpretation, die die Faktoren der Instabilität der 
korporativ-pluralistischen Ordnung auf Prozesse einer »Entformalisierung des Staates« (Of- 
fe 1981; 52) dutch die beschleunigte Inflationierung informeller Praktiken der Kompto- 
mißbildung zurückführt, eine äußerst präzise Stimmigkeit. Das Zustandekommen von po- 
/icy decision, Entscheidungen über wichtige politische Fragen sind heute das Ergebnis »ei- 
nes in hohem Maße informellen Verhandlungsprozesses zwischen den Repräsentanten der 
strategisch entscheidenden Gruppen im privaten und öffentlichen Sektor bei der Formulie- 
rung der public policy« (Offe, 1979; 327). Als Folge davon verlagern sich die Orte, an de- 
nen die State policies tatsächlich formuliert wird, »weg von den Institutionen, die in der 
Demokratietheorie für diese Entscheidungen vorgesehen sind« (ebda.). Dies gilt offenkun- 
dig nicht nur für die Lösung politischer Fragen, also für die poscy isszes, sondern auch für 
den Bereich der Artikulation von Konflikten und Kämpfen. Auch in den neuen gesell- 
schaftlichen Konflikten werden - jenseits der traditionellen Kanäle politischer Repräsenta- 
tion und Willensbildung - zunehmend neue, zu den überkommenen Mustern alternative 
Formen politischer Artikulation aufgenommen. 
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Wir haben damit eine Situation vor uns, in der die vom sozialdemokratischen Modell des 
»zentrierten Pluralismus« in Gang gesetzten Apparate der »ersatzweisen Konsensbeschaf- 
fung« - zum Ausgleich des Legitimationsdefizits und des Verlusts von Entscheidungskapa- 
zität der parlamentarisch-demokratischen Mechanismen - dadurch zu einer einzigartigen 
Fremdbestimmung (Heterogenese) der erreichbaren Ziele führen, daß sie neue Interessen- 
und Konfliktfelder ins Leben rufen, die ihrerseits wiederum die Dynamik des Kompromis- 
ses zwischen Staat, Gewerkschaft und Kapital blockieren: Darum erweist sich das Auftau- 
chen von Grenzen für das Funktionieren als ein weiteres Paradox der »Geschäftsführung 
[im Interesse] der Arbeiterklasse«. 

Eine der auffälligsten Auswirkungen des »Entformalisierungsprozesses« stellt auch in West- 
deutschland zweifellos die zunehmende Einschränkung des Manövtierfeldes der politi- 
schen Partei dar. Jenseits der Frage, wie diese Entwicklung zu bewerten sei (ob die Linke an 
ihr interessiert sein sollte oder nicht), jedenfalls scheint diese Tendenz schwer bestreitbar. 
Gleichwohl sollte man aber nicht glauben, daß sie in kuızer Zeit einen katastrophalen Ver- 
lauf annehmen wird. Mit großer Wahrscheinlichkeit werden die Parteien für eine ziemlich 
lange Zeit eine keineswegs unbedeutende Rolle in den europäischen politischen Systemen 
weiterhin spielen: Vielmehr wird das Problem darin bestehen, ihre Verortung und Funk- 
tion gründlich neu zu bestimmen und dabei ihrer notwendigen Relativierung innerhalb ei- 
ner sehr viel variationsreicheren Dynamik des gesellschaftlichen Konflikts Rechnung zu 
tragen. Die Tatsache des Verfalls der politischen Entscheidungsfähigkeit der Parteien 
spricht nicht notwendigerweise für die These von der »schwachen Regierung« (Donolo/Fi- 
chera, 1981) oder der »Nicht-Regierung«. Denn diese Theorien besitzen nur dann eine be- 
schreibende Kraft, wenn man den Blickwinkel auf das politische System »im engeren Sin- 
nes (d.h. auf das Parteiensystem) beschränkt - vielleicht gar mit gewissen Nostalgien über 
die ‘verlorene maktopolitische Entscheidungsfähigkeit’ -, nicht aber bezogen auf das poli- 
“tische System »im weiteren Sinne«, also unter Einschluß der öffentlichen Verwaltung. Die 
administrative Führungsschicht (natürlich nur dort, wo die öffentliche Verwaltung funktio- 
niert, was in Italien sicher nicht der Fall ist) übt heute in bestimmten Situationen die Rolle 
einer regelrechten »Regierungselite« (ceto di governo) aus, die alle Funktionen, die tradi- 
tionellerweise von der Schicht der Berufspolitiker ausgeübt wurden, ersetzt und tenden- 
ziell verdrängt. 

Gleichwohl könnte sich der Machtzuwachs der Verwaltungsbürokratie, der (wie dies unter 
anderen Niklas Luhmann’s Theorie behauptet) dazu dienen soll, die Parteien aus dem Sat- 
tel zu heben, schon sehr bald als Boomerang und als Quelle weiterer Konflikte innerhalb 
der Institutionen erweisen, die sich - weit mehr als ein bloßer Streit um Kompetenzen - zu 
einer wahrhaftigen Doppelhertschaft zwischen Parteiorganisationen und bürokratischen 
Oligarchien ausweiten. Außerdem könnte sich die Zielsetzung einer Entpolitisierung des 
Konflikts über administrative Dezentralisierung (die sich auf die Übernahme der neuen 
Technologien der Informatik und Telekommunikation stützen kann) umkehren in eine be- 
ständige Anreicherung von neuen Mikro-Konflikten in der Peripherie des Systems, die im- 
mer schwieriger vorhersehbar und steuerbar sind. 

Die andere Auswirkung der »Entformalisierung des Staates« stellt das Auftauchen von 
Konfliktbildungen dar, die nicht nur zur Ausbildung von neuen Formen politischer Asso- 
ziation führen, die sich der Kontrolle der politischen oder gwerkschaftlichen Organisatio- 
nen entziehen, sondern auch Forderungen aufstellen, die sich - wenigstens im Rahmen des 
»korporatistischen Dreiecksverhältnisses« - als nicht verhandlungsfähig erweisen. Wenn 
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man sich diese Dynamik vor Augen führt, dann wird es allerdings auch unmöglich, das 
theoretische Erklärungsmodell vom »politischen Tausch« als (deskriptiven oder erklären- 
den) Schlüssel für das Problem der ‘'Regierbarkeit’ westlicher Gesellschaftssysteme aufzu- 
fassen. Dies gilt - wie wir glauben - nicht nur für die gröbsten Versionen der These vom 
»politischen Markt«, die heute vom Neokonservatismus wieder in Umlauf gebracht werden 
(und zwar in Gestalt einer banalen Anthropologie, wonach die Menschen von Natur aus 
dazu geneigt seien, Kompromisse zu schließen - außer natürlich, wenn sie von den ideolo- 
gischen Auswirkungen der Konkurrenz der Parteien manipuliert und irtegeleitet werden), 
sondern auch für die verfeinerten und differenziertern Versionen dieser These. Der wirkli- 
che »Realismus« liegt heute datin, sich darüber klar zu werden, daß es ktitisch-kulturelle 
Faktoren des Konfliktes gibt, deren Themen nicht einfach utilitaristisch reduziert werden 
können, da sie eben jene nicht austauschbaren Voraussetzungen des »pohitischen Tausches« 
infrage stellen, die dem Politikmuster des sozialdemoktatischen Modells Deutschland zu- 
grundeliegen, das in doppelter Hinsicht ein ‘deflatives’ Politikmodell darstellt: in Bezug 
auf den Geldwert, aber auch - und vor allem - in Bezug auf die Annahme der Begrenzung 
gesellschaftlicher Konflikte durch präventive Globalsteuerung. 

Einen allgemeinen Aspekt der Kritik des Begriffs vom »politischen Tausch« müssen wir 
aber noch - wenn auch in sehr knapper Zusammenfassung - erwähnen. Er betrifft die kul- 
turelle Umwälzung, die heute auf einen ganzen historischen Zyklus des Modernisierungs- 
prozesses antwortet, als für eine neue Form des Antagonismus konstitutiven Faktor: 

»Es gibt in der Abfolge des Wertewandels eine Art Irreversibilitäte, und die Auswirkung dieses Wan- 
dels ist darin zu sehen, daß »der Rahmen des politischen Konflikts nicht mehr allein von gegensätzli- 
chen materiellen Interessen definiert wird, sondern zusätzlich durch einen breiten Fächer postmate- 
tieller Interessen und Werte (sehr gut vertreten etwa durch die feministische und Ökologie- 
bewegung) (Offe, 1979; 331). 

In der derzeitigen kritischen Situation weisen die dusch den »politischen Zyklus« des Wel- 
fare-state modernisierten Gesellschaften eine Tendenz zur Polarisierung auf: Mit anderen 
Worten, ihr antagonistischer Charakter wird deutlich. Aber dieser Antagonismus - und 
hier liegt der entscheidende Punkt - ist nicht mehr in Begriffen des Klassenantagonismus 
zu fassen. Wir haben also keine verspätete Rache des alten Marx gegenüber den modernen 
Konflikttheorien von uns, und zwar aus zwei untereinander eng verknüpften Gründen: 
1) Dieser antagonistische Gegensatz explodiert nicht in Gegenwart einer ökonomischen Krise, 
sondern einer politischen und gesellschaftlichen Krise, die gegenüber der ökonomischen 
Krise asymmetrisch und asynchron verläuft; 2) die tragende Achse dieses Antogonismus ist 
kritisch-kultureller Natur, denn er betriffe eine grundlegende Auseinandeisetzung über 
die Leit-Ideen, die bis heute der Ausweitung des Welfare-state zugrunde lagen: nämlich 
jener Gleichsetzung von Wachstum und gesellschaftlichem Fortschritt, die im Beveridge- 
Plan geradezu die Voraussetzung der Freiheit von Bedürftigkeit (freedom from want) dar- 
stellte. 

Der antagonistische Charakter der dutch die Auswirkungen des we/fare-siate politisierten 
Gesellschaften muß also neu bestimmt werden - und diese Neubestimmung kann nicht 
einfach darin bestehen, daß man die Arbeiterklasse als einen über alle Veränderungen hin- 
weg substantiell identischen Begriff wieder als Antagonisten des kapitalistischen Systems 
hervorholt. Ebensowenig ist es jedoch möglich - und in diese Richtung scheint Offes Vor- 
schlag zu tendieren -, nachdem man den Klassenbegriff seiner Grundlagen beraubt hat, 
stattdessen ein gleichermaßen einheitliches und homogenes Subjekt vorzubringen wie die 
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Identität der »gesellschaftlichen und Bürgerrechtskämpfe« (lotte civili) und neu zusam- 
mensetzende Funktion eines »gemeinschaftlichen Bewußtseins«, als Träger von gegenüber 
dem herrschenden Entwicklungsmodell alternativen Idealen. Die neuen Formen politi- 
scher Aggregation können deshalb nicht mit der Aufgabe betraut werden, ein alternatives 
[gesamtgesellschaftliches] Projekt zu entwickeln, da ihre tiefgreifendste Bedeutung und ih- 
re [überkommene politische Modelle] zerbrechende Funktion gerade darin liegt, die Vor- 
stellung eines [globalen politischen] Projekts selbst radikal zur Kritik und in Frage zu stel- 
len. 

Dies ist nicht gleichbedeutend mit einer Erklärung der Nutzlosigkeit jedes ‘Projekts’; und 
noch weniger mit der Behauptung, die Arbeiterklasse und ihre Aktion habe sich mittler- 
weile in eine myriadische Vielfalt von Mikro-Konflikten aufgelöst oder zerstreut: Der ge- 
samte hier vorgebrachte Argumentationsgang beweist eher das Gegenteil. Die Klassenlogik 
operiert - und zwar im starken Wortsinne - in der heutigen Gesellschaft und in den sozial- 
demokratisch geführten politischen Systemen weiter. Sie wird aber gegenüber den traditio- 
nellen und Orten ihrer [Klassen-] Identität beständig verlagert und in eine Vielfalt anderer 
Ebenen und Bereiche sozialer Beziehungen eingebunden. Weniger als je bildet die Arbei- 
terklasse heute einen unmittelbar-spontan gegebenen Befund: Vielmehr stellt sie sich dar 
als ein Komplex kultureller Faktoren, die ihrerseits von verschiedenen Komponenten wie 
Wertvorstellungen, Sitten, Generationen usw. durchzogen werden. In den europäischen 
Gesellschaften erscheint aber vor allem ihre historische Physiognomie grundlegend neu ge- 
staltet durch das Handeln der Arbeiterorganisationen und des politischen Systems selbst, 
das durch die Anwesenheit der Arbeiterklasse in dieser auf den Zweiten Weltkrieg folgen- 
den Zeit in hohem Maße mitbedingt worden ist. 

Im historischen Verlauf der Transformation der industriellen Arbeiterklasse von einem rei- 
nen Forderungs-Subjekt zu einem politischen Subjekt hat die Sozialdemokratie den archi- 
medischen Punkt verkörpert, an dem die beiden Paradigmata von »Wachstum« und von 
»Revolution« zusammenlaufen (vgl. Berger, 1981). Ihre Politik war die praktische Beweis- 
führung dafür, daß diese Begriffe - scheinbar einander entgegengesetzt - die beiden Sei- 
ten derselben Medaille sind, nämlich, der Einsicht Walter Benjamins zufolge, der gleichen 
Vorstellung des linearen geschichtlichen Fortgangs entspringen. Ebendarum scheinen uns 
die Schwierigkeiten, denen sie heute gegenübersteht, die »Quintessenz« der kulturellen 
Aporien der europäischen Linken zu repräsentieren. Der Sozialdemokratie aus ihrer Sack- 
gasse herauszuhelfen, bedeutet darum für uns, uns selbst aus diesen Aporien zu 2efreien. 


(Übersetzung Otto Kallscheuer) 


Die deutsche Sozialdemokratie heute 53 


Literatur 


W. Abendtoth (1978), »Aufstieg und Krise der deutschen Sozialdemokratie«, vierte, erweiterte Aufla- 
ge, Köln 
(italienische Übersetzung im kommunistischen Parteiverlag Riuniti, Roma) 

P. Barcellona (1980), »Oltre lo stato sociale«, Bari (De Donato) \ 

P.L. Berger (1981), »Le piramidi del sactificio«, Torino (Einaudi) 

J. Bergmann / O. Jacobi / W. Müller-Jentsch (1975), »Gewerkschaften in der Bundesrepublik«, 
Frankfurt-Köln 

A. Bergounioux / B. Manin (1979), »La socialdemocratie ou le compromis«, Paris (P.U.F.) 

W. Brandt (1968), »Rechenschaftsbericht«, in: Parteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutsch- 
lands 1968 in Nürnberg, Protokoll der Verhandlungen, S. 107ff. 

C. Buci-Glucksmann / G. Therborn (1981), »Le defi social-democrate«, Paris (Maspero) 

R. Di Leo (1981), »Gli operai al governos, in: /zboratorio pohitico, N. 3 

C. Donolo / F. Fichera, Hg. (1981), »Il govorno debole«, Bari (De Donato) 

G. Germani (1980), »Democracia e autoritarismo nella societä moderna«, in: Storsa conlemporana, 
a. XI, n. 2, S. 177ff. 

G. Giugni (1981), »Quale avvenire per il ‘welfare-state’?«, in: Mo»do Operaio, a. XXXIV, n. 4 

P. Glotz (1980), »Probleme der Behauptung staatlicher Souveränität nach innen: ein Beitrag aus der 
Sicht des politischen Praktikers«, Beitrag zum Kolloquium »Naturzustand und Frieden - 300 Jahre 
nach Thomas Hobbes«, Berlin, 12.10.80 

D. Groh (1973), »Negative Integration und revolutionärer Attentismus«, Frankfurt-Berlin-Wien 

J. Habermas (1973), »Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus«, Frankfurt/M. 

- (1979), »Einleitunge, in: »Stichworte zur ‘geistigen Situation der Zeit’«, Frankfurt/M. 

- (1981), »Interview von Angelo Bolaffi mit J. Habermas für die italienische Wochenzeitung Rinasci- 
ta«, in: Habermas, »Kleine Politische Schriften, I. - IV.«, Frankfurt/M. 

Hella Kastendieck (1978), »Arbeitnehmer in der SPD. Herausbildung und Funktion der Arbeitsge- 
meinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA )«, Berlin-West 

J-M. Keynes (1971), »Teoria generale dell’occupazione, dell’interesse e.della moneta«, Torino (UTET) 

O. Kirchheimer (1941), »Changes in the Structure of Political Compromise«, in: Zesischrift für Sozial- 
forschung, Bd. IX (Reprint: München 1980) 

B. Kreisky (1979), »Sinistra e sinistre in Europa«, Interview mit A. Bolaffi, in: Rinascita, n. 20 

E. Matzner (1978), »Wohlfahrtsstaat und Wirtschaftskrise. Österreichs Sozialisten suchen einen Aus- 
weg«, Reinbek 


54 


Wolfgang Fach 
Wer verhilft Hitler zur Macht? 
Das »Faschismus«potential des Atomkonflikts 


Wer verhilft Hitler zur Macht? Diese Frage aktualisiert ein altes Thema (Czichon 1967) - 
und mit ihm den bekannten Vorwurf, der Faschismus sei das prinzipiell wzederholbare 
Resultat (groß-)industrieller Machtpolitik. 

Parallelen zu ziehen, mag in diesem Fall polemisch sein - schließlich ist Bonn nicht Wei- 
mar. Sie drängen sich aber auf, seitdem der bundesdeutsche Arorzkonflikt eine politische 
Richtung einschlägt, die an das historische »Vorbild« fatal erinnert: 

»Im Kontrast zu den Erfordernissen steht die Neigung von Regierungen, hinhaltend zu 
taktieren. In der Bundesrepublik Deutschland beeinflussen Landtagswahlen und parteiin- 
terne Auseinandersetzungen den energiepolitischen Entscheidungsprozeß. ... Gefordert ist 
hingegen die politische Führungsaufgabe, energiepolitische Entscheidungen überzeugend 
zu begründen, mutig zu vertreten und einen Konsens auf breiter Grundlage herbeizufüh- 
ren.« (aus: Jahresbericht 1978/79 des BDI) 

- so die Unternehmerklage über den maroden Zustand der gegenwärtigen Politik. Ihrer 
Tendenz nach unterscheidet sie sich in nichts von dem, was industrielle Kreise schon fünf- 
zig Jahre früher an demokratischen Zuständen kritisiert haben: 

»Wirtschaftliche Erkenntnis ist nicht erwünscht, da sie dazu zwingen könnte, den aus par- 
teitaktischen Gründen eingenommenen und als ‘notwendig’ erachteten Standpunkt zu 
ändern. Fragen von noch so weitgehender wirtschaftlicher Bedeutung werden so lange 
nicht nach sachlichen Gesichtspunkten behandelt, wie die aus ihnen etwa zu ziehenden 
Schlußfolgerungen unpopulär zu machen und der Wählerschaft zu mißfallen drohen.« 
(aus: Der Arbeitgeber, Zeitschrift der VDA, 1930). 

Und was die Kritik von heute als Therapie empfiehlt - Verantwortung, Führung, Entschei- 
dung -, gleicht bis aufs Haar dem faschistischen Vorspiel damals: »Endziel der Politik der 
nächsten Zeit muß um jeden Preis sein die Sicherstellung der Wirtschaft und damit auch 
die Garantie des Zusammenhalts des Staates«; darum »Wiederherstellung« der »politischen 
Verantwortlichkeit der maßgeblichen Stellen«, «Handelsfreiheit« der »amtierenden Regie- 
rung, losgelöst vom täglichen Wechselspiel des Parlamentarismus« - kurz: Izguidierung 
des Parlaments. Denn freiwillig wird es sich »niemals der Erkenntnis beugen, daß auch 
Nichtkönnen verpflichtet insofern, als der Nichtkönnende von Dingen, von denen er 
nichts versteht, sich fernhalten muß.« (a.a.O.) 

Zwei Momente sind es, die beide Lageskizzen prägen: 

- das industrielle Gesamt-Interesse ist in eine Politische Krise geraten: innerhalb des par- 
lamentarisch-demokratischen Entscheidungsprozesses vermag es sich nicht mehr so effektiv 
durchzusetzen, wie es seinen Repräsentanten als unabdingbar erscheint; deshalb 

- startet es eine politische Offensive mit dem Ziel, an den parlamentarisch-demokrati- 
schen Institutionen Korrekturen zu erreichen, die seine Einflußbahnen wieder glätten kön- 
nen, was vor allem heißt: Entmachtung der »Massen«. 

Der faschistische »Ausnahmestaat« (Poulantzas) ist das historische Ergebnis dieser politi- 
schen Konstellation. Ob es sich in ähnlicher Form wiederholen kann: die Frage lohnt, seit- 
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dem des atomaren Stillstands wegen jene alten Tendenzwenden-Stimmung merklich neu- 
en Boden gewinnt. 

Die vergleichende Analyse wird in vier Schritten vorgehen: 1. der Konflikt des großen Ka- 
pitals, speziell seiner schwerindustriellen Fraktion, mit dem »Weimarer Systems; 2. der fa- 
schistische Ausnahmestaat als historische Konfliktlösung; 3. der Konflikt des großen Kapi- 
tals, speziell seines atomindustriellen Komplexes, mit dem »Bonner System«; 4. der korpo- 
ratistische Sicherheitsstaat als mögliche Konfliktlösung. 


1. Politische Krise und industrielle Strategie in der Weimarer Republik 


Poulantzas (1973) hat den deutschen Faschismus charakterisiert als Staat der »Ausnahme« - 
vom normalen parlamentarisch-demokratischen Ritual in rechtsstaatlichen Bahnen. 

Die Ausnahme setzt sich durch im Wechselspiel von Krise und Offensive: 

- eine Krise der politischen Delegation: »Man kann einen Bruch des Verhältnisses zwi- 
schen der herrschenden Klasse und Klassenfraktionen und ihren politischen Parteien fest- 
stellen - und zwar sowohl in der Art und Weise der Repräsentation innerhalb des staatli- 
chen Systems als auch in der Art und Weise der Organisation« (Poulantzas 1973, 73). Der 
Parteienwettbewerb versagt: vielfältig zersplittert, programmatisch patzelliert, in unendli- 
che Quetrelen verstrickt, von eifersüchtig verteidigten Frontlinien durchzogen, gelingt es 
ihm, speziell am bürgerlichen Flügel, immer weniger, einen stabilen politisch-ökono- 
mischen »Machtblock« zu repräsentieren und zu organisieren. Das politische System treibt 
in die Selbstblockade: seine Entscheidungsmechanismen laufen leer, seine ideologische 
Ausstrahlung verliert zusehends an klassenübergreifendem Effekt. Kurz: die Hertschaft 
der Bourgeoisie bröckelt ab - Staat und (damit) Gesellschaft werden »unregierbar«. Diese 
Tendenz wenden soll 

- eine »offensive Strategie seitens der Bourgeoisie« - sie erzwingt die Ablösung jener 
»Hampelmänner der Agonie des parlamentarischen Kretinismus«, denen es nicht mehr ge- 
lungen ist, ihren Repräsentationspflichten wirkungsvoll nachzukommen. Vor dem Exitus 
rettet sie auch nicht die hektisch eingeleitete Selbstradikalisierung; der Kurs einer »'Ver- 
steifung’ des Staates in seiner bestehenden Forms scheitert in wiederholten Anläufen an 
dem Projekt, die Klassenbeziehungen gesellschaftlich zu reorganisieren - bis er schließlich 
gestoppt wird: Brüning - v. Papen - Schleicher (vgl. Poulantzas 1973, 74, 79). 

In dieser Reihe markiert Hitler den abrupten Übergang zum Faschismus und damit das En- 
de einer langen Kette groß-, besonders aber schwerindustrieller Attacken auf das »Weima- 
rer System«. Deren auffälligste sind gewesen: 

- 1923 im Schutze der französischen Ruhrbesetzung die schwerindustrielle Liquidation 
des 8-Stunden-Tages und Wiedereinführung eines Zwei-Schichten-Systems - so Vorkriegs- 
Ausbeutungsverhältnisse restaurierend: »Die Eisen- und Stahlindustriellen konnten für 
sich das Verdienst beanspruchen, daß die Doppelschicht in den schwerindustriellen 
Schichtbetrieben wieder eingeführt und die Arbeitszeit im Bergbau und in den verarbei- 
tenden Industrien schonungslos ausgedehnt wurde« (Feldman/Homburg 1976); 

- 1927 die als konzertierte Aktion organisierte, mittels eines Kampffonds gesicherte Ab- 
wehr des erneuten Anlaufs von Reichsregierung und Gewerkschaftsmehrheit, in der Eisen- 
und Stahlindustrie das Drei-Schichten-System (samt beschränktem Lohnausgleich) verbind- 
lich zu machen: ihn zu stoppen, gelingt dem Unternehmerbündnis unter Androhung ei- 
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ner industrieweiten Betriebsstillegung, allerdings auch in der klaren Erkenntnis, den 
»Übergang von einer hinhaltenden Verzögerungstaktik zu einer Offensive in der Sozialpo- 
litik« wagen zu.müssen (Weisbrod 1978, 363), weil anders Kräfteverschiebungen nicht 
dauerhaft blockiert werden könnten. Dieser Schritt geschieht 

- 1928 im spektakulären Ruhreisenkonflikt, der, sichtbar wie nie zuvor, die sozialpoliti- 
sche Auseinandersetzung zur globalen Herausforderung des »Weimarer Systems« weiter- 
treibt: »Auf Kosten einer Viertelmillion Arbeiter und auf Kosten eines schwer betroffenen 
Mittelstandes« (Preller 1978, 404) begegnen die - wieder einmal vorwegmarschierenden - 
westdeutschen Stahl- und Eisenindustriellen dem siaatlichen Zwangsschiedsspruch nach 
den erfolglosen Tarifverhandlungen dieses Jahres mit der totalen Aussperrung ihrer Be- 
schäftigten. Auf juristische Finten gestützt, wird hier zum Generalangriff gegen eine 
grundsätzlich abgelehnte gesellschaftspolitische Entwicklung geblasen - wobei diesem Flü- 
gel und, in seinem Windschatten, weiteren industriellen Kreisen schon 

- 1930 mit dem Zusammenbruch der SPD-geführten großen Koalition ein entscheiden- 
der Vorstoß gelingt. Die überfällige Sanierung des Staatshaushalts liefert den gewünschten 
Anlaß für eine bündnispolitische Totalrevision gegen das Weimarer Parlament und seine 
tragenden Parteien: zwar nicht schlagartig, doch über das sich verschätfende Notver- 
ordnungsregime in konsequenten Schritten. Gehaltskürzungen, Lohnabbau und Gewerk- 
schaftsentmachtung (durch Eingriffe in laufende Tarifverträge, unter Brüning noch an 
halbherzige Preiskontrollen gekoppelt), spürbare Verbrauchssteuererhöhungen, drasti- 
scher Abbau von Sozialleistungen (Arbeitslosen-, Kranken-, Rentenversicherung), aber 
steuerliche Entlastung der Wirtschaft: dieser Austeritätskurs (vgl. Preller 1978) liegt im be- 
sonderen Interesse des krisengeschüttelten Schwerindustrielagers, trifft freilich auch auf 
breitere Zustimmung und erntet scharfe Kritik allenfalls deshalb, weil er nicht radikal ge- 
nug verfolgt wird. 

Das Bild eines linearen Aufstiegs des großindustriellen Interesses zur Macht drängt sich auf 
- und ist doch falsch. Selbst im fortgeschrittenen Stadium bremsen Rückschläge den offen- 
siven Schwung: 

- 1931 als Folge des Bankenkrachs die Einführung einer staatlichen Bankenaufsicht und 
darüber hinaus tiefgreifende politische Interventionen in den »freien« Wirtschaftsablauf: 
»Am Ende der Krise war das Reich an den Großbanken (Deutsche Bank, Dresdner Bank, 
Commerzbank) mit einem Drittel bis zur Hälfte des Aktienkapitals beteiligt« (Ronge 1979; 
vgl. Born 1967). Angesichts der weitreichenden Verflechtungen zwischen Finanz- und In- 
dustriekapital hat sich die öffentliche Hand damit den Hebel zu einem »staatskapitalisti- 
schen« Behertschungsverhältnis verschafft - freilich ohne ihn einzusetzen. Immerhin, al- 
lein das Machtpotential war gefährlich genug und ist, kurze Zeit später, erneut bedrohlich 
angewachsen: 

- 1932 anläßlich der sogenannten Gelsenberg-Affäre. Die »wohl aufsehenerregendste 
Transaktion der Wirtschaftsgeschichte der Weimarer Republik« (Köhler 1974) beschert 
dem Reich eine dominierende Stellung beim mächtigsten deutschen Stahlkonzern, den 
»Vereinigten Stahlwerken« (Marktanteil: ca. 50%): dank einer Aktienmehrheit bei der 
Gelsenkirchener Bergwerks AG, zu der ein Aufkauf des Flick’schen Aktienpakets die Basis 
legt. In seiner finanziellen Not hatte Flick das private Überlebensinteresse bedenkenlos 
vors kapitalistische Allgemeininteresse an »staatsfreiem Wirtschaft gestellt und lädt nun 
den versammelten Unternehmerzorn auf sich - dem auch dies ein »Schritt zum Staatskapi- 
talismus« scheinen will (Gutehoffnungshütten-Chef Paul Reusch; vgl. Volkland 1963). 
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Zwei Merkmale kennzeichnen diese zugleich ökonomische und politische Daueroffensive: 
ihr /abiler Zustand und der destruktive Charakter - eine doppelte Beschränkung, die in je- 
nem geläufigen Wort von den »Steigbügelhaltern« Hitlers plastisch zum Ausdruck kommt. 
Offenkundig sind dem industriellen Politikzugriff nur punktuelle Hilfestellungen mög- 
lich, mehr nicht - »reiten« müssen andere. 


2. Krisenlösung in der Weimarer Republik: faschistischer Ausnahmestaat 


‚ Bankenkrach und Gelsenberg- Affäre demonstrieren im konkreten zwei Defekte kapitalisti- 
scher Reproduktion, die das Verhältnis der Industrie zum Staat, auch dem faschistischen, 
bestimmen: 

- Profitkalkül und Konkurrenzverhalten a//gerzein machen den kapitalistischen Repro- 
duktionsprozeß dauerhaft verletzlich und verhindern gleichzeitig eine umfassende Selbst- 
organisation: also Unfähigkeit zur korstruktiven politischen Aktion; 

- unterschiedliche Profitkalküle und Konkurrenzpositionen erzeugen widersprüchliche 
Vorstellungen davon, ob, wann, wie und in welcher Tiefe staatliche Interventionen not- 
wendig seien: also die Unfähigkeit zum szabiler politischen Bündnis. 

Beide Schranken sind nur in einer historischen Ausnahmesituation überwunden worden, 
jedenfalls ansatzweise: 1918, als sich Unternehmer- und Gewerkschaftsvertreter zur »Zen- 
tralen Arbeitsgemeinschaft« verbündet haben (vgl. Zunkel 1974). So extrem die Lage war - 
zeifallene Staatlichkeit, revolutionäre Gefahr, allseitige Kooperationsbereitschaft -, so un- 
gewöhnlich mußte der Ausweg sein: »In dieser kritischen Stunde des Vaterlandes fanden 
sich auf beiden Seiten Persönlichkeiten, die über alle Parteien und Verbände hinweg nun- 
mehr aus eigenem Entschluß den Weg zur Verständigung und zum gemeinsamen Handeln 
suchten. Diese Männer haben das historische Verdienst, dusch ihren Mut zur Verantwor- 
tung wesentlich dazu beigetragen zu haben, daß das Deutsche Reich vor dem Chaos und 
der bolschewistischen Revolution bewahrt blieb.« (Erdmann 1966, 98f.) 

Die späteren Krisen der vorfaschistischen Ära haben bei aller Schärfe nicht mehr jenen To- 
talitätsgrad erreicht, dem eine geschlossene Unternehmerftont hätte entwachsen können. 
Stattdessen ist sehr schnell das Normale zurückgekehrt: zdeelle Allgemeininteressen zwar, 
doch im Wettstreit realer Sonderinteressen ohne »staatsfreie« Verwirklichungschance: 
»Wenn sich alle Gruppen des Großkapitals über die Notwendigkeit einer Offensive gegen 
die Arbeiterklasse und des Kampfes gegen die revolutionäre Bewegung einig sind, so be- 
stehen unter ihnen in der Frage der Methode und des Tempos der Offensive erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten und in der Frage der Anteilquote jeder kapitalistischen Grup- 
pe an dem Ergebnis der Offensive wird ein regelrechter Konkurrerizkampf geführt, der 
nicht selten scharfe Formen annimmt.« (Dsenis 1933, 72) Nicht umsonst war der schwerin- 
dustrielle Block die treibende Kraft im Dauerkonflikt mit den Gewerkschaften - weil seine 
wirtschaftliche Misere integrative Strategien am allerwenigsten erlaubte; und diese Offensi- 
ve war weniger Ausdruck gesarztkapitalistischer Verantwortung denn zr»zerkapitalistischer 
Selbstbehauptung. j 

Unbeschadet des strukturellen Ungenügens (groß-)kapitalistischer Selbstpolitisierung - es 
bleibt ihre prinzipielle Wünschbarkeit, zumal angesichts einer sozialdemokratisch oder 
»staatskapitalistisch« programmierten Regierungsgewalt. Im Gelsenberg-Skandal postuliert 
jener erwähnte Paul Reusch so heroisch wie vergeblich das uneigennützige Opfer fürs grö- 
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Rere Ganze: »Das Interesse der Gesamtwirtschaft und des gesamten deutschen Volkes for- 
dert unbedingtes Festhalten an der Privatwirtschaft, es steht höher als das Interesse eines 
einzelnen oder einzelnen Unternehmens.« Und um dieselbe Zeit herum wird seitens der 
westlichen Schwerindustrie die kämpferische Parole ausgegeben: »Unternehmer an die 
Front«, Wer »einen neuen, besseren Kurs« des »Staatsschiffs« haben wolle, so legt man sich 
Rechenschaft ab, »wird nicht nur mit Worten kämpfen, sondern sich darüberhinaus zur ak- 
tiven politischen Tat entschließen müssen.« Aufwärts könne es nur dann gehen, »wenn der 
deutsche Unternehmer, wie er es auf seinem engeren Arbeitsgebiet gewohnt ist, nunmehr 
auch politisch in die Bresche springt und sich den ihm gebührenden Platz am Steuer des 
Staates sichert.« (Langnam-Verein, 1930) 

Am parlamentarisch-demokratischen »Steuer des Staates« sitzen - und saßen damals - die 
Parteien. Sie haben den Zugang zur politischen Macht monopolisiert. Jedes nicht-aben- 
teuerliche Politikengagement des Unternehmertums startet daher mit Parteikontakten - 
und dem paradoxen Plan, Parteipolitik parteipolitisch zu überwinden. Den typischen 
Suchprozeß hat Antonio Gramsci beschrieben: »Es stellt sich das Problem, ob die Großin- 
dustriellen eine eigene, permanente politische Partei haben. Es scheint, die Frage muß ne- 
gativ beantwortet werden. Die Großindustriellen bedienen sich nacheinander sämtlicher 
existierender Parteien...« (1969, 307). 

' Um dieses »Schachspiel« möglichst effektiv zu organisieren, legt sich das schwerindustrielle 
Lager Ende 1927 ein hochkarätig besetztes politisch-strategisches Koordinierungsinstru- . 
ment zu: die sog. »Ruhrlade«. Ihr Zweck ist es, dem allgemein geteilten Wunsch nach ei- 
nem starken Staat (noch) innerhalb des Weimarer Systems konzentrierten Nachdruck zu 
verleihen: mittels gezielter, also Aorstruktiver Förderung eines bürgerlich-konservativen 
Parteizusammenschlusses, der das zersplitterte Mitte-Rechts-Spektrum ablösen und für 
klare (mehr oder weniger) parlamentarische Verhältnisse sorgen soll. Denn wenn es »den 
bürgerlichen Parteien nicht gelingt, sich durchzusetzen und sich zusammenzufinden«, 
diagnostiziert damals RDI-Geschäftsführer Kastl, »bedeutet das einen völligen Zusammen- 
bruch der Parteienwirtschaft« - und damit die völlige Blockade kapitalistischer Tendenz- 
wende-Absichten, wenigstens im Rahmen des politisch-institutionellen Status quo (vgl. 
Weisbrod 1978, 472). 

Freilich, die »Ruhrladen«-Strategie erweist sich als politischer Fehlschlag. Schon für den er- 
sten weitetreichenden Interventionsversuch, eine Parteispenden-Aktion anläßlich der 
Reichstagswahlen 1930, läßt sich rückblickend das totale Scheitern diagnostizieren: »In die- 
sem Nervenkrieg« - zwischen einigungserpichten Industriellen und kleinlichen Parteiegoi- 
sten - »hatten die Politiker gesiegt: sie hatten das Geld der ‘'Ruhrlade” bekommen, ohne 
ihre Handlungsfreiheit aufzugeben.« (Turner 1972, 133) Im weiteren Verlauf zeichnet sich 
dann immer klarer ab, wie selbst innerhalb des eng umgrenzten Branchenhorizonts perma- 
nente Differenzen den stabilen Konsens verhindern: politisch verlängertes Konkurtenz- 
denken bricht so stark durch, daß Kohlen- und Eisenseite früh wieder auseinander gehen; 
nach dem Gelsenberg-Fall schließlich sind selbst die Stahlrepräsentanten nicht mehr an ei- 
nen Tisch zu bringen (Turner 1972, Hentschel 1978). 

Noch eklatanter scheitert der industrielle Marsch an die »Front«, sooft er von passiver (fi- 
nanzieller) zu aktiver Teilnahme fortschreitet - besonders eindrücklich. dem Fall Hugen- - 
berg abzulesen. Aller abstrakten Einsicht ungeachtet, steuert das großkapitalistische Poli- 
tiktreiben dem Spaltungstrieb des bürgerlichen Flügels keineswegs entgegen, es intensi- 
viert ihn sogar und rückt den starken Staat immer weiter weg. 


Das »Faschismus-« Potential des Atomkonflikis 59 


Zwei Momentaufnahmen mögen diese destruktive Kraft der direkten Aktion beleuchten, 
beide Hugenbergs Spaltertolle in seiner eigenen Partei (DNVP) betreffend. Einmal anläß- 
lich des »Volksbegehrens gegen den Young-Plan«, das Reichsregierung und -minister be- 
strafen lassen will, falls sie durch eine Annahme jener Reparationstegelung die deutsche 
»Kriegsschuld« bestätigen: »Besonders in der Reichstagsfraktion (der DNVP) beschleunigte 
das 'Kriegsschuld’-Volksbegehren mehr als andere Spannungen, die zwischen den Radika- 
len um Hugenberg und einem gouvernmental gesinnten Flügel bestanden, jenen Verfalls- 
prozeß, der schließlich in der Spaltung der DNVP und der Gründung der Volkskonservati- 
ven Partei endete.« (Berghahn 1978, 443) Das andere Beispiel charakterisiert eine Phase 
kurz danach: »Die wiederholten Anläufe Hugenbergs, Brüning zu stürzen, widersprachen 
mindestens über weite Strecken den Auffassungen in der westdeutschen Industrie. Nach- 
dem 1929 bereits der Arbeitnehmerflügel die DNVP weitgehend verlassen hatte, schieden 
im Verlaufe der innerparteilichen Auseinandersetzungen über die Beurteilung von Brü- 
nings Politik auch wichtige deutschnationale Industrievertreter aus ihren Funktionen« - 
unter anderem die Prot&g&s der »Ruhrlade« (Hoepke 1974, 916). 

Über persönliche Eskapaden hinaus enthüllen diese Episoden ein strukturelles Politikmu- 
ster, dem Gramscis Rede vom großindustriellen Phänomen: Parteilosigkeit gelten mag. 
Das bürgerliche Scheitern an »hoher« Politik, wie es in den Weimarer Verhältnissen offen- 
bar wird, wäre demnach ein spezifisch »monopolistisches« Phänomen - denn gerade die 
mit Monopolgruppen (wie der Hugenbergs) assoziierten Parteien sind dem bornierten Zu- 
griff ihrer mächtigen Klientel so unmittelbar. ausgeliefert, daß ihnen Kompromiß- und 
Mehrheitsbildung nicht gelingen kann. Anders gesagt: in gleichem Maße, wie der großin- 
dustrielle Block, vereint oder gespalten, eine Partei zu seiner Partei macht, verliert sie für 
ihn an Wert. 

Wie dem auch sei, fest steht jedenfalls: Wenn die einheitliche Staatsgewalt für das große 
Kapital notwendig und zugleich von ihm nicht nur nicht erzeugt, sondern sogar perma- 
nent behindert wird - durch kontraproduktive Überwältigungs- oder blockierende Zer- 
splitterungseffekte - dann impliziert der Ruf nach »zehr Staat zwangsläufig den nach ehr 
Distanz im Sinne einer stärkeren Entkoppelung von Politik und Ökonomie. 

Diese »relative Autonomie« (Poulantzas), den Zeitgenossen unter der Formel geläufig: 
»Gesunde Wirtschaft im starken Staat« (Langnamverein-Geschäftsführer Schlenker, 1932) 
wird immer entschiedener von einem £ünftigen Staatsgebilde erwartet, nachdem das exi- 
stierende, im »Wechselspiel des Parlamentarismus« gefangen, dafür offensichtlich keine 
Chancen bietet. Auf den »normalen« Staat ist nicht mehr zu setzen, dem Ausnahme-Staat 
soll die Zukunft gehören. Um die »Diktatur der Politik (mit stark parteipolitischem Ein- 
schlag) über die Wirtschaft« zu beenden (Heinrichsbauer 1930), wird die Diktatur der Poli- 
tik verlangt - ohne parteipolitischen Einschlag. Wie sie genau aussieht, darüber existieren 
auseinandergehende Vorstellungen: berufsständische Vorstellungen wechseln sich mit fa- 
schistischen ab, integrative Strategien wetteifern mit repressiven (vgl. Winkler 1973). Ge- 
meinsam ist ihnen 

- der Gedanke an »die Notwendigkeit einer Offensive gegen die Arbeiterklasse« und 

- die Spekulation auf eine maximale »Anteilquote« fürs eigene Lager (Unternehmen, 
Branche) »an dem Ergebnis der Offensive« (Dsenis 1933). 

Auf die faschistische Variante des Ausnahmestaats einigt man sich erst, als es zwischen Al- 
ternativen nichts mehr zu wählen gibt - dann freilich umgehend: »Durch die Wahlen 
(vom März 1933) ist die Grundlage für ein stabiles Regierungsfundament geschaffen, und 
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es sind damit die Störungen beseitigt, die sich aus den ständigen politischen Schwankun- 
gen der Vergangenheit ergeben und die wirtschaftliche Initiative stark gefährdet haben. 
Für den notwendigen tatkräftigen Wiederaufbau kommt es daraufan, die Sammlung und 
Mitwirkung aller aufbauwilligen Kräfte herbeizuführen. Die deutsche Industrie, die sich 
als einen wichtigen und unentbehrlichen Faktor für den nationalen Aufbau betrachtet, ist 
bereit, an dieser Aufgabe tatkräftig mitzuwirken, und der Reichsverband der Deutschen 
Industrie - als ihre wirtschaftliche Vertretung - wird alles tun, um der Reichsregierung bei 
ihrem schweren Werke zu helfen.« (RDI-Mitteilung; zit. nach Wengst 1980) 

Der faschistische Ausnahmestaat ist also keine »monopolistische« Verschwörungstat - we- 
der vom Effekt her wirklich (was seit langem feststeht) noch den Mizze/n nach möglich, be- 
dingt durch systematische Schranken des großindustriellen Eingriffspotentials (worum es 
hier geht). Das Weimarer Großkapital, besonders jener westdeutsche Kohle-Eisen-Flügel, 
kann ab 1930 die Hitler-Variante als eine von mehreren realen Möglichkeiten ins Kalkül 
ziehen. Sehr viel stärker auf den berechenbar autoritären v. Papen fixiert, steht es aber 
dem faschistischen Durchbruch eher ohnmächtig und orientierungslos gegenüber (Hent- 
schel 1978): was nur heißt, daß ihm versagt bleibt und bleiben muß, seinen antidemokrati- 
schen Zerstörungsplan nach eigenem Gutdünken konstruktiv umzusetzen. 

Dies ist das Schicksal der »Steigbügelhalter«. 


3. Politische Krise und industrielle Strategie in der Bundesrepublik 


Bonn und Weimar gleichen sich auf jeden Fall darin, daß heute wie damals ein (groß-)in- 
dustrielles Interesse daran besteht, den Staat von seinen parteipolitischen Fesseln befreit zu 
sehen - zumindest gelockert sollen sie werden. 

Die Klagen sind Legion: »Zu häufig werden Sachfragen politisiert im schlechten Sinne, 
nämlich nicht um der Polis, der Allgemeinheit zu dienen, sondern für vordergründige ta- 
gespolitische Interessen.« (aus: Elektrizitätswirtschaft, 1979) - »Die Öffentlichkeit kann 
nicht den Sachverstand aufbringen, den Betreiber, Hersteller, Genehmigungsbehörden 
und Gutachter getrennt voneinander und mit unterschiedlicher Interessenlage einsetzen. 
Die Erfahrung zeigt, daß mehr Öfentlichkeit nicht zu größerer sachlicher Kritik führt, son- 
dern sich überwiegend in zusätzlichen, zeitraubenden Diskussionen erschöpft.« (Heinrich 
Mandel, RWE, 1976) - »Planen und Bauen von Kraftwerken zwingen uns dazu, in unge- 
wöhnlich langen Zeitspannen zu denken; in ganz anderen Zeitspannen als manche - bei- 
leibe nicht alle (?) - Politiker, die zunächst einmal die nächste Wahl gewinnen wollen, 
wohlgemerkt die nächste Wahl und nicht die übernächste, die erst dann in fernen weiteren 
vier Jahren stattfindet.« (Klaus Barthelt, KWU, 1978) - »Um die Vertrauenskrise zu über- 
winden, sind eindeutige politische Entscheidungen notwendig. Für die Politiker ist es je- 
doch schwer, in der pluralistischen Demokratie die Verstrickung mit den Stimmungen der 
Massen und den Interesssen der Gruppen zu durchbrechen.« (aus: Energiewirtschaftliche 
Tagesfragen, 1979) - »Das einzig brauchbare Mittel, Öl zu ersetzen, ist der volle Einsatz 
von Kernenergie. Jeder Kundige weiß dies, und es wird immer wieder deutlich gemacht. 
Allein die Politiker beugen sich dem Druck der Straße und wollen sich mit den Begriffen 
der »Restenergiemenge« und der »offenzuhaltenden Option« von der Verantwortung 
drücken.« (HEW-Hauptversammlung 1980)) - diese Leier, im Zentrum des atomindu- 
striellen Komplexes lautstark angestimmt, findet weite Resonanz: angefangen bei direkt 
Geschädigten - vor allem den großen Energieverbrauchern (Eisen, Stahl, Metall, Chemie), 
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die besonders ungeduldig nach billigem (?) Atomstrom rufen - bis hin zu Propagandisten 
des kapitalistischen Gesamtinteresses, denen es darum geht, rechtzeitig und konsequent 
dem technikfeindlichen »Zeitgeist« zu wehren. Verantwortungsscheu, Kurzsichtigkeit, Un- 
verstand, Massenhörigkeit: deshalb hertscht bei uns statt des Gemeinwohls die »Straße« - 
industrielle Krisenlogik heute wie vor 50 Jahren. 

Die Parallele geht noch weiter - denn ein zweites Mal wird deutlich, daß die »politische Of- 
fensive der Bourgeoisie« (Poulantzas), hier: des großindustriellen Blocks und seiner »organi- 
schen Intellektuellen«. (Gramsci), rein destruktive Züge trägt - diesmal in Form populi- 
stisch ausgestreuter Katastrophenvisionen. Man will Angstpsychosen erzeugen, um den 
atomfeindlichen »Sumpf« schocktherapeutisch auszutrocknen. Das apokalyptische Spek- 
trum reicht dabei vom alltäglichen Komfortverlust über dramatische Arbeitsplatzverluste 
bis hin zum abendländischen Kultur- und geophysikalischen Weltuntergang: 

- als »Alptraum« wird »sorgenvoll« unters Volk gestreut, daß sein berechtigter Lebens- 
standard, speziell die »Substitution der Ölheizung aus der Steckdose«, eine verheerende 
Wendung heraufbeschwören müsse, weil nicht rechtzeitig genügend Kernkraftwerke dazu- 
gebaut worden seien: »Wenn fünf Millionen Haushalte«, so die scheinheilige Rechnung, 
»ein Zwei-Kilowatt-Heizöfchen zuschalten, gibt das einen Bedarfssprung von 10000 Mega- 
watt. Das wäre in Zeiten hohen Bedarfs mehr, als unsere Elektrizitätswerke in Reserve hät- 
ten.« (Kernenergie und Umwelt, 7/79) Den in Gedanken frierenden Massen wird einge- 
bläut, daß nur der starke Staat auch ein warmer Staat sein könne; 

- »Die Chemie«, und mit ihr weitere einschlägige Branchen, »denkt über andere Stand- 


orte nach«, genau kalkulierend, daß die Horrorvorstellung massenhafter Arbeitslosigkeit 


wie kaum ein zweiter Schreckfaktor breite Bevölkerungsschichten mobilisieren kann. Spe- 
ziell Frankreich, so geht die Erpressung weiter, werde wegen seines massiven Kernkraftaus- 
baus »immer interessanter. Und der bedrohliche Schluß: »Für das Geschäft ist es gleich- 
gültig, ob eine Produktionsanlage links oder rechts des Rheines steht.« (FAZ, 27.3.81) Den 
arbeitsamen Massen wird prophezeit, daß ihr Broterwerb gefährdet sei; 

- Arnold Thoynbees »Formel von Challenge und Responses muß als Zeugnis dafür her- 
halten, daß »die westliche Zivilisation zum Untergang verurteilt« sei, wenn sie sich von ih- 
ren Energiequellen abschneiden lasse. »Auf die Challenge, die Herausforderung des sowje- 
tischen Griffs nach Afghanistan, müssen wir auf Tod oder Leben die Response, die Ant- 
wort einer Erschließung neuer Energiequellen oder einer Sicherung der Ölquellen am Golf 
finden.« (Tilo Koch, 1980) Den friedlichen Massen wird suggeriert, sie könnten nur zwi- 
schen dem zivilen und militärischen Atomrisiko wählen; 

- »Durch die industrielle Tätigkeit des Menscheng«, verlautbart eine interessierte Wissen- 
schaft, »hat sich während der letzten 100 Jahre der Kohlensäuregehalt der Erdatmosphäre 
bereits um mehr als 10% gesteigert. Es liegt nun in der Natur der geophysikalischen Kräf- 
te, daß eine weitere, noch schnellere Zunahme der Kohlensäure in der Luft eine gefährli- 
che Lawine ins Rollen bringen wird. Man hat es heute schon verläßlich berechnet, daß sich 
die Erde bis zur Mitte des nächsten Jahrhunderts dann so stark erwärmen wird, um das ge- 
samte Eis der nördlichen Polarkappe abzuschmelzen. Dies könnte einen katastrophalen 
Klimasturz zur Folge haben, welcher die Welternährung ernsthaft in Frage stellt.« (Heinz 
Haber, 1977) Den satten Massen wird nahegebracht, ihrer Borniertheit wegen würden die 
Kinder und Kindeskinder wohl elendiglich zugrunde gehen. 

In dem Maße aber, wie solche Erpressungsversuche nicht verfangen, steht »das« Kapital po- 
litisch hilflos da. 
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Endlich vervollständigt sich die Parallelität insofern, als den industriellen Atomblock schon 
deutliche Risse »verunstalten«: ökonomische Konkurrenzbeziehungen mit dem erwartba- 
ren Effekt, daß das Nuklearbündnis /z6z/ wird und sein politischer Feldzug pro Kernkraft, - 
selbst wenn er im allgemeinen Interesse läge, an destruktiver Stoßkraft spürbar einbüßt. 
Wenigstens mehren sich im Unternehmerlager jene (gewichtigen) Stimmen, die den ato- 
maren Weg für technisch obsolet, moralisch verschlissen und politisch gescheitert erklären - 
meist, um stattdessen ihr eigenes Verwertungsinteresse, etwa an der Sonneneneigie, als 
wirklich öffentliches zu propagieren. Manchmal verschleiern abstrakte Überlegungen die- 
ses Kalkül: etwa, wenn es einen aufsteigenden Solar-Profiteur vor »20 000 Kernkraftwer- 
ken in der Welt« grausen will (Ludwig Bölkow, MBB, 1980). Manchmal wird das Nullsum- 
menspiel auch offen gespielt: »Die Ölkrise einerseits, die Proteste zur Nutzung der Kern- 
energie andererseits (!), die Exporte in sonnenreiche Länder schließlich geben der Solarindu- 
strie kräftige Impulse.« (Bernhard Stoy, Vorsitzender des Bundesverbandes Solarenergie, 
1980). Wer sein Kapital energieflexibel angelegt hat, kann sich auch gesamtkapitalistisches 
Verantwortungsbewußtsein erlauben: »Kernenergie darf der Bevölkerung nicht überge- 
stülpt werden«, so VEBA-Chef v. Bennigsen-Foerder (1981). 

Kernkraft-Kritiker, mit welchen Absichten immer, erwachsen der Industrie zunehmend 
aus den eigenen Reihen. Das umso mehr, je länger die politische Blockade anhält und da- 
bei Problem auf Problem häuft: Entsorgung, Zwischenlager, Endlagerung, Wiederaufbe- 
reitung, Schneller Brüter, Hochtemperatur-Reaktor - alles im Angesicht dramatisch ver- 
schärfter Finanz- wie Akzeptanzschwierigkeiten. - Offenkundig drängt die Zeit. 


4. Krisenlösung in der Bundesrepublik: korporatistischer Sicherheitsstaat? 


Die weitere Verwertung Weimarer Erfahrungen begegnet einer Schwierigkeit: Faschismus, 
materiell begriffen als Diktatur über das Proletariat, fällt im Atomkonflikt vorläufig schon 
darum nicht an, weil hier Kapital und (organisierte) Arbeit Seite an Seite streiten. 

Doch auch die denkbare Perspektive des »Faschismus« gegen eine neue soziale Bewegung 
lohnt den Vergleich, analytisch und politisch: denn viele der aktuellen Debatten kreisen 
ausdrücklich oder stillschweigend um eben das Thema. 

Der Fall Weimar gibt, kurz gefaßt, diesen »Fahrplan« vor: Das (groß-)bourgeoise Interesse 
gerät in eine politische Krise (1), sucht die politische Offensive (2) und setzt an, seine Fes- 
seln durch destruktive Aktionen abzustreifen (3) - bleibt freilich drauf verwiesen, daß au- 
tonome politische Kräfte seine Initiative »konstruktiv« umsetzen (4). Nach den ersten drei 
Phasen des Transformationsschemas steht jetzt die vierte zur Debatte, damit auch das 
Problem funktional äquivalenter Krisenlösungen (Poulantzas 1978, Hirsch 1980). 

Jenen jaschistischen Abbruch der parlamentarischen Obstruktion besorgte eine Parteidik- 
tatur - zwai letztlich im Sinne des großkapitalistischen Blocks, doch außerhalb seiner Kon- 
trolle. Die Frage nach dem »neuen« Faschismus entscheidet sich daher weniger am objekti- 
ven Bedürfnis dieser oder jener Industriefraktion; den Ausschlag gibt vielmehr das allge- 
meine politische, speziell parteipolitische »Klima«. 

Die Lageskizze ergibt folgendes Bild: Obwohl am atomaren Streit samt seinem politischen 
Umfeld (Technik-, Wachstums-, Eigentums-, Sicherheits-, »Kultursaspekte) langfristig das 
gesamte MODELL DEUTSCHLAND zerbrechen könnte, schwingt sich keine der den Sta- 
tus quo behertschenden und von ihm profitierenden Parteien zur konsequenten Aktion 
auf - sie haben eine andere Situationsdefinition. 
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»Kernenergie unverzichtbar, aber politisch nicht akzeptiert« (Helmut Schmidt, 1979) - in. 
dem Dilemma entscheiden sich die etablierten Parteien völlig konsequent und ungeachtet 
sonstiger Diffenrenzen einheitlich für ihr politisches Überleben, gegen das ökonomische 
Gebot; denn: »Eine Regierung« - oder eine ambitiöse Opposition - »kann immer nur ei- 
nen Schritt vor der öffentlichen Meinung sein, wo sie zwei Schritte voraus ist, gefährdet sie 
ihre Existenz.« (Eppler 1978, 82) 

Im Bild geblieben: Erst wenn eine öffentliche Atmosphäre, jedenfalls massive Schichten 
davon, an den Umschlagpunkt vordringt, wird der »revolutionäres Wechsel (partei-)poli- 
tisch machbar. Und allein unter dieser Voraussetzung ist es nicht paradox, daß Parteien zu- 
gleich etabliert z»d radikal sind - also jenen außergewöhnlichen Doppelcharakter anneh- 
men können, dem das faschistische Lager seinen durchschlagenden Erfolg verdankt hat. 
Oder anders gesagt: Damals stand den Machtergreifungsplänen eine aus konkreter Elends- 
erfahrung entwurzelte Masse ohne Perspektive zu Gebote - die heute sehr viel stärker 
»eingegraben« scheint, verklammert mit der »Versicherungsgesellschaft« BRD (Wolf-Die- 
ter Narr), allergisch gegen abenteuerliche Experimente. 

Nicht einfach wegen selbstverschuldeter Inkompetenz scheitert das Parteiensystem am 
Kernkraft-Konflikt, sondern weil es gewissermaßen leerläuft: Die Kernkraftbefürworter, 
eine hauptsächlich schweigende Mehrheit, sind in der Defensive, sie kleben am Status quo 
aus Scheu vor al/er Risiken und versagen sich jeder Experiment. Ihre Einstellung ist ambi- 
valent, gezeichnet von relativer Zufriedenheit mit dem bisher Erreichten und beträchtli- 
cher Sorge ums zukünftige Wohl - beide Stimmungen in gewisser Weise »energieabhän- 
gige. 75% aller Deutschen fühlen sich mehr oder weniger »glücklich«, 88% kennen keine 
oder nur gelegentliche Einkommensprobleme, bloß 6% glauben, daß es ihnen schlecht ge- 
he - ohne ausreichende Energie wäre diese Lebensqualität nicht denkbar (vielleicht eine 
andere, dann aber ungewohnte). Freilich: Jeder Dritte befürchtet schwerere Zeiten. 
Weshalb? Ganz bezeichnend rangieren Aromkrieg und Atorakraft gleich weit vor allen 
übrigen Risikofaktoren (vgl. Tacke 1979). Das interessierte Katastrophenkalkül verfängt al- 
so nur halb: Zwar erzeugt es den eingeplanten Horror vor dem atomaren Schlag im Kampf 
ums knappe Erdöl, doch reicht dieser Schock nicht aus - der friedfertig herbeigeführte 
Kernkraftterror behält seine Schrecken. Die gespaltene Seele reproduziert sich im Kollek- 
tiv: »Zwei große Lager - demoskopisch als etwa gleich stark ausgewiesen - haben sich in der 
Kernenergie-Debatte in der Bundesrepublik gebildet. Die einen schen die Vorteile und 
Notwendigkeiten, bei den anderen überwiegen die Risiken.« (Informationskreis Kernener- 
gie, 1979) Und, was noch schwerer wiegt, von drei Atomkraftsympathisanten sind zwei da- 
gegen, daß neue Kernkraftwerke errichtet werden (a.a.O.). 

Jenes alle Parteifronten überspringende Zurückweichen vor der atomaren Dezision ist da- 
rum, auch wenn immer wieder »feige« gescholten, nichts anderes als die politisch vernünfti- 
ge Reaktion stimmenmaximierender Parteistrategen auf verbreitete Zweifel am Sinn des 
friedlich-atomaren Risikos. So schlecht geht es eben niemand, daß er sich seine Zukunft 
ohne lebensgefährliche Kernkraftbauten überhaupt nicht mehr vorstellen könnte und da- 
für bereit wäre, »auf die Straße zu gehen«. Leere Drohungen (mit »verlöschenden 
Lichtern«) tun ein übriges, ganz zu schweigen von den Katastrophen ä la Harrisburg. 
Fazit: Für den parteidiktatorisch erzwungenen Übergang zum »faschistischen« Atomstaat 
fehlt die massenhaft mobilisierbare Basis - hier liegt eine erste Abweichung von ptinzipiel- 
ler Bedeutung. 

Damit wäre das Fiasko des Kernkraft-Interesses dann noch keineswegs beschlossen, wenn 
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jene augenblicklich einflußreiche These stimmen würde: daß der normale Gang, wie er sich 
zwischenzeitlich eingependelt habe, auf einen »autoritären Etatismus« (Poulantzas 1978) 
oder korporatistischen »Sicherheitsstaat« (Hirsch 1980) hinauslaufe. Denn diese Regime- 
form hätte »die bestehenden Parteikonstellationen überrollt«, »überkommene politische 
Grenzziehungen überständig werden« lassen (Hirsch 1980, 44) und so das traditionelle 
Parteiensystem samt seiner lästigen »Massenhörigkeit« systematisch abgehängt. 
Korporatistisch heißt: Das soziale Fundament dieses Herrschaftskomplexes wird durch die 
»Einbindung der Gewerkschaftsbürokratie in staatliche Entscheidungsprozesse« gelegt. Bei 
»gleichzeitiger Verwischung der Grenzlinien« zu den kooperierenden »Konzernschaltstel- 
len« resultiert daraus -- moderiert vom sozialdemokratisch gelenkten Staatsapparat - ein 
Machtblock neuer Art. Neu deswegen, weil, anders als noch in Weimar, die parlamenta- 
risch-parteiliche Ebene immer mehr aus dem politischen Entscheidungszentrum gedrängt 
und auf das »Amt« der reinen Legitimationsbeschaffung beschränkt wird: offiziell Strate- 
gien beschließend, deren Formulierung tatsächlich Sache »konzertierter« Regulierungskar- 
telle ist (vgl. Hirsch 1980, 19ff., Y8ff.). 

Sicherheitsstaat heißt, daß administrative Kontrollorgane (Polizei, Verfassungsschutz, So- 
zialarbeit) zunehmend in jene sicherheitsempfindliche Bresche springen, die als Ord- 
nungsgarant das »massenintegrative« Organisationssystemn (speziell: Sozialdemokratie, Ge- 
werkschaften) nach seiner staatspolitischen Inkorporierung hinterlassen hat. Eine »relative 
Entkopplung der massenintegrativen Apparate von den sozialen Zusammenhängen und 
konkteten Interessenfeldern« (Stichwort: Volksparteien) wird so tendenziell wieder wettge- 
macht, entfremdende Distanzierung durch flächendeckende Überwachung ausgeglichen 
(Hirsch a.a.O.). 

Während beim faschistischen Ausnahmestaat Massenzrterdrückung und Massenrzodilisie- 
rung sich wechselseitig ergänzen, kombiniert der korporatistische Sicherheitsstaat Massen- 
Integration und Massenkortrolle. Dieser Unterschied im Kern umschließt verschiedene 
Differenzen: 

- jener ersetzt die regulären Institutionen (Parlament, Parteien, Gewerkschaften) durch 
ein neu nach seinen Bedürfnissen konsttuiertes Organisationssystern (Einheitspartei, Kor- 
porationen etc.); dieser wirkt - bei äußerlich unveränderten Kulissen - als »permanentes 
Dispositivs neben dem offiziellen Staat, mit ihm in »funktionaler Überlagerung und stän- 
diger Osmose« verknüpft (Poulantzas 1978, 192). Also Bruch versus Kontinuität, darin ist 
impliziert: 

- jener tritt auf, nachdem der politische Entscheidungsprozeß blockiert ist und »nichts 
mehr läuft«; dieser versucht dem Stillstand durch zeitige Eingriffe repressiver oder »sozial- 
hygienischer« Natur vorzubeugen. Also Rekatior versus Präventior; daraus folgen zwei Or- 
ganisationsformen: 

- jener etabliert sich auf den breitgewalzten Spuren massenhaft mobilisierter Unzufrie- 
denheit; dieser wird - über die Köpfe der apathischen Menge hinweg - in elitären Aus- 
handlungszirkeln durch strategische Cliquen vorangetrieben. Also Bewegung versus »Kar- 
telk. 

Tatsächlich enthält das autoritäre Regime auch Spurenelemente seiner faschistischen Alter- 
native (und umgekehrt), aber nicht in charakteristischer Ausprägung. Den politischen Par- 
teien beschert diese mehrfache Strukturverschiebung gravierende Funktions- und Macht- 
einbußen. Selbst dem konsolidierten Faschismus, dessen soziale Dynamik schon erstarrten 
Formen gewichen war, hat die Partei noch sichtbar ihren Stempel aufgedrückt (vgl. Neu- 
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mann 1977). Im autoritären Etatismus dagegen: eine tiefgreifende Parteierkrise, hervorge- 
rufen durch »die Vertreibung aus den bis dahin eingenommenen Stellungen.« Denn heute 
»monopolisieren die Exekutive und die Verwaltung die Rolle der langfristigen Ausarbei- 
tung des politischen Allgemeininteresses« und »der Reproduktion der Hegemonie« (Pou- 
lantzas 1978, 203). Anders gesagt: Repräsentation und Organisation des bürgerlichen 
Machtblocks fallen nicht mehr in den Kompetenzbereich von Parteien - was bedeutet, daß 
auch die politischen Krzser und Offersiven der Bourgeoisie woanders entstehen, nämlich 
am Verhandlungsort jener gesellschaftlichen Großbürokratien: Staats-, Gewerkschafts-, 
Konzernappatate. 

Zweifellos treiben starke Kräfte des technokratischen Interventions- und Wohlfahrtsstaates 
in diese Richtung - doch, ganz abgesehen von ihren inneren Gegensätzen, sind sie nicht 
wirkungsvoll genug, um die auftretende Widerstände nachhaltig zu brechen. 

Der atomare Stillstand dauert ja an - und er ist eingetreten, weil das Parzeiensystem notori- 
sche Entscheidungsschwächen zeigt: nicht einmal perfekt operierende Bürokratien nach 
Herold’schem »Sonnenstaat«-Muster vermögen dagegen kompensatotisch etwas auszurich- 
ten. Augenscheinlich funktioniert eine Rollenverteilung nicht, welche den Parteien gerade 
noch »massenintegrative« Transmissions-, Kanalisierungs- oder Selektionsaufgaben übrig 
läßt, währenddessen in hermetisch abgeschirmten Entscheidungszentren sachbezogen den 
ökonomischen Zwängen gedient wird. Ebensowenig funktionieren allem Anschein nach 
die »Dispositive« Repression und Überwachung als »Krisenteserve« (Hirsch) für geschwun- 
dene Loyalitätsvorräte - dem Nuklearbetrieb wenigstens verleihen sie keinen ausreichen- 
den Schwung. 

Im Herrschaftskomplex des MODELLs DEUTSCHLAND sind dann motrsche Stellen aufge- 
treten, als er - selbst auf Ertpolitisierung angelegt - mit der politischen Anti-Atom-»Bewe- 
gung« konfrontiert worden ist. Diese Repoditiserung macht eine funktionale Ausdifferen- 
zierung rückgängig, deren das Modell seiner technokratischen Basis wegen notwendig be- 
darf: die Trennung zwischen Entscheidung und Legitimation. Einerseits 

- Entscheidung: sie ist eingebettet in »einen Prozeß außerordentlicher Rationalisierung«, 
der verlangt und mit sich bringt »eine Tendenz zur Objektivierung der Probleme, der Ar- 
beitsmethoden und sogar Zielbestimmungen«; gefordert sind »rationale Denkweisen« und 
»konforme Verhaltensweisen«; andererseits 

- Legitimation: begriffen als »dauerhafter Aufklärungsprozeßß«, der »Erwartungen zu 
dämpfen und Verständnis für die Sachzwänge des öffentlichen Handelns zu stärken hat« - 
das der Parteienanteil (Johnson 1980) 

Als »Ende der Ideologie« in einer nivellierten Gesellschaft friedlich austauschbarer »Volks- 
parteien« ist diese neue Gewaltenteilung einstens zum Auftakt des Friedens der »posthi- 
stoire« (Arnold Gehlen) hochstilisiert worden. Heute sprechen dieselben (und andere) 
Kreise voller Sorge von »Identitätskrise« oder »Sinndefizit«. 

Hier liegt die andere Schlüsselstelle des atomaren Stillstands und eine zweite Abweichung 
vom faschistischen Muster: den politischen Immobilismus »unten« ergänzt der politische 
Substanzverlust »oben«; beide Faktoren verstärken sich wechselseitig in ihrem Effekt, 

atomstaatliche Transformationsprozesse abzubremsen. 

Fazit: Im Atomkonflikt können Repräsentation und Organisation des Machtblocks nicht 
ohne Parteien gelingen - ebensowenig aber mit den existierenden. Der korporatistische Si- 
cherheitsstaat vermag die faschistische Lösung nicht einfach als funktionales Äquivalent zu 
ersetzen. Zwar stimmt, »daß die gewissermaßen unspektakuläre und lautlose Ausdehnung 
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der Überwachungs- und Kontrollnetze sowie die reptessive Stabilisierung des korporativi- 
stisch verhärteten Massenintegrationssystems - und weniger politisches Rabaukentum, 
Chauvinismus und reaktionäre Massenmobilisierung - die passende politische Form für ein 
technologisch hochentwickeltes, weltmarktorientiertes und damit gegen unberechenbare 
Störungen des gesellschaftlichen Normalbetriebs allergisches Kapital darstellen.« (Hirsch 
1980, 51) Doch hat es die kapitalistische Vorliebe für einen radikalisierten Mob noch nie 
gegeben. Er war das ungeahnte oder hingenommene Risiko eines »Steigbügelhalters«, der 
dafür besorgt sein mußte, daß sein Pferd anständig zugeritten würde. 


5. Resümee 


Der Gedankengang war: Mit seinen Kernkraftplänen stößt das (große) Unternehmertum, 
jedenfalls seine »moderne« Fraktion, an Regimegrenzen. Gegen diese parlamentarisch-de- 
mokratisch aufgerichteten Barrieren geht es offensiv vor, darin aber notwendig auf die de- 
struktive Erschütterung des Status quo beschränkt. Daraus politisch-konstruktiv etwas zu 
»machen«, ist Sache von Parteien mit einem gesellschaftlichen Potential zum antidemokra- 
tischen Regimewechsel, wobei sich dessen Reichweite der unternehmerischen Kontrolle 
letztlich entzieht. 

Unter Weimarer Verhältnissen ist dieses Schema bis an sein faschistisches Ende so abgelau- 
fen - der Vergleich kann deshalb darüber aufklären, welche Faktoren einer Wiederholung 
heute im Wege stehen: 

- die industrielle Verunsicherungstaktik prallt an einem sozialen Klima ab, das ökono- 
misch noch weithin gefestigt ist; der politische Immobilismus des Massenpublikums gerät 
darum nicht in Bewegung, womit jene gesellschaftlichen Turbulenzen fehlen, deren sich 
eine willige und fähige Partei populistisch bemächtigen könnte; doch 

- es gibt auch diese Partei nicht, die ihre Fähigkeit zur politischen Führung einer sozialen 
Bewegung bewahrt hätte; vom technokratischen Sachzwang-Regiment der Großbürokraten 
»positivistisch halbiert«, folgt das desorientierte Parteiensystem seismographisch dem 
Trend, statt ihn diktatorisch zu bestimmen. 

Solange sich daran nichts ändert, sind Faschismus-Diagnosen deplaziert - trotz mancher 
Parallelen im einzelnen. Davon unterscheidet sich die Frage, ob eine »faschistische« Atom- 
politik objektiv überhaupt noch erforderlich’sei - eingedenk sinkender Wachstumsraten, 
angepaßter Verbrauchergewohnheiten, sparsamer Technologien und alternativer Energie- 
quellen. In dieserm Sinne notwendig, d. h. sachlich zwingend, war auch der »echte« Fa- 
schismus nicht. 
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Bundesrepublik 


Vorbemerkung 


Der Zusammenhang zwischen der theoretischen Einschätzung des bürgerlichen Staates in 

seinen verschiedenen Etscheinungsformen und der Formulierung einer adäquaten soziali- 

stischen Strategie ist offenkundig. Der entscheidende strategische Stellenwert materialisti- 

scher Staatstheorie ist deshalb unter Marxisten unstrittig. Nicht von ungefähr war das 

Staatsproblem ja in all jenen Phasen aktuell, in denen es sich für gesellschaftliche Opposi- 

tionsbewegungen als Existenzfrage erwies, ihre konkrete Politik in bzw. gegenüber dem 

bürgerlichen Staat theoretisch zu fundieren. 

Wenn in diesem Aufsatz die materialistische Binsenweisheit des Zusammenhangs von 

Staatstheorie und sozialistischer Politik als Problematik erscheint, die es systematisch auf- 

zurollen gilt, so hat dies seine Ursache in einem paradoxen Sachverhalt. Auf der einen Sei- 

te gab es in den siebziger Jahren eine äußerst ausführliche Debatte um eine »Ableitung« 

des bürgerlichen Staates. Ein wesentliches Kennzeichen dieser Diskussion war - soviel 

schon vorab - ein erstaunliches Maß an Abstinenz in Fragen sozialistischer Strategie. Heute 

- zu Beginn der achtziger Jahre - stellt sich die Situation gewissermaßen umgekehrt dar: 

Dem Anwachsen von diversen Oppositionsansätzen, denen esum die konkrete und aktuel- 

le Veränderung ihrer Lebensumstände geht, korrespondiert keineswegs eine staatstheore- 

tisch fundierte Strategiedebatte. Im Gegenteil, theoretische Auseinandersetzungen - so- 

weit sie überhaupt noch geführt werden - um eine adäquate sozialistische Strategie drehen 

sich im Kern um die alte Streitfrage »neue sozialistische Partei versus außerparlamentari- 

scher Kampf«, als ob die bundesdeutsche Linke ihre Erfahrungen und Debatten im Hin- 

blick auf dieses allerdings entscheidende Problem sozialistischer Politik vergessen oder ver- 

drängt hätte. 

Wie nun, soll hier für die Wiederaufnahme der 1977/78 sanft entschlummetrten und allzu 

häufig als »toter Hund« gebrandtmarkten »Staatsableiterei« plädiert werden? Keineswegs, 

aber in einer gesellschaftlich-politischen Situation, in der die erwähnten Oppositionsansät- 

ze vor der Alternative Integration oder Marginalisierung/Kriminalisierung stehen, er- 

scheint mir notwendig zu sein, darauf hinzuweisen, daß das verbreitete spontaneistische 

Gefühl »Null Bock auf den Staat« eine theoretisch fundierte Analyse des bürgerlichen Staa- 

tes und eine - daraus abgeleitete - sozialistische Strategie nicht ersetzen kann. Der um sich 

greifende anti-theoretische Affekt, die Weigerung, »überhaupt noch die ‘Mühe des Be- 

griffs’ auf sich zu nehmen« (Kraushaar 1978, 30), die stillschweigende Ablehnung »altlin- 

ker Hirnwichsei« (vgl. dazu Spengler 1981, 180) ist ein Indiz dafür, daß Ende der siebziger 

Jahre eine Entwicklung eingesetzt hat, die als geradezu typisch für die Geschichte der bun- 

desdeutschen Linken angesehen werden muß: die umstandslose Distanzierung von der ei-; 
genen theoretischen, organisatorischen und strategischen Vergangenheit (in unserem Falle; 
von Seminarmarxismus, Staatsableiterei, Theoriearbeit, K-Gruppen-Dogmatismus etc.), 
ohne daß diese Vergangenheit und ihre Defizite wenigstens produktiv aufgearbeitet wor- 
den wären. Wieder einmal scheint sich die Linke in der BRD als unfähig zu erweisen, aus 
ihrer Geschichte zu lernen. 


WREREHEERESNE 
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Das Ziel dieses Aufsatzes ist es deshalb, die mehr oder minder eingeschlafene staatstheore- 
tische Diskussion voranzutreiben, indem deren oft genug vernachlässigter strategischer 
Aspekt akzentuiert wird. Dies soll auf zweierlei Weise geschehen: Einmal soll in einem 
Überblick über wichtige staatstheoretische Ansätze! die Frage gestellt werden, inwieweit 
sich diese Ansätze den politischen und strategischen Herausforderungen in bestimmten ge- 
sellschaftlichen Problemkonstellationen gestellt haben. Zum anderen erhoffe ich mir von 
den Ergebnissen einer derartigen Analyse zumindest einige Hinweise auf die Aufgaben 
künftiger staatstheoretischer Bemühungen, denen die Beteuerung der strategischen Rele- 
vanz marxistischer Staatstheorie nicht nur ein Lippenbekenntnis ist. 


1. Wolfgang Abendroth: Gesellschaftskritik und Verfassungstheorie im politischen 
Kampf der Ära Adenauer 


Mit seinem »einzelkämpferischen« Festhalten an Grundpositionen des Marxismus war 
Wolfgang Abendroth im militant antikommunistischen Klima der Adenauer-Ära von 
‚vornherein ein Außenseiter. Angesichts der Rekonstruktion des Kapitalismus in der BRD 
und der sukzessiven Beschneidung grundgesetzlich verbriefter Grundrechte in der autori- 
tären Kanzlerdemokratie Adenauerts ging es Abendroth nicht in erster Linie um die 
Grundlegung einer materialistischen Staats- und Verfassungstheorie. Er betrachtete es viel- 
mehr als seine vordringliche wissenschaftliche Aufgabe, die Möglichkeit einer sozialisti- 
schen Transformation der kapitalistischen Gesellschaft auf dem Wege über die in der bun- 
desrepublik nach dem Kriege installierte parlamentarische Demokratie theoretisch zu un- 
termauern. 

Abendroths Argumentation war aufgrund dieser Konstellation im wesentlichen defensiv 

und hatie zwei Aspekte: Zum einen wandte sich Abendroth ın seiner Verfassungsinierbre- 

tation gegen jene Deutungen des Grundgesetzes, die die bestehende politisch-gesellschaft- 
liche Realität insbesondere des kapitalistische Wirtschaftssystem als einzig verfassungs- 
mäßig hinzustellen versuchten (vgl. Abendroth 1975, S.64-69). Gegenüber diesen Apolo- 
geten der herrschenden Verhältnisse verwies Abendroth auf den Kompromißcharakter des 
Grundgesetzes (vgl. Abendroth 1966, S.37-41). Er interpretierte die bundesrepublikani- 
sche Verfassung als das Produkt eines Kompromisses zwischen den Kräften im Parlamenta- 
tischen Rat, die nach 1945 eine Restauration der kapitalischen Gesellschaft anstrebten, und 
jenen, deren Ziel die demoktatisch-sozialistische Umgestaltung von Wirtschaft und Gesell- 
schaft war. Durch die Festschreibung dieser politisch-sozialen Kräftekonstellation unmit- 
telbar nach dem Kriege im Grundgesetz sah Abendroth die konkrete Ausgestaltung der 
gesamtgesellschaftlichen Ordnung prinzipiell offengehalten. Theoretische Grundlage die- 
ser Verfassungsinterpretation war die Unterscheidung zwischen demokratischer Verfas- 
sungsordnung und bürgerlichem Staatsapparat, die Abendroth nicht unmittelbar gleich- 
gesetzt wissen wollte (vgl. Abendroth 1975, S.165). Auf der Basis dieser Unterscheidung 
nämlich konnte er gegenüber der restaurierten kapitalistischen Gesellschaft die im Grund- 
gesetz angelegte Verfassungsmäßigkeit einer sozialistischen Transformation der BRD gel- 
tend machen. 

Zum anderen griff Abendroth mit seiner wissenschaftlichen Arbeit direkt in den po/- 
schen Kampf der Adenaner-Ära ein. Ziel seiner gesellschaftskritischen Analysen, die er 
ganz offensichtlich als Moment sozialistischer Strategie begriff (vgl. Perels 1974, S. 147), 
war es, die politische Demokratie als mögliches Transformationsfeld zum Sozialismus ge- 
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gen die Bedrohung durch ein neues faschistisches oder autoritätes System zu verteidigen. 
In diesem Sinne ging es ihm vermittels des Kampfes um Rechispositionen: vor allem um die 
Erhaltung formaldemokratischer Verfassungsnormen. 

Politisch-strategischer Adtessat seiner verfassungstheoretischen und gesellschaftskritischen 
Analysen war die Arbeiterbewegung, insbesondere die SPD, die er trotz aller kritischen Di- 
stanz zu ihrer aktuellen Politik als einzig mögliche Operationsbasis sozialistischer Zielvor- 
stellungen betrachtete (vgl. Abendroth 1976, S. 253). Bis zu seinem Ausschluß aus der Par- 
tei im Jahre 1961 versuchte er deshalb in stetigem Kampf gegen die Anpassung der SPD an 
bürgerliche Ideologien, den sozialdemokratischen Flügel der Arbeiterbewegung an sein so- 
zialistisches Erbe zu erinnern und die marzistische Tradition der SPD wachzuhalten. 
Abendroths wissenschaftliche und politische Bedeutung liegt einerseits in der politologisch 
und verfassungsrechtlich untermauerten Verteidigung bürgerlich-demokratischer Frei- 
heitsrechte und der rechtsstaatlich verfaßten politischen Demokratie im antikommunisti- 
schen Klima des Kalten Krieges. Zum anderen zeichnet ihm sein Gespür für die Relevanz 
politischer Kräftekonstellationen und die Orientierung seiner Theotiebildung ar den sira- 
tegischen Problemen gesellschaftsverändernder Praxis aus. Ungeachtet der verschiedentlich 
geäußerten Kritik, Abendroths Position sei legalistisch und letztlich idealistisch, weil 
Abendtoths immanent juristische und politisch defensive Argumentation zu einer Ver- 
rechtlichung und damit einer Entpolitisierung sozialistischer Strategie führe?, ist Abend- 
roths theoretische Grundidee politisch-strategisch unverzichtbar. Angesichts der gegenwär- 
tigen ökonomischen Krise mit stagnierenden Reallöhnen, Arbeitsintensivierung und Mas- 
senarbeitslosigkeit, angesichts des massiven Abbaus demokratischer Grundrechte und der 
Zunahme staatlicher Repression ist die von Abendroth formulierte Strategie der Verteidi- 
gung rechtsstaatlich-demokratischer Verfassungspositionen und damit ja auch des Spiel- 
raums der Linken in der BRD von aktueller Relevanz. 


2. Die »Frankfurter Schule«: Kritische Theorie und Praxisabstinenz 


Außer Wolfgang Abendtoth gab es nach der Wiedereröffnung des »Instituts für Sozialfor- 
schung« in Frankfurt im Jahre 1951 einen weiteren Traditionsstrang kritischer Theotiebil- 
dung in der BRD der Nachkriegszeit. Doch während - wie wir geschen haben - Abendroth 
den Typus des in der Arbeiterbewegung verwurzelten und an den Erfordernissen sozialisti- 
scher Politik orientierten Wissenschaftlers repräsentierte, entsprachen die Theoretiker der 
»Frankfureter Schule« in hohem Maße der landläufigen Vorstellung von »freischwebenden 
Intellektuellen«. Die selbstgewählte Distanz von Adorno und Horkheimer gegenüber ak- 
tuellen und potentiellen Oppositionsansätzen in der Adenauer-Ära blieb selbstverständ- 
lich nicht ohne Auswirkungen auf die Theoriebildung der Frankfurter Schule. 

Die Abwendung des Kreises um Horkheimer und Adorno von den Ursprüngen des Institus 
für Sozialforschung kam schon in der Tatsache zum Ausdruck, daß sie dessen Tradition der 
Erforschung der Arbeiterbewegung und der Weiterentwicklung des Marxismus nach dem 
Krieg kaum fortsetzten. Im Gegenteil: Die im wesentlichen schon während des amerikani- 
schen Exils vollzogene Abkehr von der marxistischen Theorietradition und der Übergang 
zur geschichtsphilosophischen Kritik der gesamten abendländischen Aufklärungstradition, 
in die implizit auch das Marxsche Werk gestellt wurde (vgl. Jay 1976, S. 303), wurde nach 
der Rückkehr nach Frankfurt bekräftigt. 
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Zwar waren vor allem Adornos subtile Analysen der spätkapitalistischen »Kulturindustrie«, 
die von der Frankfurter Schule als Ursache der effektiven Stabilisierung bürgerlicher Heır- 
schaft mittels direkter Bewußtseinsformierung angesehen wurde (vgl. Mirbach, 1979, S. 
152 - 170), immer noch von einer immensen Schärfe und Radikalität des theoretischen Zu- 
griffs. Doch gegenüber dieser Kritik jener systemstabilisierenden Mechanismen, die in der 
Perspektive der »Kritischen Theorie« eine emanzipatorische Revolution verhinderten, kam 
die Untersuchung der konkreten politischen und ökonomischen Strukturen der BRD ent- 
schieden zu kurz. Verhängnisvoll wirkte sich vor allem das Defizit der Frankfurter Schule 
auf der Ebene der politischen Theorie aus. Im Gegensatz zu Abendroth befaßten sich 
Adorno und Horkheimer - wenn überhaupt - nur höchst unzureichend mit den Struktu- 
ren der bürgerlichen Demokratie und den in den bürgerlichen Freiheitstechten implizier- 
ten Ansatzpunkten einer emanzipatorischen Strategie. 

Die Frage nach den Möglichkeiten und Schwierigkeiten einer sozialistischen Politik in der 
Zeit des Kalten Krieges stand jedenfalls für die kritischen Theoretiker der Frankfurter 
Schule niemals zur Debatte. Ihrer radikalen Kulturkritik entsprach keine radikale Praxis. 
Dies um so weniger, als Adorno und Horkheimer den Träger einer derartigen Praxis nicht 
zu erkennen vermochten. Die »Kritische Theotie« bezweifelte nicht nur die Rolle der angeb- 
lich in den bürgerlichen Hertschaftszusammenhang integrierten Arbeiterklasse als politisch 
handlungsfähiges Subjekt, sondern sie negierte vielmehr überhaupt die mögliche Existenz 
eines revolutionären Potentials, das in der Lage sei, eine emanzipatorische Veränderung 
der kapitalistischen Gesellschaft herbeizuführen (vgl. Jay 1976, S. 325, 339, 343). 
Offensichtlich wirkte sich die die Adenauer-Ära kennzeichnende politische Stagnation und 
gesellschaftliche Immobilität derart lähmend auf die analytische Sensibilität der Frankfur- 
ter Schule aus, daß sie vorhandene Widerspruchspotentiale übersah und deshalb die relati- 
ve Stabilität hochentwickelter kapitalistischer Gesellschaften wie der BRD und der USA zu 
einem raum-zeitlich übergreifenden Phänomen hypostasierte. In freiwilliger Isolation von 
allen gesellschaftlichen und politischen Oppositionsansätzen standen Horkheimer und 
Adorno der Realität des restaurierten kapitalistischen Systems in der BRD zwar kritisch, je- 
doch poßitisch-strategisch hilflos und deshalb letztlich resignativ und passiv gegenüber. Ih- 
re emphatische Beschwörung des Ziels einer emanzipierten Gesellschaft stand somit in ei- 
nem krassen Gegensatz zu ihrer eklatanten Unfähigkeit, handlungsorientierendes Wissen 
zu vermitteln und damit einen strategisch-praktischen Weg zu eben dieser Gesellschaft 
aufzuzeigen. 

Trotz dieses Widerspruchs von radikaler kritischer Theorie und völliger Praxisabstinenz in 
der Frankfurter Schule war das Institut für Sozialforschung eines der wenigen Institute, das 
überhaupt zu kritischem Denken anleitete, wenn nicht sogar der wichtigste »akademische 
Ktistallisationspunkt philosophischer und sozialwissenschaftlicher Gesellschaftskritik« 
(Wolf 1973, S. 38) in der BRD. Die »Kritische Theorie« hatte deshalb erheblichen Einluß 
auf die konzeptionelle Neuorientierung gesellschaftskritischer Analysen in der antiautori- 
tären Studentenbewegung, ja sie wurde zum »Sozialisationsmedium« einer ganzen Gene- 
ration kritischer Sozialwissenschaftler (vgl. Dubiel 1978, S. 212). 
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3. Johannes Agnoli: Plädoyer für eine außerparlamentarische Fundamentalopposition 


Waren Abendroths gesellschaftskritische Konfrontation von Verfassungsnorm und Verfas- 
sungswirklichkeit sowie die Kulturkritik der Frankfurter Schule während der Ära Adenauer 
in einem Umfeld sozialwissenschaftlicher Disziplinen, denen es wesentlich um die ideolo- 
gische Legitimation und Stabilisierung der bestehenden Machtverhältnisse ging, im 
Prinzip’ die einzigen kritischen Theorieansätze, so kam es im Laufe der sechziger Jahre zu 
einer quantitativen und qualitativen Entfaltung materialistischer Theoriebildungsversuche 
in einem bislang nicht gekannten Ausmaß. Den unmittelbaren politischen Anlaß für eine 
derartige Intensivierung und Radikalisierung systemktitischen Denkens stellte die 1966 von 
CDU/CSU und SPD gebildete »Große Koalition« dar. Nachdem die beginnende Auflocke- 
rung der Fronten im Ost-West-Konflikt die Wirksamkeit des aggressiven Antikommunis- 
mus der Adenauer-Ära beeinträchtigt hatte und Spiegel-Affäre und Rezession das bislang 
so stabile ideologische Gebäude des christdemokratischen Nachkriegsdeutschland nachhal- 
tig erschüttert hatten, symbolisierte die Große Koalition ganz offenkundig die Diskrepanz 
zwischen dem demokratischen Anspruch der BRD und der undemokratischen und gesell- 
schaftlichen Realität des Landes. Die Große Koalition verkörperte den Versuch der Institu- 
tionalisierung jener autoritären und etatistischen Tendenzen zu einer »formierten Gesell- 
schaft«, mit der die Unionsparteien die ökonomische, politische und ideologische Krise in 
den sechziger Jahren in den Griff zu bekommen hoffte. Verstärkt durch die Auseinander- 
setzungen um die Verabschiedung der Notstandsgesetze geriet immer stärker das gesamte 
innenpolitische Macht- und Herrschaftsgefüge in der BRD und sein Zusammenhang mit 
der kapitalistischen Wirtschaftsstruktur in den Blickpunkt des analytischen Interesses sy- 
stemkritischer Intellektueller (vgl. Krippendorf 1971, S. 113). 

Johannes Agnolis Versuch, Parlamentarismus-und Kapitalismuskritik miteinander zu ver- 
binden, und seine Bemühungen, staatstheoretische Überlegungen materialistisch zu fun- 
dieren, sind ein Beispiel für diese Entwicklungsphase marxistisch orientierter Theoriebil- 
dung in der BRD. Agnoli unternahm es nämlich, den spätestens mit der Bildung der Gro- 
ßen Koalition als Fehlentwicklung der parlamentarischen Demokratie allseits beklagten 
Funktionsverlust, das heißt den Verlust an faktischer politischer und legislativer Entschei- 
dungskompetenz des Parlaments, als funktional notwendig für den Bestand hochent- 
wickelter kapitalistischer Gesellschaften aufzuweisen. Die grundsätzliche Funktion der par- 
lamentarischen Demokratie sah Agnoli in der Stabilisierung des Kapitalismus durch den 
Versuch, den gesellschaftsstrukturell bedingten antagonistischen Klassenwiderspruch zu 
glätten und sozial auszugleichen (vgl. Agnoli 1968 a, S. 9£.): Mit Hilfe einer Politik des so- 
zialen Ausgleichs werde der durch die kapitalistische Produktionsweise bedingte Klassen- 
widerspruch auf einen pluralistischen Interessenkonflikt, auf einen Konflikt um die Vertei- 
lung des Sozialprodukts reduziert. In diesem manipulativen Prozeß der Verschleierung der 
tealen Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse spielte für Agnoli das Parlament eine ent- 
scheidende Rolle. Zwar sei es als eine die Souveränität des Volkes verwirklichende Körper- 
schaft faktisch bedeutungslos geworden, als Konstitutionalisierungsorgan der Beschlüsse 
der herrschenden Oligarchien aber trage es wesentlich zur Stabilisierung der kapitalisti- 
schen Gesellschaft bei (vgl. ebd., S. 63). 

Die strategischen Konsequenzen Agnolis aus dieser Analyse des bürgerlichen Parlamenta- 
rismus waren eindeutig: Sollte der durch das Parlament und die »Volksparteien« verschlei- 
erte gesellschaftliche Antagonismus wieder sichtbar gemacht, der Klassenkampf aktuali- 
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siert werden, dann bedurfte es einer Fundamentalopposition, die sich bewußt auf a4ßer- 
‚parlamentarische Aktionsformen konzentrieren sollte (vgl. Agnoli 1968 b, S. 47). Nur so 
könnten die Massen politisiert, das heißt über die Unvernünftigkeit von Herrschaft und 
Ausbeutung aufgeklärt werden (vgl. Agnoli 1968 a, S. 75). Nachdrücklich warnte Agnoli 
vor der Domestizierung einer derartigen Fundamentalopposition durch deren mögliche 
Parlamentatisierung: 


»Die fundamentaloppositionellen Parteien, die sich auf das parlamentarische Spiel einlassen und den 
außerparlamentarischen Kampf nicht mehr als das wesentliche Mittel des Herrschaftskonflikts prakti- 
zieren, drohen ihre emanzipatorische Qualität zu verlieren und sich in bürokratische Integrationsap- 
parate zu verwandeln.« (Agnoli 1968 b, S. 29) 


Agnolis Studie über die „Transformation der Demoktatie« war als ein in der Form einer 
Verknüpfung von Parlamentarismus- und Kapitalismuskritik konzeptualisierter Versuch 
einer matetialistischen Fundiering systemkritischer Staatstheorie gewiß ein Meilenstein in 
der Entwicklung des Marxismus in der BRD. Wegen ihrer politisch-strategischen Implika- 
tionen war sie zudem eine Standardquelle der Neuen Linken und eines der einflußreich- 
sten Bücher der studentischen Protestbewegung. Doch gerade in politisch-strategischer 
Hinsicht waren Agnolis parlamentarismusktitischen Untersuchungen nicht unptoblema- 
tisch. Da er sich bei seiner Analyse auf die BRD konzentrierte, lief er Gefahr, die politi- 
schen Zustände zur Zeit der Großen Koalition zu Gesetzmäßigkeiten der bürgerlichen Ge- 
sellschaft überhaupt zu hypostasieren. So geriet die Parlamentarismusktitik Agnolis - vor 
allem in der Rezeption bei weiten Teilen der studentischen Protestbewegung - unter der 
Hand zu einer unreflektierten Ablehnung des parlamentarischen Systems, det eine realisti- 
sche Einschätzung der Möglichkeiten und Grenzen bürgerlich-liberaler Freiheitsrechte 
nicht gelingen konnte. 


4. Die antiautoritäre Studentenbewegung und der bürgerliche Staat 


Agnolis vehementes Plädoyer für die Konstituierung einer außerparlamentarischen Funda- 
mentalopposition fand ab 1965 - von Westberlin ausgehend und nach der Eischießung 
Benno Ohnesorgs am 2. Juni 1967 auf die gesamte BRD übergreifend - in der antiautoritä- 
ren Studentenbewegung seinen realgesellschaftlichen Ausdruck. Die Verschlechterung der 
Studienbedingungen und die daraus resultierenden Auseinandersetzungen mit den Uni- 
versitätsbürokratien, die von der »Großen Koalition« symbolisierte Krise des Parlamentatis- 
mus in der BRD, der im Springer-Konzern beispielhaft ausgedrückte Zerfall der bürgerli- 
chen Öffentlichkeit, das brutale Eingreifen der westlichen Führungsmacht USA in Viet- 
nam, die Wirtschaftskrise in der BRD - das Zusammentreffen all dieser gesellschaftlichen, 
politischen und ökonomischen Faktoren? setzte bei Teilen der studentischen Intelligenz 
(vor allem in den geistes- und sozialwissenschaftlichen Fachbereichen) Lern- und Politisie- 
rungsprozesse in Gang, in deren Verlauf die Diskrepanz zwischen bürgerlicher Ideologie 
und der Realität dieser Gesellschaft immer deutlicher erkannt wurde. 

Da sich die antiautoritäte Bewegung eigentlich von Beginn an mit der bürgerlichen Staats- 


. gewalt konfrontiert sah und diese Konfrontation im Zuge der Radikalisierung des studenti- 


schen Protestes immer häufiger »handgreifliche« Formen annahm, standen Versuche, das 
Phänomen Staat theoretisch in den Griff zu bekommen, im Mittelpunkt der analytischen 
Bemühungen der Studentenbewegung. Zwar kann keine Rede davon sein, es hätte je eine 
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einheitliche, allseits akzeptierte und theotetisch stringente Staatstheorie der Studentenbe- 
wegung gegeben. Dazu war diese Bewegung in sich zu heterogen, Versuche zu einer theo- 
retischen Vereinheitlichung zu diskontinuierlich. Neben Agnolis Parlamentarismuskritik - 
und diese teilweise aufnehmend - war vor allem eine Theorievariante einflußreich, die von 
Vertretern des konsequent antiautoritären Flügels des SDS wie Hans-Jürgen Krahl und Ru- 
di Dutschke entwickelt wurde. In Anknüpfung an bestimmte Theoreme der Kritischen 
Theorie? war das Staatsverständnis des anitautoritären Flügels von der Überzeugung be- 
stimmt, die BRD verkörpere einen spezifischen Typus eines »autoritären Staates. Azzorr- 
tärer Staat, das hieß in der analytischen Perspektive dieser Theotetiker: staatliche Regulie- 
rung und Lenkung der Wirtschaft im Sinne eines ökonomischen Krisenmanagements (vgl. 
Dutschke 1968, $. 53; Krahl 1971, S. 212); Stabilisierung des Spätkapitalismus dutch ein 
umfassendes, schier undurchdringlich erscheinendes Netzwerk von politischer Manipula- 
tion, Indoktrination und Bedürfnissteuerung (vgl. Krahl 1971, S. 235 £.; Reiche 1968, S. 
28). Krahl sprach gar von der »Allgegenwart des autoritären Staates« (Krahl 1971, S. 29), 
Dutschke von einem Kontinuum von Hertschaft, das alle gesellschaftlichen Gruppen in 
den repressiven Gesamtzusammenhang integriere (vgl. Dutschke 1968, S. 89 und 91). Vor 
dem Hintergrund dieses Bildes einer hermetisch abgeriegelten reaktionären Gesellschaft 
war es nicht weiter verwunderlich, wenn die antiautoritären Theoretiker nicht nur den bür- 
gerlichen Staat als autoritär charakterisierten, sondern das spätkapitalistische System insge- 
samt als »faschistisch« bezeichneten. Eine scheinbare Bestätigung für diesen Faschismusver- 
dacht sahen sie in der Großen Koalition, vor allem aber in den geplanten Notstandsgeset- 
zen und in den repressiven Reaktionen des Staates und der Universitätsbürokratien auf die 
Protestaktionen der kritischen Studenten. 

Eine derartige Qualifizierung der BRD als autoritären Staat mit faschistoiden Tendenzen 
konnte nicht ohne Auswirkungen auf die politische Strategie der Studentenbewegung blei- 
ben. Wenn tatsächlich alle gesellschaftlichen Gruppen, also auch und vor allem die Arbei- 
terklasse in den bürgerlichen Herrschaftszusammenhang integriert waren, dann konnte 
sich die Hoffnung auf eine revolutionäre Veränderung der kapitalistischen Gesellschafts- 
formation nur noch auf Randgruppen als Initiatoren eines qualitativen gesellschaftlichen 
Wandels beziehen. Vor dem Hintergrund dieser Prämissen konnten die antiautoritären 
Theoretiker Protestbewegungen wie die studentische in der BRD als zur damaligen Zeit 
»einziges revolutionäres Potential der fortgeschrittenen Industriegesellschaften« (Negt 
1971, S. 35 £.) interpretieren und die kritischen Studenten als eine »'Schlüsselgruppe’ der 
antikapitalistischen Opposition« (Berndt 1968, S. 98) bezeichnen, ja ihnen sogar die Rolle 
einer »Avantgarde im internationalen Klassenkampf« (Nirumand 1968, S. 1-17) zuordnen. 
War das Staatsverständnis der antiautoritären Theoretiker also einerseits die Grundlage für 
eine Randgruppenstrategie, in der der studentischen Protestbewegung eine entscheidende 
Funktion zukam, so hatte die Einschätzung der BRD als autoritäten Staat andererseits auch 
Auswirkungen auf die konkreten Aktiorsformen der Studentenbewegung. Eine Mitarbeit 
in Parteien, Gewerkschaften oder sogar im Parlament schied für den antiautoritären Flügel 
des SDS von vornherein aus°, hätte dies doch eine Integration in den spätkapitalistischen 
Hertschaftszusammenhang bedeutet. Eine Aktualisierung des Klassenkampfs, die Durch- 
brechung der bürgerlichen Manipulationsmechanismen und die Politisierung der entmün- 
digten Massen erwartete sich die antiautoritäre Protestbewegung vielmehr von direkten 
Aktionen außerparlamentarischer Aufklärung, etwa in Form provokativer Demonstrations- 
techniken. 
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Die Problematik des Staatsverständnisses der antiautoritären Protestbewegung in theoreti- 
scher wie auch - daraus resultierend - politisch-strategischer Hinsicht’ liegen auf der 
Hand. Da sich die studentischen Theoretiker vornehmlich mit der Analyse der gesellschaft- 
lichen und staatlichen Repressions- und Manipulationsmechanismen und den dadurch her- 
vorgerufenen Entfremdungsphänomenen beschäftigten (vgl. Krüger 1973, S. 124), ver- 
zichteten sie einerseits fast völlig darauf, die ökonomischen Grundstrukturen des spätkapi- 
talistischen Gesellschaftssystems zu untersuchen. Die der kapitalistischen Produktionsweise 
immanente Widersprüchlichkeit schien für die antiautoritären Theoretiker kein Thema ana- 
lytischer Bemühungen mehr zu sein, klassenanalytische und ökonomiektitische Fragestel- 
lungen wurden deshalb ausgeklammert (vgl. Kukuck 1974, S. 84, Krüger 1973, S. 125). 
Zum anderen fehlte in den staatstheoretischen Theorieansätzen etwa von Dutschke und 
Krahl jeglicher Versuch, die bürgerliche Demokratie, die in ihr implizierten Freiheitsrechte 
und deren strukturellen Zusammenhang mit dem kapitalistischen Gesellschaftssystem sy- 
stematisch zu untersuchen. Fixiert auf die Erscheinungsformen staatlichen Handelns, ins- 
besondere auf die gewaltsam-repressiven Reaktionen des bürgerlichen Staates gegenüber 
der Studentenbewegung selbst, die als Ausdruck der Verwandlung der »demokratisch legi- 
timierten Exekutive zum faschistischen Terrorinstrument« (Lefevre 1968, S. 12) begriffen 
wurden, leistete das Staatsverständnis der antiautoritären Theoretiker einer Verzerrung der 
analytischen Perspektive derart Vorschub, daß der angesichts der politischen Realitäten un- 
haltbare und zudem völlig abistorische Faschismusvorwurf eine gewissermaßen notwendige 
Folge war. 

Vor dem Hintergrund der Qualifizierung der BRD als faschistisch konnte eine realistische 
Einschätzung der Möglichkeiten und Grenzen einer vornehmlich von Intellektuellen getra- 
genen Oppositionsbewegung nicht mehr gelingen. Die antiautoritäre Studentenbewegung 
stand vor einer - wie sich zeigen sollte - realpolitisch perspektivlosen Alternative: entweder 
totale Integration in den autoritär-faschistischen Repressionszusammenhang oder radikale 
Revolte und absolute Verweigerung Marcusescher Prägung. Der Faschismusverdacht der 
antiautoritäfen Theoretiker muß deshalb als Ursache des Realitätsverlustes der studenti- 
schen Protestbewegung angesehen werden. Die Hypostasierung der eigenen, in ihren Aus- 
wirkungen nicht mehr selbstkritisch diskutierten Aktionen als einzig möglichen Ansatz zur 
Durchbrechung des repressiv-manipulativen Gesamtzusammenhangs und die daraus resul- 
tierende zunehmende Verselbständigung provokativer Demonstrationstechniken ver- 
drängten sukzessive jene Bemühungen, durchdachte Strategiekonzepte zu erarbeiten, die 
auch den Stellenwert der parlamentarischen Demoktatie für eine sozialistische Transforma- 
tion der kapitalistischen Gesellschaft hätten einbeziehen können. Nicht von ungefähr be- 
gannen mit dem unreflektiertem Aktionismus der Studentenbewegung auch die Diskus- 
sionen über die Legitimität von Gewaltanwendung als Widerstand gegen die für faschi- 
stisch gehaltene Staatsgewalt der BRD.® 

Die Radikalisierung der studentischen Protestbewegung, deren wesentliche theoretische 
Grundlage das Staatsverständnis der antiautoritären Theoretiker war, hatte ein eigentüm- 
lich widersprüchliches Ergebnis. Zum einen rückte Ende der sechziger Jahre zum ersten 
Mal in der Geschichte der BRD die revo/ztionäre Perspektive in den Mittelpunkt des theo- 
tetischen und strategischen Interesses der Linken, war die radikale gesellschaftsverändernde 
Praxis Bezugspunkt jeglicher Theoriebildung. Zum anderen trug eben diese Theorie zum 
zunehmenden Realitätsverlust der antiautoritären Bewegung bei, konnte es jedenfalls 
nicht verhindern, daß große Teile der protestierenden Intelligenz zu einer selbstkritischen 
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Einschätzung der eigenen Aktionen, geschweige denn zur Entwicklung realistischer Strate- 
giekonzepte antikapitalistischer Interessenvertretung nicht mehr fähig war. 

So war es nicht verwunderlich, daß sich der gemeinsame Aktionszusammenhang, der die 
studentische Protestbewegung trotz aller theoretischen und organisatotischen Heterogeni- 
tät zusammengehalten hatte, nach dem Scheitern zentraler Kampagnen (gegen Springer, 
gegen die Notstandsgesetze, gegen den Vietnam-Krieg) sukzessive auflöste. Der SDS war 
nicht mehr in der Lage, seine Rolle als theoretische Speerspitze und als Aktionskern der Be- 
wegung zu spielen und die auseinanderstrebenden Strömungen auf eine gemeinsame Pra- 
xis zu verpflichten. Es kam zu einem »Ertrrischungsprozeß«, in dessen Verlauf sich die au- 
ßerparlamentarische Opposition in verschiedene, zum Teil miteinander konkurrierende 
Gruppen, Organisationen und Parteien aufsplitterte. Als Resultat dieses Entmischunspro- 
zesses ergab sich eine paradoxe Situation: Zum einen existierte als Ergebnis der von der 
Studentenbewegung bewirkten Politisierung ein re/ativ breites linkes Potential, ein Milieu, 
in dem eine spezifische Sensibilität für soziale Mißstände und Ungerechtigkeiten und ein 
Bewußtsein der Möglichkeit ihrer emanzipatorischen Veränderung zu verzeichnen war. 
Auf der anderen Seite konnte von einer einheitlichen linken Bewegung mit einer gemein- 
samen Praxis keine Rede mehr sein. Die beillose Zersplitterung der Linker führte zum Ver- 
lust gemeinsamer Handlungsfähigkeit und zu einer Einbuße an gesellschaftlichem Einfluß. 


5. Das strategische Defizit der »Ableitungs«-Diskussion 


Nach dem Zerfall der antiautoritären Protestbewegung rückte die Staatsproblematik mit 
einiger Notwendigkeit in den Mittelpunkt des analytischen Interesses marxistischer Theo- 
retiker, mußten doch die Erfahrungen der Studentenbewegung mit dem bürgerlichen 
Staat aufgearbeitet werden: 


»Wie konnte das Gebilde Staat, das eben noch die antikapitalistisch revoltierenden Minderheiten mit 
Gewalt von der Straße fegte, auch weiterhin die breite Loyalität der beherrschten Gesellschaftsklassen 
an sich ziehen? Wie kam ces, daß trotz Perfektionierung der staatlichen Unterdrückungsapparaturen, 
trotz einschneidenden Abbaus demokratischer Rechte, trotz offensichtlich parteiischer Intervention 
zugunsten der Verwertungsbedingungen westdeutscher Kapitale, wie kam es, daß trotz des mehr und 
mehr dutchscheinenden 'klasseninstrumentellen’ Charakters des Staates die breiten Arbeitermassen 
und proletarisierten Mittelschichten auch weiterhin loyal den Staat in seine Souveränität setzten? 
Wenn auch die herrschenden Ideologen sich in dieser Hinsicht alle Mühe gaben - konnte dies alles 
Resultat propagandistischer Lüge oder betrügerischer Manipulation sein?« (Kostede 1976, S. 154) 


Es war also nicht nur die unmittelbare Konfrontation der Studentenbewegung mit der Re- 
pressivität des bürgerlichen Staates, der Tanz der Staatsknüppel gewissermaßen (vgl. ebd., 
S. 153), der die kritischen Geister anregte. Es waren auch und vor allem die ökonomischen 
und politischen Entwicklungstendenzen zu Beginn der siebziger Jahre, die erheblich dazu 
beitrugen, daß die diversen Zirkel matxistischer Intellektueller, die nach dem Zerfall der 
außerparlamentarischen Opposition in der BRD und Westberlin gebildet worden waren, 
den bürgerlichen Staat theoretisch neu einzuschätzen versuchten. 

So erforderte die ökonomische Entwicklung seit der Rezession von 1966 eine theoretische 
Aufarbeitung. Die - wenn auch nur oberflächliche - Bewältigung dieser Wirtschaftskrise 
rückte das differenzierte Instrumentarium staatlicher Wirtschaftspolitik zur Krisenregula- 
tion und Konjunktursteuerung, allgemein zur Stabilisierung der kapitalistischen Gesell- 
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schaftsformation ins Blickfeld der Analyse. Zwar war dieser Staatsinterventionismus keines- 
wegs neueren historischen Datums. Doch die Intensität, mit der seit Ende der sechziger 
Jahre Probleme ökonomischer und gesellschaftlicher Planung diskutiert wurden, mußte die 
Fragen nach dem Verhältnis von Politik und Ökonomie, nach den ökonomischen Funktio- 
nen des bürgerlichen Staates und nach den Grenzen staatlicher Regulierungstätigkeit auf 
die Tagesordnung marxistischer Theoriediskussionen setzen (vgl. Classen 1979, S. 2 £.; Alt- 
vater/Kallscheuer 1979, S. 8 £.). 
Das spezifische am Staatsinterventionismus der siebziger Jahre war die Tatsache, daß ervon 
einer sozialliberalen Koalition mit reformistischem Anspruch betrieben wurde. Wollte 
man sich von marzistischer Seite mit der Funktionsweise, den Grenzen und Widersprüchen 
reformistischer Regierungspolitik und den Möglichkeiten einer Gesellschaftsveränderung 
auf parlamentarischem Wege auseinandersetzen, so schloß dies eine Debatte nahezu aller 
zentralen strategischen Probleme der Arbeiterbewegung ein. In einem engen Zusammen- 
hang mit diesen Fragen antikapitalistischer Strategie stand die Erörterung der sozialpoliti- 
schen Funktionen des bürgerlichen Staates, hatten diese sich doch als ein Instrument der 
sozialen Integration der lohnabhängigen Bevölkerung in das kapitalistische Gesellschaftssy- 
stem erwiesen. . 
Die hier nur angedeuteten Problemkomplexe, die den marzistischen Staatstheoretikern 
von den gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen in der BRD aufgedrängt wurden 
und von eminenter strategischer Bedeutung waren, standen auch im Mittelpunkt jenes von 
Wolfgang Müller und Christel Neusüß verfaßten Aufsatz über die »Sozialstaatsillusion« 
(vgl. Müller/Neusüß 1971), der den Beginn der spezifisch bundesdeutschen »Ableitungs«- 
Diskussion markierte. In diesem Aufsatz wurden all jene oben genannten Themen ange- 
sprochen, die die weitere staatstheoretische Debatte in den siebziger Jahren bestimmen 
sollten. Und in diesem Aufsatz wurde mit der Betonung der Notwendigkeit einer katego- 
rialen Analyse des bürgerlichen Staates (vgl. ebd., S. 7) auch der Weg vorgezeichnet, von 
dem sich die bundesdeutschen Margisten eine Beantwortung aller wesentlichen Fragen er- 
‚hofften: das methodische Verfahren einer »Adleitung« von Form und Funktion des Staates 
‚in der kapitalistischen Gesellschaft, das heißt der Versuch einer »begriffliche(n) Entwick- 
‚lung politischer Grundstrukturen aus der ökonomischen Formation der bürgerlichen Ge- 
! isellschaft« (Kostede 1976, S. 156). 
“ Der ursprüngliche, von den politischen Ausgangsproblemen diktierte Anspruch der marxi- 
stischen Staatsdiskussion zu Beginn der siebziger Jahre, mit Hilfe einer Analyse sozialpoli- 
tischer Maßnahmen und staatsinterventionistischer Reformpolitik sowie der Ideologiekritik 
»revisionistischer« Theorien, einen Beitrag zur Klärung wichtiger strategischer Probleme 
der Arbeiterbewegung zu leisten, wurde also gleich zu Beginn der Ableitungsdebatte nur 
höchst unvollständig eingelöst. Im Verlauf der nächsten Jahre entfernten sich die staatstheo- 
retischen Bemühungen marzistischer Intellektueller zunehmend von den erwähnten poli- 
tisch-strategischen Ausgangspunkten und verloren die historischen Erscheinungsformen 
des bürgerlichen Staates und aktuelle politische Probleme immer mehr aus den Augen. 
Die Orientierung an logisch-kategorialen Formanalysen und Versuche, »'Staatsableitun- 
gen’ als begriffslogische Konstrukte zu perfektionieren« (Hirsch 1976, S. 101), gewannen 
endgültig die Oberhand. 
Die Ursache für diese eigentümliche Entwicklung lag in der spezifischen Situation der mar- 
xistisch orientierten Linken in der BRD zu Beginn der siebziger Jahre. Parallel zur Staatsde- 
batte und mit ihr eng zusammenhängend verliefen ja jene Versuche einer »Rekonstruk- 
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tion« der Kritik der politischen Ökonomie, dutch die viele der während der studentischen 
Protestbewegung politisierten Intellektuellen sich - nach Jahrzehnten dauernder wissen- 
schaftspolitischer Unterdrückung des Marxismus in der BRD - das Marxsche Werk neu an- 
eignen wollten. Da dieses Unterfangen mit deutscher Gründlichkeit angegangen wurde, 
mündete die aus dem verständlichen Bedürfnis nach einer exakten »Kapitak-Lektüre ent- 
standene, - doxie schnell in bloßer Quellenexegese und Marx-Philologie. Die 
hochabstrakte, logisch-kategoriale Orientierung der Äbleitungsdiskussion muR zweifelfos 
als eine Erscheinungsform der Befriedigung des Nachholbedarfs an genuiner Marx-Kennt- 
nis gewertet werden. Die negativen Auswirkungen dieser neuen marxistischen Orthodoxie 
zeigten sich in allzu vielen Ableitungsvarianten als an »Zitierwahn« (Negt 1976, S. 16) 
grenzende, bloß philologische Zusammenstellungen von »Klassiker«-Aussagen über den 
bürgerlichen Staat (vgl. Hirsch 1976, S. 99; Altvater/Kallscheuer 1979, S. 8). 

Dieser inflationistische Umgang mit »Klassiker«-Zitaten kann mit den Notwendigkeiten, 
die sich aus dem Fortgang der Theoriebildung ergaben, allein nicht erklärt werden. In ei- 
ner Situation heilloser Zersplitterung und erbitterter Konkurrenz innerhalb der Linken 
hatte die begriffslose, weil den Gesamtzusammenhang des Marxschen Werkes und den 
Stellenwert einzelner Aussagen innerhalb dieses Zusammenhangs völlig ignorierende An- 
einanderreihung diverser »Klassiker«- Aussagen, was etwa das Projekt Klassenanalyse (PKA) 
bis zu grotesker Perfektion betrieb, auch und vor allem die primäre Funktion einer Irzmu- 
nisierung des eigenen Theorieansatzes geger die Kritik anderer Gruppen. In den inner- 
fraktionellen Auseinandersetzungen der bundesdeutschen Linken jedenfalls wurde die 
Marxsche Theorie allzu oft für die Legitimierung der eigenen theoretischen Position und 
qua Theorieproduktion damit zur Stabilisierung der nach dem Zerfall der Studentenbewe- 
gung prekären politischen Identität instrumentalisieit. 

Welch verheerende Folgen dies hatte, läßt sich beispielhaft am staatstheoretischen Ansatz 
des heute unter der Bezeichnung »Marxistische Gruppe« (MG) Ärmierenden Intellektuel- 
lenzirkels um Herbert. Fertl und Karl Held ablesen. Die MG betrachtete die Verkehtsfor- 
men an der Oberfläche der kapitalistischen Gesellschaft, die Konkurrenz der Individuen, 
als den Ausgangspunkt der Staatsanalyse. Ausgehend vom »gewöhnlichen« Bewußtsein der 
Ptivatsubjekte im Kapitalismus, nämlich ihrem Interesse an der optimalen Nutzung ihrer 
jeweiligen »Revenuequelle«, schloß die MG auf den Willen der Individuen, sich einer be- 
sonderen Instanz zu unterweifen, die für die Respektierung der Verfolgung ihrer gegen- 
sätzlichen Sonderinteressen Sorge zu tragen habe (vgl. MG 1979, S. 8 ff.): 

»Neben ihren ökonomischen Geschäften sind sie (die Mitglieder der kapitalistischen Gesellschaft, ° 
G.R.) politische Bürger, und wo/er die staatliche Herrschaft, weil sie ihren Sonderinteressen nur 
nachgehen können, indem sie von ihnen auch abstrahieren. Der bürgerliche Staat ist also die Veıselb- 
ständigung ihres abstrakt freien Willens.« (ebd., S. 8) 

Da die MG also die Entstehungsgrundlage des bürgerlichen Staates im - Marx zufolge fal- 
schen! - Bewußtsein der Privatsubjekte ortete, von daher die materielle Basis, die in den 
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Gesellschaft wurzelnde Notwendig- 
keit einer staatlichen Sphäre, für sie kein Thema mehr zu sein schien, mußte sie den Indivi- 
duen unvermeidlich einen »Willen zur politischen Hettschaft« (ebd., $. 13) unterstellen. 
Der Schlüssel zum Staatsverständnis der MG, das kaum als Versuch gewertet werden kann, 
Staatsanalyse materialistisch zu fundieren, sondern eher als moderne Form einer Staatsver- 
tragstheorie angesehen werden muß, liegt zweifellos in der strategischen Orientierung dex 
MG. Denn die Bestimmung des bürgerlichen Staates als Verselbständigung des abstrakt 
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freien Willens der in den Mystifikationen der kapitalistischen Konkurrenz befangenen Pri- 
vatsubjekte lieferte der MG die theoretisch perfekte Legitimation ihrer Existenz als univer- 
sitärer Intellektuellenzirkel. Wenn nämlich der Staat tatsächlich ein Produkt der Verselb- 
ständigung des freien Willens der Individuen ist, dann ist auch seine Abschaffung sowie 
die Revolutionierung der gesamten kapitalisten Gesellschaft letzlich das Ergebnis des Wol- 
lens der Arbeiterklasse. Das MG-Mitglied, sich im Besitz der ganzen Wahrheit wähnend, 
kann die Entscheidung für und gegen den Kapitalismus nur beeinflussen, indem er den 
Lohnabhängigen die »richtigen« Argumente zur Verfügung stellt. 

In dieser Perspektive erscheint der von der MG betriebene Semigarmarxismus sowie die 
Herstellung und Verteilung von Flugblättern in denen die Agitationsobjekte die wesentli- 
chen Erkenntnisse der MG verabreicht bekommen, als höchste Form revolutionärer, kom- 
munistischer Praxis. Insofern konsequent, denunziert die MG all jene realen Widerspruchs- 
potentiale, die ihre Grundlage in individueller und kollektiver Betroffenheit durch die 
. Destruktivität der kapitalistischen Gesellschaft haben, sich jedoch nicht direkt auf den Wi- 
derspruch von Kapital und Arbeit beziehen, als reformistisch, staatsbejahend und letztlich 
systemstabilisierend. Dieser zutiefst zynischen Haltung gegenüber »politisierten« und da- 
mit angeblich in den demokratischen Staat integrierten Bedürfnis- und Interessenartikula- 
tionen, die an einzelnen Mißständen der kapitalistischen Gesellschaft ansetzen (vgl. MG 
1980, S. 3 - 16), entspricht die völlige persönliche Folgenlosigkeit der Politik der MG, die 
in keinerlei Beziehung mit dem privaten Lebenszusammenhang ihrer Mitglieder steht. 
Was den politischen Realitätsverlust und die geradezu systematische Selbsttäuschung über 
die tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten und Erfolgsaussichten marxistischer Intellek- 
tueller angeht, war und ist die MG zweifellos das eindrucksvollste und zugleich ab- 
schreckendste Beispiel für die verhängnisvollen Folgen, die die Instrumentalisierung marxi- 
stischer Theorieproduktion zur Legitimation bestimmter politisch-strategischer Positionen 
und damit auch und gerade für die Stabilisierung persönlicher und politischer Identität 
hatte. 

Am Beispiel der MG lässt sich zeigen, welch hohen Stellenwert die Theoriearbeit in der 
bundesdeutschen Linken während der siebziger Jahre hatte. Oft genug ersetzte sie ange- 
sichts politischer Perspektivlosigkeit die vordem durch die Mitgliedschaft in einer Partei 
oder Organisation oder auch nur durch die Zugehörigkeit zur antiautoritären Bewegung 
insgesamt konstituierte politische Identität. Die umfassende Kenntnis des Marxschen Wer- 
kes kompensierte gewissermaßen die politische Unsicherheit und Orientierungslosigkeit 
(vgl. Negt 1976, S. 38), mit jeder theoretischen Kontroverse stand so auch die eigene brü- 
chige politische Identität zur Debatte. Fast unvermeidliche Folge war eine Dogrzatisierung 
der marxistischen Theoriediskussion, die Hypostasierung einzelner Ansätze und Versuche 
zur Immunisierung dieser Ansätze gegen Kritik. 

Im Rahmen der Ableitungs-Debatte führte der sefterhaft-dogmatische Charakter der in- 
nerlinken Auseinandersetzung zu einem geradezu »kleinbürgerliche(n) Besitzindividualis- 
mus in der Verteidigung von Ableitungsansätzen« (Asseln/Deppe 1977, S. 84). Unter die- 
sen Umständen eines verbissen, zuweilen gar eifersüchtig geführten Streites um Marxens 
Bart war es nicht weiter verwunderlich, daß die meisten Ableitungsvarianten vor dem Kri- 
terium der Praxisrelevanz marxistischer Staatstheorie kläglich versagten. Das Pathos revolu- 
tionärer Stategie verkam zum Ritual, das sich vornehmlich in Vorbemerkungen und Nach- 
worten abspielte und mit den eigenen theoretischen Anstrengungen nur notdürftigt, wenn 
überhaupt vermittelt war. 
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Ein Musterbeispiel für die strategische Beliebigkeit und - daraus resultierend - po/itische 
Folgenlosigkeit hochabstrakter Formableitungen bot das PKA. Dieser theoretische Zirkel 
um Joachim Bischoff brachte es fertig, mit seiner bis heute im wesentlichen unveränderten 
Staatsableitung (vgl. PKA 1973, S. 69-175; PKA 1976; Bischoff (Hısg.) 1977, S. 139-170) 
zwei völlig unterschiedlich strategische Orientierungen zu »begründen«. Doch weder das 
Bekenntnis des PKA zur DKP als angeblich fortgeschrittensten Teil der Arbeiterbewegung 
(vgl. PKA 1972, S. 25 ff.) zu Beginn der siebziger Jahre noch das Einschwenken auf eine 
eurokommunistische Linie (vgl. Bischoff (Hısg.) 1977, S. 105 ff.; Sozialistische Studien- 
gruppe 1980, S. 188-195) wurde aus den staatstheoretischen Schriften systematisch herge- 
leitet. Die Strategiebestimmungen des PKA müssen deshalb interpretiert werden als die je 
verschiedenen Versuche eines Theorie produzierenden Intellektuellenzirkels, seine politi- 
sche Abstinenz durch das voluntaristische Bekenntnis zu einer politischen Richtung zu 
überwinden. 

“Nun darf über der berechtigten Kritik an den strategischen Defiziten der Ableitungs-De- 
batte nicht vergessen werden, daß auch die hochabstrakte Ableitung bestimmter politi- 
scher Grundstrukturen aus der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie durchaus ihre 
Bedeutung in politischen Auseinandersetzungen haben können. Zwei Beispiele sollen die- 
se These belegen. : 

- Ein wesentlicher Themenkomplex der Ableitungsdebatte war - wie schon erwähnt - 
das Problem des Zusammenhangs von kapitalistischer Akkumulation und zunehmender 
staatsinterventionistischer Regulierungspolitik und allgemeiner die Frage nach den ökono- 
mischen Funktionen des bürgerlichen Staats überhaupt (vgl. für viele Altvater 1972; Hirsch 
1974; Läpple 1973). Die strategische Relevanz dieses Schwerpunktes ist leicht einzusehen, 
wat doch die Analyse der ökonomischen Funktionen des bürgerlichen Staats durch die key- 
nesianische Interventionspolitik der sozialliberalen Koalition auf die Tagesordnung marxi- 
stischer Wissenschaftler gesetzt worden. Nur »wenn der Nachweis gelang, daß der Staat in 
der Wahrnehmung dieser Funktionen umfassenden Beschränkungen unterlag, er folglich 
auch nicht auf Dauer die zentralen kapitalistischen Krisenmanifestationen und die in ih- 
rem Gefolge beschleunigten Klassenkämpfe latent zu halten vermochte, dann und nur 
dann waren die strategischen Konzepte der diversen ‘politischen Krisentheorien’ widerleg- 
bar« (Kostede 1976, S. 170) und konnte an tradierten revolutionären Strategiemustern 
festgehalten werden. 

- Dieses zu Beginn der siebziger Jahre strategisch äußerst bedeutsame Problem der mög- 
lichen Grenzen staatlicher Regulierungstätigkeit versuchten auch Bernhard Blanke, Ulrich 
Jürgens und Hans Kastendiek anzugehen, indem sie auf der Basis ihrer Formableitung ein 
kategoriales Konzept für die Unterscheidung einer System- und Tätigkeitsgrenze der 
Staatsaktivitäten entwickelten (vgl. Blanke u.a. 1974, S. 89-100). Welch große politische 
Bedeutung ein derartiger Analyseansatz im Kontext der Auseinandersetzungen um die 
Einschätzung der von der bundesdeutschen Sozialdemokratie damals propagierten Re- 
formpolitik hatte, zeigten nicht zuletzt die breite Rezeption des Aufsatzes von Blanke und 
seinen Kollegen bei den Jungsozialisten und die dadurch ausgelösten innerverbandlichen 
Kontroversen (vgl. Heimann 1975, S. 215-222). 

Doch - wie schon angedeutet - derartige Hinweise auf die strategischen Implikationen 
marxistischer Staatstheorie waren in der vornehmlich logisch-kategorialen Argumentation 
der Ableitungstheoretiker allzu selten. Allein schon die Tatsache, daß Blanke, Jürgens und 
Kastendiek den eigentlich banalen und für Marxisten selbstverständlichen Umstand glaub- 
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ten betonen zu müssen, daß materialistische Staatsanalysen sich immer auf die aktuellen 
Probleme der Arbeiterbewegung zu beziehen hätten, wollten sie zur praktischen Einschät- 
zung der Maßnahmen des bürgerlichen Staates und zur sozialistischen Transformation der 
kapitalistischen Gesellschaft beitragen (vgl. Blanke u.a. 1974, S. 58), wirft ein bezeichnen- 
des Licht auf das offenkundige szrategische Defizit der Ableitungsdebatie. 

Die Abstraktheit und Realitätsferne der Ableitungsdiskussion, die Konzentration auf die 
Perfektionierung begriffslogischer Konstrukte, der zunehmende Verlust eines Bezugs auf 
praktisch-politische Fragen werden nur dann verständlich, wenn man bedenkt, daß die po- 
litischen Machtverhältnisse in der BRD etwas anderes als eine antünstitutionelle Opposi- 
tion des Linken nie zuließ (vgl. Altvater/Kallscheuer 1979, S. 9). Isoliert von einer weitge- 
hend sozialdemokratisch und gewerkschaftlich integrierten Arbeiterklasse, aber auch von 
anderen sozialen Oppositionsansätzen wie der Frauen- und Ökologiebewegung, be- 
schränkten sich die marxistischen Intellektuellen auf eine im zdeologiekritischen Sinne de- 
struktive Analyserichtung (vgl. ebd.). Das heißt, »Staatstheorie wurde (...) primär als Ana- 
Iyse der Grenzen des Staates begriffen« (ebd., S. 8), weil die bundesdeutsche Linke »nicht 
in der politischen Verantwortung stand und daher auch keine positiven Konzeptionen von 
Politik vorzulegen brauchte.« (Ebd., S. 9) 

Wie verhängnisvoll, weil Dositisch desorientierend, die bloß ideologiekritisch und abstrakt- 
kategorial argumentierende Ableitungsdebatte für die Linke in der BRD war, erwies sich 
spätestens angesichts zunehmender staatlicher Repression Mitte der siebziger Jahre. Als die 
politische Entwicklung die Frage nach dem praktischen Verhalten der Linken gegenüber 
dem bürgerlichen Staat auf die Tagesordnung setzte, zeigte sich, wie wenig die Staatsdis- 
kussion in den siebziger Jahren zu einer Antwort auf die Kernfragen antikapitalistischer 
Strategie und zur Bewältigung der Existenzprobleme der Sozialisten in der BRD beigetra- 
gen hatte (vgl. Wolf 1979, S. 33), weil sie zu handlungsorientierenden Anleitung emanzi- 
patorischer Prozesse gänzlich untauglich war. 

Die seit Mitte der siebziger Jahre andauernde Krise der kapitalistischen Wirtschaft im 
Weltmaßstab förderte jedoch die Einsicht in die doßtische Folgenlosigkeit und strategische 
Perspektivlosigkeit der Ableitungsdebatte. In dieser Krise wurde nämlich offenkundig, 
»daß sich die revolutionsstrategischen Erwartungen hinsichtlich der Konstituierung und 
Radikalisierung eines proletarischen Klassenbewußtseins, die fast alle Marxisten an die ka- 
pitalistische Krise knüpften, keineswegs erfüllten.« (Redaktion ‘Prokla’ 1979, S. 6). Nach- 
dem die gesellschaftliche Realität derart nachdrücklich auf die Frage nach der Angemessen- 
heit überkommener marxistischer Theorie- und Strategiemuster aufmerksam gemacht hat- 
te, setzten Denk- und Lernprozesse bei all jenen marxistischen Theoretikern ein, die noch 
nicht jegliche Sensibilität für spezifische gesellschaftsstrukturelle Problemkonstellationen 
und die darin implizierten Probleme sozialistischer Politik verloren hatten. Die For- 
schungsstrategie einer Ableitung des bürgerlichen Staates stand in der Folgezeit - etwa ab 
1977 - nicht mehr im Zentrum der analytischen Bemühungen marzistischer Staatstheoreti- 
ker, die Staatsdiskussion in der BRD entwickelte sich vielmehr recht uneinheitlich. Folgen- 
de Tendenzen zeichnen sich dabei ab: 

- Einige wenige marxistische Wissenschaftler versuchen, die bislang fehlenden Vermitt- 
lungsglieder zwischen der hochabstrakten Formanalyse des bürgerlichen Staates und der 
empirischen Untersuchung konkreter politischer Prozesse zu erarbeiten, indem sie systerna- 
tisch an die Ergebnisse der Ableitungsdebatte anknüpfen. Sowohl Dieter Sauers Operatio- 
nalisierung verschiedener Ableitungsansätze für eine empirisch orientierte Analyse des 


82 Gerd Rudel 


Staatsappatates (vgl. Sauer 1978) als auch Berrhard Blankes Bemühungen um die konti- 
nuierliche Weiterentwicklung eines staatstheoretischen Ansatzes (vgl. Blanke 1976, 1977, 
1979, 1980) zeigen deutlich, daß die Formanalyse des bürgerlichen Staates bei einer reali- 
stischen Einschätzung ihrer erkenntnistheoretischen Grenzen durchaus die Basis für eine 
fruchtbare Forschungsstrategie abgeben kann. 

- In einem gewissen Gegensatz zu den verschiedenen Versuchen, die Ableitungsdebatte 
in je unterschiedliche Richtungen weiterzuentwickeln, stehen jene Arbeiten marxistischer 
Wissenschaftler, die die Frage nach einer möglichen »Neustrukturierung« bürgerlicher 
Herrschaft im Gefolge der ökonomischen Krise seit etwa Mitte der siebziger Jahre stellen. 
Charakteristisch für diese Entwicklungslinie ist die Suche nach einer Erklärung für die Tat- 
sache, »daß sich die Hertschaftsorganisation in der Bundesrepublik auch in der gegenwärti- 
gen Krise und trotz aller Legitimations- und Steuerungsschwächen als sehr stabil erwiesen 
hat« (Kastendiek 1980, S. 82). Zu nennen sind in diesem Zusammenhang etwa Elmar Alt- 
vaters Untersuchung der politischen Implikationen der »Austerity-Politik« in Westeuropa 
(vgl. Altvater 1978), Hans Kastendieks Bemühung, einige Aspekte der Korporativismus- 
Diskussion für die Analyse staatlicher Strukturen und politischer Prozesse in der BRD 
fruchtbar zu machen (vgl. Kastendiek 1980), und Joachim Hirschs Analyse der Wandlung 
der BRD hin zu einem Sicherheitsstaat (vgl. Hirsch 1980). Vor allem Hirsch bemüht sich 
ganz offensichtlich, die szrategische Dimension materialistischer Staatstheorie zu reaktivie- 
ren und die politische Folgenlosigkeit der Ableitungsdebatte zu überwinden, indem er sich 
eingehend mit der Problematik der »neuen sozialen Bewegungen« beschäftigt und die Fra- 
ge nach der Bedeutung der Frauen-, Alternativ- und Ökologiebewegung für die revolutio- 
näre Veränderung hochentwickelter kapitalistischer Gesellschaften stellt (vgl. ebd., S. 132- 
168). 

- Die Bemühung, die politischen Defizite der Ableitungsdebatte zu beheben und die 
strategische Relevanz marxistischer Staatstheorie zu vergrößern, kennzeichnet auch jene 
Versuche, analytische Konzepte italienischer und französischer Provenienz für die bundes- 
deutsche Staatsdebatte fruchtbar zu machen (vgl. etwa Arbeitskreis Westeuropäische Ar- 
beiterbewegung (Hısg.) 1979; Jäger 1980 a und 1980 b). Von Begriffen wie dem des »histo- 
tischen Blocks an der Macht« oder der »bürgerlichen Hegemonie« über die Arbeiterklasse, 
wie sie vor allem von A»tonio Gramsci geprägt wurden, erhoffen sich am »Exrokormmunis- 
mus« orientierte Autoren theoretische Fortschritte bei der anstehenden Aralyse der kon- 
kreten politischen Kräfteverhältnisse in der BRD und Anregungen für die Entwicklung er- 
folgversprechender sozialistischer Strategiekonzeptionen. 


6. Was kann man aus der bisherigen Entwicklung der marzistischen Staatstheorie in der 
BRD lernen? 


Läßt man die - hier nur knapp skizzierte - bisherige Entwicklung der marxistischen Staats- 
theorie in der BRD noch einmal Revue passieren, so muß man zweifellos feststellen, daß 
von einem kontinuierlichen Theoriebildungsprozess, der ein Aneinanderknüpfen der ver- 
schiedenen Ansätze und eine Ergänzung der wechselseitigen Leerstellen ermöglicht hätte, 
nicht die Rede sein kann. Was diese Entwicklung vielmehr kennzeichnet, sind ganz offen- 
sichtlich ihre Brüche. 

Das in der Ära ‘Adenauer vorherrschende und von Wolfgang Abendroth repräsentierte Pa- 
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radigma linker Gesellschaftskritik, die Konfrontation von Verfassungsnorm und Verfas- 
sungswirklichkeit erschien der sich in der antiautoritären Studentenbewegung politisieren- 
den Intelligenz zu legalistisch und angesichts der angeblich faschistoiden Tendenzen in der 
BRD zu illusorisch, als daß es eine radikale gesellschaftsverändernde Praxis hätte anleiten 
können. Dabei hätten gerade die kritischen Studenten für eben diese Praxis von Abend- 
roth lernen können, wie wichtig es ist, die bürgerliche Demokratie als Aktionsterrain von 
Oppositionsbewegungen zu nutzen und wie entscheidend für den Erfolg derartiger Bewe- 
gungen die realistische Einschätzung der jeweiligen Kräftekonstellationen ist’. 

Die Studentenbewegung hielt dies - zumindest was ihren konsequent antiautoritären Flü- 
gel betrifft - für unnötig und stützte sich in ihrer Theoriebildung auf verschiedene, zwei- 
fellos »radikaleres Theorieversatzstücke aus dem Umkreis der Kritischen Theorie. Wie wir 
bereits gesehen haben, lieferte sie damit den späten, aber endgültigen Beweis für die stra- 
tegische Perspektivlosigkeit der Frankfurter Schule. Das realpolitische Scheitern der stu- 
dentischen Protestbewegung bedeutete deshalb mit Recht einen theoretischen Neubeginn 
und den notwendigen Versuch, dem Verhältnis von bürgerlichem Staat und kapitalisti- 
scher Gesellschaft analytisch auf den Grund zu gehen. 

Leider ging mit dieser Distanzierung von als falsch erkannten Theoriekonzepten eine pau- 
schale Kritik der Studentenbewegung als »kleinbürgerlich« einher, die die positiven Aspek- 
te des antiautoritären Protestes vollkommen negierte. Die nachdrückliche Insistenz auf der 
praktischen Relevanz von Theoriebildungsprozessen, das primäre Interesse an einer tadika- 
len gesellschaftsverändernden Praxis, die Betonung individueller Selbstveränderung und 
Emanzipation in einem kollektiven politischen Lernprozeß - all diese wesentlichen Momen- 
te der Studentenbewegung gingen mit der Hinwendung zu K-Gruppen-Scektierertum und 
dogmatischem Seminarmarxismus in Vergessenheit oder wurden - ihrer politischen Stoß- 
tichtung weitgehend beraubt - in ein spontaneistisch-subkulturelles Ghetto abgedrängt. 
Die folgende, die siebziger Jahre weitgehend prägende Marx-Orthodoxie brachte Theorie- 
diskussionen von in der BRD bis dahin nicht gekanntem theoretischen Niveau und - was 
die Staatstheorie betrifft - durchaus bemerkenswerte Ergebnisse im Hinblick auf die Ana- 
lyse politischer Grundstrukturen der bürgerlichen Gesellschaft. Bezahlt wurde dieser Rück- 
zug in den akademischen Elfenbeiturm marxistischer Wissenschaft bekanntermaßen da- 
mit, daß der Marxismus in der BRD seine strategische Relevanz einbüßte, politisch folgen- 
los blieb, angesichts zunehmender staatlicher Repression keinerlei Handlungsanleitung 
bot, ja sogar politisch desorientierend wirkte. 

Was also können wir aus der bisherigen Entwicklung der marzistischen Staatstheorie in der 
BRD lernen? Zunächst und vor allem muß die bundesdeutsche Linke ihre eklatante Ge- 
schichtslosigkeit im Hinblick auf ihre eigene theoretische, organisatorische und politische 
Tradition ablegen. Sie muß lernen, die theoretischen Defizite und die politisch-strategi- 
schen Fehleinschätzungen der Vergangenheit produktiv aufzuarbeiten, anstatt sich bloß 
umstandslos von ihnen zu distanzieren. Für den Bereich der Staatstheorie bedeutet dies 
konktet: Die Linke in der BRD könnte heute - nach rund 30 Jahren mehr oder minder in- 
tensiver Theoriediskussionen - an einem Punkt angelangt sein, an dem marzistische Staats- 
theorie den klaren Blick eines Wolfgang Abendtoth für die realistische Einschätzung politi- 
scher Kräfteverhältnisse mit der politischen Radikalität der Studentenbewegung und dem 
theoretischen Niveau der Ableitungsdebatte verbindet. Daß dem keineswegs so ist, wir uns 
vielmehr mühsam staatstheoretische Orientierungspunkte für die achtziger Jahre erarbei- 
ten müssen, wirft ein bezeichnendes Licht auf den Grad unserer Lern(un)fähigkeit. 
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Was heißt das im Hinblick auf die Wiedergewinnung der strategischen Relevanz marxisti- 
scher Staatstheorie? Wenn es richtig ist, daß das entscheidende Bewährungskriterium revo- 
lutionärer Theorie die Praxis der Gesellschaftsveränderung ist, dann muß die »Beantwor- 
tung der Frage, wie im bürgerlichen Staat zu agieren und dieser in emanzipatorischer Per- 
spektive aufzuheben« (Redaktion ‘'Prokla’ 1979, S. 8) ist, in das Zentrum materialistischer 
Staatsanalyse rücken. Wollen die Marxisten in der BRD dieses Problem ernsthaft und vor- 
urteilslos angehen, so werden sie nicht umhin kommen, Abschied vor einigen tradierten 
Theorie- und Strategiemustern zu nehmen."® Sie werden vor allem der Frage nachzugehen 
haben, warum einerseits die Hoffnung auf die historische Mission des Proletatiats trotz ver- 
schärfter Wirtschaftskrise bisher unerfüllt blieb, wie andererseits die vielfältigen Formen 
neuer sozialer Bewegungen mit emanzipatorischen Ansprüchen politisch-strategisch einzu- 
schätzen sind. Die Beantwortung beider Fragen setzt ein Problem auf die Tagesordnung, 
dem marxistische Theoretiker bislang fast systematisch aus dem Wege gegangen sind: die 
theoretisch stringente und empirisch fundierte Bestimmung des Vermittlungszusammen- 
hanges zwischen der objektiven Struktur der kapitalistischen Gesellschaft und dem subjek- 
tiven Bewußtsein der Individuen. Wollen die marxistischen Staatstheoretiker in der BRD 
nicht weiterhin der Stabilität bürgerlicher Herrschaft in ökonomischen Krisenzeiten analy- 
tisch hilflos gegenüberstehen, dann muß die Ausgrenzung aller Fragen der »Subjektivität« 
beendet werden, die die Geschichte des Marxismus bislang kennzeichnet (vgl. Blan- 
ketSchäfer) 1979, S. 44), müssen vor allem jene offenbar äußerst tragfähigen sozialen und 
psychischenMechanismen, die die Reproduktion der kapitalistischen Gesellschaft auch in 
Krisenzeiten gewährleisten, sorgfältig untersucht werden (vgl. Blanke/Schäfer 1979, S. . 
43 f£.; Hitsch 1980, S. 137 £.). Erst wenn die marxistische Theorie dieses Problem konkret 
- angeht, kann sie zu einer »T’heorie des Übergangs« (vgl. Blanke/Schäfer 1979, S. 45) mit 
strategischem Stellenwert werden, weil sie dann in der Lage sein wird, auch in einer als 
Jahrzehnte währenden Lernprozeß zu verstehenden »Revolution« (vgl. ebd., S. 44) länger- 
fristig handlungsorientierend zu wirken. 


Anmerkungen 


1 Für die ausführliche Darstellung einzelner Theorievarianten und die Analyse des politisch-gesell- 
schaftlichen Hintergrunds ihrer Entwicklung verweise ich auf mein Buch »Die Entwicklung der 
marxistischen Staatstheorie in der Bundestepublik« (Campus-Verlag, Frankfurt/New York 1981). 
Aus diesem Grunde verzichte ich im folgenden auf ausführliche Zitate und Literaturhinweise., 

2 Einen Überblick über die Kritik an Abendroths Position gibt Perels (1974, S. 150 ff.). 

3 Zu nennen wären neben Abendroth auf der einen und Horkheimer und Adorno auf der anderen 
Seite allenfalls noch Leo Kofler und Jürgen Habermas. Während der marxistische Einzelgänger 
Kofler weitgehend unbeachtet und einflußlos blieb, war Habermas’ sozialphilosophische Untersu- 
chung des »Strukturwandels der Öffentlichkeit« (1962) von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
für die weitere Theoriebildung der bundesdeutschen Linken. In unserem thematischen Zusam- 
menhang bringt eine ausführliche Analyse jedoch nichts Neues: Gleichermaßen beeinflußt von 
Abendroth und der Frankfurter Schule bemühte sich Habermas zum einen um einen prinzipiell 
kritischen theoretischen Zugriff auf die bürgerliche Gesellschaft, behielt dabei aber immer den 
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Stellenwert der politischen Freiheitsrechte der parlamentarischen Demokratie im Auge. Während 
in diesem Aspekt von. Habermas’ Theoriebildung vor allem der Einfluß Abendtoths spürbar wur- 
de, so teilte Habermas auf der anderen Seite das strategische Defizit der Kritischen Theorie. Der 
emphatischen Akzentuierung seines Anspruches, einen Weg zu vernünftig freier Selbstbestim- 
mung weisen zu wollen, stand die Unmöglichkeit einer politisch-strategischen Operationalisie- 
tung seines Emanzipationskonzepts gegenüber (vgl. Tuschling 1978, S. 436, 448 f., 456; Kall- 
scheuer 1981, S. 172 f£.). 

4 Zur genauen Analyse des gesellschaftsstrukturellen Bedingungszusammenhangs der studentischen 
Protestbewegung vgl. Rudi 1978, S.4 - 41. 

5 Wichtig für das Staatsverständnis der antiautoritären Bewegung war einerseits der 1940 entstande- 
ne Aufsatz »Der autoritäre Staat« von Max Horkheimer (vgl. Horkheimer 1967, S. 41 - 80), ande- 
terseits Herbert Marcuses erstmals 1964 in den USA erschienene Studie über den veindimensiona- 
len Menschen« (vgl. Marcuse 1967). 

6 Zur Strategiedebatte in der Neuen Linken vgl. ausführlich Rudel 1978, S. 55 - 58 und S. 66 - 82. 

7 Die im folgenden zu analysierende Problematik des Staatsverständnisses der antiautoritären Stu- 
dentenbewegung wirft auch ein bezeichnendes Licht auf die politisch-strategischen Defizite der 
Kritischen Theorie, auf deren Theoremen studentische Theoretiker wie Dutschke und Krahl im 
wesentlichen aufbauten. Nachdem die kritische Intelligenz die radikale Kulturkritik der Frankfur- 
ter Schule und den Totalitarismusverdacht eines Herbert Marcuse systematisch ernstzunehmen be- 
gann und versuchte, praktische Konsequenzen aus der Kritischen Theorie zu ziehen, zeitigte de- 
ren staatstheoretisches und politisch-strategisches Defizit für die studentische Protestbewegung fa- 
tale Folgen. 

8 Insofern müssen auch die terroristischen Aktionen der RAF und der Bewegung 2. Juni als - unge- 
wollte - strategische Spätfolgen des Staatsverständnisses der antiautoritäten Bewegung und des 
darin implizierten Faschismusverdachts angesehen werden. 

9 Es mutet wie ein Treppenwitz der Geschichte an und ist bezeichnend für die Verdrängungslei- 
stungen der bundesdeutschen Linken, wenn sie heute diese Probleme, die immer im Mittelpunkt 
der Theorieproduktion Wolfgang Abendroths standen (vgl. Seifert 1977, S. 244 £.), mit analyti- 
schen Konzepten italienischer Provenienz zu lösen versucht. Damit soll durchaus kein negatives 
Urteil über die Legitimität des derzeitigen Gramsci-Booms und die forschungsstrategische Brauch- 
barkeit seiner Kategorien gefällt werden. Die Aktualität der Gramsci-Diskussion - und auch die 
Renaissance austromarxistischer Denker wie Otto Bauer (vgl. Albers u. a. (Hrsg.) 1979) - sind je- 
doch ein deutlicher Hinweis auf die Unfähigkeit der Marxisten in der BRD, die positiven Aspekte 
einer bestimmten Theorievariante wie etwa der von Abendroth - ungeachtet aller berechtigten 
Kritik - bei der Weiterentwicklung der Theoriebildung in einem dialektischen Sinne »aufzuhe- 
ben«. 

10 Einen knappen und sehr informativen Überblick über die verschiedenen Dimensionen der »Krise 
des Marxismus« gibt Redaktion 'Prokla’ 1979, S. 6 - 10. 
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Peter Brand / Günter Minnerup 
Die deutsche Frage - Problemskizze und Thesen 


1.Vorüberlegungen 


Wohl mit keinem anderen Problem hat sich die marxistische Arbeiterbewegung so schwer 
getan wie mit dem der Nation. Die Annalen des Sozialismus und Kommunismus sind ge- 
füllt mit unbewältigten theoretischen und praktischen Problemen im Umfeld des Begriffs- 
paats Klasse-Nation, und Deutschland macht darin keine Ausnahme. Im Gegenteil: 
wenn schon ganz allgemein nicht von der marxistisch-sozialistischen Theorie der Nation 
gesprochen werden kann, so ergeben sich aus den Besonderheiten der deutschen Geschich- 
te ganz spezifische Hindernisse für eine unbefangene Diskussion der nationalen Problema- 
tik auf der Linken. Eine sozialistische Analyse der »Deutschen Frage« nach 1945 muss sich 
deshalb zunächst auch der Frage stellen, welcher theoretische Nationenbegriff und welches 
Verständnis der Nationalgeschichte Deutschlands ihr zugrundeliegen. 


1,1 Nationale Identität, Nation und Nationalismus 


Welche real- und machtpolitische Faktoren auch immer die Positionen von SPD und 
KPD/SED nach 1945 zur nationalen Frage in Deutschland sonst noch geformt haben - 
und von diesen wird weiter unten die Rede sein -, so lassen sich doch in ihren heutigen 
Formulierungen unschwer zwei der traditionellen sozialistischen Grundpositionen zum 
Nationenproblem erkennen. Auf der einen Seite wird das Festhalten am Fernziel der Wie- 
dervereinigung aus dem Konzept der »Kulturnation« begründet, demzufolge die gemein- 
same geschichtliche Vergangenheit, noch bestehende familiäre und freundschaftliche Be- 
ziehungen, die gemeinsame Sprache, Literatur, Kultur usw. einen »unzerreißbaren« Zu- 
sammenhang begründen, demgegenüber die Spaltung in zwei Staaten widernatürlich ist 
und letzlich nur - im historischen Maßstab - temporär sein kann!. Auf der anderen Seite 
werden das Entstehen und die Konsolidierung einer »DDR-Nationg, die als sozialistische 
deutsche Nation der kapitalistischen (west-) deutschen Nation gegenüberstehe, aus den Le- 
bensbedingungen in einem völlig unterschiedlichen sozio-ökonomischen System begrün- 
det, das über die neue Lebens- und Produktionsweise, Erziehung und Sozialisation letzt- 
lich auch andere psychische Grundhaltungen, Bewußtseinsinhalte hervorbringe?. In der 
theoretischen Tradition der Arbeiterbewegung gehen der »kulturelles Ansatz der Sozialde- 
moktatie auf die Arbeiten des Austromarxisten Otto Bauer’ und der »objektivistische« An- 
satz der SED auf Josef Stalin? zurück. 

Wir halten beide Ansätze für unbefriedigend. Der Begriff der »Kulturnation« muß schon 
im deutschen Zusammenhang vor dem Österreich-Problem passen: Warum sollten die 
deutsche Sprache und Kultur zwischen der BRD und der DDR engere Bande schaffen als 
etwa zwischen der BRD und Österreich, das noch aufgrund seiner kapitalistischen Wirt- 
schaftsverfassung und Lebensweise und seiner bürgerlich-demokratischen Institutionen 
Westdeutschland viel näher steht? Die auf dem Stalin’schen Nationenbegriff basierende 
Schule mit ihrem Insistieren auf »objektiven Kriterien« wie einer gemeinsamen Sprache, ei- 
nem geschlossenen Territorium, einem eigenen Wirtschaftsleben sowie einer »besonderen 
Volkspsyche« oder einem besonderen »Nationalcharakter«, die zudem noch alle gleichzei- 
tig erfüllt sein müssen, erscheint uns viel zu schematisch für die komplexe Realität nationa- 
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ler Phänomene. Beispiele wie der jüdische Nationalismus (ob zionistisch oder nicht), der 
Schwarze Nationalismus in den Ghettos der USA oder das Wiedererwachen bereits ein- 
geschmolzen geglaubter Volksgruppen in jüngster Zeit (Bretonen und Okzitanier in Frank- 
reich, Waliser und Schotten in Großbritannien) zeigen, wie wenig von einem £ausalen Zu- 
sammenhang zwischen ethnisch-kultureller Gemeinschaft und politischem Nationalbe- 
wußtsein die Rede sein kann und wie wenig sich nationale Identität, Nation und Nationa- 
lismus in ein Schema »objektiver Kriterien« pressen lassen. Viel ftuchtbarer scheint es uns, 
den Nationalismus als primär politische Ideologie und Bewegung und die Nation als ptri- 
mär politische Einheit zu begreifen, für die ethnisch-linguistische, kulturelle, ökonomisch- 
soziale, religiöse usw. Gemeinsamkeiten zwar das #ypäsche »Rohmaterial«, aber nicht die ei- 
gentliche Quelle politischer Mobilisierung darstellen. Die konkreten Bedingungen seiner 
politischen Aktivierung müssen jeweils im historischen Kontext untersucht werden: Die 
Nation und der Nationalismus begründen politische Legitimität auf der Grundlage einer 
(nicht nur eingebildeten) nationalen Interessengemeinschaft, die sich im frühbürgerlichen 
Europa etwa gegen das dynastische Legitimitätsprinzip des Feudalismus richtete und je 
nach konkreter Lage mit fortschrittlichen oder reaktionären Inhalten gefüllt werden kann. 
Im Zusammenhang mit der Deutschen Frage scheint uns ein solcher Ansatz geeignet zu 
sein, einen romantisierenden, von realen sozio-politischen Gegebenheiten abstrtahieren- 
den, Kulturnationalismus sowie sein Gegenstück, die scheinmatetialistische Verneinung 
bestehender subjektiver Bewußtseinsströmungen, gleichermaßen zu vermeiden. Die natio- 
nale Frage interessiert uns daher vor allem in ihrem Zusammenhang mit der sozialen Frage 
in beiden deutschen Staaten: Es geht uns nicht um die staatliche Einheit (»Wiedervereini- 
gung«) als solche, sondern um die Frage nach der politischen Legitimität und Stabilität des 
deutsch-deutschen Status quo und die Hindernisse und Möglichkeiten, die sich aus der 
nationalen Spaltung Deutschlands für Sozialisten in der BRD und DDR ergeben. 


1.2 Arbeiterbewegung und Nation in Deutschland vor 1945 


Es ist heute weitgehend unstrittig, daß die Entstehung von Nationalstaaten im Zusammen- 
hang mit der Herausbildung und Entwicklung der industriell-kapitalistisch-bürgerlichen 
Gesellschaft zu sehen ist. Das gängige marzistische Konzept der »bürgerlichen Revolution« 
wird jedoch allzuoft idealtypisch verkürzt, indem von den nationalen Besonderheiten des 
realen Geschichtsprozesses abstrahiert wird, die jedoch einen konstitutiven Bestandteil der 
jeweiligen Gesellschaftsformation bilden und als solche auch in die Ausarbeitung einer 
angemessenen Strategie des politischen und ideologischen Kampfes eingehen müssen. 

Die sich aus der von der geographischen Mittellage geförderten, von den Religionskriegen 
vertieften, partikularistischen Zersplitterung Deutschlands bis ins 19. Jahrhundert erge- 
bende Verzögerung der Herausbildung einer gesamtnationalen Wirtschaftsverflechtung 
und politisch geeinten und selbstbewußten Bourgeoisie ist eine solche nationale Besonder- 
heit, die den Prozeß der bürgerlichen Umwälzung und nationalen Einigung in Deutsch- 
land von den »Musterfällen« Frankreichs und Englands grundlegend unterscheidet’ und 
die deutsche Arbeiterbewegung vor besondere strategische Probleme gestellt hat. Ein bür- 
gerliches Nationalbewußtsein hatte sich zunächst nur im Bereich der Kultur 
herausgebildet‘, und war dann im Zuge der antinapoleonischen Befreiungskriege zwar po- 
litisiert, aber auch weitgehend gegen den westlichen Liberalismus und besonders den revo- 
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lutionäten Jakobinismus gekehrt worden’. Die Niederlage der Revolution von 1848, die, 
Unterwerfung eines zunehmend soziokultutell »Teudalisiertene © Bürgertums unter die poli- 
tische Führung des agrärkapitalistischen Junkeradels, die » »kleindeutsche« Einigung unter 
preußischer Hegemonie, die Integration der entscheidenden bürgerlichen Kräfte in den 
herrschenden Machtblock? des Bismarckreiches machten die sozialistische Arbeiterbewe- 
gung zur führenden und bisweilen einzigen Kraft im demokratischen n Kampf. Doch die 
seit 1875 geeinte, 1878 bis 1890 illegalisierte Sozialdemokratie vern vernachlässigte über der 
notwendig primären Aufgabe, die Arbeiter als Klasse zu organisieren und ideologisch zu 
»erziehen«, die Entwicklung einer strategisch (und nicht nur wahltaktisch) ausgerichteten 
Bündnispolitik zugunsten eines theoretischen und praktischen Klassenreduktionismus. 
Die strategischen Angebote und Experimente der Reformisten knüpften nicht an "den 
Volksprotest der in ihren demokratischen und nationalen Hoffnungen enttäuschten Mit- 
telschichten an, sondern hatten ausschließlich parlamentarische Kombinationen mit der li- 
beralen Bourgeoisie zum Ziel!®. Die Akzeptierung des »Burgfriedens« 1914 ist so nicht nur 
als Kapitulation vor dem imperialistischen Chauvinismus, sondern auch als Ausdruck stra- 
tegischer Hilflosigkeit zu werten: eine eigene proletarisch-demokratische National- und 
Kriegspolitik (wie etwa von R. Luxemburg in der Junius-Broschüre skizziert)'! ging über 
den Horizont der meisten Sozialdemokraten hinaus. 

Die Unfähigkeit. d der. „Arbeiterbewegung, ( das deutsche Nationalproblem theoretisch und 
praktisch in den Griff zu bekommen, setzte "sich in der \ Weimarer Republik { fort. Die Iden- 
tifikation einer nunmehr ‘völlig dem bürgerlichen Parlamentarismus verschriebenen SPD 
mit der nationalen Erniedrigung durch den Versailler Friedensvertrag und der proletari- 
sche Klassenreduktionismus der KPD konnten den Übergang von großen Teilen der an- 
fangs für demokratische Strukturreformen durchaus offenen kleinbürgerlichen Massen ins 
antirepublikanische Lager nicht aufhalten!?. Die Bekämpfung der SPD als »sozialfaschi- 
stisch« isolierte die KPD nicht nur von einer sich als letzte Stütze des Weimarer Staats ver- 
stehenden Sozialdemokratie, ihr »Programm zur nationalen und sozialen Befreiung des 
deutschen Volkes« von 1930"? konnte aufgrund seines demagogischen Charakters den »na- 
tionalen Kommunismus« nur diskreditieren. Die Arbeiterbewegung stand dem Faschismus 
so ideologisch desorientiert, von den Massen des Kleinbürgertums sozial isoliert, und par- 
teipolitisch gespalten gegenüber"‘. 

In den selbstkritischen Bilanzen der Arbeiterbewegung nach der faschistischen Machter- 
greifung wurde das Anwachsen des Nationalsozialismus oft einseitig mit der parteipoliti- 
schen Spaltung des Proletariats erklärt. So wichtig diese Einsicht ist, so wenig darf darüber 
vergessen werden, daß ein zentrales Element der Nazi-Massenbasis in der Artikulation ple- 
bejischer und kleinbürgerlicher Rebellion gegen die soziale Ausbeutung und nationale Er- 
niedrigung durch das »System« (auf nationaler und internationaler Ebene) bestand’°. 
Durch ihre Unfähigkeit, mit der Entfaltung einer eigenen Nationalpolitik gegen die Ver- 
sailler Ordnung und eine demokratische Bündnispolitik gegen die herrschende Oligarchie 
der Hitler-Demagogie dieses Protestpotential streitig zu machen, trugen beide Arbeiter- 
parteien zumindest ebensoviel zur Katastrophe von 1933 bei. Wie die Erfahrung nach 
1945 zeigen sollte, war auch die Umorientierung der Komintern auf die »Volksfront« 
1935!° mehr Adaption an das außenpolitische Kalkül Stalins als Beginn eines wirklichen 
Lernprozesses. Für einen solchen Lernprozeß war es angesichts der fortgeschrittenen Dege- 
nerierung der Komintern in den 30er Jahren wohl auch schon zu spät. Sicherlich zu spät 
kam diese Wende (und gleichzeitig in der Exil-SPD entwickelte Neuansätze) für Deutsch- 


Die Deuische Frage 93 


land, in dem der faschistische Terror inzwischen Bourgeoisie wie Proletariat politisch 
gründlich atomisierte. Entgegen allen späteren Konstruktionen der bürgerlichen »Vergan- 
genheitsbewältigung« vom »Nazismus als auf die Spitze getriebenem Nationalismus« wurde 
die Reichsidee unter Hitler gerade entnationalisiert und verkam zum arischen, »großger- 
manischen« Rassismus!’. Die unter antifaschistischen Widerstands- und Exilgruppen weit- 
verbreitete Parole von der »Rettung der Nation« war insofern durchaus mehr als nur eine 
agitatorische Phrase - das Problem für die sozialistische Arbeiterbewegung war jedoch, sich 
dieser Aufgabe nach Kriegsende gewappnet zu zeigen und den Begriff der Nation über die 
staatliche Einheit hinaus mit einer popular-demokratischen Nationalidentität »von unten« 
zu füllen. 


2. Die Deutsche Frage seit 1945 B 
2.1 Die Teilung Deutschlands, 1945 - 55 


Das deutsche Volk war nicht imstande, den Nazismus aus eigener Kraft zu stürzen; mehr 
noch, es vermochte auch keinen wesentlichen Beitrag zur militärischen Niederwerfung des 
Hitlerfaschismus von außen zu leisten. Daß die Allierten vieles getan hatten, um die deut- 
schen Volksmassen an die Nazis zu binden und die Antinazis zu entmutigen (Forderung 
nach bedingungsloser Kapitulation, Bombardierung von Wohnvierteln auf anglo-amerika- 
nischer; harte Behandlung von Kriegsgefangenen und massive Übergriffe gegen die Zivil- 
bevölkerung bei der Eroberung der Ostprovinzen auf sowjetischer Seite), ändert nichts an 
dieser für die Nachkriegsentwicklung grundlegenden Tatsache. 

Die Antifaschisten, die sich im Umbruch sogleich auf Ortsebene zusammenfanden und 
den Wiederbeginn des gesellschaftlichen Lebens zu organisieren versuchten'?, mußten in 
Rechnung stellen, daß das deutsche Volk zum Objekt der Politik der Besatzungsmächte ge- 
worden war. Die drei Siegermächte, deren politische Fühter in Jalta (5. - 11. 2. 1945) ihre 
Einflußsphären, wenn auch ohne formellen Teilungsvertrag, voneinander abgegrenzt hat- 
ten, vereinbarten in Potsdam (17. 7. - 2. 8. 1945) eine gemeinsame Militärregierung auf 
Konsensbasis (ansonsten lag die oberste Autorität bei den Militärgouverneuren der einzel- 
nen Besatzungszonen, deren eine den in Potsdam nicht vertretenen Franzosen zugeteilt 
war), die vorläufige Angliederung der Oder-Neiße-Gebiete an Polen bzw. die Sowjetunion 
samt Aussiedlung der dortigen deutschen Bevölkerung und die Abtrennung des Saargebie- 
tes, »Entmilitarisierung«, »Entnazifizierung«, »Demokratisierung«, industrielle Entflech- 
tung, Reparationen und teilweisen Abbau der Industrie. Juristisch gingen die Potsdamer 
Beschlüsse von der Fortexistenz eines deutschen Staates aus, dessen Wirtschafts- und Ver- 
waltungseinheit auch institutionell abgesichert werden sollte (die Einrichtung der Zentral- 
verwaltungen scheiterte am Widerstand der Franzosen); andernfalls wäre auch die Bildung 
einer besonderen Vier-Mächte-Einheit Berlin inmitten der Sowjetischen Besatzungszone 
(SBZ) widersinnig gewesen!?. Die Formelkompromisse des Abkommens, die gegensätzli- 
che Ausdeutungen zuließen, konnten den Beginn des Kalten Krieges nicht überdauern. 
Der Ost-West-Konflikt spitzte sich ursächlich nicht wegen Deutschlands seit 1946 zum Kal- 
ten Krieg zu; die Auseinandersetzungen in und über Deutschland spielten dabei jedoch ei- 
ne zentrale Rolle und bestimmten ganz entscheidend die spezifischen Formen, die der 
Weltmacht- und Systemkonflikt annahm. Während es für Frankreich und Großbritannien 
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darum ging, durch wirtschaftliche und territoriale Schwächung Deutschlands die eigene 
Stellung als imperialistische Großmächte zurückzugewinnen bzw. zu bewahren (bei Chur- 
chill schon überlagert von antirussischer Eindämmungspolitik), spielten unmittelbare Kon- 
kurrenz- oder Vergeltungsmotive für die USA eine weit geringere Rolle. Als eindeutige 
Führungsmacht eines in der Konfrontation mit der Sowjetunion entstehenden kapitalisti- 
schen »Lagers«, deren Interesse auf ungehinderten Kapital- und Warenfluß gerichtet war 
(»One World«), auf Wiederherstellung eines einheitlich liberal-kapitalistischen Welt- 
markts und Verbreitung der vermeintlich dazugehörigen parlamentarischen Regierungs- 
form, lag die Bedeutung Deutschlands aus der Sicht der USA in seiner ökonomischen und 
zunehmend militärischen Schlüsselposition für den kapitalistischen Wiederaufbau 
Europas”. 

Für die Hertschaftselite der trotz militärischen Sieges durch Bevölkerungsverluste und Zer- 
störungen stark geschwächten Sowjetunion kam es darauf an, das neu gewonnene Einfluß- 
gebiet in Ost- und Südosteuropa definitiv zu sichern. Diesem Ziel diente die stufenweise Ent- 
machtung und Enteignung der herrschenden Klassen seit 1944/45. Alles deutet darauf 
hin, daß Stalin sich für die SBZ in Deutschland mehrere Optionen offenhielt. Die weitge- 
hende zeitliche und inhaltliche Parallelität zwischen der »Revolution von oben« in Osteuro- 
pa und in Ostdeutschland beweist zunächst nicht mehr, als daß die SBZ als Faustpfand für 
eine gesamtdeutsche Lösung (sei es mit den Deutschen, sei es mit den Westmächten zu La- 
sten der Deutschen) politisch gleichgeschaltet und zu diesem Zweck auch sozial umstruktu- 
tiert werden mußte, um den sowjetischen Besitzanspruch überhaupt realisieren zu können. 
Unter diesem Gesichtswinkel mußte die Sowjetunion die Herstellung der überzonalen 
Wirtschaftseinheit verweigern, bevor nicht Klarheit über die weitere Behandlung Deutsch- 
lands bestünde?. 

In dem spätestens im September 1946 mit einer Rede des amerikanischen Außenministers 


sent Eiiner als der dr! und Reparationen) ließ die Erinnerungen an den Einmarsch 
der Roten Armee, an Plünderungen und Vergewaltigungen, nicht verblassen. Die den Po- 
len überlassenen landwirtschaftlichen Überschußgebiete galten angesichts von Millionen 
Flüchtlingen und Heimatvertriebenen im hungernden Rumpfdeutschland allgemein als 
unverzichtbar. Daß die Sowjetunion seit 1946 einen deutschen Einheitsstaat anbot, rief cher 
Mißtrauen hervor, da sie gleichzeitig für besonders hohe Reparationsfestlegungen und eine 
internationale Kontrolle des Ruhrgebiets eintrat”?. 

Diese Hinweise lassen es eher begreiflich erscheinen, daß die Politik der USA, die zweifel- 
los die Initiative für die Spaltung ergriffen, bei den Betroffenen nicht auf breiteren Wider- 
stand stieß. In USA setzten sich seit dem Tod Roosevelts (12. 4. 1945) die Anhänger einer 
. Konfrontationspolitik gegenüber der Sowjetunion - unter Einbeziehung der westlichen 
Besatzungszonen Deutschlands - nach und nach durch. Statt der territorialen Saturierung 
und Zähmung der Sowjetunion auf Kosten Deutschlands, im Interesse langfristiger Auf- 
weichung des sowjetischen Systems (so sah das Konzept des Finanzministers Morgenthau 
aus), sah die neue Administration Trumans die Isolierung der UdSSR als einzig mögliche 
Strategie an, sofern diese sich nicht »kooperationswillig« zeigte?’. Die Schaffung des bri- 
tisch-amerikanischen Wirtschaftsgebiets zum Jahresanfang 1947 (Bizone) mit deutschen 
Verwaltungs-Institutionen stellte einen ersten wichtigen Schritt auf dem Weg zur Grün- 
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dung der Bundesrepublik dar. Nach dem Scheitern der Außenministerkonferenz der Sie- 
germächte im November/Dezember 1947 in London und infolge der Annäherung Frank- 
reichs an die USA stellte die folgende Londoner Sechs-Mächte-Konferenz des Westens mit 
ihren Empfehlungen für die wirtschafliche Integration Westdeutschlands in Westeuropa 
und die Ausarbeitung einer Verfassung die Weichen für die Bildung eines westdeutschen 
Separatstaates. Dabei mußten die westdeutschen Ministerpräsidenten im Sommer 1948 zur 
Mitarbeit an diesem Unterfangen in der beabsichtigten Form von den Militärgouverneuren 
der Westmächte durch Druck und Drohungen genötigt werden. Die Sowjetunion antworte- 
te auf die Londoner Empfehlungen am 20. März 1948 mit dem Auszug ihres Vertreters aus 
dem Alliierten Kontrollrat; auf die westdeutsche Währungsreform folgten die Berliner 
Blockade und die Teilung Berlins. Dem im September 1948 aus den Länderparlamenten 
gebildeten »Parlamentarischen Rat« zur Ausarbeitung einer westdeutschen Verfassung 
stand der im Zuge der SED-geführten Volkskongreßbewegung mit einem gesamtdeut- 
schen Anspruch schon in März 1948 in Ost-Berlin gebildete »Deutsche Volksrat« 
gegenüber“. 

Die Spaltung Deutschlands, die 1949 in der Gründung der BRD und der DDR resultierte, 
wurde zwar von den Siegermächten, namentlich den USA, betrieben, konnte aber nur ge- 
lingen, weil sie mit den sozialen und politischen Auseinandersetzungen in Deutschland 
selbst verknüpft war, die sich auf Gemeinde- und Länderebene im Rahmen einer von den 
Besatzungsmächten eng begrenzten parlamentarischen Ordnung abspielten (im Osten von 
Anfang an überlagert durch die Blockbildung der Parteien unter Führung der KPD bzw. 
SED). Die neu konstituierten bürgerlichen Parteien befanden sich nach der totalen Nieder- 
lage des deutschen Imperialismus ideologisch in einer besonders schwierigen Situation; de- 
mokratische und christlich-soziale Gruppen konnten zeitweilig die Programmatik dieser 
Parteien (CDU/CSU und LPD/FDP) wesentlich mitbeeinflussen?. 

Det frühere Kölner Oberbürgermeister und Zentrumspoliriker Konrad Adenauer vermoch- 
te die Führungskrise der Bourgeoisie zu überwinden, da er ein politisches Konzept besaß, 
das sich weitestgehend in die amerikanische Strategie einfügte. Adenauer, der schon 1945 
einen trizonalen Weststaat ins Auge gefaßt hatte, brachte eine historische Neuorientierung 
des (west)deutschen Bürgertums zuwege, indem er sich zunehmend mit der Auffassung 
durchsetzte, mit der nationalstaatlichen Tradition des deutschen Imperialismus müsse ge- 
brochen werden. Nur die vorbehaltlose Integration in den Westen - möglichst in suprana- 
tionalen Formen - böte die Chance, dem neuen westdeutschen Staat nach und nach die 
Gleichberechtigung zurückzugewinnen. Eine solche grundlegende strategische Wende in 
der Außenpolitik des deutschen Bürgertums war nur möglich im Zusammenhang einer 
Neustrukturierung des Machtblocks: Sowohl die ostelbischen Großgrundbesitzer als auch 
die in der Kontinuität des Bismarck-Reiches stehende protestantisch-preußische politische 
und militärische Führungsschicht fielen infolge der Abtrennung der Ostgebiete und der 
sozialen Umwälzung der SBZ ganz oder überwiegend aus. Für eine vorbehaltlos prowestli- 
che Außenpolitik konnte der deutschnationale Flügel des bürgerlichen Lagers (innerhalb 
wie außerhalb der CDU) dennoch nur gewonnen werden, indem sie als sicherster Weg zur 
Wiedervereinigung Deutschlands (in »Freiheit«), einschließlich der Oder-Neiße-Gebiete, 
“ angepriesen wurde”. Die antikommunistische Mobilisierung diente also realpolitisch 
v.a. der ideologischen Formierung des Bürgerblocks nach innen, da sie erlaubte, christ- 
lich-abendländische Befreiungsparolen und nationalistisch-revanchistische Forderungen 
scheinbar widerspruchslos zu bündeln. 
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Die Wiedervereinigung konnte seitens der CDU daher nur als Kapitulation des Ostens 
konzipiert werden. (Allein diese Lösung eröffente auch die Chance, gesamtdeutsche Wah- 
len zu gewinnen). Der Rückzug der Sowjetunion aus Ostdeutschland sei dutch Beteiligung 
der Bundesrepublik an einer integrierten westlichen Streitmacht zu ereichen. Die dadurch 
bewirkte Veränderung des Kräfteverhältnisses würde die UdSSR ohne Krieg zum Nachge- 
ben veranlassen. Es lag in der Logik dieser Position, daß Adenauer nicht nur alle Gesprächs- 
angebote der DDR-Regierung, die der westdeutschen Forderung nach kontrollierten ge- 
samtdeutschen Wahlen weit entgegenkam, abwies, sondern auch die zwischen 1952 und 
1955 zur Verhinderung des bevorstehenden EVG- bzw. NATO-Beitritts der Bundesregie- 
zung von der Sowjetunion gemachten Vorschläge, eine Wiedervereinigung Deutschlands 
durch freie Wahlen in den Grenzen von 1945 und in bewaffneter Neutralität zuzulassen. 
Die Angebote richteten sich formell an die westlichen Allierten, waren aber vorwiegend 
auf Westdeutschland berechnet. Ein Eingehen auf diese Vorschläge hätte den Bruch mit 
Amerika bedeutet, das an einer solchen Lösung nicht das geringste Interesse hatte, und da- 
mit auch den inneren Status quo Westdeutschlands in Frage gestellt. Deshalb konnten die 
auf Verständigung mit der UdSSR orientierten Deutschlandpolitiker und Publizisten im 
bürgerlichen Lager immer wieder isoliert werden?’. 

Nur in der-Konfrontation mit dem »Kommunismus« und nur unter Ausklammerung der 
alten Hochburgen der Arbeiterbewegung in Ostdeutschland konnte die Verschiebung der 
gesellschaftspolitischen Kräfteverhältnisse zugunsten der Bourgeoisie so reibungslos von- 
statten gehen, nachdem die amerikanische Besatzungsmacht in den einzelnen Ländern 
durchgesetzte Strukturreformen (Teilenteignungen, paritätische Mitbestimmung der Be- 
triebsräte) suspendiert oder eine Suspendierung bewirkt hatte. Die Währungsumstellung 
im Juni 1948 markierte den Sieg der neoliberalen Wirtschaftspolitik Ludwig Erhards über 
den Bewirtschaftungs-Dirigismus der Kriegs- und Nachkriegszeit. Bereits vorher war mit 
der Zustimmung zum Marshallplan (auch seitens der SPD und der Gewerkschaften) fak- 
tisch die Entscheidung für die kapitalistische Rekonstruktion der westdeutschen Wirtschaft 
im Rahmen der westeuropäischen Wirtschaft gefallen. Blieb die Verbesserung der mate- 
riellen Lage der Volksmassen zwar zunächst noch höchst bescheiden, so reichte sie doch nach 
den Jahren des Elends und mangelnden Warenangebots aus, die Arbeiterparteien bei der 
ersten Bundestagswahl 1949 auf ein gutes Drittel der Stimmen (im Verhältnis 5 zu 1) zu re- 
duzieren. 

Nachdem die seit 1947 geltende Montanmitbestimmung von den Gewerkschaften 1951 
noch hatte verteidigt werden können, entschied die von Streiks und Demonstrationen ge- 
prägte Auseinandersetzung um das Betriebsverfassungsgesetz 1952, daß die kapitalistische 
Ordnung der Bundesrepublik ohne wesentliche »wirtschaftsdemokratische« Elemente wei- 
terentwickelt werden würde. Da die Gewerkschaften vor einer massiven außerparlamentari- 
schen Mobilisierung zurückschreckten, mußten sie eine schwere Niederlage hinnehmen”. 
Das Ergebnis der 1953er-Wahlen (großer Erfolg Adenauers auf Kosten der kleineren bür- 
gerlichen Parteien, aber auch starke Verluste der KPD bei Stagnation der SPD) stabilisierte 
den CDU-Staat und sicherte endgültig jene außenpolitische Konzeption ab, die die BRD 
1955 in die NATO führte. 

Die gleichzeitige Entwicklung in der SBZ/DDR zeigte eine erstaunliche Parallelität. Hier 
steuerte eine Gruppe innerhalb der politischen Führung um Walter Ulbricht von vornhe- 
rein auf die Beschleunigung der »Sowjetisierung« ohne Rücksicht auf die Auswirkungen 
auf die Arbeiterbewegung, insbesondere die KPD, in Westdeutschland hin und benutzte 
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dabei ab 1948 eine sich verschärfende befreiungsnationalistische Rhetorik (gegen »kolonia- 
le Versklavung« Westdeutschlands, »Deutschland den Deutschene«). In der Masse der deut- 
schen Bevölkerung wurde diese Rhetorik im Hinblick auf die sowjetapologetische Haltung 
der SED/KPD zur Oder-Neiße-Grenze, zur Rückkehr der Kriegsgefangenen, zur sowjeti- 
schen Besatzungspolitik nicht ernst genommen. Die gleich nach Kriegsende wie in den 
Westzonen auch in der SBZ gebildeten einflußreichen autonomen Betriebsräte wurden 
1948, beim Übergang zu stärker zentralisierter Wirtschaftsplanung und Lohndifferenzie- 
rung,. durch die Betriebsgewerkschaftsleitungen ersetzt. Die Niederschlagung des 17.-Juni- 
Aufstands 1953 brach schließlich den hinhaltenden Widerstand der ostdeutschen Arbeiter 
gegen die Einführung des sowjetischen Gesellschaftsmodells und ermöglichte Ulbricht 
überdies die Ausschaltung der deuechlandpalnlt kompromißbereiten Gruppe um Zais- 
ser und Herrnstadt?®. 


2,2 Die beiden deutschen Staaten als Spaltungsprodukte 


Die einst von Willy Brandt auf die Bundesrepublik gemünzte Beschreibung als »politischen 
Zwergs, aber ökonomischen Riesen« hätte ebenso gut für die DDR gelten können. Spätestens 
zu Beginn der 60er Jahre hatten sich beide deutsche Staaten zu den industriellen Schritt- 
machern ihrer jeweiligen Hälfte Europas und zu verläßlichen »Juniorpartnern« ihrer jewei- 
ligen Führungsmacht entwickelt. Ihr außenpolitisches Gewicht blieb jedoch weit hinter 
dem etwa Frankreichs und Polens zurück, die BRD mit der Hallstein-Doktrin auf eine eige- 
ne Ostpolitik fast völlig verzichtend und die DDR international weitgehend isoliert. Zu- 
dem waren die Teilstaaten so eng mit den USA bzw. der UdSSR identifiziert - mit dem 
Verbleib der US- bzw. Roten Armee und der Amerikanisierung bzw., wenn auch weniger 
erfolgreichen, Sowjetisierung des kulturellen Lebens als augenfälligen Symbolen des Klien- 
tenstatus - daß sie selbst im eigenen Block kaum glaubhaft eigenständige Positionen ver- 
treten konnten. Die sozialliberale »Neue Ostpolitik« und die Unterzeichnung des Grund- 
lagenvertrags haben zwar den formellen außenpolitischen Spielraum beider Seiten erheb- 
lich erweitert, aber - wie die derzeitigen Debatten um die nukleare Aufrüstung und die pol- 
nische Krise zeigen - sie durchaus noch nicht von den alten Zwängen der 50er und 60er 
Jahre befreit. Die gegenwärtige Diskussion um das westdeutsche Verhältnis zu den USA 
und Westeuropa einerseits und zur DDR und Sowjetunion andererseits zeigt, wie sehr 
auchheute noch die deutsche Politik und die Deutschlandpolitik im Korsett des euro- 
päischen Nachkriegs-Status-quo gefangen bleiben. 

Aber auch innenpolitisch sind BRD wie DDR tief von der deutschen Spaltung und europä- 
ischen Blockkonfrontation gezeichnet. Die BRD ist ebensowenig ein »normalet« westeuro- 
päischer Nationalstaat, wie die DDR ein »normalet« osteuropäischer Nationalstaat ist. 
Schon die Tatsache, daß der Übergang von der Kalten-Kriegs-Konfrontation zur Entspan- 
nungspolitik in beiden Staaten schwere innere Erschütterungen auslöste - Barzels versuch- 
ter Regierungssturz und die bisher einzige vorzeitige Parlamentsauflösung in der BRD 
1972, die Ablösung Ulbrichts und nicht nur deutschlandpolitische Umorientierung der 
SED in der DDR 1971?" - ist Beleg dafür, daß ihr Verhältnis zueinander ein qualitativ an- 
deres als das zwischen etwa Frankreich und der CSSR oder Großbritannien und Polen ist: 
ein Verhältnis der gegenseitigen Fixierung aufeinander, das nur bei bewußter Bezugnahme 
auf die nationale Frage ihre innere politische Entwicklung überhaupt richtig interpretierbar 
macht. Die BRD ist nicht ohne die DDR, die DDR nicht ohne die BRD denkbar. 
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2.2.1 Die Bundesrepublik 


Der »CDU-Staat« Konrad Adenauers gründete ideologisch auf der Verdrängung der antifa- 
schistischen »Vergangenheitsbewältigung« durch die antikommunistische Abgrenzung. 
Angesichts der nationalen Spaltung wurde hier die Gleichsetzung von Faschismus und 
Kommunismus im Zeichen der Totalitarismustheorie zum theoretisch-ideologischen Fun- 
dament des Staatswesens: Unter Anknüpfung an traditionell anti-preußische und föderali- 
stische Elemente des westdeutschen politischen Katholizismus und von Teilen des Libera- 
lismus und an die Erfahrungen der sozialdemokratischen Arbeiter mit der Rolle der KPD 
in der Endphase der Weimarer Republik?? entstand in der BRD eine besondere Variante 
des Antikommunismus, die sich qualitativ vom Antikommunismus anderer westeuropäi- 
scher Länder selbst zur Hochzeit des Kalten Krieges unterschied. Die Abwehr der bolsche- 
wistischen Bedrohung wurde zum Ersatz für ein National- und Geschichtsbewußtsein, die 
willige Anpassung an die »christlich-abendländlische« Zivilisation der westlichen Sieger- 
mächte zur Ersatzidentität. Insofern bestand auch kein Widerspruch zwischen dem Wie- 
dervereinigungsanspruch und der Westintegration: mit der Definition der Wiedervereini- 
gung als Rückeroberung der DDR für die »freie Welt« wurde die nationale Frage effektiv 
neutralisiert und für die innenpolitische Formierung instrumentalisiert. Nicht zufällig war 
die SPD die einzige der großen sozialdemokratischen Parteien Westeutopas, in der die 
Rechtsentwicklung der 50er Jahre zur programmatischen Fundamentalrevision (Godes- 
berg) führte??. 

Der Regierungswechsel 1966/69 und die Einleitung einer »Neuen Ostpolitik« hatten zwar 
eine partielle innenpolitische Liberalisierung zur Folge (Erosion des hysterischen Anti- 
kommunismus, legale DKP-Gründung), die Grundlagen der politischen Kultur West- 
deutschlands blieben jedoch zwangsläufig unangetastet, solange die BRD westeuropäischer 
Hauptstützpfeiler der Blockarchitektur von Jalta blieb. Die Rückkehr zur Ost-West-Kon- 
frontation in den späten 70er Jahren machte daher die Grenzen sozialliberaler Friedens- 
und Entspannungspolitik unübersehbar: innenpolitisch in der Zange zwischen CDU-Op- 
position und Friedensbewegung, außenpolitisch zwischen den Tributforderungen an den 
neuen Kurs der »Schutzmacht« USA und dem Interesse an der Konsolidierung und Weiter- 
entwicklung der Ostpolitik, findet sich die Bonner Koalition in einer tiefen Krise, die 
letztlich nur entweder durch die Kapitulation vor dem amerikanischen Druck oder dutch 
einen Bruch mit den USA lösbar ist. Zu einem Bruch hat die westdeutsche Sozialdemokra- 
tie - von der FDP ganz zu schweigen - nach dreißigjähriger, energischer Selbsterziehung 
im »Geist des atlantischen Bündnisses« jedoch kaum noch die innere Kraft: eine solche Po- 
litik würde die Infragestellung nicht nur der außenpolitisch-militärischen, sondern auch 
der ideologischen und sozialen Identität des Frontstaats Bundesrepublik bedeuten. Für die 
SPD stünden nicht nur der »Doppelbeschluß« und die NATO-Mitgliedschaft, sondern Go- 
desberg selbst auf dem Spiel. Weniger noch als anderswo lassen sich hier Innen- und Au- 
ßenpolitik voneinander trennen.?* 

Um aber reibungslos herrschaftsstabilisierend wirken zu können, bedarf dieser enge Zu- 
sammenhang von Außen- und Innenpolitik einer Harmonie von internationalen Rahmen- 
bedingungen und innenpolitischen Konstellationen, wie sie nur in den fünfziger Jahren 
(Kalter Krieg, Adenauer-Regime, Antikommunismus, »Wirtschaftswunder«) und 1969 bis 
1972/73 wirklich gegeben waren. Die Regierung Schmidt-Genscher findet sich heute als Re- 
sultat der wirtschaftlichen, ideologischen und weltpolitischen Tendenzwenden der 70er 
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Jahre mit einer wachsenden gesellschaftlichen Polarisierung konfrontiert, die in der unauf- 
haltsam scheinenden Rückkehr der CDU/CSU zur Macht einerseits, und dem flächenbrand- 
artigen Ausweiten der Alternativ- und Friedensbewegung andererseits ihren Niederschlag 
findet. Die gegenwärtig so vielbeschworene »Angst« der Westdeutschen bringt als wider- 
sprüchliche Tendenzen die Suche nach der verlorenen Sicherheit der Adenauer-Ära und 
die über den Sozialliberalismus hinausweisende, radikale Infragestellung des deutschen 
Status quo hervor. Die Grundsatzdebatte um die innere Verfassung und äußere Orientie- 
rung der BRD wird damit erstmals seit den 50er Jahren wieder eröffnet. Damit kommt auch 
die nationale Frage wieder auf die Tagesordnung: nicht aber als reaktionäre Wiederveteini- 
gungsromantik der antikommunistischen Östreiter, sondern als Frage nach den konkreten 
Bedingungen für Frieden und Fortschritt im geteilten Deutschland. 


2.2.2 Die DDR 


In der Bundesrepublik wurde das Defizit an nationaler Identität und nationalem (Selbst-) 
Bewußtsein durch den Wirtschaftsaufschwung und die »re-education« der Bevölkerung zu 
den Spielregeln der parlamentarischen Demokratie angelsächsischen Vorbilds, vor allem 
aber die am Kontrastmodell der DDR fixierte antikommunistische Mobilisierung zumin- 
dest soweit neutralisiert, daß die politische Legitimität des Bonner Staates bisher nicht of- 
fen infragegestellt wurde.”° Die DDR befand und befindet sich in einer grundlegend ande- 
ten Position: von vornherein durch die ökonomische Geographie der deutschen Teilung 
und die zumindest in den Anfangsjahren strikt punitive Besatzungspolitik der Sowjet- 
union im wirtschaftlichen Hintertreffen, erstickte das bürokratische Regime mit jeder Form 
unabhängiger, demokratischer Massenaktivität zugleich auch das ursprünglich in den »mit- 
teldeutschen« Hochburgen der Arbeiterbewegung durchaus vorhandene Legitimitätspo- 
tential für einen sozialistisch-kommunistischen Neubeginn. Westdeutschland wurde für 
die Mehrheit der DDR-Bevölkerung trotz aller Anstrengungen der SED-Propaganda nicht 
zum hertschaftsstabilisierenden Feindbild, sondern zum glitzernden Konsumleitbild und 
politischen Alternativmodell. Das DDR-eigene »Wirtschaftswunder« der 60er und 70er 
Jahre, die sportlichen Erfolge auf internationaler Ebene, die weltweite diplomatische Aner- 
kennung nach 1972 und die medienvermittelte Erfahrung der kapitalistischen Wirt- 
schafts- und Gesellschschaftskrise im vormals »goldenen Westen« haben dieses Bild wohl 
relativiert, aber kaum grundlegend verändert. Der Fixpunkt für Vergleiche mit der eigenen 
Situation ist und bleibt die BRD, nicht Osteuropa. 

Seit ihrer Gründung sieht sich die SED-Führung also mit der BRD nicht nur als äußerem, 
sondern gewissermaßen auch »innerem« Feind konfrontiert. Der in dem westlichen Teilstaat 
die politische Sprengkraft der nationalen Frage so effektiv neutralisierende direkte Ver- 
gleich zwischen beiden deutschen Staaten bezüglich des materiellen Lebensstandards und 
der demokratischen Bürgerrechte bewirkte in der DDR genau das Gegenteil. Die nationale 
Frage braucht hier nicht esst »wiederentdeckt« zu werden, sie hat durchgehend die politi- 
sche Praxis und das gesellschaftliche Bewußtsein bestimmt. 

In der nationalen Politik der SED seit der Staatsgründung 1949 lassen sich grob drei Phasen 
unterscheiden. In der ersten Phase, bis etwa 1955, stand die Wiedervereinigungsfrage 
nicht nur rhetorisch-propagandistisch im Vordergrund: die Spaltung Deutschlands er- 
schien durchaus noch nicht besiegelt, und vor allem in Moskau deutete sich immer wieder 
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die Tendenz an, die staatliche Existenz der DDR als Tauschobjekt gegen die Aufrüstung 
und Westintegration der Bundesrepublik zu setzen. Erst als die Vorbereitung des west- 
deutschen NATO-Beitritts allen Spekulationen auf ein vereinigtes, blockfreies Deutsch- 
land endgültig ein Ende bereitet hatte, warf Chruschtschow auf der Rückreise von der Gen- 
fer Konferenz das Gewicht der Sowjetunion unzweideutig hinter die Absicherung der »so- 
zialistischen Errungenschaften« der DDR.?‘ Obwohl die Propaganda der SED auch weiter- 
hin von der Fortexistenz einer deutschen Nation und dem Ziel der Wiedervereinigung aus- 
ging, wurden ab 1955 doch andere Akzente gesetzt: Konföderationsprojekte - also die stu- 
fenweise Annäherung zwischen beiden Staaten - traten nun an die Stelle der direkten Her- 
stellung einer gesamtdeutsch-demokratischen Volkssouveränität (Volkskongreßbewegung 
1947/48, unmittelbar gewählte Konstituante Anfang der 50er Jahre), das Streben nach 
völkerrechtlicher Anerkennung der DDR an die Stelle des Herausbrechens der BRD aus der 
westlichen Allianz als realpolitischen Zieles. Der Mauerbau 1961 beendete dann auch die 
Wiedervereinigungsträume auf westdeutscher Seite und ermöglichte die innere Konsoli- 
dierung der DDR, indem er den Arbeitskräfteabfluß gen Westen stoppte und die bis dahin 
individuell mögliche Emigrationsperspektive ausschloß. 

Erst mit der Einleitung der »Neuen Ostpolitik« durch die neue Regierungskoalition in 
Bonn 1969 wurde eine grundlegende Umorientierung in der nationalen Frage notwendig. 
Die DDR-Führung geriet nicht nur gegenüber dem Westen, sondern auch gegenüber dem 
Osten in die deutschlandpolitische Defensive: entgegen der bis dahin von Ulbricht immer 
wieder vertretenen Position zeigte sich die Sowjetunion bereit, die Abkoppelung der Ber- 
linverhandlungen von den deutsch-deutschen Beziehungen (Vorwegnahme der Viermäch- 
teverhandlungen vor eine Anerkennungstegelung) und eine deutlich unter der völker- 
techtlichen Stufe liegende Form der DDR-Anerkennung durch die BRD zu akzeptieren.?” 
Zum zweiten Male nach 1952/53 - als die Wiedervereinigungssignale aus Moskau Beunru- 
higung in der SED hervorriefen?® - eröffnete sich ein Interessenkonflikt zwischen der DDR 
und der UdSSR, dessen Lösung durch den Personal- und Kurswechsel von Ulbricht zu Ho- 
necker nur noch einmal die Enge des eigenen deutschlandpolitischen Spielraums der SED 
und ihre prinzipielle Unterordnung unter die Sowjetinteressen unterstrich. Für die DDR 
wat die verspätete Anpassung des deutsch-deutschen Verhältnisses an die internationale 
Ost-West-Entspannung nicht weniger problemträchtig als für die BRD; die zu Beginn der 
70er Jahre entwickelte »Zwei-Nationen-Theorie« ist der Versuch, diese Probleme theore- 
tisch-ideologisch in den Griff zu bekommen. 

Vom theoretischen Standpunkt aus bedeutet die Formel von der »kapitalistischen Nation« 
der BRD und der »sozialistischen Nation« der DDR die Wiederbelebung (wenn auch in 
modifizierter Form) der Stalin’schen Definition der Nation anhand »objektiver Kriterien«. 
Bei aller scharfen Betonung des untetschiedlichen Klassencharakters der beiden deutschen 
Staaten und der verschiedenen Klassenttaditionen, auf die sie aufbauten, war Ulbricht 
doch noch immer von der gemeinsamen Zugehörigkeit der »Krupps und Krauses« zur 
deutschen Nation ausgegangen, deren Fortexistenz ja auch noch in der DDR-Verfassung 
von 1968 festgeschrieben worden war.” Eine zukünftige Wiedervereinigung Deutschlands 
wurde zwar auch jetzt nicht - wie verschiedene Aussagen Honeckers belegen“ - völlig aus- 
geschlossen, aber von einer vorhergehenden sozialistischen Umwälzung in der BRD abhän- 
gig gemacht. Die »nationale Frage« war damit als tagespolitisches Thema ad acta gelegt. Die 
weiterbestehenden sprachlichen und kulturellen Gemeinsamkeiten mochten zwar verschie- 
denen Möglichkeiten für die Zukunft offenlassen, doch angesichts des realen Geschichts- 
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verlaufs der letzten Jahrzehnte gelte es im Interesse des guten Nebeneinanders und euro- 
päischen Friedens, den Status quo zu respektieren. 

Das Insistieren auf der staatlichen #4 nationalen Eigenständigkeit der DDR ist sowohl 
nach außen wie nach innen gerichtet: nach außen vor allem gegen den Wiedervereini- 
gungsvorbehalt der Bonner Ostpolitik und die Relikte des Bonner Alleinvertretungsan- 
spruchs (Staatsangehörigkeitsfrage), nach innen gegen die »Westorientierung« der DDR- 
Bevölkerung und die sich aus der Erleichterung innerdeutscher Kommunikation im Gefol- 
ge der Verträge! möglicherweise ergebenden Gefahren innerer Destabilisierung. Die Strei- 
chung der nationalen Frage aus dem propagandistischen Arsenal der SED wurde daher be- 
gleitet von einer Reihe flankierender Maßnahmen: der systematischen Umbenennung von 
Institutionen (»Deutschlandsender« in »Stimme der DDR« usw.), einen auf schnelle He- 
bung des Lebensstandards gerichteten wirtschaftpolitischen Kurs und vor allem die ver- 
stärkte Hervorhebung des Bündnisses mit der Sowjetunion und der Einbettung der DDR 
in das »sozialistische Lager«. Nach gerade sechs Jahren wurde 1974 der Hinweis auf die 
deutsche Nation aus der Verfassung gestrichen; eine derart hektische Umorientierung muß 
geradezu als indirekte Bestätigung der besonderen Brisanz der nationalen Frage in der 
DDR interpretiert werden. 

Diese Brisanz ergibt sich nicht etwa aus der Existenz einer »Nationalbewegung« in der 
DDR, von der nicht die Rede sein kann. Eine offene Diskussion der nationalen Frage ist 
schon aus »systemimmanenten« Gründen unmöglich, aber solange die beiden deutschen 
Staaten in ihrer gegenwärtigen Blockeinbindung verharren und der europäische Status 
quo scheinbar unabänderlich und die Deutsche Frage damit scheinbar konktet nicht lösbar 
bleiben, ist die Resignation im Sinne der »normativen Kraft des Faktischen« ein vielleicht 
größeres Hindernis als die Repression. 

Die Brisanz der nationalen Frage in der DDR ergibt sich vielmehr daraus, daß der DDR im 
Unterschied zu den anderen Ostblockstaaten eine spezifische nationale Identität fehlt. Es 
wird oft und zu Recht darauf hingewiesen, wie der Nationalismus in Polen, Ungarn, Ru- 
mänien usw. (sowie unter den nationalen Minoritäten der UdSSR selbst) heute eine wichti- 
ge Quelle wie Artikulationsform der Rebellion gegen die sowjetische (bzw. russische) He- 
gemonie im »sozialistischen Lager« ist. Was dabei leicht übersehen wird, ist die Bedeutung 
des Nationalismus auch für eine zumindest begrenzte Regimelegitimität dort, wo die kom- 
munistischen Parteien sich mit dem Befreiungskampf gegen die Besetzung durch den 
deutschen Faschismus identifizieren und die von ihnen geführten Volksrepubliken unbe- 
streitbare Modernisierungserfolge in der planwirtschaftlichen Überführung ihrer rückstän- 
digen Länder ins Industriezeitalter erzielen konnten (Ungarn, Bulgarien, Rumänien, auch 
Polen). Im Falle Ostdeutschlands jedoch wurden die Rote Armee als fremde Besatzungs- 
macht im besiegten Land, nicht als Befreier, die aus dem Moskauer Exil zurückkehrenden 
KP-Funktionäre als deren Erfüllungsgehilfen und nicht als siegreiche Widerstandskämpfer 
empfunden.‘ Und die wirtschaftlichen Erfolge der DDR wurden und werden zuallererst 
am westdeutschen Gegenstück gemessen. 

An der Zwei-Nationen-Theorie der SED ist ja nicht die prinzipielle Möglichkeit der Her- 
ausbildung einer separaten Nationalidentität durch tiefgreifende soziale und politische 
Umwälzungen in einem Teilgebiet einer größeren ethnisch-kulturellen Einheit falsch. Wä- 
te die deutsche Spaltung das Ergebnis eines innerdeutschen Bürgerkiegs gewesen, in dem 
auf der einen Seite eine genuine sozialistische Revolution, auf der anderen Seite die bür- 
gerliche Konterrevolution gesiegt hätte, dann hätte das unter Umständen Ausgangspunkt 
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einer nationalen Trennung sein können. Angesichts der Entstehungs- und Entwicklungs- 
geschichte des »realen Sozialismus« in der DDR jedoch - die von ihrer Unterordnung unter 
die außenpolitischen Interessen der Sowjetunion und der systematischen Unterdrückung 
jeder demokratischen Masseninitiative gekennzeichnet ist - wird die objektivistische Argu- 
mentation mit den unterschiedlichen sozialen Systemen zur leeren Hülse ohne die Sub- 
stanz der subjektiven Nationalidentifikation, der nationalen und demokratischen Legitimi- 
tät. Unabhängig davon, ob man grundsätzlich eine »historisch-objektive« Fortschrittlich- 
keit des östlichen planwirtschaftlichen Systems annimmt oder nicht, kann die sowjetische 
»Revolution von außen« ebensowenig die Massen gewinnen wie weiland die französisch-na- 
poleonische: der die SED-Politik von Ulbrichts »überholen ohne einzuholen« bis zu Ho- 
neckers Intershops dominierende ökonomisch-materielle Wettlauf mit dem westdeutschen 
Konsumkapitalismus und die auch drei Jahrzehnte nach der Auflösung der SPD immer 
wieder intensivierte Polemik gegen den »Sozialdemokratismus« sind beredter Tribut an die 
anhaltende Westorientierung in der Bevölkerung. 

Gerade die Haltung dissidenter Kommunisten in der DDR zur nationalen Frage ist in die- 
sem Zusammenhang bezeichnend. Waren die während der 50er Jahre wiederholt auftre- 
tenden Differenzen in der SED-Führung über das Tempo des »sozialistischen Aufbaus« 
und die Deutschlandpolitik vor allem Reflexionen der Moskauer Fraktionskämpfe zu einer 
Zeit, als die Deutsche Frage noch offen war bzw. offen scheinen konnte*?, so zeigten die 
Oppositionellen der sechziger und siebziger Jahre eine deutliche Neigung, die nationale 
Frage zugunsten der Existenzsicherung der von ihnen grundsätzlich bejahten DDR - die 
sie durch die Magnetkraft Westdeutschlands akut bedroht sahen - herunterzuspielen. Die- 
ses Motiv zieht sich durch Äußerungen Havemanns und Biermanns von damals und wurde 
am deutlichsten von Rudolf Bahro artikuliert, der deswegen sogar zur vorsichtigen Kontrol- 
le des Demokratisierungsprozesses riet.*?”* Wenn schon linke Oppositionelle die von der na- 
tionalen Frage ausgehende staatliche Labilität der DDR fürchten, so gilt dies natürlich erst 
recht für den Funktionärskader der SED generell. 


2.3 Die westdeutsche Sozialdemokratie 


Der Vorbereitung und Gründung der beiden deutschen Separatstaaten war die geographi- 
sche Fixierung der politischen Spaltung der Arbeiterklasse vorausgegangen. Dieser Vor- 
gang trug durch die Schwächung bzw. Ausschaltung einer unabhängigen Arbeiterbewe- 
gung in West und Ost entscheidend zum Erfolg der Adenauer- und Ulbricht-Politik bei. 
Die Gründung einer einheitlichen sozialistischen Arbeiterpartei wurde im Zuge der Verei- 
nigungskampagne der KPD seit Herbst 1945 auch als Garantie für die nationale Einheit 
Deutschlands angepriesen.‘* Ohne Zweifel hätte eine gesamtdeutsche vereinigte Arbeiter- 
partei in dieser Richtung gewirkt. Nachdem sich aber die KPD in den ersten Wochen und 
Monaten nach Kriegsende auf Geheiß ihres ZK überall gegen den spontanen Wunsch nach 
Gründung einer einzigen sozialistischen Partei gestellt und konkrete Angebote von sozial- 
demokratischer Seite ablehnend oder hinhaltend behandelt hatte, war die Basis für eine 
freiwillige Vereinigung unter den Sozialdemokraten - nicht zuletzt im Hinblick auf die po- 
litische Praxis der KPD in der SBZ - bereits deutlich schmaler geworden, als die Einheits- 
kampagne der KPD begann.“ Anfang 1946 war völlig klar, daß die SED nur (und das auch 
nur unter starkem Druck) in der SBZ und eventuell in Berlin gegründet werden könnte. Ei- 
ne solche erzwungene Gründung - von der Mehrheit der Westberliner Sozialdemokraten 
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in einer Urabstimmung abgelehnt - konnte aber von den SPD-Mitgliedern in West- 
deutschland nur als Ausschaltung der SPD als einer unabhängigen politischen Kraft (in der 
Tat ging es wesentlich darum) verstanden werden. Kurt Schumachers bedingungslos anti- 
kommunistische Position setzte sich damit endgültig in der West-SPD durch - umgekehrt 
tat Schumacher alles, um den Spielraum der ostdeutschen Sozialdemokraten um Girote- 
wohl auf Null zu reduzieren. Die »zwangsvereinigte« SED als eigenständigen politischen 
Faktor zu behandeln und damit möglicherweise auch Tendenzen zur Selbständigkeit zu 
stärken, war für die westdeutsche SPD in ihrer großen Mehrheit seit 1946 ebenso indiskuta- 
bel wie die Aktionseinheit mit der noch durchaus relevanten westdeutschen KPD. Kurt 
Schumacher hatte schon 1945 die »Sozialdemokratisierung« der KPD-Anhänger als einzi- 
gen Weg zur Einheit der Arbeiterbewegung gekennzeichnet“. Die westdeutsche KPD trug 
als Anhängsel der SED ihren Teil dazu bei, daß Schumachers Rechnung bis zu seinem Tod 
1952 weitgehend aufging. Sie erntete den Unmut über die Sowjetunion und die SED, de- 
ren Wendungen sie - ungeachtet der realen Bedingungen in Westdeutschland - getreulich 
nachvollzog; ihre starke Stellung in Großbetrieben und in den Gewerkschaften ging eben- 
so wie ihre Wählerbasis schon seit etwa 1947 nach und nach verloren‘. Die schon kurz 
nach Gründung der BRD einsetzende Verfolgung war nicht die Ursache für den Nieder- 
gang der Partei; ohne die Selbstisolierung der KPD wäre die gegen sie gerichtete Reptes- 
sion in einem parlamentarischen System nicht durchführbar gewesen. 

Der Erfolg Schumachers bei der Gewinnung früherer kommunistischer Wähler (und Mit- 
glieder) für die SPD, ebenso wie bei der Durchsetzung seiner Linie in der SPD, hing von 
seiner Fähigkeit ab, die SPD glaubhaft als »Dritte Kraft« von dem »restaurativen« Bürger- 
block im Westen und der »totalitären«, »gesinnungs-russischen« SED im Osten abzugren- 
zen - gesellschaftspolitisch wie außen- und deutschlandpolitisch. »Dritte Kraft« war die 
SPD der 40er und 50er Jahre für ihre Anhänger in der BRD ebenso wie für die große Zahl 
ihrer versteckten Sympathisanten in der DDR (die SPD-Führung ging, wahrscheinlich zu 
Recht, davon aus, daß die große Mehrheit der ostdeutschen Arbeiter an der Sozialdemokra- 
tie orientiert war, was sich auch in Wahlverhalten von DDR-Flüchtlingen niederschlug)*®. 
Daß die Haltung der SPD-Spitze, unter dem Primat des Antikommunismus, grundsätzlich 
prowestlich war, trat im Bewußtsein der Massen, die den Antikommunismus überwiegend 
teilten, in den Hintergrund, da die SPD an einem (zunehmend substanzlosen) reformisti- 
schen Konzept von »sozialistischer Neuordnung« festhielt und die Integration der BRD in 
den Westblock wegen ihrer Auswirkungen auf die Deutsche Frage ablehnte”. 

Die SPD befand sich vor 1959/60 in dem Dilemma, den Grundkonsens der BRD in maß- 
geblichen Teilen (liberalkapitalistische Westintegration) ablehnen zu müssen, gleichzeitig 
aber ein rein repräsentativ-parlamentarisches Demokratieverständnis zu pflegen. Sie war 
daher nicht gewillt und in der Lage, den vorwiegend von der organisierten Arbeiterbewe- 
gung getragenen Massenwiderstand gegen Remilitarisierung (ab 1950) und Atombewaff- 
nung (ab 1957) bis zur Konfrontation mit dem bürgerlichen Staat weiterzutreiben. Die 
SPD war im Unterschied zur CDU zwar nach dem Tod Schumachers bereit,die sicherheits- 
politischen Interessen und das Machtprestige der Sowjetunion bei ihrer Wiedervereini- 
gungspolitik in Rechnung zu stellen; den Massenprotest als Angriff auf den bundestepu- 
blikanischen und gesamtdeutschen Status quo zu akzeptieren, hätte aber den Bruch auch 
mit der eigenen politischen Tradition und Rolle bedeutet. Die Demobilisierung der Bewe- 
gung durch die SPD wegen derer teils erfolgter, teil immanent notwendiger Radikalisie- 
rung bewies zugleich, wie weit die politische Kontrolle der Sozialdemokratie über die Ar- 
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beiterbewegung ging.” 

Die komplizierten sicherheitspolitischen Überlegungen über allseits akzeptable Rahmen- 
bedingungen für eine Wiedervereinigung Deutschlands’! (wie man hoffte, unter einer 
SPD-Regierung) waren indessen nicht so schr wegen ihrer Einschätzung der sowjetischen 
als der amerikanischen Interessen anfechtbar. Für Wahlkämpfe, die in hohem Maße mit 
außenpolitischen Argumenten geführt wurden, eigneten sie sich nicht. In der Agitation 
der Rechten wurde die SPD wegen ihres Entgegenkommens gegenüber der UdSSR als pro- 
sowjetisch dargestellt. Der »Deutschlandplan« der SPD vom 18. März 1959°? wurde nach 
einem Jahr fast stillschweigend wieder fallen gelassen, ohne daß die eigene Anhängerschaft 
dafür mobilisiert worden wäre. Der Plan enthielt die bislang weitestegehende inhaltliche 
Alternative zur CDU-Deutschlandpolitik, indem er die Notwendigkeit einer schrittweisen 
Annäherung beider deutscher Staaten (im Rahmen einer atomwaffen- und paktfreien Ent- 
spannungszone in Mitteleuropa) klar aussprach und damit innere Veränderungen in der 
DDR wie der BRD in ganz anderer Weise als die Bundesregierung, die letztlich eine Aus- 
dehnung des westdeutschen Systems nach Osten verlangte, teils explizit, teils implizit zum 
Thema machte. Mit ihrem »Deutschlandplan« kam die SPD Überlegungen entgegen, die 
von Oppositionellen in der SED (wie der Harich-Gruppe 1956)? angestellt wurden. 

Daß die konstruktive Politik des Deutschlandplans nicht weiterentwickelt wurde, lag nicht 
so sehr an der mangelnden inneren Konsistenz, sondern an der außenpolitischen Umotien- 
tierung der SPD um 1960. Nachdem man in den 50er Jahren nur um 30% der Wähler für 
eine Alternative zum Bürgerblock hatte gewinnen können, sollte der Durchbruch jetzt mit 
einer »Umarmungstaktik« erreicht werden: Aufgabe der Reste sozialistischer Wirtschafts- 
programmatik in der Hoffnung, zur »Volkspartei« und zum Bündnispartner der moderni- 
stichen Kapitalfraktion zu avancieren, Anpassung an die Außen-, Sicherheits- und 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung. Erst damit war der Grundkonsens der westdeut- 
schen Gesellschaft perfekt, und die SPD wurde für die bürgerlichen Parteien koalitionsfä- 
hig. Das Godesberger Programm vom November 1959 (und ebenso die außenpolitische 
Rede Wehners im Bundestag vom 30. Juni 1960) reflektierte eine Bewußtseinsveränderung 
der sozialdemokratisch orientierten Arbeiterklasse und zielte zugleich auf die Erfasung der 
katholischen Arbeiter und der lohnabhängigen Mittelschichten, ohne die Wahlen nicht zu 
gewinnen waren. Die Demoralisierung der älteren Arbeitergenerationen durch die epocha- 
le Niederlage von 1933 war keineswegs überwunden, sondern durch die »verhinderte Neu- 
ordnung« und die Spaltung Deutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg bestätigt worden. 
Die Zerstörung der traditionellen Arbeiterkultur durch den Nazismus sowie die sozialen 
Umschichtungen im Verlauf und im Gefolge des Krieges wurde vom westdeutschen 
»Wirtschaftswunder«, dem lang anhaltenden Boom mit ständig wachsender Beschäfti- 
gungsrate und kontinuierlichen, fast kampflosen Reallohnzuwächsen, vollendet’. Die Si- 
cherung und der Ausbau des Erreichten wurden angesichts der negativen historischen Er- 
fahrungen zu einem vorrangigen Ziel, politische Interessenvertretung mehr und mehr in 
diesem Sinne verstanden. Der Rückzug der Arbeiter aus dem inneren Parteileben und der 
relative (wenn auch nicht absolute) Rückgang des Arbeiteranteils an der Mitgliedschaft der 
SPD’ signalisierten ein zunehmend passives Verhältnis der Arbeiterklasse zur Sozialdemo- 
kratie - wie cum grano salis auch zu den Gewerkschaften -, nicht aber eine Aufhebung der 
Verbindung. Diese kann sich nach wie vor auch außerparlamentarisch manifestieren, wie 
z.B. anläßlich des CDU-Mißtrauensvotums 1972. 
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Aus dieser Perspektive erscheint die neue Ost- und Deutschlandpolitik der SPD/FDP-Koa- 
lition ab 1969 nicht als veränderte außenpolitische Strategie im Interesse der realistischen 
und am Osthandel orientierten Kapitalfraktionen (was sie auch war und ist), sondern als 
Kristallisationspunkt der (vielfach diffusen) Wünsche und Hoffnungen von Millionen 
Werktätiger und Intellektueller nach Frieden und Verständigung. Nicht zufällig begrün- 
det die Bundesregierung ihre Zusammenarbeit mit Osteuropa und der DDR bis heute vor 
allem mit.der Sicherung des Friedens und mit »menschlichen Erleichterungen«. 

So sind denn auch die Anfänge der Neuen Ostpolitik in der Ernüchterung der Westberli- 
ner Senatspolitiker um Willy Brandt nach dem Mauerbau (13.8.1961) zu suchen. Die als 
»Politik der kleinen Schritte« bezeichneten Passierscheinabkommen der Jahre 1963 - 66 
zielten langfristig auf »Wandel durch Annäherung« (Egon Bahr). Eingebunden in das 
westliche Bündnis, sollte die BRD den beginnenden Enstpannungsvorgang zwischen den 
Weltmächten nachhaltig unterstützen und für die besonderen Anliegen der Nation nut- 
zen. Im Verlauf eines längeren Prozesses ost-westlicher Annäherung, materialisiert in 
»bündnisüberwölbenden Absprachens, könne es dann auch gelingen, die deutsche Einheit 
- in welcher staatsrechtlichen Form auch immer - wiederherzustellen.® 

Diese Konzeption legte die SPD-Führung nach der Konstituierung der Regierung 
Brandt/Scheel zugrunde, die gebildet wurde, als sich gezeigt hatte, daß die Zeit kontinu- 
ierlicher politischer Entwicklung vorbei war, und der Jugendradikalisierung, Ausdruck einer 
tiefen ideologischen Krise, nur durch den Bruch der SPD mit der CDU begegnet werden 
könnte. In der Regierungserklärung Willy Brandts am 28. 10. 1969 sprach ein westdeut- 
scher Bundeskanzler erstmals davon, mit dem anderen deutschen Staat süber ein geregeltes 
Nebeneinander zu einem Miteinander zu kommen«, und begrub damit die ganze (aller- 
dings längst ausgehöhlte) Argumentation der CDU-Regierungen, womit der Weg für eine 
aktive Deutschlandpolitik überhaupt wieder frei wurde. Der spontane Beifall für Brandt 
bei seinem Besuch am 17. März 1970 in Erfurt zeigte, welche Dynamik in der Neuen Ost- 
politik steckte. 

Die Vertragspolitik warf nicht nur für eine großenteils noch widerstrebende Öffentlichkeit, 
sondern auch für die SPD selbst Identitätsprobleme auf. Über zwei Jahrzehnte war die 
SPD Partei im Kalten Bürgerkrieg in Deutschland gewesen - namentlich in Berlin. So we- 
nig die CDU-Bundesregierungen die DDR-Regierung als Gesprächspartner akzeptieren 
wollten, weil deren Legitimität, ja die Staatlichkeit der DDR überhaupt, bestritten wurde, 
so wenig war die SPD bereit, in der SED mehr als einen Zwangsapparat und eine Nieder- 
lassung des vom Kreml gelenkten Weltkommunismus zu sehen, der mit Hilfe des »Ostbü* 
ros« auch subversiv bekämpft wurde. Die Auflockerung des Nicht-Anerkennungs-Dogmas 
der SPD gegenüber der DDR und ihrer führenden Partei durch den »Deutschlandplan« 
stand unter dem Vorbehalt, daß Kontakte und Vereinbarungen zwischen den beiden Staa- 
ten an einen vorher festgeschriebenen Vereinigungsprozeß geknüpft sein müßten. Die »Po- 
litik der kleinen Schritte« wollte juristische Fragen ausklammern. Der 1966 vereinbarte, 
dann nicht zustande gekommene Redneraustausch mit der SED?’ mußte innerparteilich 
und gegenüber der Öffentlichkeit vor allem als »Schlagabtausch« qualifiziert werden, um 
den Widerstand dagegen zu neutralisieren. 

Der Begriff der Sozialdemokratie von der einheitlichen deutschen Nation bezog sich ur- 
sprünglich fast selbstverständlich auf die Kontinuitätsmomente aus der gemeinsamen 
Staatlichkeit Deutschlands 1871 - 1945 und auf das Prinzip der Selbstbestimmung (hierin 
mit der CDU weitgehend übereinstimmend). Auch die SPD forderte jahrelang gesamt- 
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deutsche freie Wahlen zu einer Nationalversammlung als Ausgangspunkt der Wiederverei- 
nigung. Lange Jahre - unter Schumacher ausgesprochen aggressiv - warf die SPD der CDU 
die Vernachlässigung der nationalen Interessen vor. Damit eng verbunden waren Bezüge 
zur gemeinsamen Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, nach Kurt Schumacher am 
stärksten bei Herbert Wehner. Wie die Bundesrepublik einen Alleinvertretungsanspruch 
für alle Deutschen formulierte, vertrat die SPD eine Art Alleinvertretungsanspruch für die 
Arbeiterbewegung”. 

Wenn die neue SPD/FDP-Regierung auch »Sonderbeziehungen« zur DDR unterhalb der 
völkerrechtlichen Anerkennung anstrebte, so war ihr doch völlig klar, daß eine Verbesse- 
rung und vertragliche Regelung der »innerdeutschen Beziehungen« nur auf der Basis der 
Gleichberechtigung denkbar waren. Jede Diskussion über die.demoktatische Legitimation 
der DDR-Regierung oder der SED verbot sich daher auf zwischenstaatlicher Ebene von 
selbst. Den Begriff der »Einheit der Nation« einfach aufzugeben, untersagten das Grund- 
gesetz, das innenpolitische Kräfteverhältnis und auch die Intention der Protagonisten der 
Neuen Ostpolitik, die durch »menschliche Erleichterungen« (Reise- und Besuchsmöglich- 
keiten vor allem) die Substanz der Nation bewahren wollten. Damit ergab sich aber die 
Notwendigkeit, den Nationenbegriff stärker kulturell und kommunikationstheoretisch zu 
fassen’. In einer populären Formel von Egon Bahr: »Nation ist, wenn sich die Menschen 
treffen«. 

Um die kurzfristigen Errungenschaften der Vertragspolitik zu bewahren und ihre langfri- 
stigen politischen Ziele nicht zu gefährden, brauchte die Bundesregierung stabile Partner 
in Osteuropa und in der DDR. Sie durfte keinerlei Opposition ermutigen, weil das repres- 
sives Vorgehen der Staatsmacht und Verhärtung der östlichen Positionen zur Folge haben 
mußte. Wo es ging, mußte sie die bestehenden Regierungen in Osteuropa bzw. Ost- 
deutschland unterstützen, um deren Stellung gegenüber Moskau zu stärken. So wurde die 
SPD zehn Jahre, nachdem sie den Status quo im Westen anerkannt hatte, auch zum Für- 
sprecher des Status quo im Osten. Dennoch wirft die erneute Verschäfung des Ost-West- 
Konflikts seit Ende der 70er Jahre die alte Frage nach der Priorität im Verhältnis von Ost- 
bzw. Deutschland- und Westpolitik auf. Schon in ihrer Entstehungsphase wurde die Neue 
Ostpolitik seitens der Westmächte, namentlich der USA’ mit tiefem Mißtrauen be- 
trachtet‘®, das aber angesichts der gleichzeitigen Entspannung zwischen den Supermäch- 
ten nicht offen geäußert werden konnte. Inzwischen wird es zunehmend unmöglich, 
NATO-Loyalität und die Weiterentwicklung der Beziehungen zu Osteuropa und zur DDR 
- selbst unter der Prämisse des gesellschaftlichen und territorialen Status quo - miteinander 
zu vereinbaren. 


3. Das Neuaufleben der Diskussion um die Deutsche Frage auf der Linken 


Die mit der Verabschiedung des Godesberger Programms 1959 eingeleitete Wende der 
SPD-Politik war mehr als nur die programmatische Aussöhnung mit dem kapitalistischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystem. Schon einige Monate später wurde klar, daß die 
SPD-Führung nicht nur die sozialistische, sondern auch die nationalpolitische Opposition 
gegen den Adenauer-Kurs aufgegeben hatte. So wie die modernisierende Strukturreform 
an die Stelle reformistischer Systemüberwindung trat, ersetzten Stabilisierung der BRD 
und geregeltes Nebeneinander die Wiedervereinigung als »nationale Lebensfrage«. Dieser 
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‚bei allen Detaildifferenzierungen das innenpolitische Klima der Bundesrepublik in den 


60er Jahren dominierende Fundamentalkonsens zwischen den beiden großen politischen 
Parteien, der in der Großen Koalition zu kritischer Stunde konkreten Ausdruck fand, wur- 
de durch die aus der Außerparlamentarischen Opposition hervorgehenden Neue Linke bei 
aller verbalradikalen Kritik an der SPD (»Wer hat uns verraten? - Sozialdemokraten!«) nur 
partiell infragegestellt. Die Zugehörigkeit der BRD zum westlichen und der DDR zum öst- 
lichen Lager blieb vorausgesetzt. Die sozialliberale Ostpolitik nach 1969 wurde entweder - 
und natürlich auch zu Recht - als Anerkennung der Realitäten und Beitrag zum Abbau der 
antikommunistischen Hysterie (DKP-Zulassung) begrüßt, oder - dies ebenfalls nicht ganz 
zu Untecht - als Dienstleistung an die Osthandelsinteressen des Kapitals oder gar »Fortset- 
zung des Kalten Krieges mit anderen Mitteln« denunziert!. Aus den in dieser Phase rei- 
henweise entwickelten Revolutionsstrategien jedoch wurde die nationale Frage zumeist völ- 
lig ausgeklammert und die Bundesrepublik als normaler kapitalistischer Nationalstaat be- 
handelt. Der KBW führte in seiner Gründungsphase gar eine angeregte Debatte darüber, 
ob »westdeutsche Kommunisten« überhaupt das Recht hätten, in West-Berlin organisiert 
tätig zu werden“. 

Für diese nationale Abstinenz lassen sich viele Gründe anführen: die psychologische Inter- 
nalisierung des Status quo durch eine im westdeutschen Teilstaat aufgewachsene und sozia- 
lisierte Generation, die Hilflosigkeit gegenüber dem Probelm des »real existierenden So- 
zialismus« in der DDR, die Belastung des Begriffsfelds »Nation/nationale Frage/Nationa- 
lismus« durch eine auch von der Linken noch weitgehend unbewältigte Vergangenheit 
und die Adenauer’sche Wiedervereinigungsrhetorik,die Präokkupation mit den antiimpe- 
rialistischen Revolutionen der »Dritten Welt« und den »fortgeschritteneren« Klassenkämp- 
fen anderer kapitalistischer Länder. Wo die nationale Frage, wie etwa bei der KPD/ML 
oder später der KPD, dennoch auftauchte, so über den Umweg einer sich am »vorrevisioni- 
stischen« Stalinismus orientierenden Marxismus-Leninismus-Rezeption und in Gestalt ei- 
nes plakativen »nationalen Befreiungskampfes<“. 

Obwohl die vorübergehende (aber damals scheinbar unumkehrbare) Entschärfung des 
Ost-West-Konflikts durch die Entspannung zunächst eher, Hinnahme des Status quo be- 
günstigte, war die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze und der DDR durch die Ostver- 
träge und den Grundlagenvertrag zu Beginn des Jahrzehnts, mittelfristig betrachtet, eine 
notwendige Voraussetzung dafür, daß die Deutsche Frage gegen Ende der 70er Jahre wie- 
der stärker in die Diskussion der Linken Eingang fand. Die juristische Aggression war - wie 
die Linke im Verlauf der 60er Jahre immer entschiedener gefordert hatte - vom Tisch, der 
Blick frei für die wirkliche Problematik der europäischen Nachkriegsordnung. Die Ausbür- 
gerung von Wolf Biermann aus der DDR am 16. November 1976, der die deutsche »Ein- 
heit der Linken in Ost und West« propagierte‘*, ließ größere Teile der Linken auch gefühls- 
mäßig wieder eine Verbundenheit mit den ostdeutschen oppositionellen Sozialisten erle- 
ben, die sich von der bisherigen, meist zögernden Reaktion auf Vorgänge in Ostdeutsch- 
land und Osteuropa deutlich unterschied. 

Ein weiterer Anstoß ging von der Ernüchterung über die Identifikationsobjekte im Ausland 
aus: Die chilenische und die portugiesische Revolution scheiterten; Vietnam, Kampuchea, 
Angola und Mosambik siegten, aber das Ergebnis entsprach nicht den emanzipatorischen 
Projektionen westlicher Linker. Angesichts neuer sozialer, vor allem ökologischer, Bewe- 
gungen, die häufig mit Ideologemen verknüpft waren, welche man bislang als unzweideu- 
tig reaktionär angesehen hatte (Heimatbewußisein, Technikkritik), wurde die Identitätsar- 
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mut der westdeutschen Gesellschaft°’bewußt, die mit Schlagworten wie »Amerikanisie- 
rung« und »Geschichtslosigkeit« beschrieben wurde. 

Der Zerfall der kommunistischen Kleinparteien und die weitgehende Auflösung der orga- 
nisierten Linken (von der auch die Jusos nicht unbetroffen blieben) in die »neuen sozialen 
Bewegungen« und Öko- und Alternativszene in den 70er Jahren schwächten zwar einerseits 
den Einfluß des Marxismus, erlaubten aber andererseits die Abkehr von sektiererischen 
Scheinwelten und eine neue Sensibilität gegenüber den gesellschaftlichen Realitäten in 
Deutschland. Gleichzeitig veränderten sich die politisch-ökonomischen Rahmenbedingun- 
gen von kapitalistischer Prosperität zu Rezession und Stagflationskrise, von internationaler 
Entspannung zu einem »zweiten Kalten Krieg« erneuter Ost-West-Konfrontation, von 
Friedenserwartung zu Kriegsfurcht. Die Destabilisierung Frankreichs, Italiens und der ibe- 
tischen Halbinsel einerseits, die Polenkrise andererseits schärften das Bewußtsein für die 
Labilität des europäischen Status quo. Das Umsichgreifen individueller (Arbeitslosigkeit) 
und kollektiver (Atomkrieg) Zukunftsangst fiel zeitlich zusammen mit der innen-, außen- 
und deutschlandpolitischen Orientierungskrise der sozialliberalen Koalition. Die »Wieder- 
entdeckung« der nationalen Frage in der westdeutschen politischen Diskussion ist in die- 
sern Kontext zu schen und begann bezeichnenderweise auf zwei parallelen, aber miteinan- 
der verflochtenen Ebenen: erstens als Diskussion unter den politisch-publizistischen Prota- 
gonisten der sozialliberalen Ostpolitik um den Zusammenhang von Deutschland- und Si- 
cherheitspolitik und die Zukunft der »Wandel durch Annäherung«-Strategie in einem ge- 
genüber den Jahren der Brandt/Scheel-Regierung völlig veränderten Weltklima und zwei- 
tens als Suche in der neuen Friedensbewegung nach »Wegen aus der Gefahr«“, also den 
Möglichkeiten einer Überwindung des zunehmend als eigentliche Quelle des »permanen- 
ten Unfriedens« begriffenen, bipolaren Status quo in Europa. 

Die seit Ende 1979 (NATO-»Nachrüstungsbeschluß«; Afghanistan-Invasion) zur Massenbe- 
wegung anschwellende Friedensbewegung hob neben ı der Gefährlichkeit der neuen atoma- 
ren Mittelstreckenraketen die von Regierung und Medien tabuisierte Tatsache ins Bewußt- 
sein, daß die beiden deutschen Staaten das Gebiet mit der höchsten Konzentration von 
konventionellen und atomaren Waffen stellen und auch in einem »begrenzten Kriegs zwi- 
schen NATO und Warschauer Pakt buchstäblich vernichtet zu werden drohen. In diesem 
Zusammenhang drängt sich die Frage nach dem außenpolitischen Handlungsspielraum der 
deutschen Staaten, insbesondere der BRD, nach den Vorbehaltsrechten der Alliierten und 
der Rolle der ausländischen Truppen, die in Deutschland stationiert sind, geradezu auf”. 
Die Debatte um die Deutsche Frage, manchmal als Wiedervereinigungsdebatte im klassi- 
schen Sinn mißverstanden, spielt sich also im wesentlichen auf drei Ebenen ab: der soziale- 
manzipatorischen, der sozialpsychologisch/national-kulturellen (»nationale Identität«) 
und der friedenspolitischen. Da die erste Ebene, die Dialektik von nationaler und sozialer 
Frage in Deutschland, heute ehestens übersehen wird, ist es wichtig, sich zu vergegenwätti- 
gen, daß die Renaissance der Deutschen Frage seit Mitte der 70er Jahre von daher ihren 
Ausgang nahm. Rudi Dutschkes Kritik an den konservativen Zügen der sozialliberalen 
Entspannungspolitik und seine Forderung nach der »sozialistischen Wiedervereinigung« 
fand zunächst nur bei wenigen Unterstützung, vor allem bei ehemaligen DDR-Bürgern 
und einigen früheren SDS-Mitgliedern°®. Während Dutschke die Teilung Deutschlands 
in ihrer stabilisierenden Wirkung für beide Systeme auf deutschem Boden angriff, betonte 
die maoistische KPD die Relevanz der Deutschen Frage vor allem im Hinblick auf den 
Kampf gegen den »Sozialimperialismus«. 
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Noch erheblich diffuser in ihren politischen Inhalten waren notwendigerweise die Bemü- 
hungen zum Thema »nationale Identität«. Neben kritischen Schriftstellern wie Martin 
Walser, Ingeborg Drewitz (mit Heinrich Albertz Schirmherrin einer »Aktion 18. März Na- 
tionalfeiertag in beiden deutschen Staaten«), und Günter Grass, denen später andere folg- 
ten, Linken wie Peter Brückner und Thomas Schmid und »Nationalrevolutionären« wie 
Henning Eichberg erkannten auch führende Sozialdemokraten wie Horst Ehmke in einer 
Zeit, da das »Modell Deutschland« auch für Technokraten an Überzeugungskraft einbüßte, 
die Aktualität der Arndt’schen Frage: »Was ist des Deutschen Vaterland?«°. Der längjäh- 
tige Vertreter der Bundesregierung in der DDR, Günter Gaus, hat Anfang 1981 mit sei- 
nem fast durchweg mißverstandenen Vorschlag, den Nationenbegriff zu entstaatlichen, 
und mit seinen Reflexionen über Ostdeutschland (die DDR als der »deutscheres Staat, als 
»Nischen-Gesellschaft«, als »Ersatz-KP« der Bundesrepublik) eine rege Diskussion im so- - 
zialliberalen intellektuellen Establishment ausgelöst, die insgesamt die eingangs festge- 
stellte Unzulänglichkeit gängiger Nationenbegriffe bestätigte”®. 
Einer breiteren Öffentlichkeit wurde die aktuelle Brisanz der Deutschen Frage erst wieder 
durch ihren Eingang in Teile der Friedensbewegung klar. Einen Durchbruch bedeutete 
hier der (wie jedes Manifest dieser Art in seinen analytischen Aussagen gewiß angreifbare) 
Offene Brief von Robert Havemann an Leonid Breschnew, der von ca. 300 DDR-Bürgern 
und ca. 20 000 Westdeutschen und Westberlinern (Tohriepend aus dem grün/alternati- 
ven, dem christlichen und dem sozialdemoktatisch-gewerkschaftlichen Bereich, darunter 
fast das gesamte linke Schriftsteller-Spektrum von Carl Amery bis Peter Paul Zahl) unter- 
zeichnet und über Zeitungsanzeigen verbreitet wurde”!. Der Offene Brief (wie jüngst der 
Ost-»Berliner-Appell« des Pfarrers Eppelmann’?) Ropularisierte eine dezidiert »national- 
neutralistische« Position, die auf Paktfreiheit für beide deutsche Staaten ım Rahmen einer 
atomwaffenfreien Zone, den Abzug der ausländischen Truppen und die Beschränkung auf 
defensive Territorialverteidigung sowie einen Friedensvertrag ohne Wiedetvereinigungs- 
verbot abhebt”. Teile des Konzepts, das einerseits als Programm für Massenkämpfe ver- 
standen wird, andererseits aber bewußt mit den Sicherheitsinteressen der Sowjetunion at- 
gumentiert, gingen in die Wahlplattform der Berliner »Alternativen Liste« vom März 1981 
ein’®, 
Innerhalb der SPD ist die Diskussion verzerrt, weil die Atlantiker um Schmidt pflichtge- 
mäß an der »Einheit der Nation« festhalten, während die »Autonomisten« des Parteizen- 
trums (Wehner, Bahr, teilweise Brandt, am deutlichsten Gaus) ihren Standpunkt nur vor- 
sichtig äußern: Sie halten an der NATO-Mitgliedschaft (nicht zuletzt aus innenpolitischen 
Gründen) fest, verlangen aber einen größeren Bewegungsspielraum für die Bundesrepu- 
blik, namentlich in der Deutschland- und Ostpolitik, und fordern z.T. eine Reform der 
militärischen Doktrin und politisch-organisatorischen Struktur der NATO’”®. Wenn diese 
Gruppierung sich auch am starrsten gegenüber den oppositionellen Basisbewegungen im 
Osten verhält (vgl. »Solidarno$t«), hat sie doch den Widerspruch von West- und Deutsch- 
landpolitik erkannt und stellt durch ihre Äußerungen und teilweise Handlungen indirekt 
jene Blockstruktur infrage, die den Aktionsradius der beiden deutschen Staaten in exi- 
stenzbedrohender Weise beschränkt. In der SPD-Linken ist die Haltung zur »nationalen 
Frage« uneinheitlich. Grundsätzliches Unverständnis gegenüber dem Thema findet sich 
neben der Warnung, die westeuropäischen Sozialisten zu verstören und die Massen der 
Friedensbewegung zu irritieren. Einige Vertreter der SPD-Linken engagieren sich jedoch 
zunehmend in »nationalneutralistischers Richtung’®. 
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Außerhalb des organisatorischen Rahmens der SPD kommt Kritik aus verschiedenen Rich- 
tungen: Prominente liberale Historiker wie Wehler und Winkler, teilweise Mommsen, die 
die »Verwestlichung« der BRD nach 1945 für eine ohne Einschränkung positiv zu wertende 
Korrektur historischer Fehlentwicklungen halten, warnen vor »linkem Nationalismus«, vor 
einem neuen deutschen »Sonderweg« (diesmal von links) durch Verständigung mit Ruß- 
land und unterstützen die Sicherheitspolitik Helmut Schmidts’’. SB-Mitglied Arno Klön- 
ne hat sich schon 1978 gegen Dutschkes Thesen gewandt und auf die Geschichte der deut- 
schen Arbeiterbewegung verwiesen, wo die Suche nach einer eigenen Nationalidee stets zu 
politischen Verirrungen (etatistischer, sozialimperialistischer und nationalbolschewistischer 
Art) geführt habe’®. Als abschreckendes Beispiel verweist Klönne auf die Bewegung gegen 
die Remilitarisierung in der ersten Hälfte der 50er Jahre, als nationalistisch orientierte So- | 
'zialdemokraten und nationalistisch orientierte Kommunisten mit Alt-Nazis, früheren 
Wehrmachtsoffizieren und Rechten verschiedener Couleur (die militärische Gleichberech- 
tigung forderten) ein politisches Konglomerat gebildet hätten”. Ähnlich wie Hans-Ulrich 
Wehler sieht Wolfgang Pohrt in der Friedensbewegung eine »deutschnationale Er- 
weckungsbeweg g«. Deutschland ist ihm ein unabänderlich »reaktionäres Lands, in dem 
jeder McDonäld’s-Läden als zivilisatorische Errungenschaft anzuschen sei. Die, nazistische 
Vergangenheit verbiete jede Suche nach deutscher Identität. 
Die DKP/SEW und mit ihr sympathisierende Organisationen und Zeitschriften müssen 
die Deutsche Frage scharf zurückweisen, seit die SED ihre Zwei-Nationen-Theorie vertritt 
und alle gesamtdeutschen Aspirationen (gleich welchen politischen Inhalts) als Angriff auf 
die Souveränität der DDR betrachtet. Problematisch wird die Angelegenheit für die DKP 
und ihre Freunde erstens dadurch, daß die von ihr als Integrationsfiguren der Friedensbe- 
wegung akzeptierten Persönlichkeiten (Albertz, Bastian, Böll, Borm, Eppler, Gollwitzer 
u.a.) das nationale Thema auf die eine oder andere Weise ansprechen, und zweitens die 
DKP selbst eine (antiimperialistische) nationale Separatidentität für die BRD propagiert®'. 
Innerhalb des breiten linkssozialistischen Spektrums greift vor allem der KB mit der Zeit- 
schrift »Arbeiterkampf« die Koalition der »linken Wiedervereiniger« an, die als Bündnis 
von Ex-KPDlern, nationalistischen Sozialdemokraten und bürgerlichen Antikommunisten 
zur Schwächung der Friedensbewegung verstanden wird. Blockübergreifende Konzepte er- 
scheinen dem KB schädlich, ‚da sie die eindeutige Stoßrichtung der Bewegung in West- 
deutschland (kurzfristig: »Weg mit dem NATO-Raketenbeschluß!«, langfristig: »BRD raus 
aus der NATO!«) paralysierten??. 
Andere Gruppen orientieren sich auf einen westeutopäischen Weg zum Sozialismus®”, der 
durch die obsolete deutsche Frage nicht belastet werden dürfe. Egbert Jahn sieht in natio- , 
nalneutralistischen Bewegungen zur Abkoppelung von den Blöcken die Gefahr regionaler : 
Aufrüstung und gesteigerter Kriegsgefahr. Seine Forderung, sich mit allen friedensberei- ' 
ten Kräften in den USA und der UdSSR zu verbünden, die Supermächte an den Frieden- 
: sprozeß anzukoppeln, statt sich von ihnen abzukoppeln, kann als linke Version des 
Gaus’schen Konzepts gelten. Ulrich Albrecht u.a. weisen in ihrer Denkschrift überzeu- 
gend die Notwendigkeit einer neuen Sicherheitspolitik nach und sprechen sich für eine 
Neutralismus-Option aus, weisen jedoch die Verknüpfung dieser Option mit der Wieder- 
vereinigung (was im Sinne eines Automatismus kaum jemand vertritt) zurück, da diese auf 
den Widerstand der anderen Europäer treffen müßte” 
Allen diesen Kritiken ist gemeinsam, daß sie das Aufwerfen der »nationalen Frage« für eine 
willkürliche Entscheidung halten und insofern davon ausgehen, daß das Problem erledigt 
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wäre, wenn die »linken Nationalisten« nur darauf verzichteten, es zum Diskussionsgegen- 
stand zu machen. 


4. Ergebnisse und Perspektiven 


Das Etikett »Linksnationalisten« ist dabei, zumindest für unsere Position, irreführend. 
Denn wie schon eingangs ausgeführt, geht es nicht um die Nation als Abstraktum oder 
Wieder- bzw. Neuvereinigung Deutschlands als solche, sondern um die konkreten Hinder- 
nisse und Möglichkeiten, die sich aus der spezifischen Spaltung nach dem Zweiten Welt- 
krieg, für sozialistische (und Be Be für uns auch immer demokratische und Frie- 


verhängnisvoll s sich, Eis edperogeuch Begriffs-. und Hilflosigkeit gegenüber den: na- 


tionalen Besonderheiten Deutschlands letztlich für die ‚sozialistische und kommunistische 


Konzenträtiönislägetn des’ Faschismus und auf den Schlachtfeldern des Weltkriegs bezahlt. 
Wenn die deutsche Teilung es den Herrschenden in beiden Staaten erlaubte, die psycholo- 
gische und politische Verarbeitung des Nazismus für die Auseinandersetzung mit dem 
feindlichen System zu funktionalisieren (»Totalitarismus« und »rot gleich braun« einerseits; 
»Bonner Revanchismus« und »Namen nennen« andererseits), so muß die unbefangene 
Konfrontation mit der deutschen Nation und der Deutschen Frage auch ein Stückchen 
längst überfälliger Vergangenheitsbewältigung auf der Linken sein. Ihre Tabuisierung als 
»Thema der Rechten« ignoriert nicht nur die reale Bedeutung, die die deutsche Einheit als 
programmatische Forderung und tagespolitischer Kampfbegriff der »alten Linken« bis in 
die 60er Jahre hinein hatte”, sie behindert auch die Entwicklung einer an den konkreten 
Gegebenheiten orientierten Realpolitik durch eine wesentlich aus der Studentenbewegung 
hervorgegangene »neue Linke«, deren Stärke ja nicht gerade immer in realpolitischem Au- 
genmaß und einem ungebrochenen Verhältnis zur jüngsten Geschichte bestand. 

Ob die nationale Frage zum Thema der Rechten wird, hängt -nicht zum ersten Mal in der 
deutschen Geschichte - zu einem großenTeil von der Linken ab. Es gibt gegenwärtig keine 
»Nationalbewegung«, und die vorliegenden empirischen Befunde?” konstatieren ein nach- 
lassendes Interesse am Thema »Wiedervereinigung« zumindest in der Bundesrepublik. Die 
nicht nur taktische, sondern strategische Entscheidung des westdeutschen Großbürgertums 
für den Westen (NATO und EG), die physische Reduzierung und politisch-ideologische 
Integration der (Ex-)Nazis und traditionellen Deutschnationalen durch Adenauer, machen 
eine großangelegte nationalistische Offensive der Rechten auf absehbare Zeit unwahr- 
scheinlich. Doch ist die nationale Frage damit noch nicht vom Tisch. Sie existiert objektiv, 
prägt unabhängig von den Ergebnissen demoskopischer Umfragen das politische Leben 
beider deutscher Staaten und wird auch die Verfechter einer strikt auf den westdeutschen 
bzw. westeuropäischen Rahmen begrenzten antikapitalistischen Strategie konfrontieren. 
Wir wollen daher abschließend noch einmal darlegen, worin unseres Erachtens die Rele- 
vanz der deutschen Frage für die westdeutsche Linke besteht. 
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4.1 Nationale Frage und Arbeiterbewegung 


Mit der Gründung der BRD und DDR wurde die parteipolitische Spaltung der deutschen 
Arbeiterbewegung in ihren sozialdemokratischen und kommunistischen Flügel nicht nur 
geographisch und staatlich fixiert, sondern zugleich die - vom emanzipatorisch-sozialisti- 
schen Standpunkt - negativen Charakterzüge beider Seiten verstärkt und gefestigt. Der 
vergleichsweise monolithische Charakter der SED - die fast völlige Abwesenheit offener 
fraktioneller Erschütterungen, das bisherige Nichtauftreten eines Reformflügels innerhalb 
der Staats- und Parteibürokratie - kann nur vor dem Hintergrund der Frontstaatenposition 
des DDR, der durch den Druck und die Magnetkraft der Bundesrepublik erzeugten Fe- 
stungsmentalität unter den Parteikadern erklärt werden. Im Westen führte die spezifische 
Form, die der Kalte Krieg zwischen den Blöcken durch die deutsch-deutsche Konfronta- 
tion erhielt, zum Zerfall der KPD-Tradition, zur ideologischen und organisatotischen He- 
gemonie der rechten Sozialdemokratie in der Arbeiterbewegung und zur weitgehenden 
Erosion sozialistischen Klassenbewußtseins in der Arbeiterschaft. Die beiden deutschen Sy- 
steme »... bedingten und bedingen einander..., um die Beleidigten, Unterdrückten und 
Ausgebeuteten nicht zu ihrem Recht kommen zu lassen« (Rudi Dutschke, in: Brandt/ Am- 
mon 1981, $. 351). Jeder DKP-Betriebsrat, der versucht, die Unterstützung seiner Kolle- 
gen für sich in Unterstützung für seine Partei umzumünzen, stößt auch heute - 10 Jahre 
nach der sogenannten »innerdeutschen Normalisierung« - noch auf die harte Realität der 
nationalen Frage im Arbeiterbewußtsein. 

Das Kernproblem sozialistischer Politik in der Bundesrepublik - die Vorherrschaft einer 
sich als sozialliberale Volkspartei definierenden SPD und die darin reflektierte Bewußtseins- 
lage der lohnabhängigen Bevölkerung - ist also aufs Engste mit der Deutschen Frage verwo- 
ben. Im Gegensatz zu anderen westeuropäischen Ländern wurde hier die Diskreditierung 
des Sozialismus durch das »real existierende« osteuropäische Modell nicht hauptsächlich 
über bürgerliche Propaganda vermittelt, sondern zählt aufgrund des Schicksals der ost- 
deutschen Sozialdemokratie, der Integration von Millionen von Flüchtlingen in die west- 
deutsche Arbeiterklasse, der mannigfaltigen verwandtschaftlichen Beziehungen und der 
geographischen und kulturellen Nähe des Modells DDR ebenso zum direkten und bewußt- 
seinsprägenden, kollektiven Erfahrungsschatz der Arbeiterbewegung. 

Eine nur auf die radikalisierende Wirkung der Wirtschaftskrise bauende linke Strategie 
kann dieser Situation nicht gerecht werden. Die Frage nach der DDR - also die Deutsche 
Frage aus westdeutscher Sicht - läßt sich schon aus kurzfristiger Sicht nicht ausklammern. 
Aber selbst wenn dies möglich wäre, würde sich langfristig die Frage nach der Wirkung ei- 
ner Linksentwicklung in der Bundesrepublik auf die DDR ebenso wie die Frage nach der 
Wirkung einer Veränderung in der DDR in Richtung ihrer Demokratisierung auf die BRD 
stellen. Die innenpolitischen Schwierigkeiten der SED-Führung mit dem »Sozialdemoktra- 
tismus« nach der Regierungsübernahme der SPD/FDP-Koalition 1969 und die Reaktion, 
gerade in sozialdemokratischen und Gewerkschaftskreisen, in der BRD auf die »Fälle« Bier- 
mann und Bahro geben eine Vorahnung der sich dann eröffnenden Möglichkeiten. Wir 
behaupten also, daß der Deutschen Frage gar nicht zu entkommen ist und daß es daher 
sinnvoll erscheint, die Problematik von vornherein mit zu reflektieren und programmatisch 
aufzunehmen. 
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4.2 Nationale Frage und Friedensbewegung 


Wenn in der bürgerlichen Medienöffentlichkeit in der letzten Zeit vermehrt die Gefahr ei- 
nes »neuen Nationalismus« im Zusammenhang mit der Friedensbewegung heraufbeschwo- 
ten wird, so muß diese Reaktion nicht als Überschätzung des in Wirklichkeit noch begrenz- 
ten Einflusses der sich ausdrücklich auf die nationale Frage beziehenden Stimmen in der 
Friedensbewegung mißverstanden, sondern als Bestätigung der objektiv engen Verknüp- 
fung von nationaler und Friedensfrage interpretiert werden. In den 50er Jahren war dieser 
Zusammenhang noch einer breiten Öffentlichkeit bewußt, in den 80er Jahren wird er es 
werden, auch wenn der Zugang dazu heute unter umgekehrten Vorzeichen steht: War es 
damals der Widerstand gegen eine weitere Vertiefung der nationalen Spaltung, der viele 
Menschen gegen die Wiederbewaffnung und den NATO-Beitritt mobilisierte, so ist es 
heute die Furcht vor dem nuklearen Holocaust als möglicher Konsequenz der NATO-Stra- 
tegie, die für viele die Frage nach der Veränderbarkeit des europäischen und damit des 
deutschen Status quo aufdrängt. Erstmals vielleicht nach 1945 ergibt sich damit eine Kon- 
stellation, die u.U. auch den deutschen Nachbarvölkern eine Überwindung der deut- 
schen Spaltung weniger unheimlich machen könnte: die Gefahr einer Vernichtung der eu- 
ropäischen Zivilisation durch die Konfrontation der beiden militärischen Blöcke verdrängt 
zunehmend die Furcht vor einem wiedererstarkten deutschen Militarismus in der öffentli- 
chen Diskussion in Ost und West. 

Für die Linke und die Friedensbewegung bedeutet das, sich auch der europäischen Dimen- 
sion der Deutschen Frage bewußt zu werden. Die deutsche Geschichte ist seit jeher in ho- 
hem Maße von der geographischen Mittellage Deutschlands bestimmt worden. Sowohl 
1848/49 wie auch 1918-23 galt die deutsche Revolution zu Recht als Sprengsatz der beste- 
henden europäischen Ordnung. Heute ist Deutschland - durch das System von Jalta und 
Potsdam voneinander gespalten wie aneinander gekettet - der Angelpunkt des europäi- 
schen Status quo, in dem sich die Krisen und Widersprüche beider Systeme treffen und 
gegenseitig befruchten. Jede radikale Herausforderung an die politische Legitimität eines 
der beiden deutschen Fragmente (wie sie die Friedensbewegungen beider deutscher Staa- 
ten zumindest implizit darstellen) ist deshalb nicht auf das jeweilige Territorium begrenz- 
bar und damit zugleich eine Herausforderung des Status quo in seiner europäischen Ge- 
samtheit. 
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Heide Gerstenberger 
Vom Ursprung bürgerlicher Staaten 


1, Theoretische Ausgangspunkte 
1.1. Der bürgerliche Staat ist kein modernisierter Feudalstaat. 


Seitdem die Historiographie der Haupt- und Staatsaktionen und diejenige der großen 
Männer abgewirtschaftet und Strukturgeschichtsschreibung sich allenthalben durchgeetzt 
hat, erhielt.die Staatsgeschichtsschreibung einen neuen Aufschwung. Dominiert wird sie 
derzeit von modernisierungstheoretisch orientierten Arbeiten. Deren allgemeines Kenn- 
zeichen ist die Darstellung eines Kontinuums der Entwicklung politischer Organisations- 
formen seit dem Hochmittelalter. (Exponenten eines modernisierungstheoretischen Ansat- 
zes sind z.B. Breuer, Wallerstein, Tilly u.a., Koselleck u.a.; vgl. Literaturverzeichnis.) Wo 
; immer der Terminus »moderner Staat« Verwendung findet, wird die Herausbildung bür- 
| gerlicher Staaten als ein Prozeß der quantitativen Erweiterung und Ausdifferenzierung vor- 
\bürgerl licher politischer Strukturen beschrieben. ER NT ES ER 
Theoretisch fußt die Modernisierungstheorie auf den Arbeiten Max Webers, dessen ge- 
schichtsteleologisches Modell sie mit seinen Strukturanalysen zugleich übernömmen hat. 
Zwar gilt die Herausbildung bürgerlicher Staaten nun nicht mehr als die Entfaltung einer 
immer schon angelegten Staatsidee, dafür wird die hegelianische, auf die Verwirklichung 
der bürgerlichen Gesellschaft gerichtete, Geschichtsdynamik nun in die Strukturentwick- 
lung verlegt. Die Herausbildung des »rationalen modernen Staates« aus Geldwirtschaft 
und rationaler er Vewalulsg Si as ein. kistöfisch nötwendiger Prozeß ı unterstellt, X den 1 
nur ar. noch zu beschreiben gilt, ann 
Im Unterschied zum m moderiierungscheoeischen Ansatz geht meine eigene Analysgxe yon 


fichts-, Polizei- ea Vertretungsformen bis ins 15. Jahrhundert und für einzelen Bereiche ' 
noch weiter zurückverfolgen, aber das Bürgertum hat sich die er Institutio- 
nen politischer Gewalt nicht nur angeeignet, es hat ihren Inhalt revolurionär verändert. 
Dies vor allem dadurch, daß die zentralisierten feudalen Gewaltmittel schließlich auf Poli- 


* Dieser Beitrag ist eine Kritik meines 1973 in dieser Zeitschrift veröffentlichten Aufsatzes »Zur 
Theorie der historischen Konstitution des bürgerlichen Staates« (Prokla 8/9). Er ist zugleich die 
Veröffentlichung bisheriger Ergebnisse einer umfangreichen Arbeit, die mich seit geraumer Zeit 
beschäftigt. Ich verzichte auf Anmerkungen und beschränke mich auf einige Literaturhinweise zur 
Einführung in die Thematik. Während der letzten Jahre haben sich viele der Mühe unterzogen, 
bisherige Ergebnisse meiner Untersuchung zu kritisieren. Ihnen allen ist hier zu danken. Auf ihre 
Anregungen und ihre Kritik habe ich mich im vorliegenden Aufsatz mindestens ebensosehr bezo- 
gen wie auf die hier zitierte Literatur. Da ich im Augenblick dabei bin, die Buchfassung der hier 
kurz zusammengefaßten Untersuchungen vorzubereiten, bin ich für kritische Zuschriften von Le- 
sern dieses Aufsatzes außerordentlich dankbar. 


Vom Ursprung bürgerlicher Staaten 119 


tik beschränkt wurden. Im Feudalismus waren Herrschaftsgewalten der Besitz konkreter 
Personen, und jede politische Gewalt war zugleich Ausbeutungsgewalt. Die Durchsetzung 
es Klasseninteressen bedeutete die Bekämpfung des Besitzcharakters der Herr- 


chaftsgewalt, die Herstellung personenunabhängiger - verdinglichter - Herrschaftsstruk- 
turen sowie die Privatisierung der Ausbeutungsgewalt. Nicht aus dem von der Modernisie- 
tungstheorie unterstellten Funktionalismus von Geldwirtschaft und Staat resultierte der 


bürgerliche Staat, sondern aus der Revolutionierung vorbürgerlicher politischer Struktu- 
ren. 


1.2Schwierigkeiten materialistischer Analysen zur Herausbildung bürgerlicher Staaten 


Funktionalistische Erklärungsmodelle sind nicht auf modernisierungstheotetische Positio- 
nen beschränkt. Sofern marxistische Theoretiker historische Prozesse aus der Dynamik der 
Produktivkraftentwicklung erklären, sind auch ihre Analysen bereits fertig, bevor sie be- 
gonnen haben, bleibt nur noch die Deskription eines als notwendig schon unterstellten hi- 
stotischen Prozesses, sind Klassenkämpfe Exekutoren strukturfunktionaler Entwicklungs- 
gesetze. 
Funktionale Zusammenhänge sind freilich aufzuzeigen und nachzuweisen, ebenso wie die 
objektiven Möglichkeiten, aus denen heraus Entwicklungen erfolgten. Die Geschichte des 
Übergangs vom Feudalismus zum Kapitalismus, von feudalen zu bürgerlichen politischen 
Strukturen ist jedoch noch nicht zu Ende geschrieben, solange sie als ein Kontinuum auf- 
einanderfolgender struktureller Möglichkeiten dargestellt wird; vielmehr gilt es jene gesell- 
‚ ‚schaftlichen Strategien und Auseinandersetzungen zu erfassen, die aus historischen Mög- 
%4fehkeiten eine bestimmte historische Realität werden ließen. Revolutionen werden näm- 
5,4 N *lich nicht von Strukturen gemacht, sondern von konkreten historischen Subjekten: ——— 
» 4 Ein solche Vorgehensweise begegnet mehrfachen Schwierigkeiten. Selbst im Bereich der 
% 4, ‚Stukturanalyse gilt es die Theoriebildung für unseren Gegenstandsbereich weitgehend 
ins ” noch zu leisten, ist sie vorläufig doch durch eine mehr oder minder umstandslose Rückpro- 
& Ü jizierung von Kategorien gekennzeichnet, die für die Analyse kapitalistisch produzierender 
Ass, Gesellschaften entwickelt wurden. Durch solche Analyseverfahren wird nicht nur die revo- 
08 lutionäte Differenz zwischen den Gesellschaftsformationen und somit das zentrale Ergeb- 
. "nis historisch-materialistischer Analysen vernachlässigt, sie implizieren zugleich einen 
iX, Rückfall in mehr oder minder simple Geschichtsteleologie. Daß letztere mit Marx-Zitaten 
aufwarten kann, steigert ihren Erklärungswert nicht. 
Sobald das historische Material zur Herausbildung bürgerlicher Staaten aber nicht nur zur 
Illustration bereits fertiger Erklärungsmodelle aufgearbeitet wird - ein Unterfangen, des- 
sen umfangreiche Mühe man sich angesichts seines geringen Erkenntniswertes vernünfti- 
gerweise sparen sollte - sondern als noch zu Erklärendes begriffen wird, drängt sich die For- 
derung nach einer Präzisierung der theoretischen Grundlagen der Analyse von selbst auf. 
Erstes Ergebnis solcher Erwägungen ist die Feststellung, daß eine Formanalyse des Staates, 
Zentrum jeder materialistischen Theorie bürgerlicher Staaten, für den Feudalismus nur 
sehr begrenzt möglich ist. Die Form der institutionalisierten überlokalen Gewaltenzentrali- 
sierung, rückblickend »Staat« genannt, wurde im Feudalismus nicht durch die konkrete 
Organisation der Produktion bestimmt, sondern durch die Konstellation von Interessen 
unter den Besitzern feudaler Gewaltmittel. Diese Interessen sind durch die Möglichkeiten 


Be 
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der Ausbeutung, deutlicher jedoch durch Bedingungen militärischer Aneignung und Ver- 
teidigung konstitutiert worden. Überlokale politische Strukturen erforderten einerseits ei- 
nen gewissen Umfang der Produktion, andereseits die Möglichkeit der Besitzer monatchi- 
scher Gewalt, den Feudalen einen Teil ihrer Ausbeutungsgewalt vorübergehend oder dau- 
erhaft zu enteignen. Aus der konkreten Form der Produktion u diese ee. 


sellsch ten voraus, der erst in in kapitalistisch produzierenden Gesellschaften in diesem” 
formbestimmten Ausm n Ausmaß err erreicht wurde. Dem geht historisch die Verallgemeinerung der 
Warenproduktion und die Separierung der Politik von der Ökonomie voraus. Solange sie 
nicht erfolgt sind, fehlen nicht nur die materiellen Voraussetzungen für die Formanalyse 
des Staates, sondern damit zugleich auch diejenigen für das analytische Konzept einer Dia- 
lektik von Basis und Überbau. Zwar betrifft dieses nicht nur das Verhältnis von Politik und 
Ökonomie, sondern bezieht sich darüber hinaus auf die Konstitutionsanalyse von Denk- 
formen, aber auch deren Ergebnisse sind nicht umstandslos von einer kapitalistisch produ- 
zierenden auf vorkapitalistische Gesellschaften zurückzuprojizieren. Die analytische Forde- 


ten nicht. CE Sb yoy ARE 
Die Formanalyse der politischen Strukturen setzt einen en Kl der Ge Zu u 
/ 


rung, Denkstrukturen aus Lebensvollzügen zu erklären und nicht umgekehrt, gilt auch für ; 


die Epoche des Feudalismus, gennoch Br. ist die für bürgerliche Gesellschaften entwickelte 


sung an deren magische Tokalıe bettieben wird, dort hat das magisch- a Weltbild ei- 
ne andere Bedeutung für die Bewegungsformen der Gesellschaft als die ideologischen Be- 
wußtseinsinhalte in kapitalistisch produzierenden Gesellschaften. Auch für die Ideen- und 
Religionskritik geht jede Analyse, die ein über die Gesellschaftsformationen hinweggrei- 
fendes allgemeines Erklärungsmodell postuliert, am Kern der Systemanalyse unterschiedli- 
cher Gesellschaftsformationen vorbei. Denn ebenso wie die Dialektik von Basis und Über- 
bau ist auch diejenige der ideologischen Verkehrungen zur gesellschaftlichen Form der Pro- 
duktion als Resultat und nicht als Ursache der Entwicklung zum Kapitalismus zu begrei- 
fen. 

Mit der Konstatierung analytischer Probleme sind diese nicht behoben. Für einen Teil mei- 
ner Begriffsbildung habe ich versucht, die aufgezeigten Vorbehalte zu berücksichtigen. So 
rede ich beispielsweise nicht von der »Einheit von politischer und ökonomischer Gewalt« 
im Feudalismus, weil diese Begriffsbildung die spätere Separierung bereits enthält, ge- 
brauche stattdessen den Terminus »feudale Gewalt«. Des weiteren bezeichne ich die politi- 
schen Strukturen erst dann als »vorbürgerlichen Staat«, wenn der Prozeß der revolutionären 
Umgestaltung der feudalen Ordnung durch Nichtadlige bereits im Gange ist. Dieser Ter- 


minus ersetzt bei mir denjenigen des »Absolutismus«, den Perry Anderson in seiner Arbeit 


ermeens 


zum selben Gegenstandsbereich als B£zeichung für alle diejenigen politischen Strukturen 
wählt, die er als Ergebnisse_ »aristokratischer« politischer Krisenstrategie im Ausgang des 
Feudalismus interpreuiert. SA 
Die wichtigste Schlußfolgerung aus der Forderung, die revolutionäre Differenz der Gesell- 
schaftsformationen methodisch ernstzunehmen, liegt im Verzicht auf die Formulierung ei- 
ner allgemeinen Theorie des Übergangs von der Herrschaft des Adels zum bürgerlichen 
Staat. Weil der Systemcharakter in feudalen Gesellschaften ein grundlegend anderer war 
als derjenige in kapitalistisch produzierenden, gibt es keine allgemeine Form der politi- 
schen Organisation, mithin auch keine allgemeine Form des Übergangs. (Ein Umstand, 
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der in unterschiedlichen historischen Entwicklungsbedingungen für die bürgerliche Gesell- 
schaft sich im übrigen bis mindestens ins 19. Jahrhundert hinein realhistorisch tradiert 
hat.) Nur sehr abstrakt können einige allgemeine Entwicklungsbedingungen formuliert 
werden, die wirkliche Analyse kann nur als diejenige konkreter feudaler Monarchien erfol- 
gen. Im Rahmen dieses Beitrags ist eine derartige Analyse noch nicht einmal ansatzweise 
möglich. 

Im Zentrum meines eigenen theoretischen Versuchs steht die Kategorie des Interesses als 
der Einheit von objektiven - in Strukturen unterschiedlicher Provenienz verfestigten - Le- 
‚bensbedingungen und subjektiver Verhaltensmotivation. Nun ist nicht nur der in der An- 
tike entwickelte Begriff des Interesses erst im siebzehniten Jahrhundert wiederentdeckt wor- 
den, vor allem enthält sein heute vorhertschender ökonomischer Inhalt eine gesellschaftli- 
che Verständigung über Lebensbedingungen, die erst mit der Durchsetzung kapitalisti- 
scher Strukturen erfolgte. Wenn wir auch nachträglich die subjektiven Verhaltensdetermi- 
nanten von Ruhm, Ehre und wahrem Glauben als Machtpolitik und Reichtumsgewinn zu 
dechiffrieren vermögen, so dürfen wir dennoch nicht mittelalterliche Kriegsherren und re- 
formatorische Glaubensstreiter zu kapitalistischen Krämern uminterpretieren, müssen viel- 
mehr für möglich halten, daß deren subjektiven Verhaltensdeterminanten anders konsti- 
tuiert wurden. Auch die Kategorie der »Charaktermaske«, mit welcher auf die systembe- 
dingten, von subjektiven Intentionen unabhängigen Verhaltensdeterminanten, abgeho- 
ben wird, läßt sich nicht gleichermaßen für eine Gesellschaft anwenden, für die zwar die 
Totalität von Verhältnissen, nicht jedoch die Totalität eines Systems kennzeichnend ist. In- 
teressenanalyse kann also nicht heißen, den Akkumulationszwang von Kapitalisten zum 
überhistorischen Erklärungsansatz zu deklarieren - wie dies etwa Norbert Elias in seiner 
Staatserklärung unternommen hat -, Interessenanalyse kann immer nur heißen, die Bedin- 
gungsfaktoren für Verhaltensweisen möglichst konkret und unter Berücksichtigung von 
Klassendifferenzen in der subjektiven Motivationsstruktur zu bestimmen. 


2. Allgemeine Merkmale der Entwicklung von der Herrschaft des Adels 
zum bürgerlichen Staat 


Theoretisch wird die Erklärung des Übergangs vom Feudalismus zum Kapitalismus zumeist 
als Suche nach dem dynamischen Moment in der grundsätzlich statischen Struktur des Feu- 
dalismus organisiert. Anhaltspunkte sind im Bevölkerungswachstum, in den Städten, der 
Geldwirtschaft, im Handelskapital jeweils gefunden und verworfen worden. Dabei ist 
schon der Ausgangspuükt der Fragestellung falsch, denn das hierarchisch geordnete Stän- 
desystem, welches die Vorstellung von der Statik des Feudalismus prägt, war nichts weiter 
als der bemerkenswerte, aber unvollkommene Versuch, die überkommene Form der gesell- 
schaftlichen Dynamik stillzustellen, diejenige der räuberischen Aneignung. . 

Die konkreten Funktionszusammenhänge der feudalen Produktionsweise sind uns selbst 
für die Zeit des Hochmitterlalters, auf die sich Feudalismusbegriffe zumeist beziehen, erst 
in Umrissen bekannt. Selbst deren Beschreibung muß an dieser Stelle unterbleiben. Be- 
schränken wir uns also auf den Hinweis, daß jahrhundertelang Aneignungsstrategien eher 
als Systematisierungen von Waffengewalt, denn als solche der Ausbeutung verfolgt wur- 
den. Die Gewaltform der Versklavung wurde gegenüber erbeuteten Arbeitskräften ange- 
wandt und zunehmend auch gegenüber vordem freien und waffentragenden Bauern. Die 
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Produktivität dieser Produktionsweise war beschränkt, Reichtum wurde nicht produziert, 
sondern geraubt. Erst als während der barbarischen Invasion aus dem Osten und dem Nor- 
den am Ende des ersten Jahrtausends unserer Zeitrechnung die Flucht versklavter Arbeits- 
kräfte überhand genommen hatte, setzte sich die Form der Ausbeutung selbständig produ- 
zierender Bauern gegenüber der Sklavenproduktion vermehrt durch. Die Selbstversorgung 
der Arbeitskräfte bildete damit die Basis der Produktionsweise, und seitdem Bauern in 
Dörfern zusammen wohnten, konnten sie sich gemeinsam gegen ausbeutende Feudale zur 
Wehr setzen. Die Produktivität stieg und unter den neuen Bedingungen damit die Mög- 
lichkeit des Bevölkerungswachstums. 

Militärische Niederlagen hatten nicht nur die Produktionsweise beeinflußt, sondern zu- 
gleich die Basis der alten Königsherrschaft zerstört, beruhten diese doch auf der Verteilung 
geraubter Güter und Sklaven. Die Schwäche der Königsherrschaft ermöglichte die institu- 
tionelle Absicherung der bislang nur faktisch mächtigen Feudalen, die Schaffung des 
Adelsstandes. Sie ermöglichte zugleich die klerikale Entwicklung der Friedenslehre für die 
christlichen Königreiche. 

Deren wichtigster Inhalt bestand in einer Zurückdrängung der militärischen gegenüber an- 
deren Aneignungsformen und damit der Verlagerung des Raubs an die Ränder der König- 
reiche. Die ‚Kreuzzüge - gegen Heiden gerichtete Raubzüge - sind eine materielle und ide-; 
ologische Konsequenz aus der Forderung, Reichsfrieden herzustellen. 

Innerhalb der Lehensstrukturen waren die Monarchen mannigfachen Verpflichtungen un- 
terworfen. Inwieweit es ihnen gelang, als Wahrer der Friedensordnung eine von den Le- 
hensstrukturen unabhängige monarchische Gewalt zu erringen, das war von ihrer Haus- 
macht, von der Verteilung der Feudalgewalten unter den Adligen, von klerikalen Strate- 
gien sowie von ihrer Klugheit und von ihrem Glück abhängig. Jeder Eıfolg dynastischer 
Strategien bedeutete die Aneignung von Feudalgewalten. Das konnte mit Heiratspolitik, 
ansonsten aber nur gegen bisherige Besitzer von Feudalgewalt durchgesetzt werden. Der 
Krieg diente Monarchen zur Erweiterung ihrer Gewaltmittel, mit ihm wurde die Haus- 
macht vergrößert und die Zentralisierung von Aneignungskompetenzen gerechtfertigt. Die 
Basis derartiger Gewaltzentralisierung blieb jedoch von Machtkonstellationen abhängig, 
im Gottesgnadentum der Königshertschaft war nur die Möglichkeit, nicht die Realität ei- 
ner monarchischen Oberherrschaft enthalten. Deren Stabilisierung, die Verallgemeine- 
rung der Königsgewalt über unmittelbare dynastische Strategien und damit über den in- 
dividuellen Besitz des Monarchen hinaus, erfolgte erst, als in der Krise des Feudalismus ein 
allgemeines Interesse von Feudaleignern an einer Repressionsgewalt gegenüber Arbeits- 
kräften erwuchs. 


Hervorgerufen haben die Feudaleigner diese Situation selbst. Denn als die Begrenzungen 
der feudalen Produktionsweise die materielle Reproduktion der Adelshertschaft bedroh- 
ten, versuchten Feudaleigner dieser Entwicklung durch neue und erweiterte Ausbeutungs- 
formen zu wehren. Das Wachstum der Agrarproduktion erfolgte im Feudalismus durch die 
Bebauung bislang ungenutzten Bodens, war also duzch dessen Verfügbarkeit begrenzt. In 
vielen Gebieten Europas stieß die Strategie der Urbarmachung um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts an Grenzen, zumindest solche der Produktivität, weil immer schlechtere Böden 
unter den Pflug genommen werden mußten. Arbeitsverpflichtungen, neue Abgaben und 
Steuern sollten die Aneignung der Feudalen, Monarchen inbegriffen, verbessern helfen. 
Widerstände wurden niedergeschlagen, die Selbstversorgung der in den vorhergehenden 
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Jahrhunderten gewachsenen Bauernbevölkerung wurde prekär, Mitte des 14. Jahrhunderts 
griff die aus Asien eingeschleppte schwarze Pest rasend um sich, m 


fehden veränderten Besitz- und Machtverhältnisse. Am Ende der hundertjährigen - durch 
wiederholte Seuchen, Kriege und Plünderungen gekennzeichneten - Krisenperiode waren 


h die alten Organisationsformen der Gesellschaft dauerhaft erschüttert. Deutlich wird dies 


\ı 


| | Gesellschaft. 


Jahrhundert in den europäischen Monarchien überall auch von der vereinigten Waffenge- 
walt der Feudalen, Staat genannt, unterstützt wurde, trieb fortan einen Teil der Bevölke- 
tung auf die Wege und in die Wälder. Diesem »Übel« beizukommen, beauftragten dieje- 
nigen, die es verutsachten, die Monarchen. 
Die Vagabunden- und Armutspolitik, so wirkungslos sie real auch bleiben mußte, steht im 
Zentrum der Konstitution einer verallgemeinerten, von der Person des Monarchen unab- 
hängigen öffentlichen Gewalt. Deren Herausbildung ist nun aber nicht nur durch Vaga- 
bunden, Räuber und Bettler gefördert, sondern gleichermaßen durch widerständige Bau- 
ern, Gesellen und Arbeiter vorangetrieben worden. Volksaufstände begannen zwar zu- 
meist als Widerstand gegen den Adel oder königliche Steuereintreiber, sobald sie sich je- 
doch radikalisierten, definierten die nichtadligen Besitzer von Ausbeutungsgewalt sich 
vom »Volks weg und traten den adligen Besitzern von Ausbeutungsgewalt zur Seite. Ge- 
meinsam mit diesen forderten sie drakonische Strafen, durchgreifende Maßnahmen einer 
Sfiendichen Geyalı. > = Bert 
Die Konstitution des vorbürgerlichen Staates geht aus dem gemeinsamen Repressionsinte- 
tesse der Besitzer unterschicdlicher gesellschaftlicher Formen von Ausbeutungsgewalt Her- 
yor. Sie verbleibt ansonsten feudal, Aneignungsinstrument des Hofes und ständisch Privi- 
legierter. Von diesem Aneignungsinstrument profitierten als Individuen einzelne Nicht- 
Adlige, indem sie Monopole, Privilegien, Schenkungen oder auch Nobilitierungen erran- 
gen. Der Charakter der Staatsgewalt wurde durch den Aufstieg Nicht-Adliger jedoch nicht 
verändert, deren Inhalt bestimmt sich nie durch die Herkunft ihrer Träger. Erst als ein bür- 
gerliches Klasseninteresse sich konstituierte, begann die revolutionäre Umgestaltung der 
Staatsgewalt. 
Von allem Anfang an war das bürgerliche Klasseninteresse widersprüchlich. Gemeinsam 
mit den ständisch Privilegierten hatten bürgerliche Eigner von Ausbeutungsgewalt ein In- 
teresse an einer starken, gegenüber Arbeitskräften und widerständigen Armen einzuset- 
zenden Staatsgewalt. Gemeinsam mit dem niederen Volk und Teilen des Adels wurde an- 
dererseits die Begrenzung der Staatsgewalt gefordert, die Garantie privater Freiräume für 
die Produktion von Reichtum und Gedanken. Als diejenigen, die man den Pöbel nannte, 
Freiheitsforderungen mit dem Einsatz ihres Lebens zum Sieg verhalfen, unterstützten sie 
die Revolutionierung der Staatsgewalt zur bürgerlichen. Diese Reyolutionierung bedeutet 
reinerseits die Zurückdrängung der Staatsgewalt auf »Polttik«, die tendenzielle Beseitigung 
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sionsgewalt der Staates, ist in den Emanzipationskämpfen des Volkes erstritten worden. 
Mit der Durchsetzung bürgerlicher Strukturen sind ständische Privilegien im Bereich der 
öffentlichen Rechte beseitigt, die formale Gleichheit über diejenige der Untertanengleich- 
heit hinaus jedoch noch keineswegs durchgängig etabliert worden. Wahltechtsbeschrän- 
kungen, Ungleichheit des Bildungssystems, Rechtsbeschränkungen für Frauen und arme 
Leute, ja selbst die Sklaverei erschien den Bürgern als Klasse mit der natürlichen Gleichheit 
aller Menschen durchaus vereinbar. Die Beseitigung der nichtständischen Ausschlußregeln 
für den Gebrauch öffentlicher Rechte ist denn auch erst im Verlauf der bürgerlichen Ge- 
„ sellschaft durch Kämpfe um Reproduktion, Aufstieg und Freiheit vorangetrieben worden, 
damit auch erst die Herausbildung einer gegenüber Klasseninteressen formal gleichgülti- 
i"gen politischen Organisation. 

\ Ebenso wie die vorausgehenden Wandlungen der politischen Organisation haben auch 
diese reale gesellschaftliche Voraussetzungen. Bevor nicht Lohnarbeitsverhältnisse die Aus- 


beutungsstrukturen bestimmen, ist keine organisierte Vertretung von Lohnarbeiterinteres- 
sgn möglich, vor alleı allem aber un eist das apitalistische | Lohnarbeitsverhältnis den Ar- 


die Fetischisierung der Staatsgewalt, deren en in den Kämpfen gegen den ständi- 
schen Besitzcharakter der öffentlichen Gewalt bereits hergestellt worden war. 


3. Konkrete Entwicklungsprozesse 


Nicht mehr als thesenhafte Hinweise auf konkrete Entwicklungsptozesse sind im folgenden 
möglich. Ich beschränke mich dabei auf England und Frankreich. Weder läßt sich entfal- 
ten, was zur historischen Differnz subjektiver Verhaltenskonstitution oben ausgeführt wur- 
“ de, noch läßt sich der Zusammenhang von Widerstand und Struktur in einem kutsorischen 
Blick auf mehrhundertjährige Entwicklungen darstellen. Deutlich sollte jedoch immerhin 
werden, daß die historische Konstitution des bürgerlichen Staates keinen allgemeinen sy-. 


„stemlogischen Gesetzen folgt, ‚sondern daß bürgerliche Staaten aus konkreten gesellschaft- 
hervorgegangen sind. Auch sollte 


ıchen Auseinander gen ın untefschie - ungen 
anschaulich werden, daß jene unterschiedliche: Strukturbedin ungen, weiche für die Dif- 
ferenzen in den Formen der Durchsetzung und Entwicklung bürgerlicher Staatsorganisa- 
tion im achtzehnten, neunzehnten, ja womöglich noch im zwanzigsten, Jahrhundert maß- 


geblich waren, auf Entwicklungen beruhen, deren Strukturmerkmale viele Jahrhunderte 
früher erstritten worden sind. 


3.1 England 


Durch Eroberungen ist in England vom 11. Jahrhundert an das normannische Feudalsy- 
stem durchgesetzt worden. Dabei konnten die Könige verhindern, daß die größeren Feu- 
daleigner ihren Grundbesitz zusammenfaßten, Territorialherren wurden; auch waren die 
Städte den Monarchen direkt untertan. Im allgemeinen Untertaneneid und einer Getichts- 
verfassung mit absetzbaren Kronbeamten sowie einer ansatzweise bereits systematisierten 
Finanzverwaltung der Krone kam die Beschränkung der Herrschaft von Feudaleignern zum 
Ausdruck. 
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Entgegen allen Vermutungen einer autonomen Dynamik aus einmal etablierten Verwal- 
tungsstrukturen und ansatzweiser Monetarisierung von Ausbeutungs- und Aneignungs- 
strukturen zeigt sich in England - die »magna Charta« ist das gesatzte Resultat dieses Vor- 
gangs -, daß monarchische Gewalt im Feudalismus von militärischen Aneignungsbedin- 
gungen abhängig blieb. Die herrschende Dynastie hatte zwar Ende des 12. Jahrhunderts 
einen erfolgreichen Eroberungszug nach Irland und die weitere Einschränkung der Ge-. 
tichtshoheit von Feudaleignern erreicht; als sie in militärischen Auseinandersetzungen um 
ihren Stammbesitz auf dem Kontinent jedoch der französischen Krone unterlag, gelang es‘ 
den Feudalmagnaten, die Krone »unter das Gesetz« zu stellen. Über Ausmaß und Form 
dieser feudalen Beschränkung monarchischer Gewalt wurd jahrzehntelang zwischen der 
Krone einerseits, oppositionellen Feudaleignern und Stadtbürgern andererseits gestritten. 
In dieser Zeit - insbesondere während der Adelsherrschaft in der Mitte des Jahrhunderts - 


eleich a Bonn rn a Ka und Adel erneut gemeine Interessen verfolgten; 
Bereits Ende des 13. Jahrhunderts, dann aber vor allem während des gesamten, für den 
englischen Adel außerordentlich lukrativen hundertjährigen Krieges mit Frankreich (1339 - 
1453), regierte der König at seinem Parlament, »The King in Parliament« beschreibt die 
Regierungsform, die sich als Organisation gemeinsamer Interessen von Feudaleignern, den 
König eingeschlossen, entwickelt hat. Diese lagen in der gemeinsamen militärischen An- 
eignung, gleichzeitig jedoch bereits im Erhalt von Ausbeutungsstrukturen. 

Die Proklamation des Arbeitszwanges sowie die Niederschlagung der großen Bauernerhe- 
bung von 1381 sind Merkmale dieser Entwicklung: Wie viele andere Gebiete Europas war 
England in den Jahren nach 1347 von der aus Asien eingeschleppten Beulenpest heimge- 
sucht worden. Die mangelnde Resistenz gegenüber deren Erregern war dem durch Produk- 
tionsgrenzen und verschärfte Ausbeutung hervorgerufenen Hunger ganz ebenso geschul- 
det wie der Gefährlichkeit der Seuche selbst. Das Sterben - Schätzungen schwanken zwi- 
schen einem Viertel und der Hälfte der Bevölkerung - war größer als in den periodisch auf- 
tretenden Hungerkatastrophen, und Feudaleigner (nichtadlige Dienstherren in den Städ- 
ten eingeschlossen) sahen sich einem Mangel an überlebenden und vor allem auch an billi- 
gen Arbeitskräften gegenüber. Arbeiter versuchten Lohnerhöhungen zu erreichen, Bauern 
Pachtsenkungen. Mit dem »Statute of Labourers« wurde 1349 die Lohnhöhe auf diejenige 
in der Zeit vor der Epidemie festgesetzt und gleichzeitig ein Arbeitszwang g für alle, die kein 
Vermögen nachweisen konnten. Die Realität von Arbeitsbedingungen ist durch derartige 
Proklamationen selten bestimmt worden, für unseren Zusammenhang sind sie dennoch 
bedeutsam, weil ihre Exekutierung nach lange währenden Auseinandersetzungen nicht lo- 
kalen Feudalmagnaten als Ausfluß ihrer Grundherrschaft, sondern den Friedensrichtern 
(Justices of the Peace) - vom Monarchen ernannten chrenamtlichen Vertretern der Ge- 
samtheit lokaler Feudaleigner - übertragen wurde. Der Besitz lokaler politischer Gewalt- 
mittel wurde damit den großen Feudalmagnaten weiter entzogen, er ging aber gleichzeitig 
in die Hände der lokalvereinigten Feudaleigner über. Das bedeutete zunächst eine antifeu- 
Ä dale Stärkung der Krone gegenüber der der Feudalhierarchie, andererseits wurde damit j jedoch 


eine Struktur etabliert, durch welche später nicha elige E zer von 3n Äusbeutungsgewalt i in 
? die lokalen politischen. Herrschaftsstrukturen i integriert werden konnten. Der Krone wurde 
damit die Möglichkeit entzogen, durch Äusnutzungen von Differenzen zwischen Adel 


‘ und Nichtadel lokale politische Gewaltmittel dauerhaft an sich zu ziehen. Ein Staatsappa- 
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rat im kontinentalen Sinne hat sich in England deshalb für Jahrhunderte ebensowenig ent- 
wickelt wie ein dem kontinentalen entsprechender Staatsbegriff. 

Für überlokale Aneignungsstrategien blieb der Hof wichtigste Vermittlungsstelle. Um sei- 
ne Beherrschung kämpften deshalb die Adelsfraktionen, beispielsweise im ı Krieg de: der Ro Rosen 
in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts. 

Ebenso wie in der Institutionalisierung der Arbeitspolitik hatte sich die Vereinigung der In- 
teressen von Feudaleignern samt der ihnen verbündeten nichtadeligen Besitzer von Aus- 
beutungsgewalt auch bereits in der Niederschlagung des Steueraufstandes von 1381 ge- 
zeigt. Kriegssteuern waren seit langem erhoben worden und vermehrt seit Beginn der 
Raubzüge nach Frankreich. Der Versuch, eine Kopfsteuer durchzuaetzen, provozierte ei- 
nen Aufstand, in dessen Verlauf Bauern und arme Stadtbewohner nicht nur die Abschaf- 
fung der Steuer, sondern zugleich der bestehenden Ausbeutungsstrukturen forderten, da- 
bei insbesondere einen für den Schutz der Bauern gegenüber den Feudaleignern verant- 
wortlichen Monarchen. Diese antifeudale Stärkung der Monarchie war in England nicht 
durchzusetzen, ebensowenig aber eine Stärkung der Krone zur Durchsetzung rigoroser 
zentralisierter Steuerabptessungen. Das bedeutete andererseits, daß der Adel in England 
sich keine völlige Steuerfreiheit vorbehalten konnte und schließlich, daß das stehende Heer 
der Monarchen von der Zustimmung des Parlaments zu Steuern abhängig blieb. Aus all 
dem folgte aber, daß die Organisation von Äneignungs- und Herrschaftsstrategien in Eng- 
land lange Zeit vorwiegend lokal erfolgte, jedenfalls sofern wir von bewaffnetem Raub, Er- 
oberung und Ausbeutung durch gewaltsame Handelsmethoden absehen. 

Für überlokale Aneignungsstrategien blieb der Hof wichtigste Vermittlungsstelle. Um sei- 
ne Beherrschung kämpften deshalb die Adelsfraktionen, beispielsweise im Krieg der Rosen 
in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts. 

In den Auseinandersetzungen um die Reformation setzten die Klientelkämpfe der Adels- 
fraktionen sich im 16. nenn fort, er es > andererseits bereits von einem 


öhne Beer 
die Reformation ‚sind davon geprägt. Der Krone diente die Nationalisierung der Kirche, 
Reformation genannt, zur Bereicherung. Sie konfiszierte Kirchenländereien und Klosterbe- 
sitz. z. Gleichzeitig ermöglichte die Reformation die Ausweitung der monarchischen Gewalt. 
Dieser fielen die kirchlichen Verwaltungsstrukturen zu, die Beseitigung eines konkurrie- 
renden Rechtssystems - ausgedrückt etwa im Freistattcharakter der Kapellen für alle welt- 
lich Verurteilten oder Verfolgten - wurde möglich, die Krone konnte nicht nur unum- 
schränkte Gerichtsbarkeit, sondern zugleich eine Herrschaft über die Herzen der Unterta- 
nen beanspruchen. Dies alles ganz ohne eine innere Reform der Kirche. 

Deren Inhalt blieb zunächst offen und umstritten. In den Auseinandersetzungen um die 
Reformation endeten zwar Repräsentanten von jeweiligen politischen Fraktionen reihen- 
weise auf dem Schafott, die allgemeine Kirchenpolitik blieb dennoch zunächst vergleichs- 
weise liberal. Erst in den .Vierzigerjahren wurden mit der Jagd auf Häretiker vor allem jene 
verfolgt, die - wie etwa die Aufständischen unter der Führung von Ket - soziale und religi- 
öse Reformforderungen verbanden, und mit dem 1543 erlassenen Verbot des Bibellesens 
für Frauen und gemeines Volk ist eine ebenso nutzlose wie programmatische Schlußfolge- 
rung aus der ungehinderten Entwicklung protestantischer Bewegungen gezogen worden. 
Die 1550 dekretierte protestantische Reformation der englischen Kirche ist jedenfalls - 
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theologische Formulierungen belegen dies - vor allem gegen radikale Volksbewegungen er- 
folgt. Sanktioniert wurde die protestantische Theologie 1552 durch das staatlich erlassene 
Gebetbuch - wenig verändert gilt es noch heute - und der gleichzeitig erlassenen Bürger- 
pflicht zur Heiligung der Sonntagsruhe. 

Die Reformation war in England zwar zunächst eine Regierungsmaßnahme, aber ohne die 
Zustimmung eines erheblichen Teils der herrschenden Klasse, schließlich auch des Volkes, 
wäre sie - der Versuch einer angeordneten Gegenreformation belegt dies - nicht durchzu- 
führen gewesen. Gegenüber den alten Formen klerikaler und aristokratischer Vorhertschaft 
haben sich die reformierten Vertreter verallgemeinerter politischer Gewalt erfolgreich 
durchgesetzt, damit zugleich den politischen Aufstieg der Gentry in Staatsämter, der 
kirchlichen einbegriffen, befördernd. 

‚Bei den  Auseinandersetzungen ur um die Reformation ging es auch um Einhegungen. Diese 
waren seit Beginn des Jahrhunderts vermehrt worden. Die Schafe, so hieß cs damals in 
England, vertrieben die Menschen vom Lande. Dies zu einer Zeit, als die Nahrungsmittel- 
preise stiegen. Landbesitzer und Großpächter konnten diese Preissteigerungen nutzen. 
Auch gelangten die meisten von der Krone konfiszierten Kirchenländereien schließlich in 
ihren Besitz. Die autonome Finanzbasis der Monarchen wurde damit beschnitten, der öko- 
nomische Aufstieg der Gentty befördert. Dessen unmittelbares Resultat war eine Vermeh- 
rung der Armen und Vagabundierenden. Steigerungen der Nahrungsmittelpreise und 
Verlust von Allmenden sowie Pachtsteigerungen trieben damals viele über Land. In den 
widerständigen Vereinigungen des Volkes sind um die Mitte des Jahrhunderts deshalb For- 
derungen nach einem Verbot der Einhegungen mit solchen nach einer besseren Herrschaft 
Gottes auf Erden zusammengekommen. 

Anti-Einhegungsgesetze sind beschlossen, sogar vorübergehend zu exekutieren versucht 
worden, auch eine Begrenzung der Zahl der Schafe wurde erlassen. Aussichtslos beides. 
Exekutiert werden konnte auch nicht jenes Vagabundengesetz, welches die Einführung öf- 
fentlicher Arbeiten zur Beschäftigung vorsah. Gängiges Recht, exekutiert je nach Zeitläu- 
fen und Rigorosität der örtlichen Obrigkeiten, blieb die Auspeitschung für Vagabundage 
und im Wiederholungsfall - man las ihn an den Buckeln ab - der Tod. Die Angst vor Ar- 
meleuten, vor deren räuberischem Bettel, vor Erhebungen und Glaubensforderungen 
blieb trotz solcher Maßnahmen während der ganzen Dauer der Reformation in den politi- 
schen Auseinandersetzungen gegenwärtig. 

Zusammen mit der Gentry hat die Reformation vor allem die Krone gestärkt. Dies aller- 
dings auch mit der Institutionalisierung einer gegenseitigen Abhängigkeit von Krone und 
hohem Kirchenestablishment. Hundert Jahre später hat sich diese widersprüchliche Fun- 
dierung der Verallgemeinerung politischer Gewalt als deren Verhängnis erwiesen, zunächst 
beförderte sie die Emanzipation der monarchischen Gewalt von ihrer feudalen Form. Mit 
dem Anspruch, über die Herzen der Untertanen zu regieren, hat die politische Gewalt sich 
einen ganz neuen Inhalt angeeignet. Für die Monarchen ging es dabei in England ebenso- 
wenig wie andernorts um Moral, sondern um die Organisation einer adelsunabhängigen 
Herrschaft, fürs Volk dagegen ging es um Auspeitschungen, Brandmarkungen und Hin- 
tichtungen. 

Ebenso wie die Reformation beides bedeutete, eine Stärkung des Monarchen als Besitzer 
politischer Gewaltmittel sowie eine Stärkung der monatchischen Gewalt als einer verallge- 
meinerten, von der Person des Monarchen bereits ansatzweise getrennten Staatsgewalt, 
kann noch bei weiteren politischen Entwicklungen des 16. Jahrhunderts dieser wider- 
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sprüchliche Doppelcharakter nachgewiesen werden. Seit dem Ende der Regierungszeit 
Heinrichs VII. verzichtete die englische Krone auf den Versuch, Frankreich zu erobern, 
damit auf die herkömmliche Form dynastischer Aneignung. Stattdessen beteiligte sich 
nun, die Regierungszeit Elisabeths I. markierte den Übergang, die Krone an privaten, mit 
Waffengewalt verfolgten, handelspolitischen Aneignungsstrategien. Die ‚Privilegienverga- x 
be an Handelsgesellschaften durch die Monarchie bedeutete weniger eine staatliche Förde 
rung der ursprünglichen Akkumulation, wie dies in Stufentheorien der kapitalistischen 
Entwicklung in der Regel konstatiert wird, als vielmehr eine königliche Investitionsbeteili- 
gung an privaten Aneignungsstrategien (Kaperfahrten eingeschlossen). Solche Beteiligun- S 


scher Strukturen erfolgt. Die 6 Feinkeeicnne einzelner Nichtadeliger a der Entstehung 
dı - und somit der Konstitution des Bürgertums als 


War im Feudalismus die Krone der organisatorische Kern für gemeinsame militärische An- 
eignungsstrategien von Feudaleignern gewesen, so stellte sich im 16. Jahrbundert eine Art 
gemeinsamen Geschäftsinteresses zwischen Krone und (vorwiegend) nichtadligen Handels- 
unternehmen zur bewaffneten Durchsetzung von Handelsverbindungen her. Der Einsatz 
zentralisierter politischer Gewaltmittel zum Verfolg unmittelbarer Aneignungsinteressen 
der Krone und damit zugleich die Förderung einzelner, von der Krone privilegierter Inter- 
essen, ist den englischen Monarchen jedoch genommen worden. Das Recht zur Vergabe 
von Privilegien und Monopolen ohne Zustimmung des Parlaments wurde ihr seit 1624 be- 
stritten, damit zugleich das Recht, politische Gewaltmittel als unmittelbar ökonomische 
einzusetzen. Vereitelt wurde damit die Möglichkeit, unabhängig vom Parlament zur Fi- 
nanzierung für ein stehendes Heer zu gelangen, hergestellt zugleich die Möglichkeit, eine 
allgemeine, nicht mehr an monarchischen und sonstigen privilegierten Privatinteressen orien- 
tierte »nationale« Handelspolitik zu entwicklen. Die Beschränkung des Einflusses privater 
ökonomischer Interessen der Monarchen auf die Handelspolitik bedeutete zwar keineswegs 
die Aufhebung widersprüchlicher ökonomischer Interessen unter den Besitzern von Aus- 
beutungsgewalt, doch gegenüber der Krone ließen sich diese Interessen zu einem Allge- 
meinen vereinheitlichen. In der Vagabunden- und Arbeitspolitik, schließlich auch in der 
Reformation, war ein entsprechender Verallgemeinerungsprozeß bereits vorangegangen. 
Die gesellschaftliche Voraussetzung für eine derartige Entwicklung - und damit diejenige 
der Revolution - war die Herausbildung der Gentry, jener historischen Zwischenklasse, in 
welcher feudales mit kapitalistischem Eigentum an Ausbeutungsgewalt verschmolz und 
Standesbewuktsein aufgrund von Abstammung mit lemjenigen igen aufgrund von Reichtum. 
Den Besitz lokaler politischer Gewaltmittel hatte die Gentty im Verlauf des 16. Jahrhun- 
derts weitgehend erworben. Die Garantie individueller Freiheiten und die Beschränkung 
der monarchischen Gewalt ist in den revolutionären Auseinandersetzungen, beginnend 
mit der Erhebung gegen den König und die Bischöfe in den dreißiger Jahren des 17. Jahr- 
hunderts, endend mit der Einsetzung einer parlamentarisch kontrollierten Monarchie und 
der Herstellung einer neuen, entpersonalisierten Einheit von Kirche und Staat am Ende 
des Jahrhunderts erreicht worden. 

Bei den revolutionären Auseinandersetzungen standen auch die Aneignungskompetenzen 
jener zur Debatte, die öffentliche Gewalt ausübten. Daß es sich trotzdem nie um einen 
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bloßen Verteilungskampf nach dem Strukturmuster der alten Adelskriege handelte, hat 
das Volk bewirkt. Von Anfang an ist die Revolution maßgeblich durch »the.meaner sort of 
people« bestimmt worden, zunächst in London, später landesweit. Deren Forderungen be- 
wirkten die Bildung politischer Parteien, die nicht nur durch das Interesse am Besitz politi- 
scher Gewalt, sondern auch durch die Auffassung über die Gefährlichkeit des Volkes be- 
stimmt war. Den revolutionären Einfluß der Straßendebatten auf jene im Parlament vor 
Augen, befürworteten manche in der Form 9es Royalismus eine starke Staatsgewalt. Und 
diejenigen, die nicht nur den König, sondern auch die Monarchie hatten umbringen wol- 
len, wurden durch »Leveller«, »Digger« und sonstiges gemeines, sich zu Urteilen über allge- 
meine Angelegenheiten aufschwingendes Volk, zur Konstitutionalisierung der Monarchie 


bekehrt. 


Ta raabeiede Monarchen hinausteichenden) eh der Krone, wie an- 
dererseits den Zusammenschluß verallgemeinerter Ausbeutungsintetessen. 

Gegen die Forderungen des Volkes, gegen Brotaufstände, Vereinigungen von Arbeitskräf- 
ten, gegen Streik, bedrohlichen Bettel und Widerstand gegen die Milizpflicht schloß sich 
die jetzt erweiterte herrschende Klasse zusammen. Die »glorreiche Revolution« war mit der 
»Bill.of.Rights« und der Liberalisierung des Glaubenszwangs innerhalb d testantismus 


noch keineswegs ;s abgeschlossen, der Riot Äct von 1713 und der Black Act von 1723 sind ihr 


noch ebenso‘ zuzurechnen, wie die V Verbote v von Vereinigungen | unter Arbei R 
die Verfassungsregeln mit Hilfe derq populistischen | Bewegungen erkämpft worden, so mar- 
kierten die zitierten Gesetze den Zusammenschluß der neuen herrschenden Klasse zum 
Zwecke der Stabilisierung des errungenen Besitzes der politischen Gewalt. Wer sich ver- 
sammelte und trotz Aufforderung nicht zerstreute, wer sein Gesicht schwärzte (deshalb 
»Black Acts), um unerkannt an Wild, Fisch oder Holz zu gelangen, der sollte martialisch 
verfolgt werden. Die Allgemeinheit des Rechts ist mit der »glorreichen Revolution« zu- 
nächst vor allem gegen den Monarchen, ansonsten aber als Herrenrecht etabliert worden. 
Als solches hat es in England deshalb besonders lange Bestand gehabt, weil die ökonomi- 
sche Entwicklung im 18. Jahrhundert die Herausbildung einer stabilen politisch herrschen- 
den Klasse begünstigte. Die Entwicklung der ökonomischen Situation großer Landbesitzer 
im Vergleich zu kleineren ist unter Historikern umstritten, die politische Einheit ist es 
nicht. Sie kam in der oligarchisch strukturierten Verteilung politischer Gewaltmittel zum 
° Ausdruck. 
Die lokale Verwaltung, formal den Kirchengemeinden übertragen und somit auch kleine- 
ren Leuten zugänglich, wurde zunehmend von Friedenstichtern nicht nur kontrolliert, son- 
dern auch ausgeübt. Diesen fielen die wachsenden tichterlichen, administrativen, polizei- 
lichen Kompetenzen zu. Kontrolliert wurden sie faktisch nicht, denn die Einheitlichkeit 
des Hertschaftsinteresses begünstigte die politische Irrelevanz der überlokalen Verwal- 
tungsinstitutionen. Von Ausnahmen abgesehen verteilte ein versippter und 
Kreis einander „persönlich. Er. te der höhere: en Gentty 


5 jenige (über zentralisierte und ie Bun onen Was immer an Interessen- 
unterschieden und Patronagefraktionen diese politisch herrschende Klasse trennte, in 
dem Bestreben, den Besitzcharakter der politischen Gewalt und damit der konstitutionel- 
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len Freiheiten zu erhalten, fand sie sich zusammen. So wurden nicht nur alle Formen des 
Angriffs auf Besitz und Ausbeutungsgewalt systematisch kriminalisiert, sondern auch For- 
derungen nach einer nicht nur hertschaftlich definierten Gerechtigkeit. 
Mit der Herausbildung einer neuen, aus Adel und Gentty zusammenwachsenden, in 
sich oligarchisch strukturierten, politisch herrschenden Klasse wurden prinzipielle Aus- 
einandersetzungen über die Anwendung öffentlicher Gewalt zurückgedrängt, mithin auch 
die Kontrolle der Krone. Trotz der Herausbildung einer faktischen Ministerverantwottlich- 
keit gegenüber dem Parlament, konnte deshalb die Krone ihren politischen Einfluß erneut 
stärken, insbesondere die Verteilung von Aneignungskompetenzen und -chancen beein- 
flussen. Die politische Organisation geriet, obwohl sie inzwischen erheblich entpersonali- 
siert und verdinglicht worden war, im achtzehnten Jahrhundert noch einmal in den Besitz 
einer herrschenden Klasse. Insoweit wurden Strukturmerkmale der feudalen Monarchie re- 
. stautiert, denn trotz ihrer persönlichen Verfügungsgewalt mußten feudale Monarchen die 
öffentliche Gewalt unter den Feudalen verteilen. Nun allerdings war die soziale Basis der 
politisch herrschenden Klasse grundlegend verändert. 
Das niedere Volk hat dieser Tendenz in vielfältigen Formen Einhalt zu bieten versucht. Mit 
Angriffen auf Henker und Gehorsamsverweigerung in der Miliz, Brotaufständen und 
Streiks wurde jeweils nicht nur ums Überleben, sondern auch um die Würde und die Frei- 
heit von Christenmenschen in England gestritten. Erst mit dem Aufstieg der zeitgenössisch 
als »mittlere« bezeichneten Klassen wurden aus s derartigen \ Widerstandsformen jedoch 
wegungen, igen, die zu zur ir Beseitigung v von ae 


u einheit 
Kaufleute, Unternehmer, die Angehörigen freier Berufe fanden sich untereinander und 
oft auch in Straßenaufläufen mit niederem Volk zusammen. Sie forderten, dies zuneh- 
mend seit dem Verlust der nordamerikanischen Kolonien, Freihandel, Pressefreiheit, ein 
Ende der Korruption in Regierungsstellen, größere religiöse Freiheit innerhalb des Prote- 
stantismus, Aufstiegsmöglichkeiten in den Staatsdienst. Das Vorbild der Französischen Re- 
volution beflügelte. In den vielen privaten Assoziationen für Reform fand die Aufstiegsfor- 
derung der Mittelklassen Ende des Jahrhunderts organisierten, in den Demonstrationen 
zur Beeinflussung von Parlamentsentscheidungen spontanen Niederschlag. Die Erhebun- 
gen des Volkes zeigten den Begüterten jedoch auch - und die Entwicklung der Französi- 
schen Revolution bekräftigte solche Erkenntnis -, daß für die sozialen Grenzen des politi- 
schen Radikalismus keine Gewähr bestand. Während des Krieges gegen Frankreich wurde 
deshalb einerseits die Unterdrückung des mittelständischen Radikalismus durchgesetzt, 
vor allem aber (mit dem Combination Act von 1799) der organisierten Vertretung von Ar- 
beiterinteressen Einhalt geboten. Die verallgemeinerten Bestandsinteressen erlaubten - 
trotz der Fortdauer formaler Ausschlußregeln von der politischen Gewalt - eine einheitli- 
che politische Strategie der Begüterten gegenüber Lohnarbeitern, darüber hinaus gleich- 
zeitig die Einführung der allgemeinen Einkommenssteuer. 

Mit den Krisenjahren im zweiten und dritten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts, den Maschi- 
nenstürmen und Streiks von Lohnarbeitern, den wachsenden Schwierigkeiten lokaler Ar- 
menverwaltungen erhielten Reformforderungen neuen Nachdruck. Wahlrechtsreformen 
führten zur formalen Erweiterung der Beteiligung in öffentlichen Rechten, und die Re- 
form der Armenpolitik hatte insoweit ebenfalls einen Abbau des bisherigen Besitzcharak- 
ters politischer Gewalt zur Folge, als mit ihr die Einschränkung lokaler Entscheidungsauto- 
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nomie zumindest ansatzweise verbunden war. Die durch die Kapitalisierung der Landwirt- 


nach dem Prinzip der Leistungen anstatt demjenigen der Beziehungen durch. 

Zwat ist es beim Widerstand gegen das Armengesetz in den dreißiger Jahren teilweise noch 
zu Vereinigungen von arbeitenden und nicht-arbeitenden Armen gekommen, doch sind 
derartige Volkskämpfe seit der zugelassenen Vertretung von Lohnarbeiterinteressen als po- 
litisch anerkannte gesellschaftliche Sonderinteressen immer seltener geworden. (Das Verei- 
nigungsverbot war 1818 aufgehoben worden.) Mit der realen Verbreitung dieses »Sonder- 
interesses« und seiner organisierten Vertretung entstanden die materiellen Voraussetzun- 
gen für jene Auseinandersetzungen, welche die Beteiligung an öffentlichen Freiheiten - 
Frauen und staatlich unterstützte Arme ausgenomen - erweiterten und damit die Fetischi- 
sierung der Staatsgewalt förderten. 


3.2 Frankreich 


In Frankreich hatten im 12. und 13. Jahrhundert die Kapetinger ihre Hausmacht derart 
stärken können, daß sie sich seit Ende des 12. Jahrhunderts als faktische Erbdynastie für die 
Königsmacht etablierten, anstelle der früheren Schutzbünde die Garantie für den Land- 
frieden beanspruchten, im gemeinsamen Interesse des Feudaladels Ansprüche der Kurie 
abwehrten und ab 1275 erstmalig das Verbot aller Privatfehden unter Adligen auszuspre- 
chen wagen konnten. Nach Niederlagen der Königsheere aber setzten im 14. Jahrhundert 
die Feudaladligen trotz des Fortbestandes zentraler Institutionen ihre faktische politische 
und militärische Unabhängigkeit wieder durch. Seit Mitte des Jahrhunderts wurde Frank- 
reich nicht nur durch den Krieg mit England, sondern gleichzeitig durch Kämpfe um poli- 
tische Vorherrschaft im Königreich selbst geschwächt. Beides sollte ein Jahrhundert andau- 
ern. Seit der Mitte des 14. Jahrhunderts standen englische Truppen auf französischem Ter- 
ritorium, die großen Fürstentümer (vor allem Burgund und Orleans) gingen wieder dazu 
über, eine von der Krone unabhängige, ja dieser entgegengesetzte Außenpolitik zu betrei- 
ben. 1356 geriet der Monarch in englische Gefangenschaft, und im Königreich selbst wur- 
den Dörfer und Städte von Banden marodisierender Söldner heimgesucht. 

Trotz der in dieser Zeit demnach keineswegs unumstrittenen Position des Monarchen, ge- 
lang es in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts der Krone, die Stände immer wieder 
zum Beschluß von Steuern und zur Bewilligung von Abgaben zu bewegen. 1420 war Paris 
von englischen Truppen besetzt, der geflohene Monarch erhob Kronsteuern, die »tailles, 
die ersich nachträglich von den Ständen bestätigen ließ. Dieser Vorgang wiederholte sich, 
bis der Monarch ab Mitte des Jahrhunderts - gestützt auf nichts als militärische Notwen- 
digkeit - die Zustimmung zur »taille royale« nicht mehr länger einholte und daran ging, ei- 
ne aus dieser regelmäßigen Steuer finanzierte stehende Armee aufzubauen. Sowohl die po- 
litischen Rivalitäten unter den großen französischen Fürstentümern als auch das französi- 
sche Militärsystem der adligen Gestellungspflicht hatten sich zur Abwehr englischer Trup- 
pen -vor allem der englischen Bogenschützen - sowie zur Bekämpfung der selbständig 
agierenden Söldnerbanden unfähig erwiesen. 

Die finanzielle und militärische Autonomie der Krone, die sich als Resultat gemeinsamer 
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Interessen gegenüber dem äußeren Gegner im hundertjährigen Krieg durchgesetzt hat, 
war zunächst keineswegs sehr weitreichend (das stehende Heer betrug lediglich 12 000 
Mann), und der Adel hat von ihr erheblich profitiert. Mit der Duldung der regelmäßigen 
»taille royales hatte er sich nicht nur einen Teil seiner Gestellungspflicht erlassen, sondern 
zugleich seine Heranziehung zu Abgaben an die Krone institutionell verhindert. Adel war 
fortan gleichbedeutend mit einer Befreiung von der Steuer (Die Unterschiede zwischen 
»taille personelle« und »taille reelle« sind in unserem Zusammenhang noch nicht von Be- 
lang). 

Mit der Regularisierung von Steuern, zugestanden zur Finanzierung einer Ordnungstrup- 
pe, die alsbald vor allem anderen zur blutigen Duchsetzung der regelmäßigen Besteuerung 
eingesetzt wurde, war die Grundlage für die Entwicklung eines gemeinsamen Aneignungs- 
apparates der herrschenden Klasse gelegt worden. Vorläufig galt die monarchische Gewalt 
zwar noch als Besitz der Monarchen, aber da kein vorbürgerlicher Monarch, und ganz ge- 
wiß kein französischer, je mächtig genug gewesen wäre, sich gegen eine Mehrheit der Besit- 
zer feudaler Machtmittel durchzusetzen, mußte die Politik der Krone jeweils deren Interes- 
sen zu entsprechen suchen. Das war vor allem über erfolgreiche militärische Unternehmun- 
gen möglich, denn der Raub, gerechtfertigt jeweils mit Hinweis auf Ehre oder Erbansprü- 
che, bildete neben der Ausbeutung der Bauern nach wie vor die wichtigste Aneignungs- 
form. 

Nachdem sich für die französische Krone und mithin für die Kriegsbeteiligten die Italien- 
feldzüge im 16. Jahrhundert letztlich als Fehlschlag erwiesen, verlegten sich die Monarchen 
in Frankreich auf eine andere Form der Adelsbefriedigung: die Höflingswirtschaft. Diese 
wurde die für Frankreich charakteristische politische Organisationsform für den Übergang 
vom Feudalismus zum Kapitalismus und ist nichts anderes als eine über die Krone geregel- 
te Teilhabe von Privilegierten an dem königlichen Ausbeutungsappatat. Er beruhte auf der 
Zentralisierung eines Teils der Ausbeutungsgewalt früherer Feudalherren, genauer gesagt 
auf den Bajonetten der Steuereintreiber. Durch die Entwicklung der monatchischen Ge- 
walt zum zentralisierten Ausbeutungsinstrument des Adels erhielten die Widerstände des 
Volkes in Frankreich die Form von Steueraufständen, teilweisen Ablenkungen also der 
Ausbeutung durch die Grundherten, deren überlieferte Form gegenüber den neuen Er- 
schwernissen erträglich erschien. Deshalb haben auch diejenigen Besitzer von Ausbeu- 
tungsgewalt, die von der Krone kaum profitierten, sich nicht selten mit »ihren« Bauern re- 
bellierend verbündet. Dieser Schein lokaler Gemeinsamkeiten gegen die Zentralgewalt hat 
seine Begründung in der Konkurrenz lokaler und zentraler Ausbeutungsgewalt. Die fron- 
distischen Rebellionen des 17. Jahrhunderts sind von dieser Konkurrenz bestimmt worden. 
Von der zentralisierten Ausbeutung in Form der Steuer profitierte der Adel durch Privile- 
gien, ein Teil des Adels durch Ämter, aus denen Geld zu schlagen war, ein Teil durch 
Schenkungen und Bestechungen. Seit der Etablierung des zentralisierten Ausbeutungs- 
und Repressionsapparates im 15. Jahrhundert kämpfte der Adel deshalb um den Besitz des 
politischen Apparates. Eben dies bedeuteten die Religionskriege in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts. Deren Unerbittlichkeit erklärt sich aus dem Umstand, daß die Produk- 
tionsgrundlage sich wenig gewandelt hatte, das gesellschaftlich produzierte Mehrprodukt 
kaum, die Bevölkerung hingegen seit Ende des 15. Jahrhunderts erheblich gestiegen war. 
Gestritten wurde also nicht um die ungehinderte Durchführung neuer privater Aneig- 
nungsstrategien (wie etwa die Einhegungen in England), sondern um die Verteilung eines 
gegebenen Bestandes. Zwar gilt auch für Frankreich das 16. Jahrhundert zunächst als ein 
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solches der ökonomischen Blüte, aber der Aufschwung der Agratproduktion resultierte aus 
der Wiederbebauung vordem brach gelegener Ländereien, nicht aus neuen Produktions- 
methoden. Er stieß deshalb bald an Produktions- und mit dem Wachsen der Bevölkerung 
der Ausbeutung wegen auch an Versorgungsgrenzen. Erschwernisse der Versorgung sind 
immer auch solche der Ausbeutung. Letztere trafen den Adel am härtesten. Nach wie vor 
an militärischen Aneignungsformen orientiert, hatten Adlige zumeist den größten Teil ih- 
ter Ländereien in Pacht vergeben. Mit der Inflation sanken ihre Einnahmen, nur die Geist- 
‚lichkeit profitierte von der prozentualen Festlegung der an sie zu enttichtenden Abgaben. 
Für viele Adlige wurden Verschuldung und schließlich Verkauf an reiche Stadtbürger un- 
umgänglich. Die neuen Besitzer erzwangen oft die Einführung der für sie lukrativeren 
Halbpacht, der Miterwerb von Getichts- und Polizeigewalt erleichterte solche Strategien. 
Selten jedoch änderten die neuen Besitzer die Produktionsweise, selten bewirtschafteten 
sie den erworbenen Besitz in eigener Regie. Denn mit dem Erwerb von Grundbesitz wurde 
zwar auch eine neue Aneignungsstrategie verfolgt, mehr noch aber die Nobilitierung. De- 
ren Voraussetzung war, vom Amtsbesitz abgesehen, daß einer »nobel« - nämlich ohne Ar- 
beit - leben konnte. So handelt es sich im 16. Jh. durchaus um einen gesellschaftlichen 
Prozeß, welcher demjenigen der Herausbildung der Gentry in England ähnelt: die Integra- 
tion eines Teils der Nicht-Adligen in den ptivilegierten Stand. Doch erfolgte diese Integra- 
tion weitgehend ohne Veränderung der materiellen Reproduktionsbasis, weshalb sich denn 
auch sehr viel eher eine Anpassung der aufsteigenden Nicht-Adligen an den bisherigen 
Adelsstand als eine grundlegende Veränderung desselben einstellte. Unter den Erwerbern 
von Grundbesitz waren Hugenotten nicht selten, weshalb denn auch die Religionskriege 
nicht zum Konflikt zwischen katholischem Adel und hugenottischen Bürgern samt deren 
adligen Unterstützern simplifiziert werden dürfen. 

Je schwieriger für Adlige die Aneignung aus Grundbesitz, umso dringlicher ihr Bestreben, 
von der zentralisierten Aneignungsgewalt zu profitieren, in den Besitz lukrativer Ämter zu 
gelangen. Das Verteilungspotential jener Aneignungskompetenzen, welche die Krone ver- 
teilen konnte, war durch das Konkordat von 1516 (dem Papst ist es nach der Eroberung des 
Herzogtums Mailand durch Franz I abgetrotzt worden) noch erheblich erweitert worden, 
gelangte die Krone dadurch doch in den Besitz der Kompetenz, kirchliche Würdenträger 
zu ernennen. Ohne die Loslösung von Rom ist also auch in Frankreich die Krone in die Ver- 
fügungsgewalt über Ausbeutungskompetenzen der Kirche, damit in den Besitz eines be- 
deutsamen Instruments zur materiellen Pazifizierung des Hochadels gekommen. Gleich- 
zeitig fiel ihr die Kompetenz zu, die Kirchenmoral weltlich zu sanktionieren, die Krone 
zur höheren moralischen Instanz zu erklären. 

Trotz der damit konstituierten konfessionellen Abhängigkeit der französischen Krone ist 
diese aus den Religionskriegen mit einer gegenüber dem Adel erheblich verselbständigten 
Position hervorgegangen. War sie zu Beginn der Religionskriege noch das gemeinsame An- 
eignungsinstrument des Adels, so an deren Ende bereits adelsunabhängige Staatsgewalt. 
Von einem politischen Instrument des Adels zum Schutz von dessen »alten Rechten« hatte 
sich die monatchische Gewalt nicht nur dem früher schon formulierten Anspruch nach, | 
sondern nun auch real zu einem diese Rechte zunehmend vereinnahmenden Apparat ge- 
wandelt. 

Zweierlei vor allem begründete diesen Wandel: Er resultierte einerseits aus den Interessen 
von Robenadligen, den Amtsträgern der monarchischen Gewalt. Bei ihren Strategien zur 
Depossedierung der Feudaleigner von politischer Gewalt hatte die Krone sich juristischen 
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und administrativen Sachverstand zu Nutze machen müssen und beides unter den - im 
Unterschied zu denen des Adels - hochgebildeten Söhnen des reichen Bürgertums gefun- 
den. Außer Bildung hatten diese auch Besitz vorzuweisen, und die Krone bediente sich 
dessen durch Verkauf der Staatsämter, beides duich die Nobilitierung von Amtsträgern be- 
lohnend. Zwar galt der Robenadel weit weniger als der des Schwerts, doch bedeutete er ne- 
ben der Steuerptivilegierung und den Einkünften aus dem Amt immerhin bereits eine Be- 
teiligung an den täglichen Formen ständischer Privilegierung. Der Zerfall der zentralisier- 
ten politischen Gewalt, während des halben Jahrhunderts der Religionsktiege mehr als ein- 
mal eine reale Aussicht, hätte den Verlust von Amtseigentum und sozialer Position bedeu- 
tet. Nicht von ungefähr waren es somit Besitzer von Amtseigentum, die seit den siebziger 
Jahren für eine Stärkung der Staatsgewalt zur Herstellung geordneter Zustände eintraten. 
Durchsetzen konnten sich die Anhänger der Staatsräson, die sich selbst »les politiques« 
nannten, eıst, als in den neunziger Jahren des 16. Jahrhunderts in vielen Gebieten des 
Reichs, vor allem an den Grenzen, Steuerverweigerungen großen Ausmaßes konstatiert 
werden mußten. Die Bauern verweigerten nicht nur Zahlungen, es gelang auch immer we- . 
niger, das Volk in Anhänger der (katholischen) Liga oder der Hugenotten einzuteilen. 
Städte ersuchten unabhängig von dem in ihnen vorherrschenden Glauben bei dem keines- 
wegs als Nachfolger bereits etablierten Monarchen Schutz. Schließlich erhoben sich vor al- 
lem im Norden Bauern gegen adlige Kriegstreiber, und zwar ganz unabhängig von deren 
proklamierter Glaubenstichtung. Der Kampf um die monatchische Gewalt hatte Zustände 
herbeigeführt, welche die Adelsherrschaft und mit ihr die gesamte Ausbeutungsstruktur 
bedrohten. Aus dieser Situation einer von Bauern geforderten Herstellung geordneter Zu-' 
stände durch die Krone und im Interesse der Besitzer von Ausbeutungsgewalt an der Un- 
terdrückung von Bauernaufständen ist der vorbürgerliche Staat in Frankreich, zumeist 
mißverständlich als »Absolutismus« bezeichnet, hervorgegangen. 

In Konsequenz der Bauernerhebungen wurde vom Monarchen - vorübergehend - eine 
Senkung der »taille« angeordnet, von den lokalen Gerichtsherren den Bauern das Waffen- 
tragen verboten. Mit dem Ausbau der Staatsgewalt im Verlauf des 17. Jhs. sind Steuern 
dann erneut und in einem bisher nicht gekannten Ausmaße erhöht worden. Die politische 
Herrschaft über Bauern blieb vornehmlich in der Verfügung der adligen und nichtadligen 
Besitzer von feudaler Gutshertengewalt, königliche Gerichte boten theoretische, vereinzelt 
auch praktische Appellationsmöglichkeiten, und königliches Militär unterstützte die Steu- 
ereintreiber und schlug Aufstände nieder. 

Zunächst allerdings war die Krone gezwungen, Finanzierungsformen zu entwickeln, die sie 
weder in eine Abhängigkeit von den Ständen, noch in die Gefahr der ständigen Bauerner- 
hebungen bringen würde. Zu diesen Strategien zählte einerseits der Versuch, das Steuersy- 
stem unter Kontrolle zu bringen, die Korruption von Finanzbeamten und vor allem die 
Profite der privaten Steuerpächter zu begrenzen. Sodann wurden Staatsämter und Staats- 
renten verkauft. Schließlich entwickelte die Krone jene Form des fiskalischen Merkantilis- 
mus, die so häufig als gelungene staatliche Wirtschaftspolitik mißinterpretiert wird. Dabei 
schuf jede Produktionsregel einen Kontrollposten, und jeder Posten im Land konnte zum 
Kauf feilgeboten werden, entweder an Private oder aber an Korporationen und Städte, die 
sich durch Geld das Recht auf Fortdauer von Selbstverwaltung erkauften. Aus dem Wach- 
sen des Staatsapparats ist jedenfalls nicht dasjenige der Staatsfunktionen zu schließen. 
Ist die Wirkung des Merkantilismus auf die reale ökonomische Entwicklung eher zurück- 
haltend zu beurteilen, so hat eine andere Finanzierungsstrategie der Staatsgewalt zweifels- 
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ohne Strukturbedeutung erlangt. Seit 1604 wurde - zunächst vorübergehend, später dau- 
erhaft - die sog. »Paulette« erhoben, eine Art Steuer auf Amtsbesitz, die denen, die sie lei- 
steten, den dauerhaften Besitz, ja die Vererbbarkeit des Amtseigentums garantierte. Die 
Krone bezog dadutch Geld und mit der - finanziell allerdings nie sehr realistischen - Dro- 
hung, die »Paulettes aufheben zu wollen, auch ein politisches Druckmittel. Bedeutsamer 
wat jedoch, daß durch die »Paulette« sich Bürger dauerhaft, unabhängig von der Loyalität 
ihrer Amtsführung, in den Adel einkaufen konnten. Der Krone ist es demzufolge nie ge- 
lungen, eine Gruppe von ihr abhängiger und ihr gegenüber loyaler Beamter zu schaffen. 
Mit den Intendanten ist seit Richelieus Kanzlerschaft der Einbau von Kontrollstrukturen 
versucht worden und teilweise sogar gelungen; später entwickelten sich auch Intendanten- 
stellen zu den üblichen Amtspfründen. 

Mit der Heranziehung von Nicht-Adligen zum Staatsdienst hat die Krone ihre antifeudale 
Gewalt gestärkt. Weil sie aber in die finanzielle Abhängigkeit der Besitzer von Amtseigen- 
tum geriet, hat sie die Herausbildung eines ökonomisch und politisch immer stärker wer- 
denden Robenadels gefördert und daducch jene soziale und politische Vereinheitlichung 
der oberen Schichten des Schwertadels mit denen des Robenadels begünstigt, die im 18. 
Jahrhundert die politische Unabhängigkeit der Krone bedrohen sollte. Während des 17. 
Jahrhunderts allerdings hertschten ökonomische und politische Rivalitäten zwischen Ro- 
ben- und Schwertadel noch vor und aus dieser Konkurrenz (weniger aus einer zwischen 
Adel und Bürgertum, wie vielfach angenommen) zog die Krone einen erheblichen Teil ih- 
rer Macht. 

Das begünstigte den Ausbau monarchischer, die Einschränkung landständischer und parti- 
kularisierter feudaler Gewalt und zwar in einem derartigen Ausmaß, daß in den Provinzen 
Besitzer feudaler Ausbeutungsgewalt die Erhebungen von Bauern unterstützten, wenn 
diese sich zur Wehr setzten gegen immer neue Steuererhöhungen. Letztere finanzierten 
vor allem die Beteiligung der französischen Krone an der »protestantischen Sache« des 
Dreißigjährigen Krieges, nämlich die Verhinderung eines katholisch geeinten Deutschen 
Reiches, Eine genauere Betrachtung der vielen Erhebungen in den zwanziger und dreißiger 
Jahren des 17. Jahrhundetts - in der Normandie führten die »Barfüßigen« (nu-pieds) 1639 
einen wirklichen Krieg - zeigt jedoch, daß eine anfängliche Einheit lokalen Widerstands 
jeweils dann zerbrach, wenn nicht nur die Steuereintreiber, sondern auch lokale Ausbeu- 
tungsgewalten angegriffen wurden. Adlige ebenso wie reiche Stadtbürger riefen dann eilig 
militärische Unterstützung zur Hilfe. Die spezifische Fetischisierung der Herrschaft im vor- 
bürgerlichen Staat, die Erscheinungsformen der Unterdrückung aller durch die Krone, zer- 
brach im Angriff auf die Ausbeutungsformen. 

Galt den Steueraufständen der Bauern schließlich regelmäßig der vereinigte drakonische 
Gegenschlag der besitzenden und herrschenden Klassen, so erhoben sich Mitte des 17: 
Jahrhunderts. Teile der Letzteren ebenfalls gegen die Krone. Unter dem Begriff der »Fron- 
de« wurden diese Angriffe auf die monarchische Gewalt zusammengefaßt, deren Inhalt 
wat in sich jedoch derart widersprüchlich, daß sie trotz der kriegsbedingten Schwäche der 
Krone und der Breite frondistischer Bewegungen nicht zu Veränderungen der politischen 
Strukturen führen konnten. 

Die »Fronde« enthält einerseits einen Aufstand von Staatsrentiers, die - angeführt vom 
»Parlement de Paris«, der höchsten Gerichts- und Verwaltungsinstanz des Landes - auf der 
Bezahlung von Zinsen für ihre Beteiligung am Staatsgeschäft bestanden. 1648 verweigerte 
das »Parlement de Paris« die Zustimmung zu neuen Steuergesetzen. Als daraufhin das nie- 
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dere Bürgertum in Paris im »Parlement« eine Vertretung seiner eigenen Interessen zu schen 
begann, kam es zu Konstitutionalisierungsforderungen, teilweise sogar zu republikani- 
schen, und das »Parlement« hat diese vorübergehend auch übernommen. Mitten im Krieg 
und auf Steuerbewilligungen angewiesen, machte die Krone zunächst erhebliche Zuge- 
ständnisse, setzte sich dann jedoch militärisch gegen die Aufständischen in der Stadt und 
im Gericht zur Wehr. Sowohl in Paris als auch in den Provinzen versuchten Mitglieder des 
Hochadels die Volkserhebungen auszunutzen, alte Verhältnisse wieder herzustellen und 
ihre unmittelbare Ausbeutungsgewalt an die Stelle der über die monarchische Gewalt ver- 
mittelten zu setzen. (Gleichzeitig allerdings waren sie über die Finanziers anonym in erheb- 
lichen Maße ökonomisch an der Spekulation auf den Sieg der monarchischen Gewalt im 
Krieg und im Inneren beteiligt.) Mit der Radikalisierung des niederen Volkes in Paris und 
anderwärts setzte der seit Jahrhunderten bereits bekannte politische Mechanismus ein: Die 
Besitzenden und bislang Hetrschenden schlossen sich zusammen und machten ihren Frie- 
den mit der Krone. Auch das republikanische Stadtregiment von Bordeaux wurde durch 
eine derartige Allianz der Wohlsituierten schließlich wieder beseitigt. 

Mit der »Fronde der Prinzen« ist der letzte größere Versuch zur Refeudalisierung der politi- 
schen Strukturen gescheitert, danach gab es zwar nach wie vor Konkurtenzen unter altem 
und neuem Adel, auch innerhalb der beiden Gruppen, doch begannen die Privilegierten 
sich zunehmend - und nicht mehr nur in Ausnahmesituationen - politisch zusammenzu- 
schließen. 

Diese politische Entwicklung beruhte auf einer ökonomischen. Denn in Frankteich betei- 
ligten sich alle, die Investitionsmittel zur Verfügung hatten, am Geschäft mit dem Staat. 
Zwar gab es im 17. Jahrhundert Entwicklungen in der Manufaktur, auch im Handel, be- 
vorzugt aber wurden die dort erwirtschafteten Kapitalien immer noch in den Erwerb von 
Land, Amtseigentum und Staatsanleihen gesteckt. Wohl gab es auch hier Handelsgesell- 
schaften, aber deren Bedeutung teichte an die holländischen und englischen nicht entfernt 
heran. Und weder die Unterstützung dutch die Regierung, die am Ausbau der Marine in- 
teressiert war, noch die Versuche, den Adel durch Aufhebung der Derogationstegeln für 
den Großhandel zu gewinnen (Code Michaud 1626), konnten an dieser Situation Nen- 
nenswertes ändern. Immanuel Wallerstein vertritt in seinem Buch »The Modern World Sy- 
stem« die These, daß die wichtigste Voraussetzung des frühen Übersechandels in der Ein- 
heit der Staaten zu schen sei, weil die noch um ihre Einheit kämpfenden Staaten diese Un- 
ternehmungen nicht ausreichend unterstützen konnten. Aber die französische Krone hätte 
gerne unterstützt und die englische privilegierte vorwiegend Unternehmungen, die sich 
unabhängig von staatlichen Maßnahmen bereits gebildet hatten. Der Zusammenhang mit 
der Staatenentwicklung scheint cher datin zu bestehen, daß der um die Einheit kämpfende 
Staat in Frankreich einen solch immensen Geldbedarf hatte, daß kurzfristig auf keine Wei- 
se größere und sicherere Gewinne zu machen waren als durch Investitionen in den Staat. 
Sicher, ein gelungenes Handelsunternehmen brachte auch bis zu 30 % Rendite, aber die 
Fährnisse waren unzweifelhaft höher. Anstelle der Eroberung neuer Akkumulationsquel- 
len trat für die französische Handelsbourgeoisie die Beteiligung an der Expansion in Euro- 
pa und vor allem an der Ausbeutung der Bauern im eigenen Land. Auf längere Sicht aber 
hat diese Aneignungsstrategie zur Stagnation der ökonomischen Entwicklung in Frankreich 
in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts erheblich beigetragen. 

Die mit der absolutistischen Staatsform verbundenen »Fortschritte« im Bereich der politi- 
schen Beherrschung von Ausgebeuteten haben eine Stagnation der Produktion begünstigt, 
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wenn nicht sogar verursacht. Merkantilistische Wirtschaftspolitik kann somit keinesfalls ge- 
nerell zum Geburtshelfer kapitalistischer Entwicklungen erklärt werden. 

Nicht in der Wirtschaftspolitik, sondern in der Pazifizierung des Adels und damit in der 
politischen Integration der herrschenden Klasse in den Staatsapparat liegt die Besonderheit 
der Regierungszeit Ludwigs XIV. Dabei ist der Hochadel weiter entmachtet, auch das »Par- 
lement de Paris« samt allen anderen »Parlements« in den Provinzen weiterer politischer 
Rechte beraubt worden. Den Inhabern von Gouverneutsstellen ebenso wie anderen hohen 
Adligen wurde der Aufenthalt bei Hof vorgeschrieben und damit die Beschäftigung mit 
dessen Etiquette und den unvermeidlichen Intrigen. Im Heer beanspruchte der Monarch 
die Oberaufsicht, behielt hohe Posten dort allerdings ebenso dem Adel vor wie in der Kir- 
chenhierarchie. Königliche Gerichte erweiterten ihre Vollmachten, landständische Rechte 
wurden weiter beschnitten und den verbleibenden Verschwörungen, Oppositionsversu- 
chen, Erhebungen begegnete die Krone mit außerlegalen Verhaftungen, mit »lettres de ca- 
chet«, die Gerichtsgewalt unmittelbar beanspruchend. Als Ersatz für alte Herrschaftsrechte 
bot der Hof einerseits Geld, viel Geld. Ende des 17. Jahrhunderts stieg die Zahl der könig- 
lichen »Pensionen« auf 10 000. Andererseits bot der Hof Glanz und (neubegründete) 
Würden. Vor allem aber garantierte die Staatsgewalt die Ausbeutungsrechte, die richterli- 
chen der Gutsherren eingeschlossen, und sie stellte diese Garantie durch den Einsatz von 
Militär unter Beweis, wann immer sich Bauern rebellierend vereinigten. Das Heer, nicht 
die königliche Verwaltung, ist denn auch die wichtigste Fundierung der vorbürgerlichen 
Staatsgewalt. Bauernunterdrückung, Vagabundenrepression, Arbeitsdisziplinierung, da- 
mit diente die Staatsgewalt den nichtadligen ebenso wie den adligen Eigentümern von 
Ausbeutungsgewalt, und solange ein Aufstieg in den Stand der Privilegierten möglich 
schien, hat sich ein gegen die Existenz des Adels gerichtetes bürgerliches Klassenbewußt- 
sein in Frankreich nicht entwickelt, damit auch keine Bewegung gegen monarchische Ge- 
walt, die trotz ihrer Verallgemeinerungen nach wie vor auf der ständischen Privilegien- 
struktur basierte. 

Erste Ansätze einer »bürgerlichen« Kritik sind zu Beginn des 18. Jhs. dennoch gerade 
durch die gelungene Pazifizierung des Adels provoziert worden. Diese machte es dem Mo- 
natchen nämlich möglich, frühere Toleranzregeln in der Kirchenpolitik aufzuheben, einen 
bigotten Katholizismus königlich vorzuschreiben. Eines der Beispiele, aus denen deutlich 
wird, wie trotz bereits verdinglichter Elemente der politischen Gewalt die individuellen 
Auffassungen von Monarchen nach wie vor prägend wirkten. Aus der politischen Einheit 
von Kirche und Krone resultierte das Ende der kirchenpolitischen Toleranz nicht. Möglich 
war dieses vielmehr, weil eine konfessionelle Fraktionierung des Adels nicht mehr zu be- 
fürchten war. Hervorgerufen hat der Anspruch, nicht nur kirchenpolitisches Wohlverhal- 
ten, sondern den tatsächlichen Glauben vorschreiben zu wollen, die Forderung nach einem 
ptivaten, von keiner politischen Gewalt zu verletzenden, Freiraum. »Les Philosophes ge- 
wannen rasch Anhänger und deren Forderung einer privaten Gedankenfreiheit verband 
sich gesellschaftlich mit dem Widerstand gegen Manufakturregelungen und Handelsvor- 
schriften, mithin mit Forderungen auf private Akkumulationsfteiheit. 

Die politischen Auseinandersetzungen im Verlauf des 18. Jahrhunderts können hier nicht 
dargestellt werden; weder das Aufbrechen von Interessensdifferenzen innerhalb des Adels 
während der Regentenschaft, noch die - vorwiegend in der Form der Kirchenpolitik ge- 
führten - Konflikte zwischen dem »Parlement de Paris« und der Krone, weder Gerichts- 
streiks noch Amtsenthebungen, die Unfähigkeit von Monarchen und Ministern, die Kon- 
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kurrenzen innerhalb des Robenadels und damit der staatlichen Verwaltung. 

Bedeutsam sind für unseren Zusammenhang vor allem die Spätfolgen früher einmal er- 
folgreicher Strategien der Krone. Durch die Praxis des Ämterverkaufs wurde die Krone je- 
weils finanziell und gegenüber dem alten Adel auch politisch gestärkt, zugleich war der so- 
ziale Aufstieg von Nichtadligen und damit deren Integration in das herrschende politische 
System ermöglicht worden. Die schiere Dauer dieser Praxis und die finanziell begründete 
Notwendigkeit, die Vererbbarkeit von Amtseigentum zuzugestehen, hat sie politisch an- 
nähernd ins Gegenteil verkehrt. Anstatt die Unabhängigkeit der Krone vom Adel zu stär- 
ken, bewirkte sie nun die Abhängigkeit derselben von einer - inzwischen allerdings sozial 
erheblich veränderten - herrschenden Schicht (Perry Andersons Theorie des Absolutismus 
als eines Staates des Adels beruht auf der analytischen Unterschlagung dieser 
Veränderung). Inzwischen gab es hohen Amtsadel, der sich selbst zwar nicht zum Schwert- 
adel, wohl aber zum alten Adel zählen konnte, Adelsprüfungen (etwa für Offiziersstellen 
gefordert) schreckten solche Amtsbesitzerdynastien keineswegs. Sie waren nicht nur min- 
destens ebenso reich, sondern vielfach auch ebenso lange adlig wie solche Familien, deren 
Vorfahren aufgrund von Kriegsdiensten geadelt worden waren. Sozial, politisch und ver- 
wandtschaftlich verschmolzen seit Beginn des 18. Jahrhunderts die Familien des hohen 
Schwert-und des hohen Robenadels immer mehr miteinander, sich sowohl in ihren politi- 
schen Interessen als auch in ihrer ökonomischen Lage immer stärker von kleinen Landadli- 
gen und Besitzern niederer Ämter unterscheidend. Gemeinsam dutchkreuzten sie, wo im- 
mer ihnen dies möglich war, den Aufstieg neuer Kräfte in die relevanten Amtspositionen. 
Als Besitz wurden diese unter einer Oligarchie versippter und verschwägerter Familien 
nach Möglichkeit verteilt, Konkurrenzen nicht ausgeschlossen, das gemeinsame Interesse 
gegenüber Außenseitern deshalb trotzdem vorhanden. Ähnlichkeiten mit der zeitgenössi- 
schen Situation in England trügen, die ökonomische Basis der herrschenden Oligarchie war 
dort diejenige einer bereits erheblich kapitalisierten Landwirtschaft, in Frankreich Amtsei- 
gentum, Grundhertschaft, Staatstenten und Pensionen. Während sich in England die Pri- 
vilegienstrukturen änderten, ständische Privilegien an Bedeutung verloren und dafür Be- 
sitzverhältnisse zunehmend sowohl die soziale als auch die politische Position bestimmten, 
blieb in Frankreich die Ständestruktur erhalten. Adel zu besitzen, bedeutete nun aber 
nicht mehr eine bestimmte soziale Position, sondern legiglich die Verfügung über staatlich 
garantierte Privilegien. Die ständische Struktur stimmte zunehmend weniger mit derjeni- 
gen des sozialen Status überein. Unter Adligen gab es Arme und Reiche, Landbesitzer und 
Handelskapitalisten, Bergwerksbesitzer, Manufakturunternehmer und Offiziere. Beides 
gab es auch unter Nichtadligen, und deren Grundbesitz schloß tichterliche Gewalt überall 
dort mit ein, wo deren Beschränkung in einer Provinz oder Region noch nicht durchgesetzt 
worden war. An der »feudalen Reaktion«, der Einforderung alter oder Erhebung neuer Ab- 
gaben auf den Gutsherrenschaften waren in der Mitte des 18. Jhs. nichtadlige Landbesitzer 
ganz ebenso beteiligt wie adlige. Innerhalb des Adels waren ökonomische und politische 
Interessensdifferenzen mindestens ebenso groß wie zwischen adligen und nichtadligen Be- 
sitzern von Ausbeutungsgewalt. 

Der Erhalt ständischer Privilegien setzte ihre Duldung durch das Bürgertum sowie die ge- 
lungene Hertschaft über arme Leute voraus. Im Verlauf des 18. Jahrhunderts stieg in 
Frankreich die agrarische Produktion, wuchs die Bevölkerung, sanken die Löhne. Generelle 
Aussagen über die Lebenssituation von Lohnarbeitern und Bauern im Königreich sind 
nicht angebracht, doch zu Brotaufständen kam es fast im ganzen Land, wenn arme Leute 
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sahen, wie Spekulanten an Mißernten verdienten. Die Staatsgewalt reagierte mit erfolglo- 
sen Anordnungen zur Versorgungssicherung, gelegentlich mit Getreideverteilungen, an- 
sonsten mit Vorschriften für die Vagabundenpolitik. Doch schließlich lag dann eine der 
unmittelbaren Ursachen für das Ende der vorbürgerlichen politischen Herrschaft in Frank- 
reich darin, daß dieser die finanzielle Unterstützung und der militärische Gehorsam in ei- 
ner Situation verweigert wurden, als wieder einmal Hungeraufstände niederzuschlagen wa- 
ten. 

Die Ursachen der französischen Revolution sind hier nicht genauer zu diskutieren, noch 
weniger ihre politischen Anlässe. Zerbrochen ist der vorbürgerliche Staat in Frankreich an 
seiner Finanzkrise; der Begriff ist hier ausnahmsweise angebracht, betrafen Finanzierungs- 
probleme doch die Basis der Herrschaft selbst. Trotz des bereits über den Adel hinaus ver- 
allgemeinerten Klasseninhalts der monarchischen Gewalt hatte das zunehmende Erschwer- 
nis des Aufstiegs der Bürger den ständischen Besitzcharakter der politischen Gewalt im 18. 
Jahrhundert immer deutlicher werden lassen, während andererseits die Privilegierten nach 
wie vor nicht bereit waren, zur Finanzierung ihres eigenen Herrschaftsapparates durch Ver- 
zicht auf einen Teil der Steuerprivilegien beizutragen. Das gilt nicht für alle, doch für die 
Mehrheit der Ständevertreter. Adelsstrategien gegen weiteren bürgerlichen Aufstieg trafen 
im 18. Jahrhundert nun allerdings auf ein teilweise bereits gewandeltes Bürgertum. Neue 
Aneigungsstrategien hatten sich als lukrativ erwiesen, ökonomisch wurden Amtserwerb 
und Staatsprivilegien zunehmend weniger bedeutsam, und dadurch entstanden nicht nur 
Forderungen nach einem privaten - vom Staat nicht zu beeinträchtigenden - Freiraum für 
Akkumulationsstrategien, sondern auch die materiellen - nämlich staatsunabhängigen - 
Voraussetzungen für die Entwicklung eines neuen, nicht mehr adelsorientierten, Selbstbe- 
wußtseins. Adelskritik markiert diese Entwicklung, Kirchenkritik andererseits. Die Ab- 
schaffung der Grundhertschaft forderte kaum einer, auch nicht diejenige der Monarchie. 
Wohl aber die finanzielle Kontrolle der Krone. Kreditverweigerung gegenüber der Krone 
wurde möglich, seitdem genügend andere Investitionsmöglichkeiten vorhanden, die mit 
sinkenden Löhnen zunehmend lukrativ wurden. Schließlich, die Vorgänge sind bekannt, 
verlangten Ständevertreter, diejenigen des dritten nun dieses Mal eingeschlossen, die Be- 
teiligung an der Bestimmung der Politik. Neben privaten Rechten wurden nun also öffent- 
liche verlangt: die Konstitutionalisierung der Monarchie. 

Die Radikalisierung der politischen Forderungen, die Aufhebung der Grundhertschaft auf 
dem Land und der Dienstuntertänigkeit im Gewerbe, die Abschaffung der juristischen Ga- 
rantie von Privilegien und damit die Zerstörung der vorbürgerlichen Form der Staatsge- 
walt, sind vom Volk, vor allem dem niederen, erkämpft worden. 

Bekannt ist auch - und kann hier jedenfalls nicht mehr ausgeführt werden -, daß im Ver- 
“ lauf der langen politischen Auseinandersetzungen gegen die revolutionär erkämpften For- 
men der Allgemeinheit erneute Ausschlußregeln für politische Freiheiten durchgesetzt 
wurden. Was in England die Besitzer von Ausbeutungsmitteln, weil sie tendenziell bereits 
eine neue Klasse bildeten, sich erst gar nicht hatten abringen lassen müssen, das ist in 
Frankreich wegen der Einheit des emanzipatorischen Kampfes gegen ständische Privilegien 
erst einmal hergestellt worden: die formale Gleicheit aller Bürger, nicht nur vor dem Ge- 
setz, sondern auch in Bezug auf Beteiligungsrechte. Deren Einschränkung, nicht nur die 
faktische, sondern auch die formale, ging mit der Herausbildung und Etablierung einer 
neuen herrschenden Klasse einher. Mit der Regierungszeit Napoleons erreichte dieser Pro- 
zeß seinen vorläufigen Höhepunkt. Der Ausbau polizeilicher Herrschaftsmittel, die Verfol- 
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gung von Vereinigungen unter Arbeitskräften, Eingriffe in Gedanken und Pressefreiheit 
bedeuteten nicht nur politische Vorbedingungen für die - dutch die Kriegsbelastungen 
verzögerte - kapitalistische Akkumulation, sondern zugleich diejenige für eine politische 
Allianz zwischen den juristisch entprivilegierten adligen und den bürgerlichen Besitzern 
von Ausbeutungsgewalt. 

Trotz der revolutionären »Beseitigung des Feudalismus« hat sich in der Phase der ursprüng- 
lichen kapitalistischen Akkumulation auch in Frankreich noch einmal der Besitzcharakter 
politischer Gewalt gegen diejenigen durchsetzen lassen, die nicht im Besitz von Ausbeu- 
tungsgewalt und noch nicht in der Lage zu organisierten Kämpfen waren. In den revolutio- 
nären Erhebungen bis hin zur Kommune sind die Ausschlußregeln politischer Rechte 
bekämpft worden. Denn dem Bürgertum als herrschende Klasse müssen dessen eigene - 
gegenüber vorbürgerlichen Formen politischer Herrschaft revolutionär formulierte - Prin- 
zipien der politischen Organisation in ihrer Herstellung ebenso wie in ihrem Erhalt von de- 
nen, die keine Ausbeutungsgewalt besitzen, abgerungen werden - oft unter Einsatz des 
Lebens. 


4. Eine Bemerkung zum Schluß: 


Wo immer die Analyse des bürgerlichen Staates ohne diejenige seiner historischen Konsti- 
tution auskommen will, wird zum überhistorischen Inhalt des bürgerlichen Staates erklärt, 
was nur aus Kampf und Leiden hervorgegangen ist. Die Fetischisierung der Staatsgewalt ist 
keine Grundlage der bürgerlichen Gesellschaft, vielmehr hat diese den größten Teil ihrer 
bisherigen Geschichte mit einem durchaus unfetischisierten Staate zugebracht. Ebenso ist 
auch die Allgemeinheit des Rechts keine Voraussetzung von Lohnarbeitsverhältnissen, son- 
dern das Resultat erbitterter Auseinandersetzungen in Gesellschaften der kapitalistischen 
Produktionsweise. Lohnarbeit ist mit dem Zwang der Not, nicht mit Rechtsformen durch- 
gesetzt worden. Solche Feststellungen für nebensächlich zu halten, kann erhebliche politi- 
sche Folgen zeitigen. Die Forderungen der Arbeiterbewegung zielten nämlich bislang vor- 
wiegend auf die Aneignung bürgerlicher Rechte. Illusionär wäre es, darin bereits die Vor- 
aussetzung für die Umgestaltung der gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse er- 
blicken zu wollen. Die Staatsgewalt in Besitz nehmen, heißt, ihren gesellschaftlichen Cha- 
takter grundlegend verändern, die Definition dessen, was Politik heißt, neu zu bestim- 
men. Aus der Geschichte des bürgerlichen Emanzipationskampfes ist hierfür zu lernen. 
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Michael Ernst-Pörksen / Rudolf Hickel 
Strategieprobleme alternativer Wirtschaftspolitik * 


Der Arbeitskreis »Alternativen der Wirtschaftspolitik« legt seit nunmehr sieben Jahren 
»Memoranden« und »Sondermemoranden« vor. 

In ihnen fordert er vor allem eine Umkehr der staatlichen Wirtschaftspolitik zugunsten ei- 
ner mittelfristig angelegten beschäftigungspolitischen Offensive. Derweil geht die Bundes- 
regierung längst andere Wege, die Diskrepanz zwischen dem, was der Memorandumkreis 
Jahr für Jahr fordert, und dem, was die Bundesregierung Jahr um Jahr tut, wird immer grö- 
ßer. Sind die Memoranden deshalb bloß Makulatur, nach dem Motto »Alle Jahre wieder« 
(taz im Mai ’81)? Der Memorandumkreis sieht in den Gewerkschaften den wichtigsten 
Adressaten seiner Publikationen, während der DGB in zunehmendem Maße - zuletzt mit 
seiner wohlwollenden Beurteilung der beschäftigungspolitischen »Gemeinschaftsinitiative« 
- auf die wirtschaftspolitischen Vorstellungen der sozialdemokratischen Regierungsfraktion 
orientiert. Heißt dies, daß die Memoranden »keinen Adressaten« mehr haben (Lohmann, 
1980, S. 54), hatten sie je einen oder üben sie sich generell in »politischem Voluntarismus« 
(ebd., S. 53)? Die Vorschläge der Memoranden zielen auf die Wiederherstellung von Voll- 
beschäftigung über den gebrauchswetrtorientierten Aus- und Umbau gegebener Produk- 
tionsstrukturen. Zentrales strategisches Element dieser Orientierung ist die Ausweitung der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, öffentlicher wie privater. Ist dies nicht illusorisch ange- 
sichts der Tatsache, daß zur Herstellung von Vollbeschäftigung Wachstumsraten des So- 
zialprodukts erforderlich wären, »die selbst unter wesentlich günstigeren Verwertungsbe- 
dingungen des Kapitals nicht erzielt wurden« (Hübner/Stanger, 1981, S. 70; gemeint sind 
die 50er und frühen 60er Jahre in der BRD)? Und sind solche Wachstumsraten mit Blick 
auf ihre ökologischen und sozialen Implikationen überhaupt wünschenswett, verbirgt sich 
hinter der Orientierung auf Wachstum nicht eine »ökologisch unheilvolle Allianz zwischen 
Profit-und Beschäftigungsmaximierern« (Spahn, 1980, S. 535; ähnlich Berger, taz 
13.7.81)? 

Wir wollen versuchen, im folgenden Beitrag auf diese und andere Fragen/Kritiken zur Ar- 
beit des Memorandumkreises einzugehen. 


I. 


Ein auf politisch-praktische Relevanz angelegtes Konzept alternativer Wirtschaftspolitik er- 
weist sich nur dann als tragfähig, wenn es auf einer theoretisch begründeten und empirisch 


* Dieser Beitrag ist die überarbeitete Fassung eines Referats, das die Autoren gemeinsam mit Dieter 
Eißel auf einer Tagung am »Zentrum für interdisziplinäre Forschung« (ZIF) zum Thema »Alternativen 
der Wirtschaftspolitik« im Juli 1981 vorgelegt haben. Der Beitrag gibt die Auffassung der Autoren 
und nicht unbedingt in jedem einzelnen Punkt die der übrigen Mitglieder des »Memorandumskrei- 
ses« wieder. 
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belegbaren Analyse sowohl der Ursachen krisenhafter Wirtschaftsentwicklung als auch der 
Grundlagen wirtschaftspolitischen Handelns beruht. 

Die Analyse der ökonomischen Grundstruktur und der Wirkungsmechanismen des wirt- 
schaftspolitischen Eingriffs soll Einfallstellen und Spielräume alternativer Wirtschaftspoli- 
tik offenlegen. Dabei zeigt sich vor allem zweierlei: 

Der Glaube an die Wirksamkeit eines traditionellen Keynesianismus, der zugunsten bloßer 
Einkommenseffekte auf eine Gebrauchswertorientierung verzichtet, entpuppt sich zuneh- 
mend als Illusion. Der allein monetär instrumentierte Eingriff auf der Nachfrageseite führt 
kurzfristig und in relevantem Ausmaß zu preispolitischen Mitnahmeeffekten der Unter- 
nehmen und konserviert teilweise ineffiziente Formen des Einsatzes der gesellschaftlichen 
Arbeit. Daraus ist zunächst der Schluß zu ziehen, daß der wirtschaftspolitische Eingriff 
über die bloß monetäre und globale Steuerung des ökonomischen Kreislaufs hinaus struk- 
turreformerische Elemente beinhalten muß, die das ökonomische System sowie das Ver- 
hältnis von Ökonomie und Politik modifizieren. Die ökonomische (!) Analyse zeigt auch, 
in welche Richtung diese Modifikation stattfinden muß: der gesellschaftliche Reproduk- 
tionsprozeß muß der bornierten Kapitalrationalität entzogen und der bewußten gesell- 
schaftlichen Planung unterworfen werden. 

Gleichzeitig muß sich die Analyse - immer unter Berücksichtigung dieser längerfristigen 
Orientierung - auf die Untersuchung der jetzt vorhandenen wirtschaftspolitischen Spiel- 
räume konzentrieren. Hier kann durchaus auf die Keynessche Analyse zurückgegriffen 
werden. Sie zeigt - im Unterschied und im Gegensatz zur neoklassischen Marktorthodoxie 
- die Notwendigkeit der staatlichen Steuerung unter Beibehaltung der Basisinsritutionen 
des kapitalistischen Marktsystems plausibel und empirisch evident auf der Basis kreislauf- 
theoretischer Überlegungen auf: Der gewinnvermittelte Steuerungsmechanismus führt ten- 
denziell zu Kollektivillusionen (Landmann). Staatliche Politik gilt als strategische Stelle zur 
Kompensation marktwirtschaftlicher Instabilitätsprobleme. 

Aus diesen Hinweisen folgt, daß sich die Entwicklung wirtschaftspolitischer Alternativen 
im hier vertretenen Sinne auf zwei miteinander verbundene Ziele auszurichten hat: Zum 
einen muß sie die interessenbedingt eng gehaltenen, aber dennoch existierenden Spielräu- 
me für staatliche Wirtschaftspolitik aufzeigen. Zum anderen muß sie institutionelle Struk- 
turformen konzipieren, die die Gestaltung einer ökologisch vertretbaren versorgungs- und 
beschäftigungssichernden Politik zulassen. 

Aus dieser doppelten Zielsetzung lassen sich die konkreteren Elemente einer alternativen 
Wirtschaftspolitik formulieren: 


2. 


Alternative Wirtschaftspolitik in unserem Sinne ist demokratische Wirtschaftspolitik, die 
sich auf das gesamte Wirtschaftsleben und der mit ihm betroffenen Lebensbereiche be- 
zieht. Demokratische Wirtschaftspolitik macht sich die Entwicklungsbedürfnisse der Mehr- 
heit der Bevölkerung zu eigen. Dies bedeutet gegenwärtig vor allem, für die Durchsetzung 
des Rechts auf Arbeit für alle, für die Humanisierung des Arbeitslebens und die Sicherung 
einer angemessenen Reproduktion sowie für die Herstellung ökologisch vertretbarer Le- 
bensbedingungen aktiv zu werden. Weil aber unter kapitalistischen Systembedingungen 
gerade diese Ziele systematisch verfehlt werden, richtet sich eine demokratische Wirtschafts- 
politik gegen jenes Interesse, das für diese Systembedingungen steht, das Kapitalinteres- 
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se. Und weil der Durchsetzung der genannten Ziele um so höhere Barrieren entgegenste- 
hen, je mehr Bereiche der gesellschaftlichen Reproduktion unter der Regie des Privatkapi- 
tals geführt werden, ist eine demokratische Wirtschaftspolitik auf die Vergesellschaftung 
der Kernbereiche der sozio-ökonomischen Reproduktion gerichtet. Auch wenn die Arbeit 
des Memorandumkteises vor allem auf staatliche Politik konzentriert ist, umfaßt der Be- 
griff der Vergesellschaftung im Kontext demokratischer Wirtschaftspolitik die Entwicklung 
einer ganzen Vielfalt von Formen des gemeinnützigen Eigentums, der Verstaatlichung und 
dezentral selbstverwalteter Sozial- und Versorgungssysteme. 

Damit soll gleichzeitig die kontinuierliche Versorgung aller Teile der Bevölkerung mit den 
für ihr Leben notwendigen Gütern gewährleistet werden, ebenfalls ein Ziel, das bei Vor- 
hertschaft des Kapitalinteresses nur zufällig und selbst dann allenfalls annähernd erreicht 
“wird. Die Lösung der gesellschaftlichen Reproduktion vom Primat der Kapitalverwertung 
bietet daher die langfristige Orientierung demokratischer Wirtschaftspolitik. 

Langfristige Orientierung ist jedoch nicht gleichbedeutend mit »Fernziel«, sondern bietet 
die Richtschnur für das heute notwendige Handeln. Die vom Memorandumkreis vorge- 
schlagenen Strukturreformen sind in diesem Sinne zu interpretieren. Es geht dabei vor al- 
lem um die Einrichtung überbetrieblicher Formen der Mitbestimmung (Wirtschafts- und 
Sozialräte), um eine wirksame Einbeziehung der Betriebsräte bei der Vergabe öffentlicher 
Mittel (Subventionen) an private Unternehmen, Übernahme der Selbstverwaltung:der Ar- 
beitsämter bzw. der Bundesanstalt der Arbeit durch die Gewerkschaften sowie die Verge- 
sellschaftung jener Bereiche, deren privatwirtschaftliche Struktur dem gesellschaftlichen 
Bedarf nicht gerecht wird (Beispiel: Wohnungsbau) oder den technischen Wandel und die 
internationale Koordination nur über die massenhafte Vernichtung von Arbeitsplätzen 
vollziehen kann (Beispiel: Stahlindustrie). 

Über solche, mittelfristig wirksame Maßnahmen hinaus, die öffentliche Produktion und 
Mitbestimmung gegen private Kapitalanlage und autonomes Entscheiden durch die Kapi- 
talbesitzer bzw. deren Vertreter setzen, muß demokratische Wirtschaftspolitik zu jedem 
Zeitpunkt mit den jeweils zur Verfügung stehenden Mitteln und Instrumentarien kurzfti- 
stig wirkende Maßnahmen ergreifen, um die Arbeitslosigkeit zu reduzieren, die vorhande- 
nen Arbeitsplätze menschengetecht zu gestalten und um gesellschaftlichen Mindestbedarf 
an privater und öffentlicher Produktion zu befriedigen. Zu diesem Zweck ist der fiskalische 
Eingriff des Staates in den ökonomischen Kreislauf ebenso gefordert wie die unmittelbare 
Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen des öffentlichen Bedarfs durch den Staat, 
Selbstverwaltungsorganisationen, Genossenschaften etc. Auch bei dieser Art von Maßnah- 
men orientiert sich eine demokratische Wirtschaftspolitik an den Interessen der abhängig 
Beschäftigten. So scheiden hier ökologisch belastende Maßnahmen ebenso aus wie solche, 
die einen Teil der Lohnabhängigen diskriminieren (etwa Arbeitsverbote für ausländische 
Arbeiter) als auch solche Maßnahmen, die das Einkommen der abhängig Beschäftigten 
senken. 

Der Memorandumkrteis hat in der Vergangenheit wie auch in seinem jüngsten Memoran- 
dum versucht, die Grundlinien für ein solches, kurzfristig greifendes Beschäftigungspto- 
gramm zu formulieren. Im Vordergrund solcher Programme steht die versorgungs- und be- 
schäftigungspolitische Aktivierung des Staatshaushalts. Hierzu gehören vor allem kreditfi- 
nanzierte Ausgaben des Staates, die brachliegendes Geldkapital mobilisieren und so gesell- 
schaftlich unmittelbar empfundene Mängel beseitigen helfen. Solche Mangelbereiche sind 
gegenwärtig der öffentliche Personennahverkehr, der Wohnungsbau, der Umweltschutz, 
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die Berufsbildung und die sozialen Dienste sowie gesellschaftliche nützliche Wachstums- 
felder wie ökologisch orientierte Investitionen zur Energieeinsparung und -substitution, 
um nur die wichtigsten zu nennen. Solche Bereiche sind jedoch sicherlich nicht der Auto- 
bahnbau, der Flughafenbau, die Aufrüstung von Militär und Polizei sowie der Bau von 
Kernkraftwerken. 

Indem sich demokratische Wirtschaftspolitik für jene Ausgabenbereiche entscheidet, die 
hohe Beschäftigungseffekte besitzen rd gleichzeitig gesellschaftliche Mangelbereiche be- 
dienen, reduziert sie Arbeitslosigkeit und verbessert die Lebenslage weiter Bevölkerungs- 
kreise in einem Zuge. Beschäftigungs- und Produktionsstrukturpolitik bilden eine Einheit. 
Um selektive Politik, die den regionalen und sozialen Bedarfslagen entspricht, betreiben 
zu können und um Bürgerbeteiligung (Demokratie von unten) zu sichern, bedarf es dabei 
einer Stärkung dezentraler, autonomer - wenngleich gesamtgesellschaftlich koordinie- 
rungsfähiger - Entscheidungsmacht. 

Kritiker derartiger Beschäftigungsprogramme wenden sich vor allem gegen deren Finanzie- 
rung über die staatliche Kreditaufnahme; sie bezeichnen diese als unseriös. Dagegen hal- 
ten wir eine Ausweitung der Staatsverschuldung nicht nur für möglich, sondern sehen die- 
se als ein notwendiges Element demokratischer Wirtschaftspolitik zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt an. Solange es nämlich den Kapitalbesitzern »freigestellt« ist, in welchen Bereichen 
der gesellschaftlichen Reproduktion sie in welchen Größenordnungen investieren, muß ei- 
ne demokratische Wirtschaftspolitik spätestens dann einschreiten, wenn unternehmerische 
Gewinne nicht in beschäftigungssichernde Investitionen gelenkt werden. Sie muß vor al- 
lem in zunehmendem Maße das nicht investiv verwendete unternehmerische Sparaufkom- 
men mobilisieren. Ein Weg hierfür ist die Abschöpfung dieser Geldvermögen durch 
Staatskredite, ein anderer wäre die Steuerabschöpfung jener nicht für Sachinvestitionen ge- 
nützten Unternehmensgewinne. 

Mittelfristig werden beide Wege verstärkt beschritten werden müssen. Gegenwärtig bietet 
sich vor allem die Staatsverschuldung an, weil die politischen Widerstände und die man- 
gelhafte Ausgestaltung des Steuerinstrumentariums kurzfristig nicht aufzuheben sind. De- 
mokratische Wirtschaftspolitik nutzt also die Verschuldung des Staates für die Finanzie- 
rung sinnvoller Staatsausgaben, die geeignet sind, Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Eine an- 
dere Wirtschaftspolitik, die sich nicht primär auf die Entwicklungsbedürfnisse der Bevölke- 
rungsmehrheit bezieht, wird ohne einen Abbau des Sozialstaates ebenfalls zu steigender 
Staatsverschuldung führen, weil mit wirtschaftlicher Stagnation und zunehmender Ar- 
beitslosigkeit die Steuereinnahmen weniger stark wachsen oder sogar sinken, während im- 
mer mehr Menschen auf staatliche Sozialleistungen angewiesen sind, weil ihnen die eigene 
Erwerbstätigkeit verwehrt wird. Die Forderung nach einem wirksamen Abbau der Staats- 
schulden, impliziert somit zum gegenwärtigen Zeitpunkt mit notwendiger Konsequenz 
die Demontage des Sozialstaates, da sie dem Anwachsen der Arbeitslosigkeit nichts entge- 
gensetzt, gleichzeitig aber die damit wachsenden Anforderungen an die Sozialhaushalte 
nicht finanzieren will. Die gegenwärtige Debatte um Staatsverschuldung in der BRD zeigt 
deutlich, daß die Forderung nach Haushaltskonsolidierung und die Tabuisierung einer 
Ausweitung der Staatsschuld allein dem Zweck dienen, den Abbau des Sozialsystems und 
den Rückzug des Staates aus der Beschäftigungspolitik in der Öffentlichkeit als zwingendes 
wirtschaftspolitisches Erfordernis erscheinen zu lassen. Einer demokratischen Wirtschafts- 
politik hingegen dient der strategische Einsatz der Staatsverschuldung einerseits zur Re- 
duktion der Belastung der Sozialhaushalte, gleichzeitig aber auch zu deren Finanzierung. 
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Die damit ermöglichte (Vor-) Finanzierung von zusätzlichen Arbeitsplätzen ist billiger als 
die Finanzierung von Arbeitslosen. 

Daß die Staatsverschuldung zu gesamtwirtschaftlich negativen Effekten führt, ist bisher 
nicht erwiesen; dafür aber das Gegenteil: konjunkturpolitische Zurückhaltung des Staates 
verschärft die Krise und erhöht gleichzeitig die staatlichen Defizite. Das Problem der 
wachsenden Zinsbelastung des Staatshaushaltes soll hier nicht vernachlässigt werden. Es ist 
aber erstens darauf hinzuweisen, daß den Zinslasten zu einem gewissen Teil die Kosten 
wachsender Arbeitslosigkeit als Folge einer Nichtverschuldung gegenüberzustellen sind 
und daß zweitens eine Reform des Schuldenmanagements - etwa durch stärkeren Einbe- 
zug des Zentralbankkredits - geringere Zinskosten hervorrufen würde. Auch hierzu hat 
der Memorandumkteis detaillierte Vorschläge veröffentlicht. 

Neben dem staatlichen Eingriff in den gesamtwirtschaftlichen Kreislauf stellt die Verkür- 
zung der individuellen Arbeitszeit für eine demokratische Wirtschaftspolitik gegenwärtig 
das zentrale konjunktur- und strukturpolitische Instrument zur Verringerung der Arbeits- 
losigkeit dar. Diese Maßnahme kennzeichnet deutlich die doppelte Zielsetzung einer de- 
mokratischen Wirtschaftspolitik, die sie zudem als historisch angemessene Wirtschaftspoli- 
tik ausweist: Ökonomisch wirkt die Arbeitszeitverkürzung in Richtung Durchsetzung des 
Rechts auf Arbeit bei technischem Fortschritt, gesellschaftspolitisch schafft sie gleichzeitig 
Raum für eine stärkere Beteiligung der arbeitenden Menschen an der Bewältigung jener 
Aufgaben, die sich zukünftig auch nur unter breiter Beteiligung der Bevölkerung lösen las- 
sen (Energie- und Umweltprobleme; dezentrale Planung der gesellschaftlichen Reproduk- 
tion; etc.). Diese Politik weist in Bezug auf die Entwicklungsmöglichkeiten also völlig an- 
dere Strukturen auf, als eine Politik, die Arbeitszeitverkürzung nicht betreibt, weil diese 
die manövrierbare Masse der Arbeitslosen kurzfristig erheblich reduzieren würde. 

Drittes Glied in der Kette kurzfristig greifender Maßnahmen ist die Vermeidung testrikti- 
ver Geldpolitik. Auch hier wird nur langsam über strukturelle Reformen erreicht werden 
können, daß die Gestaltung des Geldwesens aus scheinbar unabhängigen, auf jeden Fall 
aber demokratisch nicht kontrollierten Gremien herausgelöst wird. Kurzfristig setzt demo- 
kratische Wirtschaftspolitik auch gegen die gegenwärtige internationale Hochzinstendenz 
auf eine Geldpolitik, die die expansive Haushaltspolitik durch ein niedrigeres Zinsniveau 
zu unterstützen versucht. Mit Hilfe von Fonds (z.B. im Wohnungsbau), die durch niedrig 
oder gar nicht zu verzinsende Beiträge (Zwangsabgaben der Kapitalsammelstellen, abge- 
schöpfte Gewinne aus der Bodenspekulation etc.) gespeist würden, ließe sich darüberhin- 
aus eine Abkoppelung bzw. Spaltung vom Kapitalmarkt und dessen internationalen Ein- 
flüssen erreichen und die prozyklische Wirkung der Hochzinspolitik vermeiden. 

Kritiker einer solchen Politik reklamieren inflationäre Folgen einer expansiven Haushalts- 
und Geldpolitik. Bei genauerer Analyse jedoch ergibt sich, daß inflationäre Tendenzen in 
diesem Falle nicht von der Wirtschaftspolitik ausgehen, sondern von der unternehmeri- 
schen Preissetzungspolitik angesichts der mit staatlicher Hilfe bewerkstelligten Nachfrage- 
steigerung. Dies ist allerdings ein wichtiger Unterschied. Wenn nämlich der inflationäre 
Prozeß immer dann in Gang kommt bzw. sich beschleunigt, wenn die Nachfrage expan- 
diert, dann wird die Inflation für jeden Politiktyp zum Problem, der auf den konjunkturel- 
len Aufschwung hinarbeitet. Umgekehrt zeigt sich, daß eine Politik der Restriktion volks- 
wirtschaftlicher Ausgaben, die die Aufschwungsdynamik blockiert, keineswegs eine wirksa- 
me Antiinflationspolitik darstellt, dafür aber die Arbeitslosigkeit erhöht und die Rezession 
vertieft (vgl. England, USA). 
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Konjunkturpolitik ist ihrer Qualität nach immer auch produktionsorientierte Wachstums- 
politik, weil sie die gesamtwirtschaftlichen Gebrauchswertstrukturen beeinflußt, die künf- 
tigem Wachstum zugrundeliegen. Demokratische Wirtschaftspolitik orientiert auf ein 
Wachstum, das die natürlichen Grundlagen der gesellschaftlichen Reproduktion, die . 
menschliche Arbeitskraft und die natürliche Umwelt, nutzt, statt sie zu zerstören. Auch 
hier sind die Entwicklungsbedürfnisse der Mehrheit der Bevölkerung bzw. der Gesellschaft 
als Ganzes die orientierende Größe und nicht die jeweiligen Verwertungschancen des pri- 
vaten Kapitals. 

Dabei setzt der Memorandumkteis keineswegs auf eine Rückkehr zu den Wachstumsraten 
der bundesrepublikanischen »Gründerjahre«, sondern auf einen Wachstumstyp, der - an- 
gebunden an eine gesamtgesellschaftliche Rahmenplanung - Steigerungen der Arbeitspro- 
duktivität zur Verkürzung der Arbeitszeit nutzt, Umgestaltungen des Arbeitsprozesses an 
das Ziel der Humanisierung der Arbeit bindet, Wachstum nicht allein quantitativ faßt und 
deshalb auch nicht zum Fetisch machen muß, sondern einen Anstieg der materiellen Gü- 
terproduktion dem Ziel der Wiederherstellung ökologisch vertretbarer Lebens- und Pro- 
duktionsbedingungen unterordnet. 

Außenwirtschaftlich orientiert sich demokratische Wirtschaftspolitik auf internationale 
Kooperation und nicht auf die kontraproduktive Herstellung von Vormachtspositionen im 
internationalen Handel. Der Memorandumktreis hat aus diesem Grunde bisher immer ge- 
gen die Exportoffensive als Mittel der Verlagerung binnenwirtschaftlicher Probleme nach 
draußen gesprochen. 

Demokratische Wirtschaftspolitik ist darüberhinaus Friedenspolitik. Sie setzt weder in der 
Konjunktur - noch in der Wachstums- und Außenwirtschaftspolitik auf den Ausbau des 
militärischen Potentials. Gleichzeitig entzieht sie die Rüstungspolitik dem Kalkül und der 
Eigendynamik der privaten Wirtschaft und schafft so die ökonomisch-politischen Voraus- 
setzungen für eine wirksame Abrüstungspolitik. Darüberhinaus trägt sie durch die Vermei- 
dung aggressiver außenwirtschaftlicher Strategien entscheidend zum Abbau internationa- 
ler Spannungen bei. Gerade die letzten Jahre haben am Beispiel der Auseinandersetzun- 
gen um die Versorgung der Industriestaaten mit Erdöl gezeigt, wie notwendig eine auf in- 
ternationale Zusammenarbeit und Völkerverständigung gerichtete Wirtschaftspolitik ist. 
Das gesamte Bündel der hier dargestellten Elemente demokratischer Wirtschaftspolitik ist 
in der bisher vom Arbeitskreis »Alternativen der Wirtschaftspolitik« veröffentlichten Me- 
moranden eingegangen. Dabei ist unbestritten, daß einzelne Aspekte erst mit der Zeit auf- 
genommen werden konnten, einige noch immer nur ganz unzureichend ausgearbeitet 
sind. Dennoch wird deutlich, daß eine Kritik der Memoranden zu kurz greift, wenn sie 
einzelne Elemente des gesamten Politikbündels isoliert, und diese dann außerhalb des 
Kontextes kritisiert: Wenn die Memoranden beispielsweise eine Verpflichtung der staatli- 
chen Politik auf das Beschäftigungsziel fordern, so hat dies nichts mit »Staatsfixierung« und 
»Keynesianismüs« zu tun, wenngleich die staatliche Wirtschaftspolitik von den Memoran- 
dumautoren als eines der Zentren der wirtschaftspolitischen Auseinandersetzung angese- 
hen wird und wenn die kreislauftheoretischen Ergebnisse der Keynesschen Analyse für im 
Kern richtig gehalten werden. Wenn die Memoranden die Ausweitung der Massenkauf- 
kraft für erforderlich halten, so ist dies nicht Ausdruck der Tatsache, daß der Memoran- 
dumkreis die Krise allein von der Seite der privaten Konsumnachfrage her für lösbar hält, 
sondern trägt der Bedeutung des Lohnes als Nachfragefaktor im Verhältnis zu den Profiten 
und ihrer Verwendung ebenso Rechnung, wie dem Versuch, der Abwälzung von Krisenla- 
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sten auf die Lohnabhängigen entgegenzutreten. 

Und wenn der Memorandumkteis schließlich Nullwachstums- und Schrumpfungsoptio- 
nen einiger Theoretiker der Alternativszene entgegentritt (vgl. z.B. Berger, 1981, S. 93), so 
nicht deshalb, weil wir das bloß quantitative Anwachsen des Sozialprodukts für eine zwin- 
gendes Ziel der Wirtschaftspolitik halten, sondern weil einerseits eine Orientierung auf 
Schrumpfung unter den gegenwärtigen Bedingungen nichts anderes bedeutet, als das 
Sich-Einrichten auf Sozialabbau und Arbeitslosigkeit. Andererseits gibt es im Umwelt-, 
Arbeitshumanisierungs-, Städte-, Wohnungs- und Energiebereich Felder qualitativen 
Wachstums, für die erhebliche Investitionen aufgebracht werden müssen. Im Zentrum de- 
mokratischer Wirtschaftspolitik steht ein alternativer Typ qualitativen Wachstums, der sich 
auch auf die institutionelle Absicherung demokratisch zentraler und dezentraler Entschei- 
dung und Kontrolle erstrecken muß. Unter den gegenwärtigen Systembedingungen aber 
bedeutet faktisches Nullwachstum und Schrumpfung eine erhebliche Verschlechterung der 
Lebensbedingungen für die Mehrheit der Bevölkerung, ohne daß einer Lösung der ökologi- 
schen Krise näher gekommen würde. Das »Wie« wirtschaftlichen Wachstums steht im Zen- 
trum alternativer Wirtschaftspolitik, die die aktuellen Krisenprobleme nicht zugunsten 
langfristiger Entwürfe ignoriert, sondern kurz- und langfristige Lösungsstrategien zu inte- 
grieren versucht. 


3. 


Die Analyse der Grundlagen wirtschaftspolitischen Handelns muß erstens die staatliche Po- 
litik als konkrete Ausformung politischer Handlungsspielräume bestimmen und zweitens 
die strategischen Handlungsmuster zur Durchsetzung demokratischer Wirtschaftspolitik 
herausarbeiten. 

Staatliche Politik ist weder die bloße Subjektivierung ökonomischer Zwänge, noch ist der 
bürgerliche Staat als der zum Subjekt gewordene Gesamtkapitalist zu begreifen. Umge- 
kehrt findet Politik nicht im ökonomicefreien Raum statt. Die Vermittlung ökonomischer 
Entwicklungsprobleme der gesellschaftlichen Reproduktion und die Formulierung von 
Klasseninteressen in staatliches Handeln findet gerade in der Auseinandersetzung wider- 
steitender gesellschaftlicher »Gruppen« um die Ausrichtung staatlicher Politik statt. An 
dieser Auseinandersetzung nehmen »schweigende Mcehrheiten« als Wahlvolk ebenso teil 
wie Parteien, Gewerkschaften, Unternehmerverbände, Bürger- und sonstige Vereinigun- 
gen sowie einzelne Großunternehmen. Gleichzeitig ist die nationale staatliche Politik im- 
mer eingebunden in das Raster internationaler Beziehungen. 

Parteien, Gewerkschaften und Unternehmerverbände können dabei als die Auseinander- 
setzung zum Teil vorstrukturierende, zum Teil auch selbstregulierende Institutionen ge- 
faßt werden. Während die Gewerkschaften (vor allem als Einheitsgewerkschaften) und die 
Unternehmerverbände das jeweils »durchschnittliche« Klasseninteresse - so, wie es von ih- 
ren Mitgliedern subjektiv wahrgenommen und eingebracht werden kann - zu formulieren 
suchen, sind die unterschiedlich positionierten Parteien als Institutionen jeweils spezifisch 
ausgestalteter »Klassenkompromisse« zu begreifen. (Die im parlamentarischen System her- 
ausragende Rolle der politischen Parteien prägt natürlich auch die Diskussion innerhalb 
der im engeren Sinne als Klassenorganisation zu verstehenden Institutionen der Gewerk- 
schaften und der Unternehmerverbände.) 

Die in der Auseinandersetzung um die Ausgestaltung staatlicher Politik teilnehmenden 
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Gruppierungen (»Kräftes), nehmen die ökonomischen und sozialen Entwicklungsproble- 
me der gesellschaftlichen Reproduktion unterschiedlich wahr und formulieren vor dem 
Hintergrund unterschiedlicher Interessen entsprechend differierende Anforderungen an 
das staatliche Handeln. j 

Wenn auch meist unzureichend dargestellt und nicht immer stringent durchgehalten, for- 
muliert der Memorandumkrteis seine Kritik staatlicher Wirtschaftspolitik und vor allem sei- 
ne kurzfristigen Alternativen aus einer so zu fassenden politiktheoretischen Position her- 
aus. Die Kritik Krätkes, komplexe politiktheoretische Ansätze hätten in den Memoranden 
»keinen Platz« (Krätke, 1981, S.99), ist deshalb vordergründig, weil sie sich an einzelnen, 
zugegebenermaßen mitunter unzureichenden Formulierungen orientiert, statt die zumin- 
dest implizit nachzuvollziehende politiktheoretische Position aufzunehmen. 


4. 


Die Analyse der Grundlagen politischen Handelns umfaßt in unserem Zusammenhang je- 
doch nicht nur die Betrachtung staatlicher Politik, sondern auch die Frage, wie die Forde- 
rung nach Alternativen für die gesellschaftspolitische Auseinandersetzung relevant werden 
kann und an welches strategisches Kalkül sie geknüpft ist. Läßt man einmal die Unterstel- 
lung beiseite, es ginge dem Memorandumkreis darum, »über eine aggressive Lohnpeolitik 
die wirtschaftliche Krise noch zu verschärfen und in Verbindung mit nicht erfüllbaren wirt- 
schaftspolitischen Forderungen die politische Polarisierung bis zum endgültigen Zusam- 
menbruch dieses Systems voranzutreiben« (Henschel, 1980, $.14), was einer Neuauflage 
unproduktiver Zusammenbruchshoffnungen entsprechen würde, so läßt sich die Frage der 
Durchsetzbarkeit demokratischer Alternativen in der Wirtschaftspolitik gegenwärtig auf 
die Frage des Adressaten entsprechender Forderungen verkürzen. Dies allerdings nur unter 
der Bedingung, daß der Begriff des Adlessaten nicht seinerseits verkürzt wird auf den Be- 
griff des Durchsetzers von Alternativen. Mit dieser doppelten Verkürzung nämlich wird 
die argumentationsleitende Frage, wie sich die Forderung nach erfolgreicher wirtschafts- 
und sozialpolitischer Neuorientierung - und nicht nach Zusammenbruch - politisch arti- 
kulieren und dabei handlungsrelevant werden kann, auf die Frage »Wer setzt sie hier und 
jetzt durch?« reduziert. Und wenn die Frage »Is’ da wer?« mit »Nein!« beantwortet werden 
muß, wird messetscharf geschlossen: »Alternative Wirtschaftspolitik muß in der Bundesre- 
publik mit der Tatsache leben, daß sie derzeit keinen Adressaten besitzt.« (Lohmann, 
1980, S. 54) 

Das Adressatenproblem stellt sich jedoch völlig anders. Adressaten der Memoranden sind 
all jene gesellschaftlichen Gruppen, in denen unsere Vorschläge eingebracht und diskutiert 
werden müßten und können. Denn der erste Schritt zur Durchsetzung von Alternativen ist 
zunächst, das Denker in Alternativen bei den politisch engagierten Individuen bzw. ihren 
Organisationen gegen den permanenten Formierungsdruck zu verankern, der auf die Dar- 
stellung der praktizierten Wirtschaftspolitik als einzig angemessene drängt. Dies impli- 
ziert, daß diese Gruppen auch dann Adressaten bleiben, wenn sie die Vorschläge der Me- 
moranden nicht einhellig oder nicht einmal mehrheitlich für richtig halten bzw. sich zu ei- 
gen machen. 

In diesem Sinne lassen sich überblickhaft eine ganze Reihe von Adressaten der Memoran- 
den nennen (vgl. hierzu auch Bömer u.a., 1980; Eißel, 1980): 

(1) Die herrschende Wirtschaftswissenschaft: Die Entwicklung von Theorie und Praxis de- 
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mokratischer Wirtschaftspolitik wendet sich gegen die herrschende Wirtschaftswissen- 
schaft, die wirtschaftliche Krisenursachen nicht im ökonomischen, gewinngesteuerten Re- 
gulierungssystem, sondern vor allem in der Existenz politischer Regulierung, Intervention 
und Kontrolle festzumachen versucht. Damit ist die Etablierung einer Gegenforschung in- 
tendiert, die unter dem Anspruch steht, frei von Marktideologie, reale, institutionelle 
Strukturen und Prozeduren ökonomischer Entwicklung auf immanente Krisentendenzen 
und die Notwendigkeit der Durchsetzung alternativer Strategien hin zu analysieren. 

(2) Die breite Öffentlichkeit: In Form breiter Veröffentlichung ihrer Analysen und Vor- 
schläge sowie deren Vorlage auf Pressekonferenzen, trägt die Politik der Memorandum- 
gruppe dazu bei, eine »Gegenöffentlichkeit« zu schaffen, die der wirtschaftspolitischen Be- 
tichterstattung der Massenmedien entgegenttitt. 

(3) Die Träger praktizierter Wirtschaftspolitik: Die Vorschläge zur alternativen Wirt- 
schaftspolitik richten sich - auch im Sinne der positiven Einflußnahme auf die prakti- 
zierte Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung sowie die Geldpolitik der 
Deutschen Bundesbank - ebenfalls an die unmittelbaren Träger der kritisierten Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik. Als Adressat spielen diese natürlich ebenso nur dann eine 
Rolle, soweit sie Spielraum für eine offene Diskussion von Alternativen bieten. In dem 
Maße, wie dies nicht der Fall ist - beispielsweise unter Fortführung der gegenwärtigen 
Austeritätspolitik der Bundesregierung und erst recht unter einer CDU/CSU- Bundes- 
tegierung - verlieren sie tendenziell den Charakter des unmittelbaren Adressaten. 

(4) Die politischen Parteien: Die Memoranden versuchen auch, in die innerparteiliche 
Auseinandersetzung vor allem der SPD einzugreifen, weil hier noch die Möglichkeit 
der systemkritischen Debatte gegeben ist. Wenn nämlich - was fälschlicherweise gegen 
die Memorandumposition gerichtet wird - in Parteien »verschiedene, partikulare Klas- 
senkräfte auf verschiedene Weise zu ‘arbeitenden Körpern’ formiert sind« (Krätke, 
1981, S. 99), dann gilt es, Einfluß zu nehmen auf die Kompromißlinie, die der Arbeits- 
fähigkeit dieser »Körper« zugrunde liegt. 

(5) Die Gewerkschaften stellen ohne Zweifel für den Memorandumskreis den wichtigsten 
Adressaten dar. Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß die Memoranden der Vergan- 
genheit seitens führender DGB-Organe einem Wechselbad von zurückhaltender Zustim- 
mung und mitunter deutlicher Ablehnung ausgesetzt waren. Entscheidend ist vielmehr, 
daß die Vorschläge der Memoranden in der gewerkschaftlichen Debatte präsent sind. Dies 
kann nicht bedeuten, daß der Memorandumkteis darauf abzielt, gewerkschaftliche Positio- 
nen für die Organe der innergewerkschaftlichen Willensbildung quasi vorzuformulieren, 
noch wird er sie an Stelle eigener Analyse zu übernehmen haben. Diese doppelte Distanz 
spiegelt die wissenschaftliche Eigenständigkeit des Memorandumkteises wider. 

Die innergewerkschaftliche Auseinandersetzung findet unter erheblichem Einfluß »von au- 
Ben« statt, sei es von Seiten der Regierung, der Parteien und Verbände, sei es von Seiten 
der Massenmedien. Die Auseinandersetzung um die jeweils angemessene Gewerkschafts- 
politik ist also keineswegs auf das innere Diskussionsfeld der Gewerkschaften beschränkt, 
sondern hat teilweise öffentlichen Charakter. Für die Verfechter einer demokratischen Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik kommt es darauf an, sich in diese Debatte einzubringen, sei es, 
um die für die interne Gewerkschaftsdebatte relevanten ökonomischen Theorien zu unter- 
suchen, sei es im Bemühen um ein gesellschaftspolitisches Klima, das die unvoreingenom- 
mene Diskussion gewerkschaftlicher Grundauffassungen ermöglicht. 

Sich in dieser Auseinandersetzung als weitgehend autonomer wirtschaftspolitischer Diskus- 


Sirategieprobleme 153 


sionskreis zu behaupten, ist keineswegs einfach, dem Memorandumktreis bisher aber im 
Großen und Ganzen gelungen. Gleichzeitig konnten die bisher veröffentlichten Memo- 
tanden sehr stark in die innergewerkschaftliche Diskussion eingebracht und dort in kriti- 
scher Auseinandersetzung sehr umfassend diskutiert werden, nicht zuletzt deshalb, weil 
die Gewerkschaften in einer Vielzahl von Grundsatzbeschlüssen die hier skizzierte Austich- 
tung einer demokratischen Wirtschaftspolitik zu wichtigen Teilen selbst festgeschrieben 
haben. Diese Ausrichtung auf das gesellschaftspolitische Umfeld gewerkschaftlicher Politik 
erklärt auch, mit welcher Zielsetzung die der Öffentlichkeit über die Massenmedien mitge- 
teilten »Memoranden« von Funktionsträgern der Gewerkschaften unterzeichnet worden 
sind: Die Unterzeichnenden richten sich mit ihrer Unterschrift gegen jene Strategien, die 
die Öffentlichkeit auf eine Politik im Interesse der Unternehmenswirtschaft einschwören 
und damit gegen gewerkschaftliche Grundauffassungen abrichten sollen. 

(6) Im Lauf der letzten Jahre ist die Alternativbewegung zu einer wichtigen und in einzel- 
nen, durchaus zentralen Bereichen auch zukunftsweisenden sozialen Bewegung geworden. 
Vor allem deshalb wird sie zunehmend Adrtessat der Memoranden. Die Möglichkeiten 
fruchtbarer Auseinandersetzung sind keineswege ausgeschöpft. Dabei geht es für den Me- 
morandumkteis vor allem darum, nach Möglichkeiten zu suchen, die von den Verfechtern 
der Alternativökonomie favorisierten »kleinen Netzes mit den großen Netzen der gesell- 
schaftlichen Reproduktion zu verknüpfen bzw. deutlich zu machen, daß diese Verknüp- 
fung erforderlich ist, wenn die Alternativbewegung mehr sein will als das kurze Aufbeben 
gegen die das menschliche Leben innerhalb wie außerhalb der Fabriken reduzierende bzw. 
gefährdende Vorherrschaft des Profitkalküls. Will die Alternativökonomie nicht nur An- 
nex zu unveränderten Produktionsverhältnissen sein, die jene alimentieren, dann muß ei- 
ne gesellschaftsumfassende Reformkonzeption anvisiert werden. Gleichzeitig kommt es 
uns darauf an, die Ignoranz der Alternativbewegung gegenüber der Auseinandersetzung 
um die staatliche Wirtschafts- und Sozialpolitik zu brechen. Es muß deutlich werden, daß 
der Kampf um »die Staatsknete« auch ein Kampf um die Spielräume basisnaher Institutio- 
nen ist. Eine restrikte Haushaltspolitik des Staates erschwert in der gegenwärtigen Situation 
nicht nur in ökonomischer Hinsicht den Aufbau und Fortbestand von Alternativprojekten, 
sondern schafft zusätzlich ein Klima der Gegenteform, dessen eigenes Produkt sie teilweise 
ist und das auch für das Erproben neuer Lebens- und Arbeitsformen engere Grenzen setzt, 
weil für eine Vielzahl von Menschen die materielle und soziale Existenz gefährdet ist. 
Dies ist nicht gleichbedeutend mit einer Kritik, die es sich mit der gesellschaftspolitischen 
Potenz der Alternativen leicht macht und allein auf deren »Inselcharakter« verweist. Im 
Gegenteil, solche Inseln können notwendige Erfahrungsfelder alternativer Lebens- und Re- 
produktionsformen und gleichzeitig gesellschaftspolitisch aktivierend für die in ihnen täti- 
gen Menschen sein. Aber - um im Bild zu bleiben - es gibt Inseln, die gehen unter. Ande- 
te gewinnen Umland. Eine solche »Landgewinnung« wäre nur zu.etreichen, indem Praxis 
und Theorie der Alternativbewegung, soweit sie auf eine Demokratisierung von Produk- 
tion und Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums gerichtet sind, in die Industtiearbeit, 
in die großen Institutionen der Produktion und Verwaltung hineinreichen, in denen die 
Mehrheit der Bevölkerung arbeitet und von deren Ausgestaltung die Lebensqualität der 
Mehrheit der Bevölkerung in entscheidendem Maße abhängt. 
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5. 


Die Arbeit am Entwurf demokratischer Alternativen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
ist nicht allein in der BRD aufgenommen worden und dort beileibe nicht auf den Memo- 
randumkreis beschränkt. 
Überall dort, wo die gesellschaftliche Entwicklung auf die ungestörte Freisetzung von un- 
ternehmerischen Profitstrategien ausgerichtet ist und werden soll, erhebt sich die Kritik in 
Form von Gruppen der Alternativökonomie. In England hat sich zu Beginn des Jahres 1981 
eine Gruppe von 364 renommierten Wirtschaftswissenschaftlern kritisch zur praktizierten, 
monetatistisch angeleiteten Politik Thatcher’s zu Wort gemeldet. Auch in Dänemark, Hol- 
land und Schweden ist die Debatte um wirtschaftspolitische Alternativen in vollem Gange. 
Gemeinsames Anliegen derartiger Initiativen ist es vor allem, Argumentationshilfe für all 
diejenigen Institutionen und Personengruppen zu geben, die daran interessiert sind, daß 
der wirtschaftspolitische Handlungshorizont zugunsten der abhängig Beschäftigten - 
außer- und innerhalb von Beschäftigungsverhältnissen - erweitert bzw. aufgebaut wird. 
Ein wichtiger Anspruch ist dabei, daß durch die Formulierung konkreter Alternativen, die 
zugleich Kritik praktizierter Wirtschaftspolitik darstellt, Mobilisierungshemmnisse für die 
bewußte Interessenwahrnehmung der Lohnabhängigen, die durch Desorientierung und 
Perspektivlosigkeit verutsacht sind, abgebaut werden müssen. 
Gegen eine Überschätzung der möglichen Wirkungen auf diesem Pfade sprechen bürgerli- 
che Hegemonie in der Massenbeeinflussung ebenso wie das umfangreiche Arsenal von so- 
zialen Pazifierungs- und Kriminalisierungsstrategien gegenüber abweichendem Verhalten 
(Berufsverbote, polizeiliche und gerichtliche Verfolgung, Aufstiegsillusionen, Einkom- 
menskorrumpierung u.ä.) und nicht zuletzt die Mediatisierung der Stimmbürger, der ein- 
- fachen Partei- und Gewerkschaftsmitglieder dutch hierarchische Strukturen in Gesellschaft 
und Staat. 
Gegen die Überschätzung der politischen Wirksamkeit der Formulierung wirtschaftspoliti- 
scher Alternativen spricht auch, daß sich die Analysen und Forderungen vorwiegend - und 
wegen der kurzfristigen Orientierung zwangsläufig - auf staatliches Handeln beziehen und 
die Makroebene der Ökonomie selten verlassen. Die Strategie alternativer Wirtschaftspoli- 
tik orientiert hier vor allem auf den über die öffentlichen Budgets vollzogenen Verteilungs- 
kampf. Die Einflußnahme soll zugleich dazu beitragen, daß sozialökonomische Spielräume 
durch staatliches Handeln erweitert werden. Diese notwendige Orientierung verliert gele- 
gentlich den Bezug zur Ebene betrieblicher Auuseinandersetzungen. Organisationsformen 
des unmittelbaren Widerstands gegen inhumane Lebensbedingungen, politische Strate- 
gien für den betrieblichen Kampf, sind beispielsweise nicht unmittelbar Gegenstand der 
Memoranden. Was vor allem beabsichtigt ist, ist eine zunehmende Verstärkung der Forde- 
rungen an den Umverteilungsstaat und die Herstellung erhöhten Legitimationsdrucks in 
Richtung auf eine arbeitsorientierte staatliche Politik. Die Handlungserwartungen richten 
sich folglich vorwiegend an den Staat - bisher zumeist noch an den Zentralstaat, in zuneh- 
mendem Maße aber. auch an die Länder und Kommunen. Insofern können die Memoran- 
den nur indirekt Mobilisierungseffekte haben. Zentraler Platz der Auseinandersetzung ist 
die öffentliche Meinungsbildung in Bezug auf gesamtwirtschaftliche Politiken. 
Wir meinen, daß trotz der vielfältigen Einschränkungen die »Memoranden« einen wichti- 
gen Platz einnehmen können, wenn es darum geht, die Palette kurzfristiger und transfor- 
matorischer Strategien zur Systemreform durchzusetzen. Schließlich erschöpft sich die Do- 
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minanz des Kapitals nicht darin, die Arbeitskraft auszubeuten, und den gesellschaftlichen 
Reichtum einseitig - auch durch Einfluß auf den Staat - zu verteilen. Die hegemoniale 
Macht gilt auch dem Kopf des Arbeiters. Bürgerliche Ideologien sollen die Arbeiter des- 
orientieren, die Apathie vergrößern und insgesamt ihre Interessenwahrnehmung lähmen. 
Wenn man unterstellt, daß das Verhältnis von Politik und Ökonomie in bürgerlich-parla- 
mentarischen Gesellschaften durch Massenloyalität, Legitimationserwartungen und -druck 
zugunsten arbeitnehmerorientierter Interessen relativiert werden #a»», dann modifiziert 
die Struktur der öffentlichen Meinung den Handlungsrahmen des administrativen Systems 
und drängt mehr oder auch weniger auf die politische Suspendierung allein systemorien- 
tierter ökonomischer Sachzwänge. Dies ist das Feld unserer kritischen Einmischung. 


6. 


Ein wichtiger Punkt der Beurteilung der »Memorandums«-Praxis bleibt in diesem Zusam- 
menhang die Frage, warum sie sich in der praktizierten Wirtschaftspolitik so wenig nieder- 
schlägt. Ohne hier auf Fehler und Schwächen unserer Arbeit einzugehen, die sicherlich 
Anlaß zu mancher Kritik geben mußten, ist gerade die inhaltliche Ausrichtung des Konzepts 
einer »alternativen Wirtschaftspolitik« auch der Grund dafür, warum dieses auf Widerstän- 
de stößt. Eine SPD-Regierung, die sich in Zusammenarbeit mit der FDP auf pragmatisches 
Regierungshandeln einläßt - was nichts anderes bedeutet, als sich an die Logik des Systems 
anzupassen und strukturelle Reformen aufzugeben - hat gegenüber ihrer Wählerbasis, die 
mehrheitlich immer noch aus den Arbeiterreihen und unterprivilegierten Schichten 
kommt, einen schweren Stand bzw. steht in einer prekären Situation: Das Auswechseln des 
programmatisch demokratischen, reformerischen Sozialismus durch einen Pragmatismus, 
der sich allenfalls als reformistischer Spätkapitalismus erweist und sich konzeptionell in der 
schlichten Politik des Machterhalts und -erwerbs erschöpft, läßt die Attraktivität und die 
Legitimität der Regierenden in den Augen ihrer Anhänger sinken. Der Legitimationsver- 
lust kann begrenzt werden, solange es gelingt, undemokratischen Pragmatismus und 
Rücknahme von Reformen als Sachzwang (Finanzkrise etc.) auszugeben. Die Memoranden 
wenden sich kritisch gegen diese angebliche »Politik ohne Alternative«, des »finanzpoliti- 
schen Augenmaßes«, der »Zwangsläufigkeit« und den ganzen Kanon der Begründungen 
für beschäftigungspolitische Abstinenz und Kürzungen im Sozialbereich. Durch die Kritik 
der aktuellen Wirtschaftspolitik tragen sie dazu bei, die Akzeptanz derartiger Rechtferti- 
gungen zu durchbrechen. Demokratische Wissenschaft wird dem sich wertneutral geben- 
den Sachverstand, der vor allem mit dem Dauerhinweis auf schwer durchbrechbare Sachge- 
setzlichkeiten argumentiert, gegenübergestellt und dient so dem Ziel, den postulierten 
Sachzwang als politisches Interesse zu entzaubern. 
Die Memoranden-Arbeit richtet sich mithin an all die politischen Kräfte, die die Interessen 
abhängig Beschäftigter - in und außerhalb von Beschäftigungsverhältnissen - in den Mit- 
telpunkt ihrer Strategie stellen. 
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